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(C) 


203. Sitzung 

Bonn, Donnerstag, den 13. November 1997 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich teile zunächst mit, daß der Kollege Roland 
Rieh wien am 4. November 1997 auf seine Mitglied- 
schaft im Deutschen Bundestag verzichtet hat. Seine 
Nachfolgerin, die Abgeordnete Elke Holzapfel, hat 
am 5. November 1997 die Mitgliedschaft im Deut- 
schen Bundestag erworben. Ich begrüße die neue 
Kollegin und wünsche gute Zusammenarbeit. Herz- 
lich willkommen, Frau Holzapfel. 

(Beifall) 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun- 
dene Tagesordnung um die in einer Zusatzpunktliste 
(B) aufgeführten Punkte zu erweitern: 

2. Beratung des Antrags der Abgeordneten Volker Beck 
(Köln), Rita Grießhaber, Kerstin Müller (Köln), weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN: Öffentliche Sicherheit stärken - Jugendkriminali- 
tät verringern - Drucksache 13/8968- 

3. Weitere abschließende Beratung ohne Aussprache (Er- 
gänzung zu TOP 22) 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der Verord- 
nung der Bundesregierung. Aufhebbare Einhundert- 
fünfunddreißigste Verordnung zur Änderung der Ein- 
fuhrliste - Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz - Druck- 
sachen 13/8393, 13/8507 Nr. 2.2, 13/8978- 

4. Beratung der Unterrichtung durch die Bundesregierung: 

Beschluß der Bundesregierung zum Klimaschutzpro- 
gramm der Bundesrepublik Deutschland auf der Basis 
des Vierten Berichts der Interministeriellen Arbeits- 
gruppe „C0 2 -Reduktion“ (IMA „C0 2 -Reduktion") - 

Drucksache 13/8936- 

5. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: Klimagipfel 
in Kyoto: Ein neuer Anlauf zum Schutz des Klimas - 

Drucksache 13/8969- 

6. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Gruppe der PDS: 

Haltung der Bundesregierung zu in der Presse zitierten 
Äußerungen des Bundesverteidigungsministers Volker 
Rühe zum Konflikt am Golf 

7. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
weiteren Verlängerung strafrechtlicher Veijährungs Vor- 
schriften (3. Verjährungsqesetz - 3. VerjG) - Drucksa- 
che 13/8962- 

8. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: Wirt- 
schaftskriminalität in Deutschland insgesamt wirkungs- 
voll bekämpfen - Drucksache 13/8970- 

9. Beratung des Antrags der Abgeordneten Volker Beck 
(Köln), Gerald Häfner, Kerstin Müller (Köln), weiterer 


Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN: Reform des Straf- und des Sanktionenrechts - 

Drucksache 13/8957- 

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, 
soweit erforderlich, abgewichen werden. 

Des weiteren soll Tagesordnungspunkt 15 a und b 
- es handelt sich um Vorlagen zum Psychotherapeu- 
thengesetz - abgesetzt werden. 

Außerdem mache ich auf nachträgliche Ausschuß - 
Überweisungen im Anhang zur Zusatzpunktliste auf- 
merksam: 

Der in der 197. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
9. Oktober 1997 überwiesene nachfolgende Antrag soll 
nachträglich zusätzlich dem Finanzausschuß zur Mitbera- 
tung überwiesen werden: (D) 

Antrag der Abgeordneten Franziska Eichstädt-Bohlig, Hel- 
mut Wilhelm (Amberg), Antje Hermenau, weiterer Abge- 
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Nutzung des Altschuldenhilfegesetzes für eine Initiative 
zur Gründung von Wohnungsgenossenschaften - Drucksa- 
che 13/8703- 

überwiesen: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (fe- 
derführend) 

Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Haushaltsaus s chuß 

Sind Sie mit den Vereinbarungen einverstanden? - 
Das ist der Fall. Dann verfahren wir so. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Abgabe einer Erklärung durch die Bundes- 
regierung 

Vorschau auf die Sondertagung des Europäi- 
schen Rates über Beschäftigung in Luxem- 
burg am 20./21. November 1997 

Es liegt je ein Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD und des Bündnisses 90/Die Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache im Anschluß an die Regierungser- 
klärung zwei Stunden vorgesehen. - Dazu höre ich 
keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung 
hat der Herr Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl. 
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(A) Dr. Helmut Kohl, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Sitzung des Euro- 
päischen Rates am 20. und 21. November findet in ei- 
nem Zeitabschnitt entscheidender Weichenstellun- 
gen statt. Es geht auf diesem EU-Gipfel und auf dem 
regulären Gipfel kurze Zeit später um Entscheidun- 
gen, die weit in die Zukunft unseres Landes, ja des 
Kontinents reichen. Ich nenne als wichtigste Bei- 
spiele die Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion und die anstehende Osterweiterung der 
Europäischen Union. 

Unser Ziel ist und bleibt, die europäische Einigung 
unumkehrbar zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD P.) 

Das vereinte Europa sichert uns Frieden und Freiheit. 
Es macht unsere Volkswirtschaften wettbewerbsfähi- 
ger und hilft uns, durch Zusammenarbeit viele Auf- 
gaben besser zu lösen. 

Das europäische Haus, das wir bauen, soll allen 
darin wohnenden Menschen ein gutes Zuhause sein. 
Es soll ihnen eine Chance auf ein Leben in Frieden 
und Freiheit, in Wohlstand und sozialer Sicherheit 
geben. Dieses große Vorhaben kann letztlich nur 
glücken, wenn es uns gelingt, die europäische Eini- 
gung zu einer Herzenssache der Menschen zu ma- 
chen. Dies wird sie allerdings nur dann, wenn die 
Menschen in Europa spüren, daß dieses Europa für 
sie gebaut wird und ihnen hilft, die Herausforderun- 
gen unserer Zeit auch in ihrem persönlichen Leben 
besser bewältigen zu können. 

(B) 

Das gilt vor allem für die bedrückend hohe Ar- 
beitslosigkeit von insgesamt 18 Millionen Menschen 
in den EU-Mitgliedstaaten. Es muß deshalb unser ge- 
meinsames Ziel sein, jene Wachstumskräfte zu stär- 
ken, die neue und zukunftssichere Arbeitsplätze 
schaffen. 

Für die Bundesregierung steht fest, daß der Kampf 
gegen die Arbeitslosigkeit in erster Linie eine natio- 
nale Aufgabe ist. Dies ist im übrigen auch die Auffas- 
sung meiner Kollegen in der Europäischen Union. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dabei sind neben der Politik vor allem die Tarif Par- 
teien und die Unternehmen gefordert. Die einzelnen 
Regierungen müssen für beschäftigungsfördemde 
Rahmenbedingungen sorgen. Hier hat jeder in der 
Europäischen Union seine eigenen Aufgaben zu lö- 
sen. 

Es gibt im Rahmen der Kompetenzen der Europäi- 
schen Union Felder, in denen wir gemeinsam tätig 
werden können und müssen. Dies gilt auch für die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Diese Möglichkei- 
ten, meine Damen und Herren, müssen wir jetzt in 
vernünftiger Weise miteinander wahmehmen. 

Die Voraussetzungen hierfür verbessern sich in der 
EU viel schneller, als viele erwartet haben. Daran hat 
die Vorbereitung auf die Einführung des Euro maß- 
geblichen Anteil. Die durchs chnittliche Inflationsrate 
in der Europäischen Union liegt derzeit unter 2 Pro- 


zent. Beim Abschluß des Maastricht-Vertrages 1991 (C) 

betrug sie noch 5,5 Prozent. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P]: So ist es!) 

Wenn Sie die Vergleichszahlen von vor zehn Jah- 
ren nehmen, werden Sie noch ganz andere Prozent- 
sätze feststellen. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: 13 Prozent!) 

Die langfristigen Zinsen lagen 1991 bei über 10 Pro- 
zent; heute betragen sie im EU-Durchschnitt noch 
6 Prozent. Die Konsolidierung der Staatsfinanzen ist 
in den meisten Mitgliedstaaten der EU sichtbar vor- 
angekommen. Die Staatsdefizite betrugen 1991 
4,3 Prozent; 1997 werden sie nach der Schätzung der 
EU-Kommission nur noch 2,7 Prozent betragen. 

Es ist unübersehbar, die Unternehmen haben an 
Wettbewerbsfähigkeit gewonnen. Das Vertrauen in 
die künftige Entwicklung ist gewachsen. Dies sind 
erste Früchte der Reformanstrengungen in den EU- 
Mitgliedstaaten. Wir müssen sie gemeinsam fortset- 
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Deshalb haben wir auf dem Europäischen Rat vom 
Juni 1997 in Amsterdam vereinbart, unsere gemein- 
samen Anstrengungen noch stärker als bisher in den 
Dienst der Beschäftigung zu stellen. Grundlagen 
hierfür sind die Entschließung des Europäischen Ra- 
tes zu Wachstum und Beschäftigung und der neu in 
den EG -Vertrag eingeführte Beschäftigungstitel. 

Meine Damen und Herren, auch wegen einer Dis- 
kussion im Bundesrat füge ich hinzu: Natürlich muß p) 
der Vertrag erst noch ratifiziert werden. Dennoch wa- 
ren wir uns in Amsterdam einig, angesichts der ho- 
hen Arbeitslosigkeit unverzüglich zu handeln. Die 
Entschließung und der Beschäftigungstitel, die dort 
formuliert wurden, unterstreichen den hohen Rang, 
den die Gemeinschaft dem Kampf gegen die Arbeits- 
losigkeit und der Schaffung wettbewerbsfähiger Ar- 
beitsplätze beimißt. 

Zentraler Ansatz des Beschäftigungstitels ist es, 
die beschäftigungspolitischen Maßnahmen der Mit- 
gliedstaaten abzustimmen und hierfür gemeinsame 
Leitlinien oder Ziele festzulegen. Aufgabe des in ei- 
ner Woche beginnenden „Beschäftigungsgipfels" in 
Luxemburg wird es sein, eine koordinierte Beschäfti- 
gungsstrategie weiterzuentwickeln. Diese Strategie 
muß sich nach unserer Auffassung von folgenden Er- 
fordernissen leiten lassen: 

Erstens: Die Mitgliedstaaten müssen mit einer sta- 
bilitätsorientierten Politik günstige Voraussetzungen 
für mehr Investitionen und Arbeitsplätze schaffen. 

Mit dem in Amsterdam verabschiedeten Stabilitäts- 
und Wachstumspakt wird deutlich gemacht: Es be- 
steht kein Gegensatz zwischen Stabilität und Be- 
schäftigung. Im Gegenteil, Preis Stabilität und Haus- 
haltsdisziplin sind zentrale Voraussetzungen für 
dauerhaftes Wachstum und mehr Arbeitsplätze. 

Auch darin besteht im übrigen Einigkeit unter den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Alle Mit- 
gliedstaaten sind deshalb gefordert, ihre Konsolidie- 
rungspolitik fortzusetzen, um die Staatsquote spür- 
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Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 

(A) bar zu senken; denn dies schafft neuen Raum für pri- 
vatwirtschaftliche Initiative und damit für mehr Be- 
schäftigung. 

Zweitens: Entscheidend bleibt ferner eine beschäf- 
tigungsfördemde Lohnpolitik der Tarifpartner. Sie 
tragen hier eine besonders große Verantwortung. Zu- 
gleich müssen tarifvertragliche Rahmenvereinbarun- 
gen den ständig wachsenden Anforderungen an be- 
triebliche und volkswirtschaftliche Flexibilität Rech- 
nung tragen, etwa im Bereich der Produktions- und 
Arbeitszeiten. 

In Deutschland sind die Tarifverträge in diesem 
Jahr erfreulicherweise wieder stärker am Beschäfti- 
gungsziel ausgerichtet. Ich denke, dies ist ein gutes 
Signal für mehr Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

So haben in der Chemieindustrie die Tarifpartner 
Öffnungsklauseln vereinbart, die den Betrieben zu- 
sätzliche Spielräume bei der Lohn- und Arbeitszeit- 
gestaltung eröffnen. Wir müssen auf diesem Weg un- 
bedingt weiter vorangehen. 

Drittens: Wir sollten von positiven Erfahrungen an- 
derer Mitgliedstaaten lernen. Prüfenswert sind in 
diesem Zusammenhang durchaus die beschäfti- 
gungspolitischen Erfolge der Niederlande und der 
skandinavischen Länder. Interessant ist, wie diese 
Länder das Zusammenwirken von staatlicher Förde- 
rung, Eigenverantwortung der Arbeitnehmer und 
notfalls auch der Begrenzung der Leistungen der So- 
lidargemeinschaft neu geregelt haben. 

Der beim Europäischen Rat in Amsterdam verein- 
barte Informationsaustausch wird von uns begrüßt. 
Wenn jeder von jedem lernt, kann das nur nützen. 

Meine Damen und Herren, wir können eigene 
gute Erfahrungen zum Beispiel bei der beruflichen 
Bildung an unsere Partner weitergeben. Mit unserem 
weltweit anerkannten dualen Ausbildungssystem 
und einer gemeinsamen Kraftanstrengung von Wirt- 
schaft, Gewerkschaften und Staat gelingt es seit vie- 
len Jahren, die Jugendarbeitslosigkeit auf einem in- 
ternational vergleichsweise niedrigen Niveau zu hal- 
ten. - Daß sie für uns in Deutschland dennoch zu 
hoch ist, weiß jeder. 

Zuletzt betrug die Jugendarbeitslosigkeit in unse- 
rem Land 10,5 Prozent. 

(Zuruf von der PDS: 10 Prozent sind zu 
hoch!) 

Sie lag damit erheblich unter dem Durchschnitt der 
Europäischen Union in Höhe von 20,2 Prozent und 
war sehr viel niedriger als zum Beispiel in Ländern 
wie Spanien oder Frankreich. 

Mit dem Arbeitsförderungs -Reformgesetz haben 
wir unsere Arbeitsmarktpolitik umfassend moderni- 
siert. Wir haben neue Instrumente eingeführt, zum 
Beispiel Einstellungszuschüsse für Existenzgründer, 
die Arbeitslose einstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 


Viertens: Gerade wir Deutsche wissen um die zen- (C) 
trale Bedeutung unserer kleinen und mittleren Unter- 
nehmen für mehr Arbeitsplätze. Sie haben allein zwi- 
schen 1990 und 1996 rund 1 Million zusätzliche Ar- 
beitsplätze geschaffen, während in den Großunter- 
nehmen eine erhebliche Zahl von Arbeitsplätzen ver- 
lorenging. In Deutschland schafft zum Beispiel jeder 
Existenzgründer im Durchschnitt vier neue Arbeits- 
plätze. Wir brauchen deshalb mehr entschlossene 
und innovative Unternehmer, die auf zukunftsträch- 
tige Felder, neue Technologien, Verfahren oder 
Dienstleistungen setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Aber, meine Damen und Herren, dazu müssen wir 
Ihnen das Wagnis der Selbständigkeit und Eigenver- 
antwortung erleichtern und sie dazu ermutigen. Die 
ersten Existenzgründerlehrstühle an den Universitä- 
ten sind in diesem Sinne wichtige Signale. Ich wün- 
sche mir gerade auch auf diesem Feld ein noch stär- 
keres Engagement der Wirtschaft. 

Natürlich weiß ich wie Sie alle, daß sich auch man- 
cher Existenzgründer von den vielfältigen bürokrati- 
schen Aufgaben und Auflagen abschrecken läßt. Wir 
haben deshalb die Planungs- und Genehmigungs- 
verfahren vereinfacht und verkürzt. Auf diesem Weg 
werden wir weiter voranschreiten. Wir wollen einen 
schlanken Staat, nicht zuletzt deshalb, weil dabei so 
viele neue Freiräume für die Gründung von Betrie- 
ben entstehen. 

Meine Damen und Herren, dies ist eine Aufgabe, 
bei der nicht nur die Mitgliedsländer der EU gefor- 
dert sind. Auch die Europäische Union selbst muß pj 
mehr tun, um das bestehende Regelungsdickicht zu 
lichten und keine neuen Bürokratien entstehen zu 
lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Erste Erfolge sind sichtbar. Die Zahl der Selbstän- 
digen nimmt zu. Zwischen 1990 und 1995 haben sich 
1,9 Millionen Menschen selbständig gemacht, davon 
etwa 500 000 in den neuen Ländern. Natürlich weiß 
ich, daß nicht alle Neugründungen erfolgreich wa- 
ren. 

Ein gutes Beispiel für den Aufbruch in die Zukunft, 
in neue Beschäftigungschancen ist die Biotechnolo- 
gie. Die Zahl der Biotechnologieuntemehmen hat 
sich von 75 im Jahre 1995 auf rund 150 in 1996 ver- 
doppelt. Experten erwarten, daß sich die Zahl der 
Biotechnologieuntemehmen in Deutschland in Kürze 
noch einmal verdoppeln wird. 

Fünftens: Das Amsterdamer Sonderaktionspro- 
gramm der Europäischen Investitionsbank in Lu- 
xemburg kann und muß die nationalen Anstrengun- 
gen für kleine und mittlere Unternehmen stärken 
und sinnvoll ergänzen. Die Europäische Investitions- 
bank soll aus ihren Überschüssen bis zum Ende des 
Jahres 2000 knapp 2 Milliarden DM insbesondere 
zur Förderung von Hochtechnologieprojekten kleiner 
und mittlerer Unternehmungen bereitstellen. 

Der Präsident der Europäischen Investitionsbank 
veranschlagt das hierdurch mögliche Investitionsvo- 
lumen auf eine Summe von bis zu 17 Milliarden DM. 
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(A) Die Europäische Investitionsbank ergänzt damit un- 
sere eigenen Bemühungen, etwa durch das Dritte 
Finanzmarktförderungsgesetz, mehr Wagniskapital 
für Existenzgründer verfügbar zu machen. 

Die Bundesregierung begrüßt in diesem Zusam- 
menhang auch die Beschäftigungsinitiative des Euro- 
päischen Parlaments. In den nächsten drei Jahren 
sollen insgesamt rund 850 Millionen DM aus be- 
stehenden Haushaltsmitteln insbesondere als Wag- 
niskapital für kleine und mittlere Unternehmen be- 
reitgestellt werden. 

Meine Damen und Herren, es ist wichtig, darüber 
hinaus sicherzustellen, daß private Initiativen nicht 
verdrängt werden und daß diese Mittel - das ist ent- 
scheidend - die gewünschten Adressaten auch wirk- 
lich und möglichst unbürokratisch auf kürzestem 
Weg erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sechstens: Die verstärkte Qualifizierung der Ar- 
beitnehmer leistet einen wichtigen Beitrag zum Ab- 
bau der Arbeitslosigkeit. Zu unserer heutigen Zeit 
gehört, daß einmal erlerntes Wissen immer schneller 
veraltet. Deshalb güt es, die berufliche Büdung der 
Arbeitnehmer zusätzlich zu verstärken. Aus meinen 
Gesprächen in den letzten Wochen weiß ich, daß 
diese Frage auch in den anderen EU- Mitgliedstaaten 
zunehmend an Bedeutung gewinnt. 

In Deutschland gehört das Fortbildungs- und Um- 
schulungsprogramm der Bundesanstalt für Arbeit 
seit vielen Jahren zu den wichtigen Instrumenten der 
beruflichen Weiterbildung. Die Bundesanstalt für Ar- 
beit wendet, wie Sie wissen, pro Jahr über 850 Millio- 
nen DM auf, um Hauptschulabgänger für eine Be- 
rufsausbildung zu qualifizieren. Damit gleicht sie 
Lemdefizite im schulischen Bereich aus. Das gehört 
normalerweise in die Verantwortung der Bundeslän- 
der. 

(Zuruf von der F.D.P. : So ist es!) 

Siebtens: Der Weg zu mehr Arbeitsplätzen führt 
vor allem über Strukturreformen. Die Amsterdamer 
Entschließung zu Wachstum und Beschäftigung be- 
kennt sich klar zu weitreichenden Strukturreformen 
im Bereich der Arbeits- und Gütermärkte. Sie knüpft 
damit nahtlos an die nach wie vor gültige Strategie 
des Europäischen Rates von Essen 1994 an. 

Die Arbeitslosigkeit in Deutschland wie in Europa 
ist, wie wir wissen, wesentlich strukturell bedingt. 
Wir dürfen deshalb jetzt nicht der Illusion Vorschub 
leisten, wir könnten mit zusätzlichen staatüchen 
Finanzmitteln für kurzlebige Beschäftigungspro- 
gramme dauerhaft neue Arbeitsplätze schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jah- 
ren eine Vielzahl von Maßnahmen zur umfassenden 
Modernisierung unseres Landes durchgesetzt. Ich 
nenne nur wenige Beispiele. Wir haben Bahn, Post, 
Telekom und neuerdings auch die Lufthansa auf Pri- 
vatisierungskurs gebracht. Die Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall wurde neu geregelt. In der Folge 
führte das bei der deutschen Wirtschaft zu Einspa- 


rungen von über 10 Milliarden DM. Daß im übrigen (C) 
die Fehlzeiten jetzt auf den niedrigsten Stand der 
letzten 20 Jahre gesunken sind, ist eine bemerkens- 
werte Entwicklung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die investitions- und beschäftigungsfeindlichen 
Substanzsteuem für Unternehmen wurden abge- 
schafft. Leider ist die dringend nötige umfassende 
Steuerreform an der Bundesratsmehrheit gescheitert. 

Die Bundesregierung hält im Interesse der Arbeits- 
platzsuchenden weiter unbeirrt am Ziel der Steuerre- 
form fest. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Es ist dringend geboten, die deutschen Steuersätze 
auf ein international wettbewerbsfähiges Niveau zu- 
rückzuführen, der Aushöhlung der Steuerbasis ent- 
schlossen entgegenzuwirken, Möglichkeiten zur le- 
galen Steuervermeidung abzubauen und - dieses 
Thema zu behandeln wird sicherlich in Luxemburg 
nicht ohne Probleme abgehen - Steueroasen zumin- 
dest in der EU auszutrocknen. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Niedrige Steuersätze mit einer breiten Steuerbasis 
sind die beste Grundlage für Investitionen und Ar- 
beitsplätze. Eine solche in die Zukunft weisende 
Steuerreform ist, so glaube ich, zugleich das wirk- 
samste Instrument einer Regierung zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P.) (D) 

Die Bundesregierung hat mit der Rentenreform 
aus dem schon heute absehbaren dramatischen Wan- 
del unserer Bevölkerungsstruktur die notwendigen 
Konsequenzen für den Generationenvertrag gezo- 
gen. Steigende Lebenserwartung, ein immer späterer 
Start in den Beruf und eine der niedrigsten Gebur- 
tenraten der EU zwingen zu diesen Reformen. Die 
Rentenentwicklung muß dem sich dramatisch än- 
dernden Altersaufbau der Bevölkerung unseres Lan- 
des Rechnung tragen. 

Aktuell geht es darum, zu verhindern, daß der Bei- 
tragssatz in der Rentenversicherung auf 21 Prozent 
steigt. Ich denke, wir müssen über alle vernünftigen 
Maßnahmen sprechen, die geeignet sind, dies zu ver- 
meiden. Trotz der gestern erfolgten Absage hoffe ich 
immer noch, daß bei den anstehenden Verhandlun- 
gen im Vermittlungsausschuß vernünftige Gespräche 
möglich sind. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das Ziel ist klar: Wir müssen in Deutschland die 
Leistungen unseres Sozialstaats zielgenauer ausge- 
stalten und ihn finanzierbar erhalten. Dies ist unver- 
zichtbar, um die steigenden Sozialkosten einzudäm- 
men, die Lohnzusatzkosten dauerhaft zu begrenzen 
und damit möglichst viele Impulse für neue Arbeits- 
plätze zu geben. 

Achtens: Die koordinierte Beschäftigungsstrategie 
muß natürlich die jeweiligen nationalen Gegeben- 
heiten berücksichtigen. 
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(A) Die Ursachen der Arbeitslosigkeit in der Europäi- 
schen Union sind aus vielen Gründen von Land zu 
Land ziemlich unterschiedlich. Es ist offenkundig, 
daß es kein für alle gültiges Patentrezept gibt. Jedes 
Land hat seine eigene Geschichte und soziale Tradi- 
tion. Von Land zu Land gibt es mentale Unterschiede 
und unterschiedliche Strukturen. 

Es besteht auch ein wesentlicher Unterschied zwi- 
schen der nationalen und der europäischen Ebene. In 
der EU stehen wir erst am Anfang eines sozialen Dia- 
logs, in den die Tarifpartner eingebunden sind. In 
Deutschland haben wir bereits eine lange und gute 
Tradition der Partnerschaft zwischen Politik, Arbeit- 
gebern und Gewerkschaften. Dieses Miteinander er- 
möglicht es, sich auf gemeinsame Ziele zu verständi- 
gen, ohne daß die notwendige streitige Auseinander- 
setzung um den besseren Weg dabei unterbunden 
wird. Damit ist auch die Selbstverpflichtung aller Be- 
teiligten verbunden, ihren eigenen, ihren konkreten 
Beitrag zur Verwirklichung der Ziele zu leisten. 

Auf der Ebene der Europäischen Union müssen wir 
diese Art der Partnerschaft erst noch entwickeln und 
ausbauen. Europäische Leitlinien sind heute in erster 
Linie danach zu beurteilen, ob und inwieweit die je- 
weilige Regierung auch über die Instrumente und 
Mittel verfügt, diese Zielvorgaben tatsächüch zu er- 
reichen. 

Ziele können darüber hinaus dazu dienen, zusätz- 
liche Kräfte zu mobilisieren und Verbündete, zum 
Beispiel die Tarifparteien, für die Entscheidungen zu 
gewinnen. Jeder muß jedoch wissen: Die Arbeits- 
plätze werden in erster Linie von Unternehmen ge- 
schaffen. 

Notwendig sind also realistische Ziele und Be- 
schäftigungsstrategien, die den besonderen regiona- 
len und nicht den besonderen sektoralen Erfordernis- 
sen in den einzelnen Mitgüedstaaten Rechnung tra- 
gen. Dies gilt auch für die flankierende aktive Ar- 
beitsmarktpolitik, etwa zur Wiedereingliederung von 
arbeitslosen Jugendlichen und Langzeitarbeitslosen. 
Wir geben heute mehr Geld für die aktive Arbeits- 
marktpolitik aus als jedes andere vergleichbare Mit- 
gliedsland. 

Für mich, meine Damen und Herren, ist wichtig, 
daß nationale Zuständigkeiten und der bestehende 
Finanzrahmen der EU gewahrt bleiben. Darüber be- 
steht mit nahezu allen Kollegen innerhalb der Euro- 
päischen Union Einigkeit. Auch die Kommission der 
Europäischen Union hat noch vor wenigen Stunden 
durch die Äußerungen ihres Präsidenten die gleiche 
Position bezogen und noch einmal deutlich gemacht, 
daß sie keine neuen, zusätzlichen Finanzmittel 
wünscht. 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir 
sind uns unserer gemeinsamen Verantwortung be- 
wußt, und wir wissen, daß viele Menschen in Europa 
mit dem Luxemburger Beschäftigungsgipfel beson- 
dere Hoffnungen und Erwartungen verbinden. Trotz 
aller Schwierigkeiten glaube ich, wir können es 
schaffen, wenn alle Beteiligten - Unternehmen, Ge- 
werkschaften und Staat - in den jeweiligen Ländern 
ihre Verantwortung wahrnehmen. Handlungsfähig- 


keit und Bürgernähe der Europäischen Union müs- (C) 
sen sich in Luxemburg in konkreten Ergebnissen nie- 
derschlagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Angesichts der vor uns hegenden großen europäi- 
schen Herausforderungen - Einführung des Euro, 
Europäische Agenda 2000 mit Osterweiterung und 
Finanzreform - muß von dem Sonderrat in Luxem- 
burg ein ermutigendes Signal ausgehen. Die Bun- 
desregierung ist bereit, dazu ihren Beitrag zu leisten. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Bevor der nächste Redner spricht, 
möchte ich auf der Ehrentribüne den Präsidenten des 
Parlaments der Griechischen Repubük, Herrn Apo- 
stolos Kaklamanis, und seine Delegation ganz herz- 
lich begrüßen. 

(Beifall) 

Herr Präsident, Sie halten sich in dieser Woche in 
der Bundesrepubük auf, waren in München, Stutt- 
gart, Bonn und sind anschüeßend in Berlin. Sie ha- 
ben viele Begegnungen mit Deutschen und Griechen 
gehabt. Ich freue mich, daß Sie heute morgen an die- 
ser europapolitischen Debatte ein gutes Stück haben 
teilnehmen können. 

Wir möchten Ihnen heute für die jüngsten Frie- 
densinitiativen im südosteuropäischen Raum dan- 
ken. Der Wunsch unseres Parlamentes lautet: So wie D 
es gelungen ist, in Skopje, in Albanien voranzukom- 
men, möge es auch gelingen, in Zypern voranzukom- 
men. 

Ihnen alles Gute und einen guten Besuch in 
Deutschland! 

(Beifall) 

Als nächsten Redner rufe ich den Kollegen Rudolf 
Scharping auf. 

Rudolf Scharping (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Das Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetz verpflichtet die Bundesregierung auf vier 
Ziele: ein angemessenes Wirtschaftswachstum, Sta- 
bilität der Preise, außenwirtschaftliches Gleichge- 
wicht und einen hohen Beschäftigungsstand. 

Insbesondere das letzte Ziel spielt in der Politik der 
Bundesregierung leider keine Rolle mehr. Das merkt 
man an dieser Regierungserklärung, und man merkt 
es an ihrem aktiven Handeln. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Herr Bundeskanzler, über die Bedeutung der euro- 
päischen Integration und ihre Vertiefung, über die 
demokratische Stärkung ihrer Institutionen und die 
Erweiterung der Europäischen Union, über die Ein- 
führung einer gemeinsamen Währung im Interesse 
einer gemeinsamen wirtschaftlichen Entwicklung - 
über alle diese Grundfragen gibt es keine streitige 
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(A) Debatte zwischen der Regierung und der sozialde- 
mokratischen Opposition. 

Allerdings: Ich habe die ganze Zeit darauf gewar- 
tet, daß Sie in Ihrer Regierungserklärung wenigstens 
etwas zu den Zielen Ihrer Politik mit Blick auf den 
Beschäftigungsgipfel sagen würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn im Prozeß der Verwirklichung einer gemein- 
samen Wirtschafts- und Währungsunion - und da- 
nach - käme es doch darauf an, sich jetzt so wie bei 
der europäischen Währung auf konkrete, nachprüf- 
bare Leitlinien zur Stabilität der Beschäftigung, zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und zur Erhöhung 
des Beschäftigungsniveaus in der Europäischen 
Union zu verständigen. Dazu haben Sie nichts ge- 
sagt. Das ist insbesondere deshalb verblüffend, weil 
Sie sich doch vor wenigen Tagen mit den christdemo- 
kratischen Regierungschefs - das sind wenige ge- 
nug, aber immerhin einige - 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Noch zu viele!) 

in Toulouse getroffen haben und jedenfalls dort der 
Eindruck entstanden ist, Sie könnten den Vorschlä- 
gen, die vom italienischen oder vom luxemburgi- 
schen Ministerpräsidenten kommen, vielleicht doch 
etwas abgewinnen. Ich finde, die deutsche Öffent- 
lichkeit und das Parlament mit so vielen Allgemein- 
plätzen abzuspeisen und keine konkreten Ziele zu 
nennen, das rechtfertigt nun wirklich keine Regie- 
rungserklärung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
te) ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ich hoffe, daß die Debatte darüber Klarheit bringt, 
ob die Bundesregierung konkrete Festlegungen, 
konkrete Leitlinien in der Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit unterstützen wird. Es dürfte Ihnen nicht 
schwerfallen, Herr Bundeskanzler; denn auch wenn 
Sie sagen, Beschäftigungspolitik sei - das war ja eine 
Variante zu dem, was Sie früher gesagt haben - vor- 
dringlich nationale Aufgabe, müssen Sie doch in der 
Lage sein, aus Ihrem reklamierten - aus meiner Sicht 
zu niedrig angesetzten - Ziel der Halbierung der Ar- 
beitslosigkeit auch mit Blick auf die Europäische 
Union die Konsequenz zu ziehen, daß man sich kon- 
kret festlegen sollte. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben völlig zu Recht gesagt, daß das Projekt 
der Entwicklung hin zur gemeinsamen Währung - 
das, was Jean-Claude Juncker den „Konvergenz- 
streß" nennen würde - mit Bück auf die Haushalte, 
die Preise, die Zinsentwicklung etc. schon zu einem 
hohen Maß an Disziplin geführt hat. Das ist richtig. 
Aber wenn diese Konvergenzkriterien der Währung 
eine solche Wirkung entfaltet haben, warum sträu- 
ben Sie sich dann gegen ähnliche - ich sage nicht: 
gleichlautende - Festlegungen im Zusammenhang 
mit der Arbeitsmarktpolitik? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Wir müssen, Herr Bundeskanzler - dazu hat Ihre (C) 
Regierungserklärung leider überhaupt keinen Bei- 
trag geleistet -, die Hoffnungen, die Wünsche, die Er- 
wartungen, aber auch die Sorgen der Menschen wie- 
der zur politischen Tagesordnung machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben sie aber nicht zur politischen Tagesord- 
nung gemacht. 

Deswegen erwarte ich mir wenigstens von der 
Aussprache einen Hinweis darauf, ob Sie bereit sind, 
sich auf der Grundlage konkreter Leitlinien dem 
Wettbewerb mit den anderen europäischen Mit- 
gliedstaaten zu stellen, das, was die Europäische 
Kommission unter dem Stichwort „best practice" - 
wer macht es am besten? - formuliert hat. 

Es ist doch sehr bezeichnend, daß die Europäische 
Kommission in der Darstellung aller Entwicklungen 
in den Mitgliedstaaten hinsichtlich der jeweils besten 
Entwicklung Deutschland nur ein einziges Mal er- 
wähnt, und zwar mit dem System der dualen Ausbil- 
dung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist außerordentlich bezeichnend, weil nach der 
Einsicht der europäischen Institutionen die Arbeits- 
marktpolitik, die Wirtschaftspolitik, die Finanzpolitik 
bei weitem nicht die Ziele erfüllen, die sie selbst re- 
klamieren. 

Sind Sie bereit, sich auf der Grundlage konkreter 
Leitlinien und eines Wettbewerbs unter den Mit- 
gliedstaaten in einem Jahr und danach regelmäßig p) 
einer Überprüfung der Politik zu stellen? 

Wenn es zu diesen scheinbar methodischen Festle- 
gungen nicht kommt, dann wird es in Europa bei 
dem bedauerlichen Zustand bleiben, daß wir bei den 
Währungen sehr konkrete Kriterien haben, daß wir 
einen Stabilitätspakt haben und daß mit Bück auf die 
Arbeitsmärkte wieder mehr oder weniger Rhetorik 
geboten wird, von der die Bürgerinnen und Bürger 
ahnen, daß sie zur Lösung ihrer Probleme wenig, 
wenn überhaupt etwas, beitragen wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, was bedeutet das jetzt 
mit Blick auf die Festlegung jenes Gesetzes? Ich er- 
wähne das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz des- 
halb, weü es schwer verständlich sein wird, wenn die 
deutsche Regierung mit einem solchen Gesetz, das 
Verpflichtungen für sie enthält, nicht in der Lage sein 
sollte, ähnliche Festlegungen auf der europäischen 
Ebene mit voranzubringen. 

Konkret bedeutet das erstens eine Verpflichtung 
der Europäischen Union auf die Erzeugung eines hö- 
heren Beschäftigungsniveaus. Die Schaffung von Ar- 
beitsplätzen selbst ist nicht Aufgabe der Politik. Auf- 
gabe der Politik ist, dafür richtige Rahmenbedingun- 
gen zu setzen 

(Beifall bei der SPD) 

und den Unternehmen Klarheit zu schaffen. 
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(A) Das bedeutet zweitens, sich festzulegen auf einen 
Ausbau des Hochtechnologiesektors und der Wett- 
bewerbsfähigkeit der Europäer im Zusammenhang 
mit anderen weltwirtschaftlichen Regionen wie 
Nordamerika inklusive NAFTA oder Südamerika mit 
Mercosur oder Südostasien. 

Es bedeutet drittens, konkrete Festlegungen zu 
treffen mit Blick auf die Langzeitarbeitslosigkeit. 
Wenn Sie sagen, die Bundesrepublik Deutschland 
hege in der Finanzierung aktiver Arbeitsmarktpolitik 
immer noch an der Spitze in Europa, dann füge ich 
hinzu: Sie haben mit Ihrer Politik die Instrumente der 
aktiven Finanzierung von Arbeitsmarktpolitik immer 
weiter reduziert mit dem Ergebnis, daß heute rund 
300000 Menschen nur deshalb arbeitslos sind, weü 
Sie das gemacht haben. Das zeigt: Es ist nicht sehr 
verantwortlich, was Sie da tun. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS) 

Schließlich zur Jugendarbeitslosigkeit. Ich räume 
ein: Natürlich ist sie in Frankreich, in Spanien oder in 
anderen Ländern höher. Aber wenn wir uns dem 
Wettbewerb mit den europäischen Staaten stellen, 
dann sollten wir uns nicht an solchen Entwicklungen 
und Daten orientieren, sondern an jenen Ländern, 
denen es wie Dänemark gelingt, die Jugendarbeits- 
losigkeit konsequent und vollständig zu beseitigen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

(B) und der PDS) 

Warum also, Herr Bundeskanzler, sagen Sie nichts 
zu der Frage, ob man sich festlegen könnte, daß jeder 
Mensch, der länger als ein Jahr arbeitslos ist, einen 
Anspruch erwirbt und - ich füge hinzu - eine Ver- 
pflichtung besitzt, sich durch Weiterbüdung, Qualifi- 
zierung oder aktive Beschäftigungspolitik wieder in 
den Arbeitsmarkt integrieren zu lassen? 

(Beifall bei der SPD) 

Warum, Herr Bundeskanzler, sagen Sie nichts dazu, 
daß man im Zusammenhang mit Jugendarbeitslosig- 
keit eine Verpflichtung eingehen könnte? Diese Ver- 
pflichtung wäre: Jawohl, wir, die Allgemeinheit, bie- 
ten jedem unter 25- so wie in Dänemark - einen Ar- 
beitsplatz an, notfalls im Rahmen lokaler Arbeits- 
marktpolitik, im Rahmen sozialer Dienste oder ande- 
rer; aber wir erwarten dann auch, daß dieses Ange- 
bot angenommen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Demjenigen, der Wertkonservativismus für sich re- 
klamiert, dürfte es nicht so schwerfallen, für diese 
Balance von Möglichkeiten und Verantwortlichkei- 
ten, von Rechten und Pflichten einzutreten. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, ich weiß nicht, ob Sie in den 
Aktualitäten der deutschen Politik so gefangen sind, 
daß sich Ihr europäisches Engagement in einer sol- 


chen Müdigkeit ausdrückt, wie Sie sie uns heute (C) 
morgen dargeboten haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS) 

Vermutlich hegt der Grund ein wenig tiefer; denn 
auch Sie spüren doch offenkundig, was jeder in 
Deutschland mit einem unbefangenen Bück sehen 
kann. Wenn Sie das, was Sie zum Teil in Deutschland 
tun, auf Europa übertragen wollten, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Gute Nacht, 

Europa!) 

dann würde die Unterstützung für die europäische 
Integration noch schwächer werden, als sie bedauer- 
licherweise bereits ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Es beschleicht einen immer wieder das Gefühl, daß 
Sie zwar geschworen haben, den Nutzen des deut- 
schen Volkes zu mehren und Schaden von ihm abzu- 
wenden, daß aber im Vordergrund all Ihrer Bemü- 
hungen nicht mehr diese Verpflichtung steht, son- 
dern der Versuch, Ihre Koalition bis zum 27. Septem- 
ber des nächsten Jahres zu retten. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Bewegungslosigkeit will ich Ihnen an weni- 
gen Beispielen demonstrieren. Sie haben mit Europa 
und der deutschen Entwicklung zu tun. Vor wenigen 
Wochen trafen sich die Finanz- und Umweltminister 
aus neun europäischen Staaten und vereinbarten (D) 
eine gemeinsame Initiative zur Senkung von Lohn- 
nebenkosten, zur Senkung der Belastungen auf Ar- 
beitsplätze und Arbeitseinkommen, und sie verein- 
barten eine Initiative, mit der Energie und Energie- 
dienstleistungen in gleichem Umfang verteuert wer- 
den sollten. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben nichts dazu ge- 
sagt. Sie haben auf die Tarifpartner verwiesen, ob- 
wohl jeder weiß, daß die Möglichkeiten der Tarifpart- 
ner zu einer maßvollen, zu einer beschäftigungsför- 
demden Tarifpolitik in dem Umfang besser werden, 
in dem es gelingt, die Belastung der Arbeitseinkom- 
men zu verringern, die durch wachsende Sozialabga- 
ben entstanden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen ganz genau, daß beispielsweise der 
Rentenversicherungsbeitrag in Höhe von 21 Prozent 
nicht nur wegen der wachsenden Arbeitslosigkeit 
entstanden ist, sondern auch wegen Ihrer histori- 
schen Fehlentscheidung, große Teüe der deutschen 
Einheit über die Rentenkasse statt über die Steuer- 
kasse zu finanzieren. 

(BeifaH bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS) 

Wie können Sie denn für eine koordinierte Wirt- 
schaftspolitik, für eine koordinierte Finanzpolitik 
oder anderes eintreten, wenn Sie erklären müssen, 
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(A) daß wir in Deutschland bezogen auf das Bruttoin- 
landsprodukt heute die niedrigste Untemehmensbe- 
steuerung seit 1949 haben und gleichzeitig die höch- 
ste Belastung von Arbeitsplätzen und Arbeitsein- 
kommen seit 1949. 

Jeder weiß, daß diese Politik, induziert durch die 
deutsche Einheit und Ihre Fehlentscheidungen, kein 
Beispiel für Europa sein darf. Jeder weiß, daß sich die 
Europäer dagegen wehren, nach diesem deutschen 
Maßstab behandelt zu werden. Deshalb wäre es gut, 
Sie würden das hier korrigieren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Sie sagen, Sie hofften auf Gespräche, und erwäh- 
nen den Vermittlungsausschuß. Gut, man kann und 
muß auch dort darüber reden. Das ist völlig unbestrit- 
ten. Ist Ihnen, Herr Bundeskanzler, eigentlich klarge- 
worden, daß die Sozialdemokratie in der Frage der 
Absenkung der Lohnnebenkosten, der Herausnahme 
von versicherungsfremden Leistungen einen großen 
Schritt hin auf eine gemeinsame Lösung getan hat? 
Ist Ihnen das eigentlich klargeworden? 

Warum sagen Sie nichts dazu, 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Weiß er nicht!) 

daß die deutsche Sozialdemokratie ausdrücklich an- 
geboten hat, erstens die Lohnnebenkosten durch 
Herausnahme versicherungsfremder Leistungen zu 
senken, zweitens jeden geeigneten Schritt auf die- 
sem Weg zu gehen, insbesondere um das Ansteigen 
des Rentenversicherungsbeitrags auf 21 Prozent zu 

(B) vermeiden? 

Ist Ihnen eigentlich klargeworden, daß die Sozial- 
demokratie angeboten hat, der Erosion der Einnah- 
mebasis der Sozialversicherung durch Scheinselb- 
ständigkeit und Mißbrauch der 610-DM-Jobs und 
anderes entgegenzuwirken? Wenn Sie schon an ei- 
ner Lösung interessiert sind, Herr Bundeskanzler, 
warum sagen Sie dann nicht vor dem Deutschen 
Bundestag, was Ihre Position ist? Unsere hegt auf 
dem Tisch; wir sind bereit, eine Entscheidung zu tref- 
fen, während Sie dieses Thema mit allgemeinen Flos- 
keln abspeisen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn Sie die Verantwortung der Tarifpartner re- 
klamieren, beschleicht mich immer das Gefühl, daß 
Sie etwas reklamieren, das Ihre Wertschätzung im- 
mer nur dann erhält, wenn Sie sich in Schwierigkei- 
ten fühlen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie scheinbar aus den Schwierigkeiten heraus- 
gekommen sind, schlagen Sie den Tarifpartnem, ins- 
besondere den Gewerkschaften, ins Gesicht. So war 
es am Ende des Jahres 1995 und zu Beginn des Jah- 
res 1996 mit dem Versuch eines Bündnisses für Ar- 
beit. Kaum hatten Sie die Landtagswahlen im März 
1996 mit einem für Sie und die F.D.P. besseren Ergeb- 
nis abgeschlossen, haben Sie den deutschen Ge- 
werkschaften ins Gesicht geschlagen und die histori- 
sche Chance eines Bündnisses für Arbeit und eines 


hohen Beschäftigungsniveaus in Deutschland aus (C) 
ausschließlich parteipolitischen Erwägungen zerdep- 
pert. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich wiederhole unsere Aussage: Die Sozialdemo- 
kratie in Deutschland ist jederzeit bereit, mit Ihnen 
über die Senkung der Lohnnebenkosten, über die 
Herausnahme versicherungsfremder Leistungen, 
über das Vermeiden eines Rentenversicherungsbei- 
trages von 21 Prozent und darüber zu reden, wie man 
die Erosion der Einnahmebasis durch die genannten 
Mißstände beseitigt. 

Sie haben etwas zur Steuerentwicklung gesagt. 
Auch hier möchte ich Sie auf eines aufmerksam ma- 
chen. In Europa gibt es - wie ich finde: zu Recht - Be- 
strebungen, das Steuerrecht zu harmonisieren, natür- 
lich unter Einschluß des Austrocknens von Steuer- 
oasen. Aber das ist nicht alles. So notwendig das eine 
ist, das andere darf man dabei nicht vergessen. 

Deshalb wäre es interessant gewesen, von Ihnen, 

Herr Bundeskanzler, beispielsweise etwas darüber 
zu hören, wie Sie den Bericht des europäischen Kom- 
missars Monti, wie Sie die Entschließung des Euro- 
päischen Parlaments, wie Sie die Initiativen mancher 
europäischer Regierungen beurteilen, die Besteue- 
rung von Arbeit und Arbeitseinkommen im Interesse 
von mehr Arbeitsplätzen und einem höheren 
Beschäftigungsniveau zu reduzieren und bei den 
Kapitalerträgen und den großen privaten Vermögen 
einen entsprechenden Ausgleich zu suchen. ^ 

Sie können das nicht kommentieren, weil Sie für 
Deutschland Ihre Vorentscheidungen indirekt schon 
getroffen haben. Dies wird von Ihnen häufig durch 
den Hinweis auf vermuteten Sozialneid oder anderes 
belegt. Ich gönne jedem sein hohes Einkommen. Ich 
gönne jedem sein großes Vermögen. Ich reklamiere 
aber, was den schönsten Ausdruck im Vorspruch der 
Hamburger Landesverfassung gefunden hat, näm- 
lich die Verpflichtung jedes Menschen, zum Wohle 
der Allgemeinheit beizutragen. Sie haben in dieser 
Hinsicht die Sozialpflichtigkeit aufgegeben. 

(Beifaü bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, auch dies hat mit europäi- 
scher Entwicklung zu tun. Es ist wahr, daß die euro- 
päische Integration ein einzigartiges Beispiel klugen 
Lernens ist. Es ist wahr, daß die europäische Integra- 
tion gleichermaßen das Erbe des europäischen Bür- 
gertums und seiner Revolutionen und der europäi- 
schen Arbeiterbewegung ist. Es ist wahr, daß die 
europäische Integration auch die Konsequenz aus 
den fürchterlichen Erfahrungen der ersten Hälfte 
dieses Jahrhunderts mit dem millionenfachen Tod 
und der Zerstörung der Städte ist. Das ist alles wahr. 

Aber als Konsequenz hat man geschlußfolgert: 
Marktwirtschaft ist von Natur aus für sich allein nicht 
mit der Demokratie kompatibel, wenn sie nicht so- 
zial- und rechtsstaatlich gezähmt ist. 

(Beifaü bei der SPD) 
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(A) Wenn Sie über diese soziale Verpflichtung einfach 
hinweggehen, verraten Sie nach meinem Urteil die 
wesentliche christdemokratische Überzeugung, daß 
nämlich das Streben nach dem Glück des einzelnen 
in gegenseitiger Verantwortung zu geschehen hat 
und daß man Rücksicht zu nehmen hat. Sie nennen 
es Nächstenliebe, wir hatten es Solidarität genannt. 
Im Kern meint es dasselbe. 

Was Sie zum Beispiel mit Ihrer Steuerpolitik betrei- 
ben, ist nicht nur der Sieg der Betriebswirtschaft und 
des Egoismus über die Volkswirtschaft und die allge- 
meine Verpflichtung, sondern ist auch die Aufgabe 
jenes Prinzips sozialen Zusammenhalts, das die 
christdemokratischen Volksparteien in anderen euro- 
päischen Staaten nach wie vor verfolgen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Nun will ich Ihnen auch hierzu sowie zu der Frage 
der Sozialversicherung konkret sagen: Lassen Sie 
uns doch wenigstens das entscheiden, was gemein- 
sam entschieden werden kann. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Sie wollen 
doch nicht!) 

Für uns war völlig unverständlich, daß Sie jetzt den 
Versuch einer Begrenzung oder gar einer Rückfüh- 
rung der Lohnnebenkosten und der Sozialversiche- 
rungsbeiträge erneut mit dem seit sieben Monaten 
leider ohne Erfolg betriebenen Versuch einer Steuer- 
reform belasten. Aber wenn Sie dieses Thema schon 

(B) in die Debatte einführen, dann lassen Sie uns doch 
wenigstens den Versuch machen, das manchmal 
schamhaft Steuerschlupflöcher Genannte - tatsäch- 
lich sind es ja Scheunentore - zu schließen und dafür 
zu sorgen, daß wenigstens in einem ersten Schritt die 
Erosion der Steuerbasis gestoppt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann können wir gerne über Weiteres reden. 

Nur, wenn Sie das wollen, Herr Bundeskanzler: 
Sind Sie nicht mehr Herr der konkreten Entscheidun- 
gen? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: So ist das!) 

Ich habe den Verdacht, daß Sie jeden einzelnen 
Schritt, den Sie gehen wollen, möglicherweise im 
Kreise zweier anderer Parteivorsitzender erst bespre- 
chen und absichern müssen. Nun gut, so sind die Be- 
dingungen einer Koaütion. Aber daß sich der Bun- 
deskanzler der Bundesrepublik Deutschland jetzt auf 
das Niveau der bloßen Parteitaktik, auf das Niveau 
des bloßen Zusammenhalts einer Koalition, auf das 
Niveau von Herrn Gerhardt und Herrn Waigel, der 
Parteivorsitzenden, begibt, 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Ausgerech- 
net Sie müssen das sagen! Ausgerechnet 
Sie!) 

das kennzeichnet, daß Sie nicht mehr als Kanzler der 
Bundesrepublik Deutschland, sondern nur noch als 


Vorsitzender der Koalition agieren. Das ist für (C) 
Deutschland verhängnisvoll. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach Sozialabgaben und Steuern nenne ich ein 
drittes Beispiel, nämlich Ausbildung und lokale ak- 
tive Arbeitsmarktpolitik. Auch da ist die Frage, ob 
Sie bereit sind, in Europa entsprechende Entschei- 
dungen mitzutragen. Auch da ist die Frage, ob Sie 
bereit sind, aus den Beispielen anderer Länder zu ler- 
nen. Dies gilt auch für die Entwicklung von For- 
schung und Technologie, beim Abbau von Bürokra- 
tie, bei der Finanzierung transeuropäischer Netze, 
bei einer stärkeren Rolle der Europäischen Investiti- 
onsbank. Hatte nicht Ihr Finanzminister noch vor we- 
nigen Tagen die Absicht, Erträge der Europäischen 
Investitionsbank zur Finanzierung seines eigenen 
Haushaltes zu mißbrauchen? Ich entnehme Ihren 
Feststellungen, daß dieses Vorhaben aufgegeben 
worden ist. 

Ich schließe mit einer Bemerkung, die sich auf den 
gesamten Duktus, auf die Argumentation Ihrer Re- 
gierungserklärung bezieht: Ich kann nachvollziehen, 
daß Sie sich einen gewissen Spielraum für die Debat- 
ten in Luxemburg offenhalten wollen. Ich kann nach- 
vollziehen, daß der Regierungschef eines jeden Lan- 
des darauf achten muß, daß er nicht so festgelegt ist, 
daß die anderen nur noch mitgehen können oder er 
nur noch Niederlagen einkassieren kann. Das kann 
ich alles nachvollziehen. Was ich aber nicht nachvoll- 
ziehen und nicht akzeptieren kann, ist die Tatsache, 
daß Sie, Herr Bundeskanzler, so wie bei der Verab- 
schiedung des Beschäftigungskapitels im Amsterda- pj 
mer Vertrag erneut geschoben, gedrückt - ich will 
nicht sagen: getragen - 

(Heiterkeit bei der SPD) 

werden müssen, um das zu tun, was Sie aus eigener 
Kraft, aus eigener Erkenntnis, aus eigener politischer 
Zielsetzung nicht mehr tun, was aber eigentlich Ihre 
Verpflichtung wäre und in Deutschland gesetzlich 
festgeschrieben ist: Diese Regierung tut entweder zu 
wenig oder eindeutig das Falsche. Die Kombination 
von außenwirtschaftlichem Gleichgewicht, angemes- 
senem Wirtschaftswachstum, Stabilität der Preise 
und hohem Beschäftigungsniveau haben Sie aufge- 
geben, wenn nicht gedanklich, so doch wenigstens 
tatsächlich in Ihrer Politik. Das ist ein schwerer Scha- 
den für die Überzeugungskraft der sozialen Markt- 
wirtschaft in Deutschland und für Ihre Fähigkeit, die 
Rolle zu spielen, die Deutschland in Europa spielen 
sollte: klug interessiert an der Integration, und zwar 
so, daß die Menschen erkennen können: Die Tages- 
ordnung der Bürgerinnen und Bürger der Europäi- 
schen Union ist auch die Tagesordnung der politi- 
schen Entscheidungsträger. Dazu haben Sie heute 
morgen leider gar keinen Beitrag geleistet. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 

beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: In der Debatte 
spricht jetzt der Kollege Dr. Heiner Geißler. 
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Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist lei- 
der so gekommen, wie ich es befürchtet habe, daß 
wir nämlich diese Europadebatte wieder dazu ver- 
wenden - wenn ich sage „wir", dann meine ich zu- 
nächst einmal nicht den Bundeskanzler, und auch ich 
will es nicht tun -, die alten parteipolitischen Vor- 
würfe über Beschäftigungs- und Wirtschaftspro- 
gramme mit einer Neuauflage zu versehen. 

Wir wollen uns doch heute über das wirklich große 
Thema unterhalten: Wie kann man in Europa und na- 
türlich auch bei uns in Deutschland eine der wichtig- 
sten Aufgaben unserer Politik verbessern, nämlich 
den Menschen angesichts einer in der Tat großen Ar- 
beitslosigkeit von 18 Millionen Menschen in Europa 
Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt zu geben? Ich 
glaube, daß dies auf dem Beschäftigungsgipfel in Lu- 
xemburg deswegen von besonderer Bedeutung ist, 
weil wir Europa alle wollen, aber eben gleichzeitig 
klarmachen müssen, daß Europa für uns nicht nur 
ein Gegenstand finanzpolitischer und währungspoli- 
tischer Aktivitäten ist, daß sich mit dem Gedanken 
Europa eben nicht nur Geld, Banken, Zinsen und 
Konvergenzkriterien verbinden, sondern in erster Li- 
nie das Schicksal der Menschen. Daß es uns in den 
letzten Jahren vielleicht nicht so gelungen ist, klarzu- 
machen, daß Europa etwas mit der Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Menschen zu tun hat, ist 
möglicherweise der Grund dafür, daß Europa insge- 
samt noch nicht die gewünschte Akzeptanz gefun- 
den hat. 

Weil der Beschäftigungsgipfel in Luxemburg ge- 
nau dies zum Ziel hat, nämlich deutlich zu machen, 
daß Europa eine Verbesserung der Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen bringen kann, wollen wir, daß der 
Gipfel ein Erfolg wird. Wir, die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, wollen die Bundesregierung und den 
Ratspräsidenten darin bestärken, daß sie dafür sor- 
gen, daß dieser Gipfel von den Menschen als ein 
wichtiger und erfolgreicher Beitrag angesehen wird, 
die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nur werden wir das natürüch nicht schaffen, wenn 
wir den Menschen von vornherein den Mut nehmen, 
indem wir die innenpolitische Auseinandersetzung 
auf die europapolitische Debatte übertragen. Wir 
müssen über die Beschäftigungspolitik reden. Aber 
wenn wir das tun, sollten wir zunächst einmal über 
die Vorteile reden, die die bisherige Europapolitik für 
die Menschen und für mehr Arbeitsplätze gebracht 
hat. 

Vor vier Jahren gab es in der Europäischen Union 
ein Haushaltsdefizit von 6,3 Prozent; ich glaube, der 
Bundeskanzler hat bereits darauf hingewiesen. Jetzt 
hegen die allermeisten Länder in Europa unter 3 Pro- 
zent. Wir hatten Mitte der 80er Jahre sogar Inflati- 
onsraten von 14 Prozent in Europa. Jetzt hegen die 
allermeisten Länder unter 2 Prozent. Es gab also eine 
Entwicklung, von der wir doch sagen müssen, daß 
sie, weil sie inflationsbekämpfend gewirkt hat, und 
zwar in einem Ausmaß, wie wir uns das überhaupt 
nicht vorstellen konnten, natürhch ein wichtiger Bei- 
trag dafür gewesen ist, daß neue Arbeitsplätze ge- 


schaffen werden konnten, und natürhch auch ein (C) 
wichtiger Beitrag für die soziale Sicherung. Welches 
Sozialprogramm für den kleinen Mann gibt es ei- 
gentlich, das besser wäre, ihm zu helfen, als wenn 
man die Inflation von 14 Prozent auf unter 2 Prozent 
zurückführt? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Wenn es diese Macht der Konvergenz nicht gegeben 
hätte, wäre uns das doch gar nicht gelungen. 

Wir hören überall, die Konvergenzkriterien r die 
Europäische Union und das, was wir da miteinander 
anstreben, hätten zum Sozialabbau, zur Einschrän- 
kung von Arbeitsmarktprogrammen und zu vielem 
anderen geführt. In Wirklichkeit aber haben die Kon- 
vergenzkriterien dazu geführt, daß in allen wichtigen 
europäischen Ländern die ökonomischen Daten so 
verbessert worden sind, daß wir eine viel bessere 
Ausgangsbasis für eine vernünftige Beschäftigungs- 
politik haben, als wir sie hätten, wenn es die Konver- 
genzkriterien und das Ziel einer Europäischen Wäh- 
rungsunion nicht gegeben hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die CDU/CSU-Fraktion hat am letzten Montag ein 
Hearing über die Mögüchkeiten eines Beschäfti- 
gungsgipfels, aber natürüch auch über die Auswir- 
kungen des Euro durchgeführt. Es war hochinteres- 
sant. Hinsichtlich der Frage, ob man eine europäi- 
sche Beschäftigungspoütik machen soll, wie es die 
Kommission in einigen Punkten vorgeschlagen hat, 
gingen die Auffassungen berechtigterweise hin und 
her. Es gab höchst unterschiedüche, auch unter- (D) 
schiedlich begründete Positionen. In einem Punkt 
waren sich aber alle Experten, die bei dem Hearing 
zu Wort gekommen sind, mit einer einzigen Aus- 
nahme einig, nämlich darin, daß die pünktliche, sta- 
biütätsorientierte und den Konvergenzkriterien ent- 
sprechende Einführung des Euro, wie es die Bundes- 
regierung, meine Fraktion und die Koalition immer 
vertreten haben, die wichtigste Voraussetzung dafür 
ist, daß wir überhaupt positive Bewegungen auf dem 
Arbeitsmarkt bekommen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Also kein 
Beschäftigungsgipfel? ) 

Das kann man ganz einfach begründen. Man muß 
einmal für die Phase von 1991 bis 1995 den Zusam- 
menhang zwischen Wechselkursen und Beschäfti- 
gung hersteilen. Wechselkursänderungen sind im 
Grunde genommen nicht anders zu bewerten als 
Lohnerhöhungen. Es macht für die Beschäftigung 
keinen Unterschied, ob die Löhne national um einen 
bestimmten Prozentsatz ansteigen oder ob der Wech- 
selkurs um den gleichen Prozentsatz ansteigt. In dem 
genannten Zeitraum gab es im internationalen Ver- 
gleich bei fast gleichbleibenden Lohnstückkosten 
eine erhebliche Aufwertung der D-Mark gegenüber 
den EU-Währungen von ungefähr 17 Prozent. Das 
hatte eine unmittelbare negative Auswirkung, und 
zwar gerade so, als wenn wir eine Lohnsteigerung in 
erheblicher Größenordnung in Deutschland gehabt 
hätten. Infolgedessen ist die Einführung des Euro 
eine entscheidende Voraussetzung dafür, daß die 
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(A) Aufwertungsschocks für unseren Arbeitsmarkt end- 
gültig aus der Welt geschafft werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 

Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Jetzt kommen Sie 
doch mal zur Beschäftigungspolitik!) 

Ich sage dies an die Adresse all derjenigen, die die 
pünktliche Einführung des Euro in Frage stellen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nun erzählen Sie 
mal was zur Sache!) 

Das muß ich an die Adresse unserer eigenen Leute 
sagen; aber ich muß es natürlich genauso an Ihre 
Adresse sagen: Wir sollten endlich aufhören, in 
Deutschland - egal, um wen es sich handelt, ob es 
also um Ihre Leute oder um unsere Leute geht - die 
pünktliche Einführung des Euro ständig zu proble- 
matisieren, weil wir dadurch die Arbeitsplätze nicht 
sichern oder nicht weiter ausbauen, sondern die Ar- 
beitsmarkt Situation in Deutschland gefährden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich wül in diesem Zusammenhang, weü es etwas 
mit der Frage der Beschäftigungspolitik zu tun hat, 
darauf aufmerksam machen, daß ein interessanter 
Gedanke zur Debatte gestellt worden ist. Wir haben 
die Europäische Zentralbank. Es gibt neben den 
Punkten, die ich gerade genannt habe, noch einige 
andere Faktoren, die mit dem Euro Zusammenhän- 
gen, zum Beispiel die Stabilität der Finanzmärkte 
und vieles andere mehr. Einige haben gesagt, es 
gebe das Risiko, daß die Europäische Zentralbank 

(B) aus Angst davor, daß sich in einzelnen Ländern zum 
Beispiel die übrigen ökonomischen Kriterien negativ 
entwickeln, am Anfang möglicherweise eine restrik- 
tivere Zinspolitik betreiben könnte. Es ist der Vor- 
schlag gemacht worden, daß sich, um diese Gefahr 
zu beseitigen, die Tarifvertragsparteien, auch in 
Deutschland, darauf verständigen, im nächsten Jahr 
mittelfristige Lohnabschlüsse zu tätigen, damit für 
die Europäische Zentralbank auch hinsichtlich der 
Lohnentwicklung eine Sicherheit vorhanden ist, die 
es ihr ermöglicht, eine Zinspolitik zu betreiben, die 
zwar stabilitätsorientiert ist, aber nicht deflatorisch 
wirkt. Ich finde, daß diese Überlegung absolut richtig 
ist. 

Nun haben Sie, Herr Scharping, gesagt, man solle 
- dies ist ja auch ein wichtiger Punkt auf dem Be- 
schäftigungsgipfel - die besten Praktiken miteinan- 
der vergleichen. Das ist eine sehr gute Idee. Man 
kann nicht oft genug betonen, daß ein Wettbewerb 
auch in sozialen und arbeitsmarktpolitischen Fragen 
innerhalb der Europäischen Union richtig ist. Weiter 
sagten Sie, vom dualen System in Deutschland könne 
man lernen, wie Jugendarbeitslosigkeit bekämpft 
werden kann. Das duale System funktioniert aber 
auch in Deutschland nur so lange, wie wir den Hun- 
derttausenden und Mülionen kleiner und mittlerer 
Betriebe, von denen das Funktionieren des dualen 
Systems abhängt, nicht die Luft nehmen, die sie be- 
nötigen, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Aus die- 
sem Grunde ist - ich komme jetzt auf unser Steuersy- 
stem zu sprechen - in den Kommissionsrichtlinien 
ausdrücklich festgelegt, daß das Steuersystem be- 


schäftigungsorientiert ausgerichtet sein müsse. Das (C) 
ist ein ganz wichtiger Punkt. 

(BeifaH bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Daher stelle ich jetzt einmal trotz allem Hin und 
Her - Sie haben ja auf gezählt, in welchen Punkten 
Sie mit uns übereinstimmen, und gesagt, Sie würden 
gerne einmal von der Koalition wissen, was sie will - 
fest: Wir haben die Steuerreform verabschiedet; sie 
ist vom Deutschen Bundestag verabschiedet worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Auf der Basis dieses Vorschlages sollten wir doch 
miteinander reden. Die Leute draußen können es 
doch gar nicht mehr hören. In den letzten Tagen ha- 
ben sie den Eindruck bekommen, wir bewegten uns, 
würden wieder miteinander Gespräche führen und 
zu einem vernünftigen Ergebnis kommen können. 

Jetzt haben sie erneut den Eindruck, es gehe wieder 
nicht. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Warum denn?) 

Alle Modelle, die Sie uns immer wieder vorstellen, 
seien sie aus Holland, Dänemark oder Schweden, 
Modelle, die mit Einschränkungen von sozialen Lei- 
stungen und einem reformierten Steuersystem funk- 
tionieren, sind Konsensmodelle, das heißt, sie sind in 
Zusammenarbeit zwischen Regierung und Opposi- 
tion, Gewerkschaften und Unternehmen durchge- 
setzt worden. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wer hat das 
denn kaputtgemacht?) 

Jetzt müssen Sie doch endlich einmal mitmachen. 

Wir sind doch auf dem richtigen Wege. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie haben es 
doch kaputtgemacht!) 

Sie sind doch auch dafür, daß Steuervergünstigun- 
gen abgebaut werden, daß die Spitzen- und die Ein- 
gangssteuersätze gesenkt werden. Bei den wichtig- 
sten Elementen sind wir einer Meinung. Die Leute 
draußen verstehen nicht mehr, daß eine als notwen- 
dig erkannte Reform von denen, die sie nach Bonn 
geschickt haben, nun schon seit Monaten blockiert 
und verhindert wird. Das verstehen die Menschen 
nimmer! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Da Sie christliche Demokraten - auch gegen meine 
eigene Partei - hier anführen, möchte ich Ihnen ent- 
gegenhalten, was Premierministers Juncker auf un- 
serem Parteitag gesagt hat: Es stehen nicht nur 
Christdemokraten in Europa in der Regierungsver- 
antwortung, sondern auch Sozialisten können, wenn 
sie wollen, Steuerreformen durchführen, Spitzen- 
steuersätze senken, Steuerschlupflöcher beseitigen - 
wir benutzen diesen Ausdruck nicht so gerne, aber 
ich referiere Juncker - und dafür sorgen, daß durch 
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(A) niedrigere Steuern am Ende ein höherer Steuerertrag 
in die Staatskasse eingefahren wird. 

(Dr. Wolf gang Gerhardt [F.D.P.]: So ist das!) 

Man muß kein Christdemokrat sein, um das zu tun. 
Es wäre nur gut, wenn alle Sozialisten dies so täten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb appelliere ich noch einmal an Sie, dazu bei- 
zutragen, daß wir in der Fra§e der Steuer- und auch 
der Rentenreform zu einem gemeinsamen Ergebnis 
kommen. 

Herr Scharping, nicht nur bei der Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit sind wir besser als die ande- 
ren; nicht nur hier können Sie etwas von uns lernen. 
Zwar können auch wir viel von den anderen lernen. 
Das ist aber nicht das Thema, das ich jetzt behandeln 
möchte. Mir geht es darum: Wir haben in Deutsch- 
land eine höhere Produktivität als in England oder in 
Frankreich, sogar eine höhere als in Amerika. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Das relativiert den 
Vorwurf von den zu hohen Löhnen!) 

Diese höhere Produktivität ist vor allem darauf zu- 
rückzuführen, daß die deutschen Gewerkschaften 
und die Arbeitgeberverbände in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten - man kann sogar sagen: seit Mitte 
der 50er Jahre - eine im wesentlichen produktivitäts- 
orientierte Lohnpolitik betrieben haben. Das steht 
im Gegensatz zur expansiven Lohnpolitik, die in den 
gewerkschaftlichen Diskussionen der 50er Jahre bis 

(B) in die 60er Jahre hinein in Frankreich und England 
eine große Rolle gespielt hat. Produktivitätsorien- 
tierte Lohnpolitik bedeutet eben, daß Löhne und 
Lohnnebenkosten sich an der Produktivität orientie- 
ren. Es ist ebenfalls Bestandteü der Vorschläge der 
Kommission, daß wir eine solche Lohnpolitik betrei- 
ben, die sich beschäftigungspolitisch rentiert und 
aus wirkt. 

Jetzt frage ich einmal den Ministerpräsidenten des 
Saarlandes, wie er es mit diesem als richtig erkann- 
ten Ziel vereinbaren kann, vor 14 Tagen plötzlich ein 
Ende der Bescheidenheit in der Lohnpolitik zu pro- 
pagieren. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wegen der Pro- 
duktivität!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Ende der 
Bescheidenheit in der Lohnpolitik? 

(Widerspruch bei der SPD) 

- Wenn Sie es nicht gesagt haben, dann haben es an- 
dere gesagt; auf jeden Fall haben Sie dem zuge- 
stimmt. Was heißt denn „Ende der Bescheidenheit' 1 ? 
Wir machen ja die Leute verrückt, die Mittelständler, 
die Unternehmer. 

Wir haben ein Beschäftigungsprogramm, ein Be- 
schäftigungspaket verabschiedet, wo wir die Kosten 
gesenkt haben - mit einer Aufforderung, daß jetzt 
Leute eingestellt werden. Das ist noch nicht erfolgt, 
das weiß ich auch. Wir monieren es und sagen, das 


muß jetzt geschehen. Es kann auch geschehen, zum (C) 
Beispiel durch Überstundenabbau usw. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Wo denn, was denn, wer 
denn?) 

Bei den Unternehmern, den Handwerkern und den 
Mittelständlern, bei den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen werden nämlich die Arbeitsplätze geschaf- 
fen. Meinen Sie denn, die Bereitschaft, Leute einzu- 
stellen, wird gestärkt, wenn Sie jetzt in dieser kriti- 
schen Situation ein Ende der Bescheidenheit fordern? 
Damit machen Sie genau das Gegenteü von dem, 
was man tun muß. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Außerdem: Beschäftigungspolitik brauchen wir. 

Wir sind auch in der Lage, durchaus konkrete Ziele 
anzusprechen. Wir müssen entsprechend dem Kom- 
missionsvorschlag der Frauenarbeitslosigkeit beson- 
dere Aufmerksamkeit widmen und den Jugend- 
lichen helfen. Wir sagen: Jedem Jugendlichen, der es 
wünscht und dazu befähigt ist, muß ein Ausbüdungs- 
platz oder zumindest ein Einstiegsangebot zur beruf- 
lichen Qualifizierung angeboten werden. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Ja, das 
ist richtig!) 

Wir haben Anfang nächster Woche einen Kongreß 
in Berlin, wo wir genau diese Fragen noch einmal im 
Detaü bereden. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, das Problem ist: Wir können das Ganze nicht 
auf europäischer Ebene lösen. Vielmehr müssen wir 
Langzeitarbeitslose, Jugendarbeitslose, Sozialhilfe- p) 
empfänger und Arbeitslosenhilfeempfänger wieder 
in den normalen Arbeitsmarkt hinüberführen. 

(Zuruf von der SPD: Macht das doch!) 

Das können wir nicht von Brüssel aus dirigieren. Das 
wissen wir. 

Wir brauchen dezentralisierte Programme. Des- 
wegen sollten wir auf dem Beschäftigungsgipfel 
nicht quantifizierte Ziele formulieren. Was macht es 
für einen Sinn, wenn wir sagen, wir müssen auf 7 Pro- 
zent runter, statt auf 12 Prozent, und 500000 müssen 
rein oder nur 400000. Das hilft uns da nicht weiter. 

Die Lage ist in Portugal und Spanien anders als bei 
uns in der Bundesrepublik Deutschland. Laßt uns 
doch über die Methoden und über die Instrumente 
reden. Dann brauchen wir eine Dezentralisierung, 
und da kann man voneinander lernen. Man kann 
zum Beispiel auch die Lohnpolitik dezentralisieren. 

Wir machen jetzt in Ostdeutschland und überall in 
der Bundesrepubük flexible Tarifverträge mit Korri- 
doren usw. Das kann ich doch nur dezentralisiert ma- 
chen, selbstverständlich in Brandenburg anders als 
in Portugal. 

Infolgedessen: Dezentraüsierte Programme für 
Langzeitarbeitslose und Maßnahmen zur Wiederein- 
gliederung. Wir sind mit der Kommission völlig einer 
Meinung, daß wir hier inhaltliche Ziele für Arbeits- 
losenhüfeempfänger und Sozialhüfeempfänger an- 
sprechen müssen. Wir müssen auch Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhüfe besser koordinieren. Wir brauchen 
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(A) gezielte Maßnahmen für die Langzeitarbeitslosen. 
Das alles kann man sehr konkret in Brüssel anspre- 
chen und formulieren. 

Dennoch, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, bleibt überhaupt keine andere Alternative: 
Wenn wir die Arbeitslosigkeit bekämpfen wollen, 
müssen wir auf der nationalen Ebene - da kann 
man in der Tat von den anderen Staaten lernen - 
die ökonomischen Voraussetzungen schaffen, damit 
die Betriebe wieder mehr Menschen einstellen. 
Denn es hat ja keinen Sinn, Menschen auf Dauer 
im zweiten oder dritten Arbeitsmarkt zu halten. Was 
wir brauchen, ist der Übergang von diesen steuer- 
finanzierten Arbeitsmärkten zu Dauerarbeitsplätzen, 
die sich rentieren. Das ist doch der entscheidende 
Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir brauchen für den Übergang arbeitsmarktpoli- 
tische Maßnahmen. Laßt uns miteinander darüber 
debattieren, was man da von anderen Ländern ler- 
nen kann. Auch unsere Fraktion ist selbstverständ- 
lich für eine Weiterführung der arbeitsmarktpoliti- 
schen Maßnahmen. Dies gilt vor allem für die Bil- 
dungsmaßnahmen; das ist ein ganz entscheidender 
Gesichtspunkt. Auch das ist auf diesem Beschäfti- 
gungsgipfel anzusprechen und ist in den Program- 
men ja auch vorhanden. 

Aber uns bleibt nichts anderes übrig, meine sehr 
verehrten Damen und Herren: Wir müssen die Wett- 
bewerbsbedingungen unserer Unternehmen verbes- 

(B) sem. Die Leitlinie ist die Produktivität. Wir müssen 
mit den Kosten herunter. Wir dürfen aber mit den Ko- 
sten nicht so weit heruntergehen, daß der Sozialstaat 
zerstört wird. 

(Beifall des Abg. Michael Glos [CDU/CSU]) 

Wir können gern darüber debattieren, wo eine 
Grenze dafür liegt. Das ist der Punkt, um den es 
geht. Diesbezüglich bin ich doch der Meinung: Wenn 
auf 100 DM Lohn in Deutschland 85 DM Lohnneben- 
kosten kommen 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Ja, warum denn?) 

und es in der Baubranche sogar 100 DM sind - ich 
komme ja gleich dazu 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Die sind doch nicht vom 
Himmel gefallen!) 

so sind von dem erstgenannten Betrag 42 DM durch 
die Sozialversicherung und 43 DM durch betriebliche 
und tarifliche Vereinbarungen bedingt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Kern 
des Sozialstaates sind vor allem die Rente und die Ge- 
sundheit. Aber Sie täuschen sich, wenn Sie glauben, 
Sie könnten diesen Kern des Sozialstaats nur durch 
Umfinanzierung erhalten. Sie müssen, allein wenn 
Sie an die Rentenversicherung denken, auch Maß- 
nahmen ergreifen - und zwar strukturelle Maßnah- 


men die die Belastungen der Rentenversicherung (C) 
zwischen Jüngeren und Älteren ausgleichen. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Aber die richti- 
gen!) 

Das lehnen Sie zum Beispiel ab. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Rudolf Scharping [SPD]: Nein!) 

Sie wollen die Rentenversicherung durch eine Umfi- 
nanzierung finanzieren. Darin sind wir mit Ihnen ei- 
nig; aber wir sind genauso der Auffassung, daß wir 
neben der Umfinanzierung eben auch eine Struktur- 
reform brauchen, wenn wir die Soziallasten in 
Schach und Proportion halten wollen. 

Deswegen gilt auch für die Rentenreform: Wir wer- 
den die Voraussetzungen für mehr Arbeitsplätze nur 
schaffen, wenn wir uns als reformfähig erweisen, so 
wie das bei anderen Ländern auch der Fall gewesen 
ist. Ich habe sie gerade aufgeführt. Dies ist nur mög- 
lich gewesen, weil man zusammengearbeitet und 
nicht gegeneinander gewirkt hat. 

Dieser europäische Beschäftigungsgipfel kann 
auch ein Signal dafür sein, daß wir das Problem der 
Arbeitslosigkeit nicht in der Konfrontation lösen, son- 
dern in der Kooperation, im Konsens. Dazu laden wir 
Sie ein. Sagen Sie nicht ständig nein zu den Vor- 
schlägen, die wir machen. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Wer 
sagt denn nein?) 

Alles haben Sie abgelehnt: die Gesundheitsreform, 
die Rentenreform, die Steuerreform. Sie sagen zu al- pj 
lern, was an Initiativen ergriffen worden ist, nein. Das 
ist das Gegenteil von Konsens, das ist Konfrontation, 
also genau das, was wir in Europa und natürlich auch 
in Deutschland nicht brauchen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Kollege Joseph Fischer. 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her- 
ren! Die Arbeitslosigkeit ist das drängendste Pro- 
blem unseres Landes und auch der Europäischen 
Union. 18 Millionen Arbeitslose und eine dramati- 
sche Jugendarbeitslosigkeit zeigen, daß es bisher 
nicht gelungen ist, auf diesem Gebiet eine euro- 
päisch abgestimmte Politik zum Tragen zu bringen 
und zum Erfolg zu führen. 

Endlich findet jetzt ein Sondergipfel der Europäi- 
schen Union für Beschäftigung in Luxemburg statt, 
über den wir heute diskutieren. Allerdings gebietet 
es die Forderung nach historischer Wahrheit, zu sa- 
gen, daß dieser Sondergipfel nur gegen den erbitter- 
ten Widerstand dieser Bundesregierung zustande ge- 
kommen ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der PDS - Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl: Das ist unwahr!) 

- Das ist nicht die Unwahrheit, Herr Bundeskanzler. 
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(A) Sie waren die ganze Zeit der Meinung, Wirtschaft 
finde in der Wirtschaft statt, und entsprechend haben 
Sie sich auch auf europäischer Ebene verhalten. 
Ohne eine die Mehrheitsverhältnisse verändernde 
Wahlentscheidung des französischen Volkes, ohne 
eine Veränderung der Mehrheiten in Großbritannien, 
ohne eine Veränderung der politischen Landschaft in 
unseren wichtigsten Partnerländern würde der euro- 
päische Sondergipfel in Luxemburg nicht stattfinden. 
Sie hätten die Initiative dazu nicht übernommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Ministerpräsi- 
dent Oskar Lafontaine [Saarland]: So ist es!) 

Herr Bundeskanzler, wer Ihnen heute morgen zu- 
gehört hat, der weiß, wo zumindest in diesem Lande 
das Problem hegt, nämüch in der Politik. Was Sie 
heute morgen hier geboten haben, das bräsige Her- 
untermurmeln von sattsam Bekanntem, das bisher 
nicht oder nicht zureichend gewirkt hat, zeigt die 
ganze Leidenschaft, die Sie in die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit legen. Es ist zum Weinen, wenn man 
dies mitverfolgt hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Dabei, Herr Bundeskanzler, sind wir uns in der 
Frage der Verwirklichung der Europäischen Wäh- 
rungsunion völlig einig. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Jetzt plötz- 
lich!) 

- Bei mir nicht plötzlich. Ich war von Anfang an da- 

(B) für, Kollege Haussmann. Das war nicht plötzlich. 

Gerade wenn ich die Einführung der Wirtschafts- 
und Währungsunion zur Bezugsgröße nehme und 
davon ausgehe, daß der Euro pünktlich kommt, dann 
muß man bereits heute über den Tag der Einführung 
des Euro hinausdenken angesichts dessen, daß wir 
wissen, daß das Problem der Arbeitslosigkeit ein 
strukturelles Problem ist, das wir nicht in einem 
Schritt werden lösen können. Aber der erste Schritt 
ist zu tun und muß strategisch auf die Tatsachen aus- 
gerichtet werden, die sich aus einer gemeinsamen 
Wirtschafts- und Währungsunion und dem gemein- 
samen Geld ergeben. 

Herr Bundeskanzler, ich behaupte: Die Vergemein- 
schaftung der Geldpolitik durch eine gemeinsame 
Währung wird auch eine Vergemeinschaftung der 
Politik der beteiligten Länder notwendig machen, 
wenn wir an der Nachhaltigkeit der Kriterien ein In- 
teresse haben. Diese Vergemeinschaftung kann man 
nicht auf die Abstimmung der einzelnen Zentralban- 
ken und auf die Europäische Zentralbank reduzie- 
ren. 

Das heißt aber im Klartext, daß der nächste Schritt 
natürlich eine Abstimmung der Finanz-, Haushalts- 
und Wirtschaftspolitik der beteiligten Länder auf der 
Grundlage des Euros sein muß, wenn dessen Einfüh- 
rung erfolgreich sein soll. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Dr. Helmut Haussmann 
[F.D.P.]: Aber nicht der Arbeitsmarktpolitik!) 


- Jetzt kommt der oberkluge Liberale und sagt: Aber (C) 
nicht der Arbeitsmarktpolitik. 

(Zurufe von der SPD: Ja, ja!) 

Wie können Sie sich angesichts von 18 Milhonen Ar- 
beitslosen eine abgestimmte Wirtschaftspolitik vor- 
stellen, die dann nicht auch einen gewaltigen Verge- 
meinschaftungsdruck auf die Arbeitsmarktpolitik 
ausübt? Man muß offensichtlich Mitglied der F.D.P. 
sein, um das nicht im Kopf zusammenzubekommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS - Zuruf des Abg. Dr. Helmut 
Haussmann [F.D.P.]) 

- Sie sprechen doch nach mir. Erzählen Sie Ihre An- 
sicht nachher vom Podium. Dann können es alle mit- 
bekommen. Es ist so intelligent, was Sie mir dauernd 
zurufen, daß alle es mitbekommen sohten. 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Das 
machen Sie doch auch immer!) 

Die Konsequenz der Nachhaltigkeit der Konver- 
genzkriterien wird sein, daß wir eine Vergemein- 
schaftung der Arbeitsmarktpolitik bekommen. 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Dazwi- 
schenreden darf nur Fischer!) 

Ich füge hinzu: Ich hoffe, daß dieser Vergemeinschaf- 
tungsdruck zu weiterer Souveränitätsübertragung 
der erste Schritt zu einer Souveränitätskoordination 
auch der beteiligten Nationalparlamente in diesem 
Bereich sein wird, wenn wir das Ganze nicht nur vor- 
demokratisch auf der exekutiven Ebene belassen ( D ) 
wollen. Das setzt aber voraus, daß die gemeinsame 
Wirtschafts- und Finanzpolitik selbstverständlich 
dann auch einen gemeinsamen europäischen Sozial- 
raum, eine gemeinsame Arbeitsmarktpolitik schaf- 
fen muß. Daran wird kein Weg vorbeiführen, Herr 
Bundeskanzler. 

Deswegen ist das, was Sie bei all Ihrem Bekenntnis 
zum Euro und all Ihrer Leidenschaft beim Einsatz für 
die Umsetzung von Maastricht und die Einführung 
des gemeinsamen Geldes heute geboten haben, 
ohne jede Zukunft und richtet sich nicht in eine euro- 
päische Zukunft, sondern bestätigt Ihre innenpoliti- 
sche Unfähigkeit. 

(Beifaü beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS) 

Wir werden aus ökonomischen, politischen und so- 
zialen Gründen nicht umhin kommen, die Konver- 
genzkriterien zu erweitern, weil die Menschen Eu- 
ropa sonst nicht akzeptieren würden. Ein Deflations- 
europa, ein Europa, das in der Beschäftigung keine 
Fortschritte erreicht, wird gegen die Wand fahren. 

Das wäre so ziemlich das Schlimmste, was ich mir - 
auch und gerade in historischer Perspektive - vorstel- 
len kann. Deswegen brauchen wir, Herr Bundes- 
kanzler, endlich in der EU abgestimmte, verbindliche 
Beschäftigungsleitlinien. 

(Beifall der Abg. Heidemarie Wieczorek- 
Zeul [SPD]) 
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(A) Deswegen brauchen wir ein beständiges, auf euro- 
päischer Ebene abgestimmtes Kriterium, das den Ab- 
bau von Arbeitslosigkeit und die Stärkung von Quali- 
fizierung und Requalifizierung des Arbeitskräfte- 
potentials, von Jugendarbeitslosen und Langzeitar- 
beitslosen, zu europäischer Politik macht. Es nützt 
nichts, dies nur auf nationaler Ebene zu betreiben. 
Wir brauchen hier ähnlich wie in der Finanz-, Haus- 
halts- und Währungspolitik ein verbindliches Kon- 
vergenzkriterium, auf das alle beteüigten Länder 
hinarbeiten. Sonst läuft die Sache schief. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren, das setzt voraus, daß 
wir auch in der Geldpolitik so manche Schablone, 
wie sie zum Beispiel der Kollege Geißler gerade wie- 
der vorgetragen hat, für einen Augenblick überden- 
ken, kritisch überprüfen und vielleicht auch verges- 
sen. Herr Kollege Geißler, ich schätze Sie sehr. Sie 
haben sich gerade zur Entwicklung der Produktivi- 
tät geäußert. Wenn es denn stimmen würde! 
Deutschland ist die einzige große Volkswirtschaft, 
die in der Binnennachfrage sträflich hinterherhinkt. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig! - 

Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Machen Sie 
doch die Steuerreform!) 

Nun sage ich gar nicht: Laßt uns staatlich finanzierte 
Ausgabenprogramme durchführen! Der entschei- 
dende Punkt ist doch, daß die Produktivitätsentwick- 
lung der Reallohnentwicklung davonläuft. Wenn 
eine Produktivitätsentwicklung höher ist als die Real- 
lohnentwicklung und nicht durch weitere Arbeits- 
zeitverkürzungen aufgefangen wird, bewirkt sie den 
Anstieg der Arbeitslosigkeit. Das ist logisch. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 

PDS - Dr. Helmut Haussmann [F.D.P]: Steu- 
erreform!) 

- Zur Steuerreform und zu den Liberalen komme ich 
gleich. 

Kollege Geißler, da sage ich Ihnen: Wir haben 
heute ein Deflationsrisiko. Das ist an der Entwick- 
lung der öffentlichen Haushalte bereits zu erkennen. 
Wenn wir über Binnennachfrage reden, reden wir 
doch nicht nur über den individuellen Konsum, son- 
dern auch über die zusammengebrochene Binnen- 
nachfrage der öffentlichen Haushalte auf regionaler 
und kommunaler Ebene, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

die vor allen Dingen für die regionale, nicht exportie- 
rende Wirtschaft von entscheidender Bedeutung ist. 
Hier müssen wir feststellen, daß es richtiggehend zu 
einem Zusammenbruch gekommen ist. 

Was in diesem Zusammenhang die Triumphmel- 
dungen des Finanzgenies Waigel angeht, so mag er 
mit seinen Finanztricks den Bankrott der Bundes- 
kasse noch bis zum Jahr 1999 vertagen können. Aber 
bei den Ländern und bei den Gemeinden richtet er 


damit ein Debakel an, womit wir das Deflationsrisiko (C) 
sogar noch potenziert haben. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Steuerre- 
form!) 

- Ich komme gleich noch zur Steuerreform, Geduld! 

Hinzu kommt eine Reallohnentwicklung, zu der 
ich Ihnen, Kollege Geißler, sage: Die Reallöhne ste- 
hen heute auf dem Niveau von 1989. Das ist eine Tat- 
sache. Worunter die Unternehmen ächzen und stöh- 
nen, ist die hohe Bruttolohnentwicklung. Kollege 
Geißler und Herr Bundeskanzler, wenn Sie von die- 
sem Platz aus die hohen Bruttolöhne im Lande bekla- 
gen, die Arbeitsplätze vernichten und investitions- 
feindlich und -abschreckend sind, dann frage ich Sie, 
woher denn diese hohe Bruttolohnentwicklung 
kommt. Ist sie denn vom Himmel gefallen? Das Ge- 
genteü ist der Fall. Kollege Scharping hat völlig zu 
Recht darauf hingewiesen. 

Bei den Krankenkassen ist das Problem auf Grund 
der Regionalisierung offensichtlich geworden. Die 
Krankenkassen im Osten - das ist keine Schuld der 
Menschen im Osten, sondern Konsequenz Ihrer ver- 
fehlten Politik und einer dramatisch anhaltenden 
Massenarbeitslosigkeit in Ostdeutschland - sind fak- 
tisch pleite, und in der Krise des Rentensystems mit 
Beiträgen von 21 Prozent kommt jetzt das gleiche 
zum Ausdruck. Wir haben ein Strukturproblem; aber 
dieses Strukturproblem macht sich nicht an den ge- 
genwärtigen 21 Prozent fest. Vielmehr sind diese 
21 Prozent das Ergebnis einer Überlastung der Ren- 
tenkassen durch Ihre Einheits politik, bei der es Steu- 
ererhöhungen nicht geben sollte. (D) 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS) 

Dadurch haben Sie eine schwere Erblast auf sich ge- 
laden und sich meines Erachtens an vielen Arbeitslo- 
sen versündigt. Die Arbeitsplätze, die wegen Ihrer 
falschen Politik auf Ihr Konto gehen, werden Sie ver- 
mutlich nicht mehr in Hunderttausenden allein mes- 
sen können. 

(Dr. Peter Stuck [SPD]: Richtig!) 

Wir stehen heute also vor der Situation, daß in die- 
ser Koalition nichts mehr geht. Ich versuche mir Hel- 
mut Kohl auf dem Weg nach Luxemburg vorzustel- 
len. In Luxemburg tritt er dann mit seinen Vorschlä- 
gen zum Kampf gegen die Arbeitslosigkeit an. Da 
werden Sie, Herr Bundeskanzler, dann auf Partner 
stoßen, die sich fragen werden, was Sie zu Hause ma- 
chen. 

Schauen wir es uns doch einmal im einzelnen an! 
Zuerst sprachen Sie von der Halbierung der Arbeits- 
losenzahlen bis zum Jahr 2000. 

(Zuruf von der SPD: Heiße Luft!) 

Eher werden Sie sich halbieren, als daß Ihnen bis 
zum Jahr 2000 eine Halbierung der Arbeitslosenzah- 
len gelingt; davon können Sie sicher ausgehen. 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN und bei der SPD) 
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(A) Damit wird es angesichts der Zeit, die Sie vertan ha- 
ben, nichts werden, auch dann nicht, wenn es 1998 
einen Regierungswechsel gibt. Sie haben das Ziel 
faktisch aufgegeben; beim Bündnis für Arbeit ist von 
Ihnen ganz persönlich die große Chance vertan wor- 
den, um das Ziel der Halbierung der Arbeitslosigkeit 
zu erreichen. 

Dann haben Sie die Überstunden als das große 
Problem erkannt. Ich frage Sie, Herr Bundeskanzler: 
Was hat denn diese Bundesregierung bisher getan, 
um das Problem der Überstunden zu bekämpfen? Wo 
ist denn Ihre Vorlage des entsprechenden Entwurfes 
eines Arbeitszeitgesetzes? Wir haben einen Vor- 
schlag entwickelt, mit dem Sie die Lohnnebenkosten 
in einem Bonus-Malus-System einsetzen könnten, 
um beschäftigungsfreundliche Unternehmen zu för- 
dern und andere wiederum mehr zu bestrafen. 
Nichts dergleichen kommt von Ihnen, sondern Sie 
haben ein paar Sprüchlein abgesondert und sind 
dann zum nächsten Problem übergegangen. 

Wie ist es denn mit der Teilzeitarbeit und dem hol- 
ländischen Modell, das Sie immer predigen? Sie hät- 
ten doch schon längst handeln können, Herr Bundes- 
kanzler. Keine Opposition hätte Sie daran gehindert; 
im Gegenteil, wir hätten begeistert mitgemacht. 
Aber nichts ist getan worden, Oder denken Sie an 
das Staatsbürgerschaftsrecht oder an die 610-DM- 
Jobs. Liegt es denn an der Blockade durch die Oppo- 
sition, oder liegt es daran, daß Sie, eingeklemmt zwi- 
schen CSU und F.D.P, in all diesen Fragen zu Lasten 
unseres Landes letztendlich bewegungsunfähig ge- 
worden sind? 

(B) 

(Beifaü beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS) 

Dann ist der Bundeskanzler plötzhch aufgewacht. 
Grund dafür war der 21 -Prozent-Hammer des Nor- 
bert Blüm, der gestern in der AktueUen Stunde wie- 
der in der bekannten Manier eines Lämmerschwänz- 
chens, das von nichts wußte, aufgetreten ist: der 
kleine Norbert, verfolgt von allen bösen Kräften der 
Welt. Nein, nein, so ist das nicht. Die „FAZ" - immer- 
hin der Wirtschaftsteil der „FAZ", gemeinhin nicht 
das zentrale Veröffentlichungsblatt rot-grüner Politik 
- hat es zu Recht beschrieben. „Der Kanzler war es", 
so lese ich als Überschrift. 

Und weiter: 

Gewiß, der Arbeitsminister war immer dabei, und 
er hat nie laut protestiert. Aber die Verantwor- 
tung für die keineswegs nur demographisch be- 
dingte Misere der Rentenversicherung liegt beim 
Regierungschef. Kohl mag nicht ganz übersehen 
haben, wie teuer seine Durchwursteleien sind. 
Von der Verantwortung entbindet ihn das nicht. 

Klarer kann man das meines Erachtens nicht sa- 
gen: Die 21 Prozent sind ein direktes Ergebnis Ihrer 
verfehlten Einheitspolitik, Herr Bundeskanzler. Sie 
wollten die Steuern nicht erhöhen. 1990 hieß es: Wer 
CDU wählt, wählt keine Steuererhöhungen, wer SPD 
wählt, wählt Steuererhöhungen. - Aber das geht ja 
gerade so weiter. 


Die 21 Prozent sind angesichts von knapp 4,5 Mil- (C) 
lionen registrierten Arbeitslosen in diesem Lande in 
der Tat dramatisch. Nun ist Ihnen die SPD sehr weit 
entgegengekommen. Wir sind Ihnen auch gemein- 
sam mit dem unechten Vermittlungsergebnis sehr 
weit entgegengekommen, nämlich indem wir gesagt 
haben: Laßt uns die streitigen Dinge streitig stellen 
und die nicht streitigen Dinge gemeinsam anpacken, 
wie auch bei der Steuerreform. Mit uns wäre eine 
Senkung des Spitzensteuersatzes und eine Senkung 
des Eingangssteuersatzes möglich gewesen. 

Ich sage Ihnen nochmals: Was mit uns nicht mög- 
lich ist - davon reden Sie angesichts der Waigelschen 
Haushaltslöcher heute nicht mehr -, ist eine Netto- 
entlastung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Alles andere, inklusive des Schließens der Steuer- 
schlupflöcher, hätten wir regeln können. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Du hast doch 
keine Ahnung davon!) 

Ich hatte schon die Befürchtung, die SPD vergesse 
unter dem Eindruck eines bedeutenden automobil- 
politischen Sprechers dieser Partei ihre ökologischen 
Grundsätze. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Wenn Sie eine ökologische Steuerreform auf euro- 
päischer Ebene durchsetzten, würde Sie das am 
Ende Ihrer Amtstage zieren, Herr Bundeskanzler. 
Auch das sage ich Ihnen hier. ( D ) 

Der entscheidende Punkt aber ist ein anderer. Der 
entscheidende Punkt ist: Die SPD kam Ihnen unter 
dem Eindruck dieser 21 Prozent nochmals einen 
Schritt entgegen. Was war Ihre Antwort? Haben Sie 
die ausgestreckte Hand ergriffen? - Nein, das Ge- 
genteil war der Fall. Die F.D.P, die nur ein Problem 
hat, nämlich: Wie profiliere ich mich bei all den Steu- 
ererhöhungen - denen sie zustimmt - als Steuersen- 
kungspartei?, hat erklärt: Wir machen das nur, wenn 
gleichzeitig das ganze Projekt - zu dem die SPD im- 
mer erklärt hat, daß sie nicht zustimmt, weil es auf 
eine Senkung des Rentenniveaus hinausläuft - auf 
das Jahr 1998 vorgezogen wird. Das heißt: Die ausge- 
streckte Hand wurde mit einem Fausthieb mitten in 
das Gesicht der Sozialdemokraten beantwortet, und 
zwar allein aus Koalitionsräson. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Interessen des Landes zählen bei Ihnen nichts 
mehr; das ist das Prinzip Kohl. Bei Ihnen zählt allein 
die Erhaltung der Koalition und damit der Machter- 
halt. Das ist die wirkliche Blockade in diesem Land, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Dr, Helmut Haussmann 
[F.D.P.]: Wir sind doch nicht in Nordrhein- 
Westfalen!) 

Nein, Herr Bundeskanzler, wenn Sie nach Luxem- 
burg gehen, dann werden Sie unter der Überschrift 
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(A) hingehen: Stillstand, dein Name ist Helmut Kohl in 
diesem Land. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und 
der SPD) 


Ich habe gehört, wie Herr Scharping die Betriebs- 
wirtschaft gegen die Volkswirtschaft ausspielte. Wie 
sollen wir denn unter den Bedingungen der Globali- 
(B) sierung Arbeitsplätze sichern, Herr Scharping, ohne 
betriebswirtschaftliche Grundsätze in den Betrieben 
zu berücksichtigen? Das ist doch Teil des amerikani- 
schen Beschäftigungserfolges. 


mentarische Geschäftsführer der Grünen bei einer 
„Pro-und-Contra" -Sendung im Fernsehen dagegen. 
Das ist grüne Politik. 

Wenn Herr Fischer, wenn Herr Scharping und 
nachher Herr Lafontaine versuchen, den Bundes- 
kanzler und die Koalition in Sachen Europapolitik zu 
überholen, so ist das lächerlich. Das ist absolut lä- 
cherlich! Das versteht in den anderen europäischen 
Ländern doch überhaupt niemand. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
der CDU/CSU) 

Wer ist denn von Anfang an für den Vertrag von 
Maastricht gewesen, als Herr Schröder noch von 
„Monopoly-Geld" gesprochen hat? Wer ist denn für 
eine fünfjährige Verschiebung der Währungsunion? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Stoiber!) 

Das ist doch der Möchtegern-Blair, Herr Schröder. 
Wer hat denn in London jetzt schon wieder eine Rede 
gehalten nach dem Motto, wir übernähmen uns bei 
der Osterweiterung und vor Ablauf von zehn Jahren 
sei da nichts zu machen? 

Meine Damen und Herren, wer so im Ausland die 
europapolitische Linie, der Bundesregierung beschä- 
digt, schafft damit natürlich keine zusätzlichen Inve- 
stitionen und Arbeitsplätze in Deutschland. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Ich habe gelesen, daß Ministerpräsidentin Simonis 
auf einem hochrangigen Seminar in München vom 
deutschen Bundeskanzler nur als dem „Dicken" re- 
dete. Sie hat dort vor dem österreichischen Bundes- 
kanzler ausgeführt, man habe das 60-Prozent-Krite- 
rium nur erfunden, um die „Itaker" herauszuhalten. 
Das ist unglaublich, meine Damen und Herren! Auch 
sozialdemokratische Ministerpräsidenten müssen 
sich einmal angewöhnen, im Ausland in gebühren- 
der Form deutsche Interessen zu vertreten. Das ist 
ein absoluter Skandal! 

(Beifaü bei der F.D.P und der CDU/CSU) 

Ich kehre zum Thema zurück und sage Ihnen: Jede 
Rede über Beschäftigung in Europa muß mif der 
Währungsunion und mit dem Binnenmarkt be- 
ginnen. Es gibt auf der europäischen Ebene über- 
haupt nichts Wichtigeres, als für eine Vertiefung des 
Binnenmarktes und für eine pünktliche Einführung 
der Währungsunion zu sorgen. Ohne Binnenmarkt, 
ohne gemeinsame Währung sind die Europäer im 
weltweiten Wettbewerb um Arbeitsplätze mit Ameri- 
kanern, mit Japanern hoffnungslos unterlegen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 


Sie, Herr Fischer, haben von der Quantifizierung 
gesprochen. Darüber kann man reden. Nur, die ge- 
samteuropäische Arbeitslosigkeit ist die Addition 
nationaler Arbeitslosigkeiten. Das heißt: Wenn Sie 
hier bei der Innenpolitik mitmachen und wenn wir in 
Deutschland 1 Million Arbeitsplätze schaffen, dann 
reduzieren Sie die europäische Arbeitslosigkeit um 
fast 10 Prozent. Daraus wird ein Schuh. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Ein dritter Punkt: Herr Fischer, ich kann mir richtig 
vorstellen, wie Sie Ihren Antrittsbesuch als Außenmi- 
nister in Amerika machen - mit dem NATO- Austritt 
und einer Benzinpreiserhöhung auf 5 DM. Bevor Sie 
hier die ganz großen Sprüche zur Währungsunion 
machen, klären Sie einmal eines: Ihre Fraktion hat im 
Europa-Ausschuß angekündigt, daß sie dem Maas- 
tricht-II-Vertrag nicht zustimmen werde. Das heißt, 
die Währungsunion ist ohne Stabilitätspakt. Bringen 
Sie doch einmal Ihren eigenen Laden in Ordnung, 
bevor Sie hier so groß auftreten, Herr Fischer! 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Bei der letzten Bundestagsdebatte war Herr Fi- 
scher im Plenum für den Euro, abends war der Parla- 


Und Ihnen wird es anders gehen als dem Apostel 
Paulus vor Damaskus. Ihnen ist die Gnade, daß der 
Heilige Geist noch über Sie kommt, nicht beschie- 
den. Vielmehr müssen die Wählerinnen und Wähler 
nächstes Jahr über Sie kommen, damit dieses Land 
endlich vorankommt. 

(Beifaü beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Dagmar 
Enkelmann [PDS]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
KoUege Dr. Helmut Haussmann. 

Dr. Helmut Haussmann (F.D.P): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Koüeginnen und Kollegen! Es war 
interessant: Der erste Ansatz von den Oppositions- 
rednem war, über europäische Beschäftigungspolitik 
zu reden; am Schluß endete es im deutsch-deutschen 
Wahlkampf. Meine Damen und Herren, Sie müssen 
sich wirklich entscheiden, was Sie in den Mittelpunkt 
stellen. 


Wer die Währungsunion verschieben wül und wer, 
wie Herr Schröder, ständig davon redet, trägt natür- 
lich auch dazu bei, daß sich zum Beispiel der deut- 
sche Mittelstand - das ist ein großes Problem - nicht 
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(A) pünktlich auf den Euro einstellt. Die Leute sagen: 
Wenn bedeutende Kanzlerkandidaten von fünf Jah- 
ren Verschiebung reden, warte ich mal ab. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 

Kanzlerkandidatenkandidaten! - Zuruf von 
der SPD) 

- Ich will jetzt nicht auf die Münchner Diskussion 
eingehen, sondern mich den Sozialdemokraten zu- 
wenden. 

Generell gilt: Alle Ministerpräsidenten sollten sich 
um ihre Dinge vor Ort kümmern, vor allem um die 

Biidungs- und Kulturpolitik, 

(Beifall des Abg. Dr. Hermann Otto Solms 
[F.D.P.]) 

denn die Biidungs- und Kulturpolitik ist der entschei- 
dende Faktor für die Menschen, sich angesichts der 
Globalisierung zu behaupten. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
der CDU/CSU) 

Sie sollten keine falschen Signale setzen, denn sol- 
che Signale werden im Ausland anders gedeutet, 
meine Damen und Herren. Die pünktliche Einfüh- 
rung der Währungsunion ist die große Chance, ame- 
rikanische und japanische Direktinvestitionen nach 
Deutschland zu holen. Ein Markt, eine Währung, 
deutsche Sprache, deutsche Produktivität der Ar- 
beitskräfte sind hochattraktive Standortfaktoren für 
asiatische und amerikanische Unternehmen. 

(B) Ein Wort zur Personaldiskussion: Hierzu kann die 
Bundesregierung keine Aussage machen, wir kön- 
nen nur empfehlen, Kurs zu halten. Das Amt des er- 
sten Präsidenten unserer neuen europäischen Zen- 
tralbank in Frankfurt am Main ist entscheidend für 
die neue Währung. Ich sehe in Herrn Duisenberg ei- 
nen ausgezeichneten Mann. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich sehe, daß Holland in bezug auf Preisstabilität, ge- 
ringe Verschuldung und den Zuwachs an Beschäfti- 
gung in Europa die besten Daten aufzuweisen hat. 
Ich habe es auch nie so verstanden, daß Herr Duisen- 
berg kurzfristig nur Statthalter beim EWI sein und 
den Platz für andere Leute freihalten sollte. Nein, die 
internationale Personaldiskussion darf nicht zu La- 
sten der wichtigen europäischen Währung geführt 
werden. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das stimmt!) 

Was kann man neben der Errichtung der Wäh- 
rungsunion und des Binnenmarkts auf europäischer 
Ebene noch tun? - Man kann natürlich von anderen 
lernen. Ich meine jetzt nicht nur das System der dua- 
len Ausbildung, sondern zum Beispiel auch die Pro- 
duktivität deutscher mittelständischer Betriebe. Der 
Intemationalisierungsgrad des deutschen Mittel- 
standes ist von einer Höhe, die leider in Ländern wie 
Frankreich und Spanien noch längst nicht erreicht 
ist. Wenn Sie an unsere „geheimen" mittelständi- 
schen Weltmarktführer wie zum Beispiel die Firma 
Recaro oder die Firma Kärcher oder die Firma Steiff 


denken, dann werden Sie mir zustimmen, daß sie (C) 
Vorbilder sind, die trotz der Tatsache, daß sie auf den 
internationalen Märkten Erfolg haben, in Deutsch- 
land selbst ständig zusätzlich Arbeitsplätze schaffen. 

Insofern sollte im Mittelpunkt der Politik der Euro- 
päischen Union stehen, daß sie die Versorgung mit 
Risikokapital sicherstellt und daß sie durch Deregu- 
lierung Möglichkeiten schafft, neue Märkte zu er- 
schließen. 

Herr Fischer, die Vergemeinschaftung der Arbeits- 
marktpolitik wäre das sichere Ende des Vertrages 
von Maastricht. Man kann das nicht bezahlen. Damit 
würde man ja auch auf jegliche nationale Feinsteue- 
rung verzichten. Man kann letztlich nicht beides 
gleichzeitig machen. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Das, was Herr Blair, mit 
dem Sie sich immer schmücken, macht, ist eher neo- 
liberal als altlink-grün. Und es ist auch nicht altsozia- 
listisch. Herr Blair betreibt eine sehr bewußte natio- 
nale Arbeitsmarkt- und Standortpolitik. Das hat mit 
Vergemeinschaftung überhaupt nichts zu tun. 

Der Begriff der „employability", der lebenslangen 
Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitnehmern, weist 
darauf hin, daß bei offenen Märkten die Verantwor- 
tung des Staates zurückgeht und sich auf die Rah- 
mensetzung beschränkt, daß aber die europäischen 
Unternehmen selbst durch Innovationen und Erobe- 
rung der Märkte in Asien und Amerika höhere Welt- 
marktanteile erzielen müssen, wenn die Beschäfti- 
gung in ihren jeweiligen Ländern erhöht werden soll. 

Auch auf die Arbeitnehmer kommt unter diesen (D) 
neuen Bedingungen eine neue Verantwortung zu. 

Wer sich zum Beispiel über die sogenannte Schein- 
selbständigkeit in arroganter Weise äußert, der hat 
vom Arbeitsmarkt der Zukunft nichts verstanden. Ich 
sage dazu: Lieber eine Schein arbeitslosigkeit als eine 
D auerarb eit slosigkeit . 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ha, ha, ha!) 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß in Amerika 
und in Asien viele Arbeitnehmer den Konzernen den 
Rücken kehren, sich selbständig machen und durch 
die Aufnahme mehrerer Beschäftigungsverhältnisse 
in eigener Verantwortung für ihr Einkommen sorgen. 

Die Möglichkeit, einen Arbeitsplatz in einem Kon- 
zern ein Leben lang zu behalten, wird es im Arbeits- 
markt der Zukunft nicht geben. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Abenteuerlich!) 

Deshalb kommt der nationalen Arbeitsmarktpolitik, 
der nationalen Bildungspolitik und der nationalen 
Mobilitätspolitik eine so hohe Bedeutung zu. 

Ich komme zum Schluß. Wer die derzeitige interna- 
tionale Diskussion verfolgt, wer zum Beispiel die Pro- 
bleme der vier sogenannten Tiger-Staaten in Asien 
sieht, wer zum Beispiel heute liest, daß der amerika- 
nische Präsident vom Kongreß nicht die Möglichkeit 
erhalten hat, in Zukunft im Rahmen des WTO inter- 
nationale Wirtschaftsverträge abzuschließen, der 
wird einsehen, daß auch die asiatischen und ameri- 
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(A) kanischen Bäume nicht in den Himmel wachsen. 
Diese Erkenntnis führt uns zurück zum liberalen 
europäischen Modell, in dem stabile Rahmenbedin- 
gungen, marktwirtschaftlich orientierte Einstellun- 
gen und sozialer Zusammenhalt Zusammenkommen. 
Dieses Modell ist richtig. 

Deshalb kommt es darauf an, daß auf allen Ebenen 
in Europa, auf der nationalen Ebene, auf der regiona- 
len Ebene und auch von den Tarifpartnern selbst, 
den Arbeitnehmern und Unternehmern, für mehr Be- 
schäftigungsmöglichkeiten gesorgt wird. Denn es 
gibt in Europa keine größere Gefahr für die politische 
Stabilität als eine zunehmende Arbeitslosigkeit. 

Vielen Dank. 

(Beifaü bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat Dr. 
Gregor Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Bundeskanzler, Sie geben 
sich ja bekanntlich die größte Mühe, den Deutschen 
die Ängste vor der europäischen Integration zu neh- 
men, sie hoffnungsvoü zu stimmen, daß ihnen die 
europäische Integration etwas bringen würde, sie 
auch auf die Währungsunion einzustimmen. Ich 
frage Sie, wie Sie das eigentlich leisten wollen, wenn 
Sie den Deutschen gleichzeitig sagen: Von Europa 
wird es aber mit Zustimmung dieser Bundesregie- 
rung keinerlei Beschäftigungspolitik geben. 

(B) 

Das heißt, wenn Sie versuchen, den Deutschen zu 
erklären, dieses Europa wird zwar künftig über den 
Wert ihrer Sparguthaben, über Zinsen, über alles 
mögliche entscheiden, aber mit Beschäftigungspoli- 
tik und insofern mit dem Hauptproblem unserer Ge- 
sellschaft nichts zu tun haben, dann kann so eine 
europäische Integration nicht funktionieren. 

(Beifall bei der PDS) 

Entweder wollen wir uns tatsächlich als Europäe- 
rinnen und Europäer begreifen, dann, glaube ich, 
muß es auch eine europäische Beschäftigungspolitik 
geben, oder das Ganze wird nicht funktionieren, die 
Ablehnung und auch die Ängste werden zunehmen. 

(Beifall bei der PDS) 

Wie sich die Bundesregierung auf diesen Beschäf- 
tigungsgipfel wider Willen vorbereitet hat, ist schon 
eine beachtliche Fehlleistung. Im Grunde genommen 
machen Sie in Ihrem Papier den anderen europäi- 
schen Regierungen drei Vorschläge: Sie sagen, es 
darf in Zukunft in Europa nur noch moderate Tarif- 
abschlüsse geben; Sie verlangen, daß die Lohnent- 
wicklung hinter der Produktivitätsentwicklung zu- 
rückbleibt; Sie fordern eine Steuer- und Abgaben- 
entlastung, um zu niedrigeren Arbeitskosten zu kom- 
men. 

Das ist eine Politik, die Sie hier seit 15 Jahren be- 
treiben und die seit 15 Jahren zu immer mehr Ar- 
beitslosigkeit geführt hat. Und das bieten Sie im 


Ernst den anderen europäischen Ländern als Chance (C) 
an, die Beschäftigungssituation zu verbessern! 

Ich glaube, für solche Vorschläge ist diese Bundes- 
regierung am ungeeignetsten, weil sie nämlich auf 
dem Arbeitsmarkt in Deutschland ein Fiasko hinter- 
lassen hat. Sie sollten dort besser zuhören, nicht 
verweigern, wie Sie das tun, anstatt Ihre neolibe- 
ralen Rezepte auch noch zur Nachahmung zu emp- 
fehlen. 

(Beifall bei der PDS) 

In Wirklichkeit ist es doch so: Sie haben seit Jahren 
dafür gesorgt, daß die großen Konzerne in Deutsch- 
land praktisch so gut wie keine Steuern mehr bezah- 
len. Ich mag auch das Wort „Steuerschlupflöcher" 
nicht, weil das immer nach „illegal" klingt. Man muß 
darauf hinweisen: Es war die Mehrheit dieses Bun- 
destages, die die Rechtsvorschriften für die Abschrei- 
bungsmöglichkeiten in Kraft gesetzt hat. Das heißt, 
die Leute verhalten sich ja nur gesetzlich! 

(Beifall bei der PDS) 

Sie können denen doch nicht zuerst eine Möglichkeit 
geben und ihnen dann vorwerfen, daß sie die Mög- 
lichkeit nutzen. Wenn Sie das wirklich nicht wollen, 
dann müssen Sie eben die Gesetze ändern! Und Sie 
hätten hier im Bundestag immer die Mehrheit ge- 
habt, wenn Sie gegen diese sogenannten Schlupflö- 
cher gewesen wären. Aber das sind Sie ja gar nicht. 

Sie lassen es eben zu, daß die Finanzierung dieser 
Bundesrepublik Deutschland nur noch von den 
Lohnabhängigen erfolgt und von den kleinen und 
mittelständischen Unternehmen. Da drücken die La- 
sten immer stärker, aber nicht bei den Banken, nicht 
bei den Versicherungen und nicht bei den großen 
Konzernen! Das ist das eigentliche Problem, mit dem 
wir es zu tun haben. 

(Beifall bei der PDS) 

Insofern hat diese Steuersenkungspolitik bei der 
Bekämpfung von Arbeitslosigkeit überhaupt nichts 
gebracht. 

Nehmen wir den letzten Fall. Auf Wunsch der 
F.D.P. und ihrer kleinen Klientel haben Sie gegen un- 
seren Willen beschlossen, den Solidaritätszuschlag 
zu senken, wieder mit der Begründung, damit Be- 
schäftigung zu schaffen. Wir alle wissen: Dadurch 
entsteht kein einziger Arbeitsplatz in Deutschland! 

Wir alle wissen, daß das Mehr an Geld, das hier Jahr 
für Jahr insbesondere bei den Vermögenden und 
Reichen entsteht, nicht zur Schaffung von Arbeits- 
plätzen genutzt wird, sondern zur Durchführung von 
Finanzgeschäften, zur Spekulation, die Sie auch 
nicht besteuern. 

Das ist die Realität, mit der wir es zu tun haben. 

Das führt dazu, daß der Staat immer weiter verarmt, 
obwohl der Reichtum in dieser Gesellschaft zunimmt, 
und mithin immer geringere Möglichkeiten hat, So- 
zialleistungen zu finanzieren, einen öffentlichen Be- 
schäftigungssektor zu finanzieren und eine aktive 
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(A) Arbeitsmarktpolitik zu betreiben, die es endlich er- 
möglichen würde, die Arbeitslosigkeit in Deutsch- 
land zurückzuführen. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich möchte bei diesem Beispiel bleiben: Dieser 
Bundestag hat also beschlossen, den Solidaritätszu- 
schlag zurückzufahren. Die dadurch eintretenden 
Verluste entsprechen exakt der Summe, die den Ren- 
tenkassen zur Verfügung gestellt werden müßte, um 
den Anstieg des Beitrags zur gesetzlichen Renten- 
versicherung auf 21 Prozent zu verhindern. 

Allerdings verstehe ich auch nicht die Haltung der 
SPD-regierten Länder im Bundesrat, weshalb gegen 
dieses Gesetz nicht wenigstens Einspruch eingelegt 
wurde, weshalb man die Senkung des Solidaritätszu- 
schlages einfach hat passieren lassen. Wir hätten 
nämlich im Falle eines Einspruchs hier eine span- 
nende Debatte bekommen, wenn wir dieser Regie- 
rungskoalition hätten sagen können: Das ist genau 
der Betrag, der in die Rentenkassen eingezahlt wer- 
den müßte, um den Anstieg des Beitrages zur Ren- 
tenversicherung zu verhindern. Dann hätte man gar 
nicht über so viele andere Modelle - und das alles in- 
nerhalb einer Woche - verhandeln müssen, sondern 
es hätte einen ganz einfachen Weg gegeben. 

(Beifall bei der PDS) 

Aber dafür hätten wir eine Debatte darüber ermögli- 
chen müssen. Jetzt ist das sozusagen rechtskräftig, 
wie der Jurist sagt, jetzt wird es so kommen: Das 
Geld wird fehlen, für die Rentenkasse und auch für 
* andere Zwecke. 

Es ist verheerend, daß diese Bundesregierung die 
eigentliche Bremserin bei der europäischen Beschäf- 
tigungspolitik ist. Damit nehmen Sie Europa die At- 
traktivität. Ein Europa ohne Beschäftigungspolitik 
wird von den Menschen in den europäischen Län- 
dern niemals akzeptiert werden. Deshalb sind nicht 
diejenigen, die vor einem falschen Euro warnen, die 
Gegner Europas, sondern jene, die eine solch verhee- 
rende europäische Politik betreiben. 

(Beifall bei der PDS) 

Sie fordern, daß die Tarifabschlüsse moderat sein 
sollen und die Löhne hinter der Produktivitätsent- 
wicklung Zurückbleiben sollen. Das passiert seit Jah- 
ren in Deutschland. Niemand bestreitet, daß die 
Lohnabschlüsse in den letzten Jahren moderat wa- 
ren; niemand bestreitet, daß die Produktivitätsent- 
wicklung sogar wesentlich schneller ist als der An- 
stieg von Löhnen. Für den Arbeitsmarkt hat das gar 
nichts gebracht - im Gegenteü. Sie haben dadurch - 
zusammen mit dem Sozialabbau - erreicht, daß die 
Kaufkraft in Deutschland so stark rückgängig ist, daß 
der Binnenmarkt permanent schrumpft, was in der 
Folge zu immer mehr Arbeitslosen führt. 

80 Prozent der Arbeitsplätze in Deutschland hän- 
gen vom Binnenmarkt ab. Wenn Sie nicht endlich da- 
für sorgen, daß die Nachfrage wieder steigt, wird es 
auch keine neuen Arbeitsplätze geben. Da können 
Sie noch so massiv die Steuern oder die Abgaben der 


Unternehmen senken: Sie werden nicht mehr produ- (C) 
zieren, sie werden nur mehr spekulieren. Das ist das 
Ergebnis Ihrer Politik. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 

CSU]: Sie haben doch keine Ahnung!) 

- Es kann schon sein, daß Sie mehr Ahnung haben, 
aber hier geht es um Kenntnisse. Deshalb sage ich 
Ihnen dazu noch folgendes: Wenn Sie denn mehr Ah- 
nung hätten und dies auch noch mit Kenntnissen ver- 
binden würden, dann müßte diese Politik, die Sie 
hier seit Jahren betreiben, irgendwann einmal ein 
positives Ergebnis hervorbringen. Was hat denn der 
Rückgang der Kaufkraft an Arbeitsplätzen in 
Deutschland gebracht? - Keinen einzigen! Sie wissen 
genausogut wie ich, daß Sie die Kaufkraft nur derje- 
nigen erhöhen können, die auf den Empfang von So- 
zialleistungen angewiesen sind oder die normale 
Löhne und Gehälter beziehen. Unsere Diäten kön- 
nen Sie noch viermal erhöhen; dadurch wird sich an 
der Kaufkraft in dieser Gesellschaft nichts verändern, 
weü wir höchstens mehr sparen, aber nicht mehr 
kaufen. Unten in der Gesellschaft müssen Sie die 
Kaufkraft erhöhen, nicht oben, wie Sie das hier seit 
Jahren betreiben! 

(Beifall bei der PDS) 

Sie können doch nicht leugnen, daß der Reichtum 
in dieser Gesellschaft zugenommen hat. Sie können 
doch nicht leugnen, daß bei 10 Prozent der Bevölke- 
rung inzwischen der größte Teil des Reichtums dieser 
Gesellschaft liegt und dieser jährlich um Hunderte 
von Milliarden DM zunimmt. Aber der Staat ist nicht 
einmal daran beteiligt. Sie kriegen von diesem Reich- ( D ) 
tum keine einzige Mark mehr Steuern! Die Steuer- 
einnahmen sind immer geringer, weil es immer mehr 
Arbeitslose gibt. Sie sind zur Wahrnehmung Ihrer so- 
zialen, ökologischen und kulturellen Ausgleichs- 
funktion überhaupt nicht mehr in der Lage. Wann 
wollen Sie daran etwas ändern? 

(Beifall bei der PDS) 

Sie verletzen täglich Art. 14 des Grundgesetzes. 

Wo ist denn noch die Sozialverpflichtung des Eigen- 
tums in dieser Gesellschaft angesichts der Tatsache, 
daß mehr Eigentum immer weniger Sozialverpflich- 
tung bedeutet? - Das ist das Ergebnis Ihrer Politik. 
Beschäftigung kommt dabei nun wirklich überhaupt 
nicht heraus. 

Deshalb hatte ich eigentlich erwartet, Herr Bun- 
deskanzler, es käme einmal so etwas wie selbstkriti- 
sche Töne. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das war ja naiv, 

Herr Kollege!) 

- Ich hatte vielleicht nicht erwartet, aber doch wenig- 
stens gehofft, Sie würden sagen: Wir akzeptieren, es 
geht so nicht weiter, wir brauchen einen Umbruch; 
wir brauchen, um Arbeit in Deutschland und in Eu- 
ropa zu schaffen, eine radikale Arbeitszeitverkür- 
zung, statt diese alberne Diskussion um eine Aus- 
dehnung der Wochen- und der Lebensarbeitszeit zu 
führen, während andere eine Null- Arb eitsstunden- 
Woche haben. 
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(A) Wir brauchen natürlich eine Neustrukturierung 
der Lohnnebenkosten und damit eine neue Bemes- 
sungsgrundlage . 

Wir brauchen gesetzliche Änderungen, damit end- 
lich nicht mehr so viel und so sinnlos abgeschrieben 
werden kann. Da kaufen vermögende Leute aus den 
alten Bundesländern Eigentumswohnungen in den 
neuen Bundesländern - die wissen nicht mal, wo die 
einzelnen Städte hegen - nur um abschreiben zu kön- 
nen. Das ist völlig sinnlos; es bringt uns nichts in den 
neuen Bundesländern. Aber es führt zu Steuerver- 
lusten, die nicht mehr zu verkraften sind. Gibt es eine 
Revision Ihrer Politik? Die neueste Steuerschätzung 
hegt vor. Reagieren Sie darauf? - In keiner Weise. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich sage Ihnen: Sie sind handlungsunfähig. 

Der Gipfel des Ganzen ist: Dann fliegen Sie auch 
noch zum europäischen Beschäftigungsgipfel, ver- 
kaufen Ihre bisherige völlig fehlgeschlagene Politik 
auch noch als Markenzeichen für die anderen euro- 
päischen Staaten und lehnen eine gemeinsame euro- 
päische Beschäftigungspolitik ab. Damit zerreden Sie 
die europäische Idee. Sie sind es, nicht die anderen. 
Sie sollten sich endüch zu Ihrer Verantwortung be- 
kennen. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe jetzt auf 
den Bundesminister für Wirtschaft, Dr. Günter Rex- 
rodt. 

(B) 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu 
Recht erwarten die Menschen vom Beschäftigungs- 
gipfel in Luxemburg, daß von diesem Ereignis Im- 
pulse ausgehen und daß es zu einer Verbesserung ih- 
rer individuellen Situation kommt. Deshalb kann und 
wird ein solcher Gipfel für die Bundesregierung 
keine Pflichtübung sein. Wir werden vielmehr alles 
daransetzen, daß es zu vernünftigen Ergebnissen 
kommt, daß diese umgesetzt werden und daß ein sol- 
cher Gipfel auch Hoffnung erzeugt. Das ist das eine. 

Das andere ist: Es ist töricht, anzunehmen, daß ein 
solches Ereignis, ein Papier, das am Ende eines sol- 
chen Gipfels steht, mit der Lösung der Probleme ins- 
gesamt gleichzusetzen wäre. 

(Beifall des Abg. Dr. Hermann Otto Solms 
[F.D.P.]) 

Schon einen solchen Eindruck zu erwecken ist falsch. 
Ich plädiere hier für Nüchternheit. Ich plädiere hier 
für Glaubwürdigkeit. Glaubwürdigkeit ist Nähe zur 
Realität. 

Wir müssen uns im klaren darüber sein, daß weder 
die Kommission noch irgendein Staat in der Lage ist, 
Arbeitsplätze quasi per Dekret zu schaffen. Das geht 
nur im Öffentlichen Dienst. Die so verordneten Ar- 
beitsplätze sind volkswirtschaftlich in aller Regel un- 
sinnig. Sie führen in aller Regel zu mehr Bürokratie 
und zu erhöhten Kosten. Wir müssen es offen aus- 
sprechen, meine Damen und Herren: Der Staat darf 


Arbeitsplätze nicht per Dekret schaffen. Ausnahmen, (C) 
insbesondere bei Forschung und Entwicklung sowie 
im Büdungsbereich, mögen die Regel bestätigen. 

Meine Damen und Herren, die Wirtschaftspolitik 
kann nur dafür Sorge tragen, daß die Bedingungen 
stimmen und daß Anreize gegeben sind, damit Un- 
ternehmen und Freiberufler in Arbeitsplätze investie- 
ren. Das ist unsere Politik. Da gibt es die Unter- 
schiede zur Opposition. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich 
unterstelle Ihnen nicht, daß Sie mit Ihren Ideen und 
mit Ihrer Politik nicht alles daransetzen, Arbeits- 
plätze zu schaffen. Aber wir haben unterschiedliche 
Vorstellungen, wenn es um den Weg geht. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie wollen es so, 
wie es jetzt ist!) 

Im übrigen haben wir nicht zu allen von Ihnen Un- 
terschiede. Sie sprechen da ja nicht mit einer Zunge. 

Sie verwickeln sich in merkwürdige Widersprüche. 

Die einen folgen dem Prinzip der Angebotsorientie- 
rung und damit im Prinzip unserer Reformpolitik. Die 
anderen messen dem staatlichen Eingriff in die Wirt- 
schaft eine Bedeutung zu, die er, wie die Erfahrung 
lehrt, niemals haben kann. Eine solche Poütik ist mit 
dem Namen von Oskar Lafontaine und dem Namen 
seines wirtschaftspolitischen Beraters Flassbeck vom 
Berliner DIW verbunden. Sie wollen, soweit Sie diese 
Politik vertreten, eine Wirtschaf tsphüosophie ver- 
wirklichen, die unrealistisch geworden ist und die 
nur unter den Bedingungen eines quasi regionalen, 
abgeschotteten Marktes funktioniert. Das ist die Poli- 
tik der 70er Jahre. Diese Politik kann heute nicht (D) 
mehr funktionieren. 

Dann ist es immer so einfach, mit der Binsenweis- 
heit zu argumentieren, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wir reden von 
Europa!) 

daß ohne die Stärkung der Massenkaufkraft nichts 
gehe. Das ist richtig, das wird auch von unserer Seite 
nicht bestritten. Die Frage ist nur: Wie wollen Sie die 
Binnennachfrage stärken? Wollen Sie sie durch staat- 
liche Ausgabenprogramme stärken? Wollen Sie sie 
durch Kreditfinanzierung stärken? 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Senkung der 
Lohnnebenkosten ! ) 

Wollen Sie sie durch die Kostenbelastung der Unter- 
nehmen, die die 32-Stunden-Woche mit sich bringt, 
oder mit dem „Ende der Bescheidenheit stärken? 

Es ist unsere Politik, daß wir weniger Steuern und 
Abgaben wollen. Sie verweigern sich dieser Politik in 
weiten Bereichen. Deshalb ist es Unsinn, zu argumen- 
tieren, die Binnennachfrage müssen gestärkt werden, 
wenn Sie gleichzeitig alles daransetzen, daß die Diffe- 
renz zwischen brutto und netto so groß bleibt, wie sie 
ist. Sie verweigern sich durch Ihre Politik. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Frau Fuchs, damit sind wir beim Beschäftigungs- 
gipfel in Luxemburg. Für mich ist klar: Es gibt viele 
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(A) Gebiete, auf denen wir durch koordiniertes, durch 
abgestimmtes Vorgehen eine Menge für zusätzliche 
Beschäftigung in Europa erreichen können. Wir wol- 
len dazu als Bundesregierung unseren Beitrag lei- 
sten. Ich sage noch einmal: Wir wollen das nicht mit 
einer Pflichtübung tun. Aber wir können diese zu- 
sätzliche Beschäftigung nicht schaffen, indem wir 
einfach vorgeben, welche Ziele erreicht werden sol- 
len, ohne zu sagen, wie wir diese Ziele erreichen wol- 
len. Das Entscheidende ist, daß wir die richtige Poli- 
tik machen. Das Entscheidende ist nicht, daß wir mit 
neuen Programmen, die wir ohnehin nicht finanzie- 
ren können, aufwarten und Vorstellungen entstehen 
lassen, denen wir niemals gerecht werden können. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
der CDU/CSU) 

Ich bin sehr dafür, daß wir uns in Europa - auch in 
Luxemburg - ehrgeizige Ziele setzen: auf staatlicher 
Ebene und auf europäischer Ebene. Aber das Ent- 
scheidende und Wichtige ist, daß wir den Weg fin- 
den, auf dem wir diese Ziele erreichen können. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. Antje Voll- 
mer) 

Diese Politik muß abgestimmt werden; wir können 
hier viel voneinander lernen. Aber: Die Verantwor- 
tung muß bei den nationalen Regierungen, bei den 
Mitgliedstaaten bleiben. 

Sie sprechen immer - Herr Scharping hat das ge- 
rade groß getan - von quantitativen Zielen. Meine 
Damen und Herren, die Menschen draußen verste- 

(B) hen gar nicht, was damit gemeint ist. „Quantitative 
Ziele" heißt beispielsweise: Die Europäische Union 
sagt: 50 Prozent weniger Langzeitarbeitslose in fünf 
Jahren. Oder die Europäische Union sagt: Alle ar- 
beitslosen Jugendlichen müssen innerhalb von sechs 
Monaten ein Angebot für einen Ausbildungsplatz er- 
halten. - Das hört sich gut an, das ist herausfordernd. 
Aber ich hinterfrage: Können wir, meine Damen und 
Herren, wirklich erwarten, daß mit einer solchen Vor- 
gabe in Europa in jedem Land, in jeder Region so et- 
was erreicht werden kann? 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wenn Sie Ihre 

Politik fortsetzen, nicht! Sie müssen wollen, 
Herr Kollege!) 

- Das hat nichts mit Wollen zu tun. Es geht um die 
konkreten Maßnahmen, die wir ergreifen müssen. 

Sehen Sie sich andere Länder - auch sozialistisch 
regierte Länder - an. Wir können uns diesem Ziel nur 
Schritt für Schritt mit einer richtigen Politik nähern. 
Ich sage es noch einmal - hören Sie zu -: Wir wollen 
ehrgeizige Ziele formulieren - wir haben das auch in 
Deutschland getan -, aber wir können nicht Dinge in 
den Raum stellen und proklamieren, die niemals er- 
reichbar sind. Das Ergebnis wären Enttäuschung, 
Verärgerung und neue Vorbehalte gegenüber der 
Europäischen Union. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Was ist denn die 
Alternative?) 

- Richtiges Stichwort, Herr Scharping. 


Ziele können wir uns auf nationaler Ebene, auf re- (C) 
gionaler Ebene setzen, und dann müssen wir die 
richtige Politik machen, um diesen Zielen näherzu- 
kommen. Ich nehme dazu das Papier der Kommission 
der Europäischen Union. Die Kommission sagt: Wir 
wollen den Untemehmergeist durch Erleichterung 
der Existenzgründungen, durch ein beschäftigungs- 
freundliches Steuersystem und den Aufbau von Risi- 
kokapitalmärkten stärken. - Meine Damen und Her- 
ren, wer wollte dem widersprechen? Das ist unsere 
Politik. Das ist angebotsorientierte Wirtschaftspolitik. 

Die machen wir im Mittelstand, beim Risikokapital, 
und die machen wir auch sonst. Die kann man zwar 
an einem quantitativen Ziel orientieren, aber das 
quantitative Ziel ist nicht mehr als ein Ziel, an dem 
man sich orientiert, nicht das Ergebnis. Sie dagegen, 
meine Damen und Herren von der Opposition, er- 
wecken den Eindruck, als ob die Vorgabe eines Pro- 
zentsatzes mit dem Erreichen dieses Prozentsatzes 
gleichzusetzen wäre. Das ist Unsinn. Das ist auch un- 
glaubwürdig, und das wissen Sie ganz genau. 

Die Europäische Union sagt: Wir brauchen bessere 
Beschäftigungschancen durch Ausbildung, durch 
Anreize, um Leistungsempfänger in den Arbeits- 
markt zu bekommen, und durch eine Orientierung 
an maßvollen Tarifabschlüssen. - Das ist unsere Poli- 
tik. Die machen wir seit langem. Aber die Politik in 
Europa kann nicht so weit gehen, daß die Tarifab- 
schlüsse vorgegeben werden. Hier sind die gesell- 
schaftlichen Gruppen gefragt und niemand anderes. 

Wenn es um Ausbildung geht und die duale Aus- 
bildung in Deutschland hervorgehoben wird, sage 
ich in Ihre Richtung, meine Damen und Herren von (D) 
der Opposition, ganz deutlich: Lassen Sie uns darauf 
achten, daß wir den Wettbewerbsvorteil durch die 
duale Ausbildung behalten und nicht durch eine 
Ausbildungsabgabe kaputtmachen, wie Sie sie pro- 
klamieren. Das ist der falsche Weg und würde diesen 
Vorteil noch aufs Spiel setzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
der CDU/CSU) 

Die Europäische Union spricht von moderner und 
flexibler Arbeitsorganisation. Wir brauchen den in- 
ternationalen Wettbewerb wie die Luft zum Atmen. 

Wir übernehmen also diese Vorstellung, aber nur in 
der Form, daß die Tarifparteien entsprechende Ver- 
einbarungen treffen, und nicht in der Form, daß die 
Kommission einschlägige Beihilferegelungen oder 
Regelungen für steuerliche Hilfen bei Fortbildung 
vorgibt. Das kann von der Kommission nicht vorge- 
geben werden. Das ist eine nationale Aufgabe. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Dies gilt auch für die Schaffung von verbesserten 
Chancen für Frauen am Arbeitsmarkt. Hier müssen 
die Europäische Union, die Mitgliedstaaten, die Re- 
gionen und die Betriebe die richtigen Zeichen setzen. 

Es ist richtig, daß wir „best practices" anwenden wol- 
len; also vergleichen und das jeweils Beste nehmen. 

Wir wollen keine Uniformität. Wir können - das kann 
Europa vorgeben - das übernehmen, was andere 
besser machen als wir. Und auch wir haben etwas 
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(A) anzubieten, was wir besser machen als andere. Inso- 
fern ist das, was dort gedacht wird, richtig. 

Wir verstehen den Gipfel so: ernsthaft, auf Impulse 
ausgerichtet, Hoffnung erzeugen, aber den einzelnen 
Staaten und Regionen die Freiheit lassen, die richtige 
Politik zu machen. Um diese Politik müssen wir rin- 
gen. Darum ringen wir in Europa, im Bundestag und 
in dieser Gesellschaft. 

Lassen Sie mich zum Abschluß folgendes sagen: 
Ich habe es satt, daß in diesem Land ständig der Ein- 
druck erweckt wird, als ob sich nichts mehr bewege, 
als ob alles in Stillstand verharre. Bei uns hat es trotz 
einer Verweigerungshaltung der SPD in wichtigen 
Verfassungsorganen ungeheuer viel Wandel und 
Veränderungen gegeben; Wandel und Veränderun- 
gen bei den Unternehmen, die wieder wettbewerbs- 
fähig geworden sind, die sich anders organisiert ha- 
ben, die weltweit operieren, die Gewinne schreiben, 
damit sie investieren können. Dieser Wandel, der 
sich sehen lassen kann, hat sich auf Grund der Politik 
vollzogen, die wir eingeleitet haben. 

Es hat in diesem Land einen großen Wandel bei 
Dienstleistungen, bei Information und Kommunika- 
tion, bei Vermarktung von Infrastrukturleistungen, 
im Gesundheitswesen, im Handel, in freien Berufen 
gegeben. Dort gibt es eine Straffung der Aufgaben, 
es gibt neue Aufgaben und neue Betätigungsfelder. 
Dieses Land hat enorme Fortschritte gemacht. 

Dies gilt auch für das, was durch die Politik zu be- 
einflussen ist, nämlich für die Deregulierung. Ge- 

(B) stem haben wir grünes Licht für die Reform der Ener- 
giemärkte gegeben, bei der Privatisierung auf dem 
Arbeitsmarkt, wo die Tarif partner, die aufeinander 
zugegangen sind, ungeheure Fortschritte gemacht 
haben. 

Natürlich fehlen noch die Impulse bei der Steuerre- 
form. Natürlich ist noch vieles bei der Bildungsreform 
zu tun. Hier sind primär aber Sie gefordert. Ich wehre 
mich gegen die Behauptung, daß in diesem Land die 
Reformen nicht vorankämen. Überall dort, wo wir 
freie Hand haben, wo wir ein Stück Spielraum ha- 
ben, kommen die Reformen voran, auch bei den Un- 
ternehmen. 

Meine Damen und Herren, ich bin sicher, das wird 
auch auf den Arbeitsmarkt überspringen. Das ist ein 
schwieriger Prozeß. Der Gipfel in Luxemburg ist da- 
für ein wichtiges Ereignis, ein Ereignis, das wir ernst 
nehmen, das wir gut vorbereitet haben und dessen 
Ergebnisse wir auch umsetzen werden. Die Men- 
schen müssen aber ehrlicherweise erfahren, daß ein 
Papier, das es in wenigen Tagen geben wird, noch 
nicht die Lösung der Probleme bedeutet, sondern 
daß es jeden Tag angestrengter Politik und Bemü- 
hungen aller gesellschaftlichen Gruppen bedarf, um 
das Ziel von mehr Beschäftigung zu erreichen. Die 
Bundesregierung wird weiterhin ihren Beitrag dazu 
leisten. 

(Beifaü bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Weiterhin stei- 
gende Arbeitslosigkeit!) 


Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat (C) 
jetzt die Abgeordnete Heidemarie Wieczorek-Zeul. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Liebe Konegin- 
nen und KoUegen! Wer den Wirtschaftsminister jetzt 
hier hat reden hören, der fragt sich, warum zu Hause 
zugesagt wird - das hat die Bundesregierung durch 
Bundeskanzler Kohl immer wieder betont -, ein 
quantitatives Ziel bei der Reduzierung der Arbeitslo- 
sigkeit zu setzen, nänüich sie zu halbieren, und man 
gleichzeitig verweigern wül, daß sich die EU-Mit- 
güedstaaten auf quantitative Ziele bei der Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit festlegen. 

{Beifan bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Das ist ein FaU von politischer Schizophrenie, der bei 
den Rednern der Regierung heute morgen übrigens 
öfter vorgekommen ist. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr wahr!) 

Ich wül an dieser Stelle auf folgendes hinweisen: 
Wenn man das hört, was Wirtschaftsminister Rexrodt 
hier gesagt hat, dann hat man das Gefühl: Die Bun- 
desregierung will das, was sie als verfehltes wirt- 
schafts- und finanzpolitisches Konzept zu Hause be- 
treibt, jetzt auch noch der Europäischen Union vor- 
schreiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Man kann dazu nur sagen: Sie haben im letzten Jahr 
ein Gesetzespaket gegen den großen Widerstand in ^ 
der Bevölkerung und auch im Deutschen Bundestag 
durchgepaukt, dessen Ziele angeblich Wachstum 
und Beschäftigung waren, das aber faktisch Lei- 
stungskürzungen beinhaltete. Sie haben dieses Ge- 
setzespaket im letzten Jahr durchgepaukt, und was 
ist das Ergebnis? Das Ergebnis sind wachsende Ar- 
beitslosenzahlen. Das ist das Ergebnis Ihrer verfehl- 
ten, auf Lohnsenkung zielenden und auf die sozialen 
Sicherungssysteme drückenden Politik. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist das Ergebnis dessen, was Sie damit erreichen. 

Jetzt zum Stichwort „politische Schizophrenie". In 
dieser Bundesregierung weiß keiner mehr, was der 
andere festgelegt hat. Die wenigsten haben sich an- 
geschaut, was die Regierung der Europäischen Kom- 
mission als „beste Beispiele" dessen, was zu Hause 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gemacht wird, 
vorgelegt hat. Zwar hat die Bundesregierung letztes 
Jahr das Gesetz durchgepaukt, sie glaubt aber offen- 
sichtlich selber nicht, daß es das bringt, was sie sagt. 

Sie hat es nämlich nicht als eines der „besten Bei- 
spiele" nach Brüssel gemeldet, sondern hat das Sy- 
stem der dualen Ausbildung genannt. Es muß denje- 
nigen, die in der Bundesregierung und in den Regie- 
rungsparteien sitzen, doch zu denken geben, daß un- 
ter den 40 Beispielen, die sie der EU-Kommission als 
die „besten Beispiele" zur Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit vorgeschlagen hat, kein einziges ist, das aus 
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(A) Ihrer Regierungszeit stammt. Das muß Ihnen doch 
außerordentlich zu denken geben! 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein weiteres Bei- 
spiel zum Stichwort „politische Schizophrenie". Da 
redet jetzt der Wirtschaftsminister gegen die Festle- 
gungen von quantitativen Zielen auf EU-Ebene und 
sagt, das sei alles schlimmer Dirigismus. Von Helmut 
Kohl hörte man heute morgen eigentlich nur Phra- 
sen. Jetzt zitiere ich einmal aus einer Sitzung, an der 
der Bundeskanzler teilgenommen hat und in der das, 
was der Wirtschaftsminister jetzt massiv bekämpft, 
festgelegt worden ist. Ich muß sagen: Chaos, dein 
Name ist Bundesregierung. Das ist ganz eindeutig 
der Fall. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich zitiere jetzt einmal, was die FAZ vom 11. No- 
vember zu einer Tagung der europäischen Regie- 
rungschefs aus dem christdemokratischen und kon- 
servativen Lager gesagt hat. Dort wird der EU-Rats- 
präsident Juncker zitiert: 

Die christlich-demokratischen Regierungschefs 
hätten sich auf Leitlinien verständigt, über die in 
Luxemburg beraten werden solle. 

Wirksame Schritte zur Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit müßten beschlossen werden. 

„Genug der Worte, der Analysen, der guten Ab- 
sichten" , sagte Juncker . . . 

^ Es müßten Konsequenzen gezogen werden. 

Dann heißt es weiter: 

Nach Junckers Vorstellungen sollen beim „Be- 
schäftigungsgipfel" Leitlinien beschlossen wer- 
den, die für alle EU-Mitgliedsländer verbindlich 
sind. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Hört! Hört!) 

Wolle ein Staat diese nicht verwirklichen, müsse 
er dies vor der Kommission begründen. Juncker 
erläuterte, daß „bezifferte Ziele" für die Bekämp- 
fung der Langzeitarbeitslosigkeit, der Jugendar- 
beitslosigkeit und im Bereich der Aus- und Fort- 
bildung festgelegt werden sollten. 

Dafür haben sich also die christlich-demokrati- 
schen Regierungschefs ausgesprochen, und dafür 
sind auch wir. Da kann man nur sagen: Machen Sie 
das doch! Fordern Sie mit uns zusammen, daß daraus 
die entsprechenden Konsequenzen für den anste- 
henden Beschäftigungsgipfel der Europäischen 
Union gezogen werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Herr Rexrodt, treten Sie hier doch offen auf und sa- 
gen Sie: Was Helmut Kohl da mitbeschlossen hat - 
wozu er heute morgen gar nicht mehr stehen will -, 
ist aus meiner Sicht Unsinn. Aber benennen Sie nicht 
die Kommission als diejenige, die angeblich die 
schlimmen Ziele setzt. 


Was gilt denn nun für diese Bundesregierung? Ich (C) 
sage nur: Wer die Vorbereitung von EU-Gipfeltreffen 
derart betreibt, muß natürlich auch wissen, daß der 
Einfluß der Bundesrepublik Deutschland dadurch 
sinkt. Denn was sollen eigentlich die Partner in der 
Europäischen Union von einer Bundesregierung hal- 
ten, die drei Parteien in ihrer Koalition hat und auch 
bei EU-Gipfeln mit mindestens drei Positionen auf- 
tritt? 

(Beifall bei der SPD) 

Vorhin hat der Kollege Geißler hier die Notwendig- 
keit des Euro betont. Da ist auch Ihre Strategie deut- 
lich geworden: Sie wollen nichts für Beschäftigung 
machen und konzentrieren sich auf den Euro. Nun 
gehöre ich, wie Sie wissen, zu denjenigen, die der 
Meinung sind, daß die fristgerechte und vertragsge- 
rechte Einführung der europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion und des Euro von erheblicher Be- 
deutung für die weitere wirtschaftliche Entwicklung 
ist. Wer nämlich etwas gegen Währungsspekulation 
tun will, muß dazu beitragen, daß der Euro tatsäch- 
lich eingeführt wird 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS) 

und so ein Gegengewicht gegen Währungsspeku- 
lation gesetzt wird. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Genau!) 

Aber eines ist doch auch klar - und das haben wir 
mit dem Beschäftigungskapitel gegen Ihren erbitter- 
ten Widerstand durchgesetzt Man kann keine (D) 
Währungsunion schaffen und glauben, die Wirt- 
schaftspolitik werde nach wie vor, nach der Methode 
Rexrodt, zu Hause gemacht. Vielmehr braucht man 
eine abgestimmte Wirtschaftspolitik, braucht man 
eine abgestimmte Steuerpolitik, und man braucht 
Regelungen gegen Steuerdumping in der Europäi- 
schen Union. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wo bleiben diese Verpflichtungen auf dem Gipfel? 
Denn eines ist doch klar: Wenn Sie dazu beitragen 
würden, daß einerseits die Lohnnebenkosten ge- 
senkt werden und andererseits der Einstieg in die 
ökologische Steuerreform geschafft wird, wie es das 
Europäische Parlament gefordert hat und wie auch 
wir es fordern, dann wäre damit ein riesiger Schritt in 
die Richtung getan, daß Arbeitslosigkeit bekämpft 
und Arbeit weniger teuer wird. Wir hätten einen 
Schritt zu mehr Innovation im Bereich ökologischer 
und neuer Technologien getan. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Das fehlt bei Ihnen absolut. 

Das zweite, was Sie wissen müssen - ich sage das 
auch an Ihre Adresse, Herr Haussmann Weil wir 
wollen, daß die Europäische Währungsunion funktio- 
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(A) niert, müssen wir sagen: Es braucht auch die abge- 
stimmte Beschäftigungspolitik, 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Kein Pro- 
blem!) 

es braucht entsprechende Regelungen. Dann frage 
ich Sie: Warum haben Sie, wie Sie auch jetzt wieder 
Initiativen für mehr Beschäftigung verweigern, lange 
dagegen gekämpft - zum Schluß allein -, daß das Be- 
schäftigungskapitel im Amsterdam- Vertrag veran- 
kert wurde? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das war unsere Forderung, und wir haben sie gegen 
Sie durchgesetzt. 

Manchmal sieht die CDU ja nachträglich etwas 
ein. Ich habe mit Freude gelesen, daß Sie in den Be- 
schlüssen auf Ihrem letzten Parteitag gesagt haben: 
Das war doch etwas Gutes. Ich hoffe, Sie kommen 
früher oder später auch in anderen Fragen auf die 
Position der Sozialdemokraten zurück. Aber so lange 
kann das Land nicht warten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb frage ich noch einmal: Was spricht dage- 
gen, Herr Rexrodt, daß, wie in der Währungsunion, 
einerseits Konvergenzziele zur Reduzierung der In- 
flationsraten festgelegt werden - ohne diese Festle- 
gung gäbe es heute nicht die Reduzierung der Preis- 
entwicklung, der Inflationsraten - und daß sich die 
Regierungen andererseits dazu verpflichten, Konver- 
genzziele zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit fest- 
zulegen? 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist die notwendige Ergänzung, die finanzielle 
und soziale Stabilität miteinander verbindet. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte an 
dieser Stelle etwas zu einem Thema sagen, das heute 
morgen niemand angesprochen hat, auch die Frau- 
enministerin nicht. Ich finde - das kann ich wohl für 
viele Frauen und auch Männer in diesem Hause sa- 
gen -, daß das Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
zur Anerkennung der Frauenquote im Zuge der 
Frauenförderung nach dem nordrhein-westfälischen 
Gleichberechtigungsgesetz ein großer Erfolg für die 
Frauen ist 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

und auch ein großer Erfolg für das europäische Den- 
ken. Ich fordere Frau Nolte jetzt auf: Begrüßen Sie 
das Urteil nicht nur, betonen Sie nicht nur, daß jetzt 
mehr Rechtssicherheit vorhanden ist, sondern legen 
Sie einen Gesetzentwurf zur Frauenförderung, ein- 
schließlich der Quote, vor, der wirklich den Namen 
„Frauenförderung" verdient! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Tun Sie was, und zwar nicht nur für den öffentlichen 
Dienst, sondern für die vielen Frauen im Bereich der 


privaten Wirtschaft, damit die Gleichberechtigung (C) 
von Frauen endlich vorankommt! 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS) 

Verstecken Sie sich nicht, wie Sie es bisher getan ha- 
ben, hinter konservativen Richtern! Ich erwarte von 
Ihnen, daß Sie in dieser Frage auch in einer solchen 
Debatte etwas sagen. Zu „best practices" hat näm- 
lich - das muß man kritisch sagen - keine der Regie- 
rungen einen Vorschlag gemacht, der die Frage der 
Gleichberechtigung von Frauen im Bereich der Ar- 
beit behandelt. Deshalb ist es unsere Verpflichtung, 
auf diesem Gebiet voranzugehen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 


Heiner Geißler hat in der Diskussion immer nur 
vom Euro gesprochen und alle anderen Bereiche aus- 
gespart. Ich möchte deshalb gerne einmal die Be- 
schlüsse des Europäischen Parlaments zur Beschäfti- 
gung zitieren, die alle Christdemokraten - bis auf 
zwei deutsche - mitgetragen haben. Ich lese Ihnen 
das vor und frage: Wer blockiert hier im Deutschen 
Bundestag? 

(Detlev von Larcher [SPD]: Der Bundes- 
kanzler kommt gerade zur Tür herein!) 


In der Beschlußfassung des Europäischen Parla- 
ments heißt es - hören Sie bitte gut zu 


... die vereinten Anstrengungen der Mitglied- 
staaten und der EU müssen darauf abzielen, die 
derzeitige Beschäftigungsrate innerhalb von fünf 
Jahren von 60,4 % auf 65 % zu erhöhen und die 
Arbeitslosenquote auf 7 % zu senken. 


P) 


Dazu sagen Sie nein. Wer blockiert denn hier? Ihre 
christdemokratischen Kollegen im Europaparlament 
haben für diese Zielsetzung gestimmt. Nehmen Sie 
sich ein Beispiel an diesen Leuten! Sie sind weniger 
borniert und stehen weniger unter dem Einfluß der 
F.D.P.; diese ist nämlich im Europaparlament gar 
nicht mehr vertreten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Aber das hat noch keiner gemerkt. 

Der zweite Punkt. Es heißt in dem Beschluß des 
Europäischen Parlaments ferner - ich zitiere -: 

Das Europäische Parlament ... fordert rasche Be- 
schlüsse über die Senkung der steuerlichen Bela- 
stung der Arbeit durch europäische Vereinbarun- 
gen über die Verlagerung der Steuerlast auf Um- 
weltbelastung, Inanspruchnahme natürlicher 
Ressourcen, Energie . . . 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ihre christdemo- 
kratischen Freunde im Europaparlament haben die- 
ser Forderung zugestimmt. Wer blockiert im Deut- 
schen Bundestag den Ansatz, Lohnnebenkosten zu 
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(A) senken und dafür den Einstieg in die ökologische 
Steuerreform zu machen? Sie! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Stimmen Sie den Forderungen, die das Europaparla- 
ment und wir erheben, zu, und leisten Sie damit ei- 
nen aktiven Beitrag zur Vorbereitung des Beschäfti- 
gungsgipfels! 

Der dritte Punkt: Das Europaparlament hat eine 
„Umschichtung von passiven zu aktiven Beschäfti- 
gungsmaßnahmen“ gefordert. Das ist eine Forde- 
rung, die auch wir erheben. Stimmen Sie dieser Re- 
gelung zu! Hören Sie auf, in Deutschland Gesetze 
durchzupauken, die das genaue Gegenteil dessen 
bewirken, was hier gefordert wird! Denn mit dem Ar- 
beitsförderungs-Reformgesetz - ein gräßliches Wort 
und ein gräßlicher Inhalt - wird die aktive Arbeits- 
marktpolitik zurückgefahren. Wir brauchen demge- 
genüber Finanzmittel vor Ort, damit wirklich eine ak- 
tive Beschäftigungspolitik betrieben werden kann 
und nicht Arbeitslosigkeit finanziert wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe jetzt nur drei Beispiele herausgegriffen, 
die deutlich machen, daß es in dieser Debatte in letz- 
ter Konsequenz um die Frage geht: Warum hat die 
Bundesregierung das Beschäftigungskapitel blok- 
kiert? Warum ist sie im Vorfeld des EU-Beschäfti- 
gungsgipfels jetzt wieder der Blockierer? Ich sage Ih- 

(B) nen, worum es geht - Herr Rexrodt hat dafür ja wirk- 
lich ein Beispiel gegeben -: Es geht darum, daß diese 
Bundesregierung Angst hat, daß es einen klaren Poli- 
tikwechsel - weg vom Neoliberalismus hin zu einer 
Politik der ökonomischen Kooperation in Europa und 
der aktiven Bekämpfung der Arbeitslosigkeit - und 
vor allen Dingen eine Überprüfung der Ziele geben 
könnte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Dr. 

Helmut Haussmann [F.D.P.]: Im Gegenteil! 

Tony Blair!) 

Denn wenn das kommt, was jetzt im Beschäftigungs- 
kapitel steht, dann können Sie nach einem Jahr nicht 
mehr sagen: 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Dann sind die 
weg!) 

Wir haben doch die Arbeitslosigkeit bekämpft. Das 
wird dann überprüft. Dann wird Ihre unsägliche und 
unfähige Wirtschafts- und Finanzpolitik auf dem 
Prüfstand europäischer Politik stehen. Man wird 
dann Ihr Versagen noch deutlicher erkennen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS) 

Der Kollege Haussmann ruft - schonen Sie doch 
Ihre Stimme, Herr Kollege Haussmann - dazwischen: 
„Tony Blair!". 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Sehr libe- 
ral! Wenigstens nicht existentialistisch!) 


Wenn das Angebot von Tony Blair an 250000 arbeits- (C) 
lose Jugendliche auf der Linie liberaler Politik liegt, 
dann tragen Sie doch, statt darüber zu reden, dazu 
bei, daß die Bundesrepublik Deutschland dafür sorgt, 
daß sich alle Regierungen beim Beschäftigungsgipfel 
darauf verpflichten, keinen Jugendlichen von der 
Schule in die Arbeitslosigkeit zu entlassen. Es muß 
unser Ziel sein, allen jungen Leuten die Perspektive 
der Beschäftigung und Ausbildung anzubieten. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Das wäre ein attraktives Europa für junge Menschen; 
damit könnte man ihnen Hoffnung geben. Die Art 
und Weise, wie Sie sich heute morgen hierzu stellen, 
zeigt, daß durch die Fortsetzung Ihrer Politik auch 
diese Perspektive und die riesengroße Chance, die 
die Europäische Union im Bewußtsein der Menschen 
darstellen könnte, beschädigt werden. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Umge- 
kehrt!) 

Es ist deshalb nicht nur im nationalen Interesse not- 
wendig, daß Sie abgelöst werden, sondern es liegt 
auch im Interesse der Europäischen Union, damit in 
dieser Frage Fortschritte möglich werden. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei 
der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Martin Mayer. 

P) 

Dr. Martin Mayer (Siegertsbrunn) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn Sie, 

Frau Kollegin Wieczorek-Zeul, jetzt Tony Blair in ho- 
hen Tönen loben, muß man daran erinnern, daß der 
Erfolg, der in Großbritannien zu verbuchen ist, in er- 
ster Linie darauf zurückzuführen ist, daß eine konser- 
vative Regierung die Voraussetzungen für die Entste- 
hung neuer Arbeitsplätze geschaffen hat. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Man kann sich 
die Welt auch malen, wie man sie haben 
will! - Manfred Müller [Berlin] [PDS]: Sie 
haben Arbeitslosigkeit geschaffen! - Weite- 
rer Zuruf von der SPD: Die hatten genauso 
abgewirtschaftet wie Sie!) 

Ich will hier die Maßnahmen der früheren konserva- 
tiven Regierung in Großbritannien im einzelnen nicht 
verteidigen, aber im Ergebnis waren sie erfolgreich. 

Es ist richtig, daß wir uns heute in einer Debatte 
ausführlich mit dem Thema „Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze in Europa" befassen; denn angesichts 
hoher Arbeitslosenzahlen und vieler Menschen, die 
um ihren Arbeitsplatz Angst und Sorge haben, müs- 
sen wir uns mit diesem Thema ernsthaft beschäfti- 
gen. Es muß von daher ein vorrangiges Ziel der Poli- 
tik sein, neue Arbeitsplätze in Europa zu schaffen. Es 
ist deshalb auch gut, wenn sich ein eigener Gipfel 
der Regierungschefs mit diesem Thema befaßt. Wir 
sollten aber nicht vergessen, daß in Europa, ohne daß 
es ausdrücklich in Verträgen erwähnt wurde, bereits 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 203. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1997 


18281 


Dr. Martin Mayer (Siegertsbrunn) 

(A) Arbeitsmarktpolitik betrieben wird und vom europäi- 
schen Binnenmarkt und vom Vertrag über die Wirt- 
schafts- und Währungsunion wesentliche Impulse für 
neue Arbeitsplätze in Europa ausgegangen sind. Der 
Binnenmarkt - als deutlich vergrößerter Heimmarkt - 
hat den international tätigen Unternehmen in Europa 
und besonders auch in Deutschland - man könnte 
hier all die großen Namen nennen - die Chance er- 
öffnet, sich Wettbewerbsvorteüe auf den internatio- 
nalen Märkten zu verschaffen. Durch größere Wett- 
bewerbsstärke können folglich auch mehr Arbeits- 
plätze entstehen. Ich will dafür ein ganz konkretes 
Beispiel bringen: Die Entwicklung von GSM als 
Standard für Mobilfunk konnte nur deshalb zum Er- 
folg führen, weü sich diese Technik auf einem großen 
Binnenmarkt durchsetzen konnte. Wir haben eine 
große Chance, daß wir mit diesem Standard einen 
Weltstandard entwickeln, was letztlich zu neuen Ar- 
beitsplätzen in Europa führen wird. Auch das muß 
man in einer solchen Debatte einmal sagen. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Ein gutes 
Beispiel!) 

Ich möchte ein weiteres Beispiel anführen: den Be- 
reich Telekommunikation. Durch eine kluge Politik - 
Bundesminister Bötsch hat hier ein ganz großes Ver- 
dienst - 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P - 

Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Und Bange- 
mann!) 

ist es gelungen, die Deregulierung und Privatisie- 
rung der Telekommunikationsmärkte in Europa vor- 
(Bj anzutreiben. Die Koalition hat mit ihrer Politik er- 
reicht, daß Deutschland in diesem Bereich in Konti- 
nentaleuropa - die Briten lagen einmal vor uns - die 
erste Stelle einnimmt. Auch das gibt neue Arbeits- 
plätze in der Wachstumsbranche Informationstechno- 
logie. 

Weil die SPD hier so große Töne spuckt, muß man 
wieder an folgenden Punkt erinnern: In bezug auf 
die Telekommunikationspolitik saß die SPD immer 
im Bremserhäuschen. 

(BeifaH bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Wir mußten gegen den Widerstand der SPD die Poli- 
tik durchsetzen, die zu neuen Arbeitsplätzen führt. 

Der Vertrag über die Wirtschafts- und Währungs- 
union und der von Theo Waigel durchgesetzte Stabi- 
litätspakt haben dazu geführt, daß wir in Europa zu 
einer einmaligen Stabilitätskultur gekommen sind. 

(BeifaH bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Schauen Sie doch einmal nach Italien und insbeson- 
dere nach Frankreich, und betrachten Sie einmal, 
was diese Länder für Anstrengungen unternommen 
und an Erfolgen erreicht haben! Damit schaffen wir 
langfristig - das geht nicht von einem Tag auf den 
anderen - günstige Voraussetzungen für Investitio- 
nen und damit für neue Arbeitsplätze in Europa. 

Im übrigen geht es im Rahmen der europäischen 
Beschäftigungspolitik nicht darum, daß wir Geld in 
Beschäftigungsprogramme hineinstecken und damit 
Strohfeuer entzünden, die nur kurzfristig wirken und 


die langfristig über eine erhöhte Staatsquote nega- (C) 
tive Folgen haben. 

Wir müssen in Europa aufpassen. Die Europäische 
Kommission zeigt nämlich eine gewisse Tendenz: 
Wenn sie Zuständigkeiten hat, versteht sie diese im- 
mer so - ich könnte dafür Beispiele aufführen -, daß 
sie zusätzliche Finanzmittel bekommt, um damit ei- 
gene Programme zu entwickeln. Das ist eine Sache, 
bei der wir sehr aufpassen müssen. 

Wenn in der Beschäftigungspolitik zusätzliche fi- 
nanzielle Anstrengungen notwendig sind, dann müs- 
sen diese auf nationaler Ebene unternommen wer- 
den; denn jede zusätzliche Mark, die in Europa für 
Beschäftigungsprogramme ausgegeben wird, ver- 
stärkt unsere Nettozahlerposition. Es kann doch nicht 
im deutschen Interesse liegen, daß wir Forderungen 
erheben, durch deren Realisierung unsere Nettozah- 
lungen erhöht werden. Das Gegenteil muß doch der 
Fall sein. 

Deshalb muß es bei der EU-Beschäftigungspolitik 
um die Koordination nationaler Politiken und um 
den Wettbewerb gehen. Daneben muß es auch 
darum gehen - in diesem Punkt gibt es ja eine breite 
Übereinstimmung -, daß im Bereich der Steuerpolitik 
gewisse Harmonisierungen durchgeführt werden. Es 
kann nämlich nicht sein, daß bestimmte Länder in 
der Europäischen Union - ich nenne einmal Irland - 
hohe Zuwendungen aus der europäischen Kasse er- 
halten und auf Grund dieser Zuwendungen die Steu- 
ersätze für bestimmte Branchen senken können, um 
so Investitionen an sich zu ziehen, die zum Teil in 
Deutschland getätigt werden müßten. Das darf auf 
Dauer nicht sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 

und der F.D.P - Anke Fuchs [Köln] [SPD]: 

Sehr richtig!) 

Wir haben Theo Waigel immer nachdrücklich un- 
terstützt, wenn er dieses Thema aufgegriffen hat. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Und die SPD!) 

- Was kann denn die SPD bewirken? 

Frau Wieczorek-Zeul, wenn man der SPD zuhört, 
dann hat man das Gefühl, Sie hängen folgender Illu- 
sion nach: Wenn es in Brüssel ein neues Gremium 
gibt und in Brüssel zwei neue Papiere vorgelegt wer- 
den, dann sind damit schon neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Nein! 

Ich sage nur, die Währungsunion kann 
nicht ohne Konsequenzen bleiben!) 

Sie haben mit keinem einzigen Wort erwähnt, daß es 
in Deutschland und anderen Ländern Europas nur 
dann neue Arbeitsplätze gibt, wenn Menschen bereit 
sind, Unternehmen zu gründen, und wenn Unterneh- 
men bereit sind, auf Grund zusätzlicher Auftragsein- 
gänge neue Arbeitskräfte einzustellen. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: So wird 
ein Schuh daraus!) 

Auch die Unternehmen sind nicht völlig frei. In 
diesem Zusammenhang möchte ich ein Zitat des Vor- 
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(A) Standsvorsitzenden eines großen Unternehmens 
bringen, der besonders legitimiert ist, zu diesem 
Thema etwas zu sagen, weil er einem Unternehmen 
angehört, das in den vergangenen Jahren neue Ar- 
beitsplätze geschaffen hat, und zwar in großer Zahl. 
Bernd Pischetsrieder von BMW sagt: Unser Arbeitge- 
ber ist der Kunde. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Aber wenn er 
kein Geld hat, kauft er nichts!) 

Ich glaube, wenn wir die Debatte über Arbeitsplätze 
führen und Tarifpartner beieinandersitzen und wenn 
sich jemand um seinen Arbeitsplatz sorgt, dann 
müßte er diesen Satz, daß unser Arbeitgeber der 
Kunde ist, immer vor Augen haben. 

Wenn eben jemand in München oder in Bonn, in 
Tokio, in Berlin oder in Washington einen BMW 
kauft, dann ist er Arbeitgeber für die Beschäftigten 
bei BMW. Wenn jemand in die Werkstatt A und nicht 
in die Werkstatt B geht, um seinen Wagen reparieren 
zu lassen, dann ist er Arbeitgeber für die Werkstatt A. 
Ich meine, daß wir uns diesen Satz und diesen grund- 
legenden Gedanken immer wieder vor Augen halten 
müssen. 

In diesem Wettbewerb um den Kunden muß der 
Staat die Rahmenbedingungen entsprechend setzen, 
und zwar so, daß die Unternehmen im Wettbewerb 
um die Kunden leistungsfähig sind. Die Rahmenbe- 
dingungen können eben nicht auf EU-Ebene in glei- 
cher Weise festgelegt werden, sondern sind Sache 
der Nationalstaaten. 

Die Tarifpartner haben eine große Verantwortung. 
In deren Tarifhoheit müssen die Rahmenbedingun- 
gen für die Tarifregionen festgelegt werden. 

Ich möchte es noch einmal sagen: In der jetzigen 
Zeit haben die Tarifpartner auch für die Beschäfti- 
gungspolitik eine außergewöhnliche Verantwortung. 
Man darf als Tarifpartner nicht in den guten Zeiten 
sagen, die Politik darf uns nicht hineinreden, wir ma- 
chen das selbst, wir machen das in eigener Verant- 
wortung, aber dann, wenn es wirklich schwierig wird 
- wir sind in einer schwierigen Zeit -, auf die Politik 
verweisen. Es geht letztlich um das Verhältnis von 
Leistung und Kosten. Es geht um die Rolle der Löhne, 
für uns in der Politik um die Lohnzusatzkosten und 
um die Lohnsteuer. 

Bezüglich der Lohnzusatzkosten hat diese Bundes- 
regierung, hat diese Koalition bereits erhebliche An- 
strengungen unternommen und auch Erfolge zur 
Dämpfung des Anstiegs dieser Kosten verzeichnen 
können. Wir sind da noch nicht über den Berg, son- 
dern müssen noch eine ganze Menge tun. All das, 
was wir in diesem Bereich getan haben, sind im 
Grunde unpopuläre Maßnahmen. Aber es waren not- 
wendige Entscheidungen. 

Manchmal hat man schon den Eindruck, daß in der 
SPD deshalb so häufig davon geredet wird, die Zu- 
ständigkeit dafür nach Europa zu schieben, 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Ja, ja!) 

um sich selbst aus der Verantwortung für diese unpo- 
pulären, aber notwendigen Entscheidungen davon- 


stehlen zu können. Das ist zwar eine schöne Masche, (C) 
aber das können wir nicht durchgehen lassen. Wir 
dürfen der Verantwortung in diesem Bereich nicht 
ausweichen. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es geht in dieser Frage nicht nur um die Kosten, 
sondern auch um die Einsteüung zu Innovationen. 

An dieser Stelle möchte ich noch einmal einen Unter- 
nehmenschef zitieren, der folgendes sagt: 

Wettbewerbsfähig sind heute - und werden es 
bleiben - der Staat oder die Unternehmen, die fä- 
hig sind, die Innovationskraft aller zu aktivieren. 

In der Wirtschaft und Gesellschaft der Zukunft ist 
der Mensch ein Erfolgs- und Leistungsträger und 
kein Kostenfaktor. 

Diesbezüglich sind wir ja einig. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Dazu muß er 
aber arbeiten können!) 

In Ihrem Entschließungsantrag steht ein Satz, den 
wir voll unterschreiben können, und diesen zitiere 
ich: „Neue Technologien müssen besser akzeptiert 
und zügiger umgesetzt werden 11 . 

Hierzu kann ich nur sagen. Lassen Sie diesen Wor- 
ten auch Taten folgen, wenn es zum Beispiel um den 
Transrapid geht, und unterstützen Sie ihn inhaltlich 
voll! Lassen Sie diesen Worten auch Taten folgen, 
wenn es beispielsweise um die Gentechnik und um 
die Entwicklung einer Neutronenquelle, einen For- 
schungsreaktor, geht, der eine wichtige Vorausset- 
zung für Innovationen und neue Arbeitsplätze ist. p) 
Lassen Sie diesen Worten auch Taten folgen, wenn 
es um die Kernenergie geht. Denn sie ist eine wich- 
tige Voraussetzung dafür, daß wir im Energiebereich 
wettbewerbsfähig und umweltfreundlich produzie- 
ren und daß damit wieder neue Arbeitsplätze in Eu- 
ropa entstehen können. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Energiesteuem!) 

Der Staat und vor allem die Tarifpartner sind be- 
sonders gefordert, wenn es darum geht, die Arbeits- 
anforderungen an die Erfordernisse der Zeit anzu- 
passen. Heute war von der SPD wieder zu hören, daß 
sie neue Vorschriften einführen will, um die Zahl der 
Überstunden zu beschränken 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das hat der Bun- 
deskanzler gefordert, nicht wir!) 

- wir wollen die Überstunden abbauen, aber nicht 
durch staatliche Gesetze -, und daß sie nicht bereit 
ist, die Flexibilität der Arbeitszeit von staatlicher 
Seite zu erweitern. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wie wollen Sie 
das denn machen?) 

Denn es hilft ja nichts, wenn ich dann zum Beispiel 
bei einem konkreten Projekt, in dem bestimmte Men- 
schen in einer bestimmten Zeit etwas fertigstellen 
müssen, durch zusätzliche Vorschriften Hemmnisse 
aufbaue. Dadurch werden keine neuen Untemeh- 
mensgründungen erfolgen. Wir müssen die Vor- 
schriften vielmehr lockern. 
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(A) Das gilt insbesondere auch für die Arbeitnehmer- 
überlassung. Ich werde mich dieses Themas ganz 
besonders annehmen, weil bestimmte Aufgaben in 
Zukunft nur noch dadurch zu lösen sind, daß sich für 
die Verwirklichung eines Projektes verschiedene Un- 
ternehmen auf Zeit zu einem neuen Unternehmen 
zusammenschließen, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Einverstanden! 

Das hat aber nichts mit Überstunden zu 
tun!) 

um auf diese Weise zu Ergebnissen zu kommen. Das 
geht eben nur durch die Überlassung von Arbeitneh- 
mern. Zudem sollte ein wenig mehr Bereitschaft zum 
Ortswechsel bestehen. 

Die Europäische Union kann bei all diesen Aufga- 
ben nur eine koordinierende Rolle einnehmen. Han- 
deln müssen die Mitgliedstaaten. Auch wir in 
Deutschland werden handeln. 

Wenn Sie von seiten der Opposition mehr Arbeits- 
plätze wollen, dann kann ich an Sie nur appellieren: 
Hören Sie mit Ihrer Blockade bei der Steuerreform 
und bei der Rentenreform auf! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zurufe von der SPD: Oh!) 

Helfen Sie mit, den Rahmen so zu erweitern, daß 
mehr Flexibilität entsteht! Hören Sie auf, den Bür- 
gern vor neuen und innovativen Techniken Angst zu 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

(B) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir sind am 
Ende dieser Debatte. Ich schließe damit die Ausspra- 
che über diesen Tagesordnungspunkt. 

Es ist beantragt worden, die Entschließungsan- 
träge der Fraktionen der SPD und des Bündnisses 90/ 
Die Grünen auf Drucksache 13/8971 und 13/8992 
und den soeben eingereichten neuen Entschlie- 
ßungsantrag der Koalitionsfraktionen auf Drucksa- 
che 13/9050 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Das 
gibt es doch nicht! Die sind schon fertig!) 

zur federführenden Beratung an den Ausschuß für 
die Angelegenheiten der Europäischen Union und 
zur Mitberatung an den Finanzausschuß, den Aus- 
schuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung, den Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend sowie an den Ausschuß für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zu überwei- 
sen. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Wann 
ist denn der Antrag eingereicht worden?) 

- Er ist mir soeben eingereicht worden. 

(Lachen bei der SPD) 

Sind Sie mit diesen Überweisungen einverstanden? - 
Das ist der Fall. Dann sind die Überweisungen so be- 
schlossen. 


Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 sowie Zusatz- (C) 
punkt 2 auf: 

3. Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne- 
ten Dr. Jürgen Meyer (Ulm), Günter Graf 
(Friesoythe), Thomas Krüger, weiterer Abge- 
ordneter und der Fraktion der SPD 

Jugendstrafrecht und Präventionsstrategien 

-Drucksachen 13/4765, 13/8284- 

ZP2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Vol- 
ker Beck (Köln), Rita Grießhaber, Kerstin Mül- 
ler (Köln), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Öffentliche Sicherheit stärken - Jugendkrimi- 
nalität verringern 

- Drucksache 13/8968- 

Üb erweisungsvorschlag : 

Rechtsausschuß (federführend) 

Innenausschuß 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Es hegt ein Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. 

- Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlos- 
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst 
der Abgeordnete Jürgen Meyer. 

(D) 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die seit Anfang der 90er Jahre wieder wachsende 
Kriminalitätsbelastung junger Menschen sowie 
die Kriminahtätsfurcht eines zunehmenden Teils 
der Bevölkerung müssen mit großer Sorge zur 
Kenntnis genommen werden. Kinder- und Ju- 
genddelinquenz ... stellen eine besondere Her- 
ausforderung für Gesellschaft und Staat in 
Deutschland dar. 

Mit dieser zutreffenden Feststellung beginnt die 
Bundesregierung ihre nach zwei langen Anläufen 
endlich im Juli dieses Jahres vorgelegte Antwort auf 
die Große Anfrage der SPD-Fraktion zu Jugendstraf- 
recht und Präventionsstrategien. 

Es bereitet Sorge und darf trotz der bekannten Pro- 
bleme derartiger Statistiken nicht verharmlost wer- 
den, daß in den Jahren von 1993 bis 1996 beispiels- 
weise die Zahl der tatverdächtigen Jugendlichen von 
207000 auf 277 000 und die Zahl der tatverdächtigen 
Kinder von rund 88000 auf über 130000 zugenom- 
men hat. Das ist innerhalb von drei Jahren ein An- 
stieg um mehr als 30 bzw. 40 Prozent. 

Diese besorgniserregende Entwicklung darf aber 
auch nicht dramatisiert oder gar zum Anheizen einer 
ganz und gar realitätsfemen Kriminahtätsfurcht miß- 
braucht werden. Auch 1996 ist nur eine kleine Min- 
derheit von weniger als 7 Prozent aller Jugendlichen 
als Tatverdächtige in Erscheinung getreten, und für 
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(A) die meisten von ihnen bleibt die Delinquenz nach 
wie vor eine Episode ihres Jugendalters. 

Unsere Hauptsorge muß dem starken Anstieg der 
Zahl der Intensivtäter und hier besonders der Ge- 
walttäter gelten. Diese machen zwar insgesamt we- 
niger als 1 Prozent aller Jugendlichen aus, aber un- 
bestreitbar haben sich die Zahlen tatverdächtiger 
Kinder und Jugendlicher etwa beim Raub und bei 
gefährlicher und schwerer Körperverletzung mehr 
als verdoppelt. Dabei ist die Zahl der jugendlichen 
Opfer etwa im selben Maße gestiegen wie die Zahl 
der jugendlichen Tatverdächtigen. Offenbar handelt 
es sich vor allem um schwerwiegende Konfükte in- 
nerhalb der jugendlichen männlichen Bevölkerung. 

Besonders betroffen sind junge Menschen in den 
neuen Bundesländern. Kriminologen erklären dies 
mit einem Prozeß der Anomie, also der Normlosig- 
keit, der Desorientierung, des Wertewandels und der 
Suche nach neuer Identität. Danach ist Jugendkrimi- 
nalität eine von mehreren Ausdrucksformen man- 
gelnder Integration junger Menschen in die Gesell- 
schaft. Andere Formen sind Gewalt gegen die eigene 
Person durch Drogen- oder Alkoholkonsum sowie 
Desinteresse an dieser Gesellschaft bis hin zu rechts- 
radikalen oder autoritären Orientierungen. 

Damit, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
stellt sich die Frage nach den Ursachen derartiger 
Entwicklungen. Wer nur auf Repression durch Straf- 
recht setzt, handelt offensichtlich zu spät. Zugleich 
ist er in der Gefahr, sich einer geradezu menschen- 
verachtenden Sprache zu bedienen. Auch wenn wir 
über Jugendkriminalität reden, sollten wir nicht ver- 
gessen, daß es dabei um unsere Kinder und um Ju- 
gendliche geht, für die wir poütische Verantwortung, 
aber auch Erziehungs Verantwortung tragen. Mich 
hat erschreckt, daß Theo Waigel auf dem kürzlich ab- 
gehaltenen CDU-Parteitag unter Hinweis auf seine 
frühere Tätigkeit als Staatsanwalt unter dem Beifall 
vieler Delegierter ausrief: „Null Toleranz! Das ist die 
einzige Sprache, die diese Typen verstehen. " Welch 
eine Sprache! Auch die sogenannten Typen sind un- 
sere Kinder und unsere Jugendlichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Ruf allein nach Repression ist ein durchsichti- 
ger Versuch, von der politischen Verantwortung für 
schwierige gesellschaftliche Bedingungen abzulen- 
ken, unter denen junge Menschen aufwachsen müs- 
sen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Macht doch kei- 
ner!) 

Wesentlich überzeugender ist die Antwort, Herr 
Kollege Geis, welche die Bundesregierung unter Fe- 
derführung des Justizministeriums auf unsere 
Abschlußfrage 38 zur künftigen Politik gibt: 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Eben!) 

Kriminalität und Gewalt, darunter auch fremden- 
feindlich und extremistisch motivierte Gewaltta- 
ten, lassen sich nicht nur mit den Mitteln der Poli- 
zei und der Strafverfolgung bekämpfen. Es ist 
besser, Straftaten zu verhüten, als sie verfolgen 
zu müssen. Deshalb erscheint es notwendig, ver- 


stärkte Aktivitäten einer junge Menschen inte- (C) 
grierenden und der Delinquenz vorbeugenden 
Gesellschaftspolitik zu unternehmen. Angespro- 
chen sind alle Politikbereiche. Insbesondere müs- 
sen die sozio-ökonomischen Rahmenbedingun- 
gen verbessert werden, die Familien mit Kindern 
Zukunftsperspektiven auf zeigen. Neben den El- 
tern trifft insbesondere die Schule, die Berufsbil- 
dung und den Arbeitsmarkt die Verpflichtung, 
junge Menschen in die Gesellschaft einzuglie- 
dem. 

Das alles, Herr Justizminister, findet unsere Zustim- 
mung. 

In unserem heute vorgelegten Entschließungsan- 
trag verdeutlichen wir im einzelnen, wie eine Politik 
der Prävention gegen Jugendkriminalität konkret 
aussehen könnte. Was wir brauchen, ist ein Bündnis 
aller gesellschaftlichen Kräfte gegen Jugendkrimi- 
nalität. - Meine Kollegen Thomas Krüger und Ute 
Vogt werden sich dazu noch ausführlich äußern. 

Ich wül hier nur noch anmerken, daß sich die Bun- 
desregierung in erhebliche Widersprüche verstrickt, 
wenn sie in der Einleitung ihrer Antwort auf unsere 
Große Anfrage den Anstieg der Jugendkriminalität 
unter Hinweis auf die 60er und 70er Jahre auch und 
offenbar maßgeblich mit gestiegenem Wohlstand zu 
erklären versucht. Die mehr als 1 Milhon Kinder, die 
inzwischen von Sozialhilfe leben müssen, und die 
Aussiedler, denen die Bundesregierung die für ihre 
Integration unverzichtbaren Mittel für Sprachunter- 
richt gestrichen hat, können das nur als zynisch emp- 
finden. 

(D) 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Maritta 
Böttcher [PDS]) 

Wir Sozialdemokraten bekennen uns nach wie vor 
zu dem Satz von Franz von Liszt: Sozialpolitik ist zu- 
gleich die beste und wirksamste Kriminalpolitik. Ich 
füge hinzu: Das gilt auch für die Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktpoütik, bei der wir in dieser Republik 
eine Wende brauchen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Rita 
Grießhaber [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
und der Abg. Maritta Böttcher [PDS] - Nor- 
bert Geis [CDU/CSU]: Die können Sie ja 
dann herbeiführen!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das heißt 
natürlich nicht, daß wir auf Strafrecht verzichten 
könnten. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das hört sich 
schon besser an!) 

Die Forderung nach „Erziehung vor Strafe" bedeutet 
eben auch „Erziehung und Strafe". Unser Jugend- 
strafrecht muß nicht verschärft werden. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Nein!) 

Aber die Sanktionen sollten zeitnah, also möglichst 
bald nach der Tat, verhängt werden und erzieherisch 
sinnvoll sein. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sehr gut!) 
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(A) Beispielsweise könnte der Ladendieb in dem von ihm 
beklauten Geschäft unentgeltlich arbeiten. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Wenn der 
Geschäftsführer mitmacht!) 

- Wenn der Geschäftsführer nicht mitmacht, Herr 
Kollege Geis, kommt gemeinnützige Arbeit in Be- 
tracht. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Richtig!) 

Der Sprayer sollte seine vermeintlichen Kunstwerke 
selbst entfernen. Und durch verstärkte Anwendung 
des Täter-Opfer- Ausgleichs sollte der Täter zur Scha- 
denswiedergutmachung angehalten werden und in 
persönlicher Begegnung, wenn das Opfer darin ein- 
willigt, mit den Folgen seiner Tat konfrontiert wer- 
den. Im Strafvollzug sollten Gewalttäter durch Anti- 
aggressionstraining lernen, daß die Anwendung kör- 
perlicher Gewalt, zumal gegen Schwächere, erbärm- 
lich und alles andere als ein Zeichen von Stärke ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Hingegen werden die von konservativer Seite im- 
mer wieder erhobenen Reformforderungen nach Ver- 
schärfungen des geltenden Jugendstrafrechts von 
fast allen Fachleuten abgelehnt, 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Von wem?) 

zuletzt bei Sachverständigenanhörungen der SPD- 
Fraktion im Oktober und der CDU/CSU-Fraktion im 

August dieses Jahres, 

(B) 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Was haben wir 

denn da gefordert? Sie haben es gar nicht 
gelesen!) 

Die Forderung nach grundsätzlicher Anwendung 
des Erwachsenenstrafrechts auf Heranwachsende, 
also auf 18- bis 21jährige, Herr Kollege Geis, über- 
sieht, daß der bei schädlichen Neigungen oder 
Schwere der Schuld geltende Regelstrafrahmen nach 
dem Jugendgerichtsgesetz von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren in den meisten Fällen nicht zu kürzeren, 
sondern zu längeren Freiheitsstrafen führt, daß die 
Resozialisierung junger Menschen in Jugendanstal- 
ten eher gelingen kann als in Erwachsenenstrafan- 
stalten und vor allem daß auch für Heranwachsende 
der aus der Menschenwürde abgeleitete Schuld- 
grundsatz gilt. Deshalb ist es Sache des für den Ein- 
zelfall zuständigen Gerichts und nicht des Gesetzge- 
bers, 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Richtig!) 

festzustellen, welcher Heranwachsende bereits die 
Unrechtseinsicht und Steuerungsfähigkeit eines Er- 
wachsenen hat. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das Gegenteil 
behauptet ja auch niemand!) 

Ein ähnlicher Einwand richtet sich im unteren An- 
wendungsbereich des Jugendstrafrechts gegen die 
Forderung, zwölf- oder dreizehnjährige Kinder durch 


Machtspruch des Gesetzgebers für strafmündig zu (C) 
erklären. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Hat niemand 
gefordert!) 

Es gibt keine einzige auch nur annähernd repräsen- 
tative Untersuchung, mit der man belegen könnte, 
daß Zwölf- oder Dreizehnjährige heute straf mündi- 
ger wären als ihre Altersgenossen vor 10 oder 20 Jah- 
ren. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sagen Sie das 
dem Schröder aus Niedersachsen!) 

Wichtiger aber ist, daß die Forderungen nach Her- 
absetzung des Strafmündigkeitsalters geeignet sind, 
die strafrechtliche Verantwortung der Erwachsenen 
zu überdecken, die noch nicht strafmündige Kinder 
zur Begehung von Straftaten anleiten. Die vermeint- 
lichen Täter werden dadurch in Wirklichkeit zu Op- 
fern der Erwachsenen. Es bedarf keiner Begründung, 
daß in diesen Fällen gegen die sogenannten Hinter- 
männer strafrechtlich vorgegangen werden kann 
und muß. Sie sind als mittelbare Täter, die sich eines 
nicht schuldfähigen Werkzeuges bedienen, nach den 
bereits geltenden Bestimmungen für die von den 
Kindern begangenen Delikte zu bestrafen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Abgeord- 
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
von Stetten? 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Ja, bitte schön. 

P) 

Dr. Wolf gang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): 
Lieber Kollege Meyer, wollen Sie behaupten, daß ein 
Dreizehnjähriger, der stiehlt, kein Unrechtsbewußt- 
sein hat? Wir haben es doch schon mit Banden rumä- 
nischer Kinder zu tun. Wir haben es in Frankfurt mit 
marokkanischen Kinderbanden zu tun, die Heroin 
verteilen. Sie wollen doch nicht behaupten, daß sie 
kein Unrechtsbewußtsein haben! Sagen Sie, wie Sie 
diese Kinder von der Straße bekommen und die Bür- 
ger vor ihnen schützen wollen, wenn Sie kategorisch 
irgendeine Strafsanktion gegen diese Kinder ableh- 
nen. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Herr Geis hat gerade behauptet, 

Sie wollten das auch nicht! Was gilt? - Nor- 
bert Geis [CDU/CSU]: Das, was ich sage!) 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Kollege von 
Stetten, das will ich Ihnen gerne sagen: Es geht nicht 
generell darum, ob Dreizehnjährige, die Straftaten 
begehen, kein Unrechtsbewußtsein haben, sondern 
es geht in den Fällen, die ich soeben angesprochen 
habe, darum, daß dreizehnjährige Kinder, die von Er- 
wachsenen zur Begehung der Taten losgeschickt 
werden, schon zweifeln müssen, welche Normen ei- 
gentlich in unserer Gesellschaft gelten. Dann geht es 
darum - auch das gehört zur Schuld daß sie diesem 
Druck ihnen überlegener Erwachsener standhalten, 
also nach ihrem hoffentlich doch noch vorhandenen 
Unrechtsbewußtsein handeln können. 
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(A) Nur dann, wenn Sie beides bejahen, können Sie 
generell die Strafmündigkeit von dreizehnjährigen 
Kindern bejahen. Dazu gibt es aber keine seriöse 
wissenschaftliche Untersuchung. Das sollten Sie ein- 
mal zur Kenntnis nehmen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Dann sollten wir eine anstellen! - 
Norbert Geis [CDU/CSU]: Dann müssen Sie 
mal zu Tony Blair gehen! Der macht das 
ganz anders! Der Schröder auch!) 

Im übrigen weise ich Sie auf etwas hin, was viel- 
fach übersehen wird: Erziehungsberechtigte haben 
eine Garantenstellung, die mit einem Bestrafungsri- 
siko verbunden ist, wenn sie ihre Kinder nicht aktiv 
von der Begehung von Delikten abhalten. Angesichts 
der Zunahme der Begehung solcher Delikte durch 
Kinder sollten wir uns also, was das Strafrecht an- 
geht, eher an die dafür verantwortlichen Erwachse- 
nen halten. 

(Rita Grießhaber [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Richtig!) 

Wer die Unterbringung von Kindern in geschlosse- 
nen Heimen fordert, muß wissen, daß die Entwei- 
chungen aus derartigen Heimen ebenso häufig sind 
wie diejenigen aus offenen Erziehungsheimen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Weil sie offen sind!) 

Oder, verehrte Kollegen von der Koalition, will man 
dies dadurch ändern, daß man künftig eine Art von 
Hochsicherheitstrakten für Kinder schafft? Dann 
könnten sie nicht mehr entweichen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh! - Norbert 
Geis [CDU/CSU]: Jetzt werden Sie aber 
polemisch!) 

Statt bei der Bekämpfung der Jugendkriminalität 
nach mehr Repression zu rufen, sollten wir uns ge- 
meinsam um bessere Prävention bemühen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Für Gemeinsam- 
keit bin ich immer!) 

Ich zitiere abschließend einen der besten Experten, 
Horst Viehmann: 

Wer Zusammenhänge zwischen Arbeitslosigkeit 
und Jugendkriminalität, zwischen Ausgrenzung 
und Gewalt, zwischen Versagungserlebnissen, 
mangelnder emotionaler Zuwendung, fehlender 
Anerkennung, verbreiteter Perspektivlosigkeit, 
medialem Gewalteinfluß, Alkohol usw. und den 
Auffälligkeiten Jugendlicher leugnet und zur Be- 
kämpfung der Auffälligkeitsvarianten Gewalt 
und Kriminalität allein auf Bestrafung setzt, hat 
auf das falsche Pferd gesetzt und damit nicht nur 
Ressourcen vergeudet, sondern er hat auch ver- 
säumt, rechtzeitig sinnvolle Auswege zu finden. 
Längst sind die richtigen Diagnosen gestellt. 

Ich füge hinzu: Handeln wir endlich danach! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 


Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt spricht der (C) 
Abgeordnete Eckart von Klaeden. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Anstieg der Ju- 
gendkriminalität in den letzten Jahren - das hat der 
Kollege Professor Meyer richtig ausgeführt - macht 
uns alle besorgt. Die betreffenden Zahlen sind in den 
letzten Jahren um ein Drittel gestiegen. 1993 hatten 
wir noch 5163 Tatverdächtige pro 100000 Jugendli- 
che zu beklagen; 1996 waren es bereits 6881 Tatver- 
dächtige. 

Die Ursachen für den Anstieg der Jugendkrimina- 
lität sind sicherlich vielfältig. Frau Kollegin Eichhorn 
wird auf einige Ursachen tiefer eingehen, als ich das 
jetzt tun kann. Ich will jetzt nur einige Punkte nen- 
nen: unzureichende emotionale Bindung an das 
Elternhaus, unzureichendes Wertebewußtsein, feh- 
lende Befähigung zu einer sinnvollen Freizeitgestal- 
tung, Straffälligkeit der Eltern, was dann nachge- 
ahmt wird, gesteigerte Verführsituation mit vermeint- 
lichem Konsumzwang, konzentrierte Unterbringung 
von Personen aus Bevölkerungsgruppen mit sozialen 
Problemen in einem Stadtteil, fehlende Anerken- 
nung von Autorität und natürlich auch die uns alle 
bedrückende Jugendarbeitslosigkeit. 

Ich will hier den Hinweis anbringen, daß ein 
Grund für die Jugendarbeitslosigkeit - so stellt sich 
das jedenfalls aus meiner Sicht dar - auch eine ver- 
fehlte Schul- und Bildungspolitik in vielen Bundes- 
ländern ist. Handwerker, diejenigen, die junge Men- 
schen ausbilden, beklagen immer mehr, daß die 
Grundvoraussetzungen für eine vernünftige Berufs- 
ausbildung nicht mehr gegeben sind. Ich glaube, in 
diesem Zusammenhang sagen zu können, daß eine 
bessere Schul- und Bildungspolitik ein guter Beitrag 
dazu wäre, die Kinder- und Jugendkriminalität zu 
bekämpfen. In dem Bundesland, aus dem ich kom- 
me, in Niedersachsen, verhält es sich jedenfalls so, 
daß die Schülerzahl kontinuierlich steigt und daß 
gleichzeitig die Lehrerzahl kontinuierlich abnimmt. 
Wenn wir uns vor Augen halten, welche Herausfor- 
derungen die Schule heute bewältigen muß, dann 
müssen wir einräumen, daß das sicherlich eine Fehl- 
entwicklung ist. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Wie ist es in Baden-Württem- 
berg?) 

- Ich habe von meinem Heimatland gesprochen, Kol- 
lege Beck. Ich kenne die Situation in Baden-Würt- 
temberg nicht so gut. Ich will aber gern zugestehen, 
daß in diesem Zusammenhang eine parteipolitische 
Schuldzuweisung nicht sinnvoll ist. 

Bei dem Politiker, der das Thema Jugendkriminali- 
tät und darüber hinaus das der Ausländerkriminalität 
zu populistischen Ausfällen nutzt, handelt es sich lei- 
der um den Ministerpräsidenten aus Niedersachsen, 
der sich anschickt, Kanzlerkandidat der SPD zu wer- 
den. Seine diesbezüglichen Ausführungen im Bun- 
desrat widersprechen in allen Punkten den Ausfüh- 
rungen von Ihnen, Herr Professor Meyer. Daß dieser 
populistische Kurs von Gerhard Schröder mittler- 
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(A) weile „Erfolg" hat, zeigt eine Presseerklärung der 
Deutschen Volksunion vom 23. September. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Man höre!) 

Dort heißt es, daß die rechtsextreme Deutsche Volks- 
union die Chancen des niedersächsischen Minister- 
präsidenten Gerhard Schröder in bezug auf die SPD- 
Kanzlerkandidatur fördern will, indem sie bei der 
Landtagswahl in Nieder&achsen im März nicht an- 
tritt. Daran schließt sich ein Lob von Frey auf Ger- 
hard Schröder für seine Äußerungen an. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Man höre! - 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU: 

Unglaublich! - DVU für SPD!) 

Es gibt drei Punkte, die als Reaktion auf die stei- 
gende Kinder- und Jugendkriminalität diskutiert 
werden: Das ist zum einen die Absenkung des Straf- 
mündigkeitsalters von 14 auf 12 Jahre, das ist zum 
zweiten die generelle Anwendung des Erwachse- 
nenstrafrechts auf Heranwachsende, und das ist drit- 
tens die Anhebung der Höchststrafe im Jugendstraf- 
recht von 10 auf 15 Jahre Freiheitsentzug für beson- 
ders schwere Straftaten Heranwachsender. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Herr Meyer, 
hören Sie gut zu!) 

Ich möchte mit der Frage der Herabsetzung des 
Strafmündigkeitsalters von 14 auf 12 Jahre begin- 
nen. In bezug darauf sind wir ja einer Meinung. Die 
CDU/CSU-Fraktion hat gemeinsam mit der F.D.P.- 
Fraktion eine Anhörung zu diesem Thema durchge- 
führt. Wir und alle Sachverständigen sind zu dem 

(B) einhelligen Ergebnis gekommen, daß eine Absen- 
kung des Strafmündigkeitsalters nicht sinnvoll ist. 

(Beifall des Abg. Hildebrecht Braun [Augs- 
burg] [F.D.P.] - Zuruf von der SPD) 

- Ich weiß, daß es dazu unterschiedliche Ansichten 
auch in unserer Fraktion gibt. Mir fehlt jetzt die Zeit, 
die Ausführungen von Gerhard Schröder im Bundes- 
rat vorzulesen, in denen er sich exakt für eine solche 
Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters und auch 
noch für die eine oder andere Absurdität eingesetzt 
hat. Neben diesem populistischen Charakter ist ja an 
den Ausführungen von Gerhard Schröder interes- 
sant, daß ihm offensichtlich die Rechtslage nicht be- 
kannt ist. In seinen Ausführungen zur Ausländerkri- 
minalität und zum Ausländerrecht im September hat 
er genau das gefordert, was wir im Sommer gemein- 
sam durchgesetzt haben. Es ist ja sowieso ein faszi- 
nierendes Problem, daß zum Populismus dann auch 
noch die Unkenntnis in einem Maße hinzutritt, wie 
man das eigentlich von einem niedersächsischen Mi- 
nisterpräsidenten nicht erwarten kann. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
von Klaeden, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Beck? 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ja. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege von Klaeden, würden Sie meine Auffas- 


sung teilen, daß es vielleicht sinnvoll wäre, insbeson- (C) 
dere über das Ausländerrecht unter Landespolitikern 
generell eine Aufklärungskampagne durchzuführen, 
da ja das Land Bayern gerade die Äußerungen von 
Herrn Schröder wortwörtlich als Antrag im Bundesrat 
gestellt hat und insofern wohl die Unkenntnis über 
die ausländerrechtlichen Regelungen weite Kreise 
gezogen hat? 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Bayern ist immer 
gut!) 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Mir sind die 
bayerischen Kollegen aus den Koalitionsverhandlun- 
gen, die schließlich auch zu einer Beschlußfassung 
geführt haben, ja gut bekannt. Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß die Unkenntnis in Bayern so vorhan- 
den ist, wie Sie es gerade hier geschildert haben. 

(Dr. Edith Niehuis [SPD]: Dann informieren 

Sie sich mal! - Thomas Krüger [SPD]: Reden 
Sie doch mal zum Thema! ) 

Ich habe eher den Eindruck, daß sich hinsichtlich der 
Entwicklung des Rechtsstaates alle Fraktionen an 
Bayern durchaus ein Beispiel nehmen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Norbert Geis 
[CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir lehnen eine Herabsetzung der Strafmündig- 
keitsgrenze ab. Ein Grund ist die Notwendigkeit, im- 
mer wieder Gutachten anzufertigen, ob tatsächlich 
die individuelle Straf reife nach § 3 JGG vorhanden 
ist. Das würde sicherlich zu unnötigen Kosten führen ^ 
und wäre insgesamt nicht effizient. 

Zum zweiten Punkt, zur stärkeren oder generellen 
Anwendung des Erwachsenenstrafrechts auf Heran- 
wachsende. Das ist ja insbesondere die Problematik 
des § 105 des Jugendgerichtsgesetzes. Dazu will ich 
zunächst einmal darauf hin weisen, daß die pauschale 
Behauptung, für Heranwachsende werde generell 
das Jugendstrafrecht angewandt und das Erwachse- 
nenstrafrecht komme nicht zur Anwendung, falsch 
ist. Es ist im Gegenteil so, daß lediglich auf 60 Prozent 
der Heranwachsenden das Jugendstrafrecht ange- 
wandt wird und auf die anderen eben das Erwachse- 
nenstrafrecht Anwendung findet. 

Daß wir mit unserem Jugendstrafrecht auch bei 
Heranwachsenden gute Erfolge erzielen können und 
daß das ein differenziertes Mittel ist, der Delinquenz 
von Heranwachsenden zu begegnen, zeigt ja der 
Blick in andere Länder, wo das Jugendstrafrecht für 
Heranwachsende nicht angewandt wird. 

Vor kurzem ist ja der Fall von Louise Woodward, 
dem Au-pair-Mädchen in Cambridge, Massachu- 
setts, durch die Öffentlichkeit gegangen. Trotz der 
schweren Verfehlung, die dieses Mädchen dort auf 
sich geladen hat, bestand generell die Ansicht, daß 
die Bestrafung nach Erwachsenenstrafrecht nicht 
richtig ist. Man hat die Korrektur im Grunde über ei- 
nen Verfahrensweg vornehmen können, aber de 
facto ist es so, daß die Rechtslage, die Anwendung 
von Erwachsenenstrafrecht, dort das eigentliche Pro- 
blem gewesen ist und dies von allen - jedenfalls von 
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(A) denen, die sich intensiver mit dem Fall beschäftigt 
haben - für falsch gehalten wird. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Abgeord- 
neter, der Kollege von Stetten möchte Ihnen eine 
Zwischenfrage stellen. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ja, gern. 

Dr. Wolf gang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): 
Lieber Kollege von Klaeden, ich bin zehn Jahre 
Jugendrichter an Land- und Amtsgerichten gewesen. 
Stimmen Sie mir zu, daß ein 19- und 20 jähriger, der 
raubt und mordet, in der Regel den Verstand hat, zu 
wissen, was er tut? Eigentlich sollten diese Täter, so 
wie es von § 105 JGG vorgesehen ist, nur in Ausnah- 
mefällen nach Jugendstrafrecht verurteilt werden. 
Das ist bei uns eben nicht der Fall, sondern 60 Pro- 
zent - und das ist weit mehr als die Hälfte - werden 
automatisch nach Jugendstrafrecht behandelt. 

Ist es nicht sinnvoll, hier im Gesetz einen Hinweis 
anzubringen, daß das die Ausnahme bleiben soll und 
nicht bei jedem Jugendlichen oder Heranwachsen- 
den irgendeine Macke gesucht wird, damit er nach 
Jugendrecht bestraft werden kann? 

(Thomas Krüger [SPD]: Jetzt müssen Sie 
aufpassen!) 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ich will nicht be- 
streiten, daß es Fälle gibt, in denen eine derartige au- 
^ tomatische Anwendung des Jugendstrafrechts vor- 
liegt, aber es ist vom Gesetzgeber so nicht gewollt. 
Die jüngsten Zahlen zeigen ja auch, daß die Zahl der 
Verurteilungen von Heranwachsenden nach Erwach- 
senenstrafrecht zugenommen hat. Ich habe daher 
den Eindruck, daß die öffentliche Diskussion, die wir 
hier führen, auch für die Rechtsprechung ihre Konse- 
quenzen hat und daß insgesamt die Entwicklung 
dort auf einem gute Wege ist, ohne daß jetzt eine Än- 
derung des § 105 JGG notwendig ist. 

(Rita Grießhaber [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Wenn man 60 Prozent hat, dann gibt 
es 40 Prozent, die nicht nach dem Jugend- 
strafrecht verurteüt werden!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage? 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Bitte, gern. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P): Herr Kol- 
lege von Klaeden, würden Sie mir zustimmen, daß 
die Zwischenfrage des geschätzten Kollegen von 
Stetten möglicherweise in einem Punkt in die falsche 
Richtung weist, weil sie den Eindruck erweckt, als 
würde Jugendstrafrecht regelmäßig das sanftere 
Strafrecht im Verhältnis zum Erwachsenenstrafrecht 
sein, 

(Thomas Krüger [SPD]: Gute Frage!) 


und daß wir uns deswegen vielleicht sogar überlegen (C) 
müßten, ob nicht Grundsätze des Jugendstrafrechts 
im Einzelfall möglicherweise nicht nur für die 19- bis 
20jährigen die richtigeren wären, sondern mögli- 
cherweise sogar auch für junge Erwachsene? 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 

CSU]: Für die älteren dann auch!) 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ich glaube nicht, 
daß der Kollege von Stetten die Ansicht intendiert 
hat, daß Jugendstrafrecht in jedem Fall das mildere 
Strafrecht ist. Denn aus der Arbeitsgruppe weiß ich, 
daß ihm auf Grund seiner beruflichen Praxis das Ju- 
gendstrafrecht gut bekannt ist. Aber der Hinweis, 
den Sie geben, ist ohne Zweifel richtig: Das Jugend- 
strafrecht ist im Vergleich zum Erwachsenenstraf- 
recht kein Minus, sondern tatsächlich ein, wie wir Ju- 
risten sagen, Aliud, also etwas anderes. Es gibt mit 
den Sanktionen die Möglichkeit, auf das Täterprofil 
unmittelbar pädagogisch einwirken zu können: Es 
kann eher zum Arrest kommen, man hat über die 
Weisungen die Möglichkeit, unmittelbar auf die De- 
linquenz zu reagieren. Das ist - da bin ich ganz Ihrer 
Ansicht - sicher besser, als nach Erwachsenenstraf- 
recht zu verurteilen. 

(Beifall des Abg. Jörg van Essen [F.D.P] 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Inwieweit man die Erfahrungen mit dem Jugend- 
strafrecht im Erwachsenenstrafrecht anwenden 
kann, vermag ich im Augenblick nicht zu beurteilen. 

Aber sicher kann man eine Diskussion darüber füh- pj 
ren. Man muß, so finde ich, bedenken, welche Kon- 
sequenz es hat, wenn man Heranwachsende regel- 
mäßig nach dem Erwachsenenstrafrecht verurteilt. 

Das hat zur Folge, daß die Regelstrafe, nämlich die 
Geldstrafe, ausgesprochen wird. Weil oft nicht genug 
Geld da ist, werden Ersatzfreiheitsstrafen verhängt. 
Somit kommen die Jugendlichen in die Strafanstalt 
für Erwachsene und lernen dort erst „echte", 
schwere Kriminalität kennen. Das ist vor dem Hinter- 
grund der Idee der Generalprävention des Straf- 
rechts sicher keine gute Entwicklung. 

Deswegen mein Appell von hier, § 105 des Jugend- 
gerichtsgesetzes differenziert anzuwenden. Aus mei- 
ner Sicht jedenfalls ist eine Änderung des § 105 JGG 
zur Zeit nicht notwendig. 

(Beifall des Abg. Jörg van Essen [F.D.P] 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 
90/DIE GRÜNEN - Dr. Jürgen Meyer [Ulm] 

[SPD]: Einverstanden!) 

Der dritte Punkt, den ich noch ansprechen wollte, 
betrifft die Frage, ob es nicht nötig ist, darüber nach- 
zudenken, die Höchststrafe im Jugendstrafrecht von 
10 auf 15 Jahre zumindest für die Delikte heraufzu- 
setzen, in denen das Erwachsenenstrafrecht die le- 
benslange Freiheitsstrafe vorsieht. Uns wurde in der 
Anhörung eine ganze Reihe von Fällen geschildert, 
von denen ich hier folgenden herausgreifen will: Ein 
19 jähriger, bis dahin ein unauffälliger Abiturient, der 
nach einem Gaststättenbesuch mit seinem Pkw in er- 
heblich alkoholisiertem Zustand nach Hause fuhr, 
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(A) wollte eine Passantengruppe erschrecken, indem er 
auf sie zufuhr. Kurz vorher, so hatte er sich vorge- 
stellt, wollte er aus weichen. Dann ist ihm aber das 
Lenkrad aus der Hand geglitten, und auf diese Weise 
hat er zwei Menschen umgebracht. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Ja, Frei- 
spruch!) 

Hier ist Jugendstrafrecht angewandt worden. 

Uns ist ein anderer Fall geschildert worden: Ein 
Mann ist von einer Gruppe Skinheads, die zusam- 
men aufgetreten sind, auf bestialische Weise umge- 
bracht worden. Ein Teil der Gruppe wurde wegen 
der absoluten Strafandrohung des § 211 des Straf- 
gesetzbuches zu „lebenslänglich" verurteilt. Die an- 
deren, die nur ein halbes Jahr jünger waren, sind 
nach Jugendstrafrecht verurteüt worden. Im Straf- 
maß ist eine auffällige Diskrepanz festzustellen ge- 
wesen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das ist wahr!) 

Ich glaube, dieses Problem offensichtlicher Unge- 
rechtigkeit kann man dadurch auf fangen, daß man 
für diese Fälle die Strafandrohung von 10 auf 15 Jahre 
erhöht. Dies entspricht nämlich gleichzeitig dem 
Zeitraum, nach dem im Erwachsenenstrafrecht regel- 
mäßig die lebenslange Freiheitsstrafe zu überprüfen 
ist. Das heißt, es ergäbe sich eine systematische An- 
knüpfung. 

(Beifall des Abg. Jörg van Essen [F.D.P.]) 

Vielleicht können wir über diese Überlegung einmal 

nachdenken. 

(B) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Thomas Krüger [SPD]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Volker Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Besorgnis um den Anstieg der Jugendkriminalität ist 
bereits mehrfach geäußert worden. Bündnis 90/Die 
Grünen teilen diese Sorge. Allen Versuchen, diesem 
Problem durch Ausbau repressiver Elemente gerecht 
zu werden, erteüen wir aber eine eindeutige Ab- 
sage. 

Die Herabsetzung der Strafmündigkeitsgrenze 
wäre ebenso wie die grundsätzliche Anwendung des 
Erwachsenenstrafrechts auf Heranwachsende eine 
jugendpolitische Kapitulation und kriminalpolitisch 
unverantwortlich . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Forderung darf nicht lauten: Erwachsenenstraf- 
recht für Heranwachsende! Umgekehrt wird ein 
Schuh daraus: Für alle Heranwachsenden sollte 
grundsätzlich das jugendstrafrechtliche Sanktionsin- 
strumentarium zur Verfügung gestellt werden. 

Meine Damen und Herren, ich fände es schlimm, 
wenn unsere Gesellschaft Jugend vor allem als Ge- 


fahr und Bedrohung ansähe, wie dies in Forderungen (C) 
von Herrn Geis zum Ausdruck kommt: Ausgehverbot 
für Jugendliche. 

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Das hat er 
nicht gesagt!) 

Genauso schlimm ist es, wenn eine Gesellschaft Ju- 
gendliche ohne Perspektiven in die Welt entläßt. Prä- 
vention und erzieherische Maßnahmen müssen bei 
der Auseinandersetzung mit der Jugendkriminalität 
im Vordergrund stehen. Wir sollten uns die französi- 
sche Regierung zum Vorbüd nehmen. Wir brauchen 
eine Initiative zur Beseitigung der Jugendarbeitslo- 
sigkeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Durch aktive Beschäftigungspolitik und Schaffung 
von Lehrstellen über eine Ausbüdungsplatzabgabe 
müssen wir der Jugend wieder eine Perspektive ge- 
ben. 

Lassen Sie uns in der Diskussion über Jugendkri- 
minalität einen rationalen Weg finden. Der liegt jen- 
seits von Verharmlosung und Dramatisierung. Wir 
müssen die Erscheinungsformen und die Ursachen 
beim Namen nennen. 

Manche Zahlen in dieser Debatte sind mit Vorsicht 
zu genießen. Der dramatische Anstieg registrierter 
Ladendiebstähle bei Jugendlichen um etwa 93 Pro- 
zent seit 1984 muß nicht bedeuten, daß doppelt soviel 
gestohlen wurde. Er kann auch bedeuten, daß durch 
verstärkte Kontrollen mehr Ladendiebe erwischt (D) 
wurden. Ebenso kommt einem etwaigen Wandel der 
Anzeigebereitschaft Bedeutung zu. 

Im Unterschied zu vielen anderen Staaten werden 
in der Bundesrepublik die amtlichen Statistiken nicht 
durch Dunkelfeldforschungen ergänzt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen von 
Stetten? 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja, gerne. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): 

Herr Kollege Beck, Sie haben den enormen Anstieg 
der Zahl der Ladendiebstähle angesprochen. Kann 
es nicht auch sein, daß der Ladendiebstahl nicht 
mehr als Kriminaldelikt gesehen wird, weil Sie zum 
Beispiel fordern, daß Ladendiebstahl bis 250 DM 
ohne Strafverfolgung bleibt, wenn man hinterher be- 
zahlt? Kann es nicht sein, daß deswegen das Un- 
rechtsbewußtsein auch bei Jugendlichen fehlt und 
deswegen die Zahl der Ladendiebstähle deutlich an- 
gestiegen ist? 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr von Stetten, das kann eindeutig nicht der Fall 
sein, weil die Forderung, die Sie gerade geäußert ha- 
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(A) ben, Ihrer Propagandamaschine entspringt, von uns 
in dieser Form aber nie vertreten wurde. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU): Das habe ich hier auf dem Papier ste- 
hen!) 

- Lesen Sie mal genau! Wir haben vielmehr gesagt: 
Im Strafrecht soll bei Bagateükriminalität Schadens- 
wiedergutmachung vor Strafe gelten. Das heißt nicht, 
daß man im Nachgang einfach nur den gestohlenen 
Betrag zurückzahlt, sondern man muß das Doppelte 
drauflegen. Das ist bei Ersttätem eine empfindliche 
Sanktion. Bei Wiederholungstätern wollen wir von 
der Strafbarkeit nicht absehen. 

Wir nehmen diese Delikte nicht aus dem Strafrecht 
heraus. Wir wollen - was in der StPO übrigens für 
alle Straftaten angedacht ist - den Täter- Opfer- Aus- 
gleich im Bereich des Ladendiebstahls bei kleinen 
Schäden gesetzlich regeln, um eine einheitliche Re- 
gelung zu haben. Sie wissen genau, wie unterschied- 
lich die Strafverfolgungspraxis in den Ländern auf 
Grund der Erlasse der Landesjustizministerien an die 
Staatsanwaltschaften ist. Da wird bei ganz unter- 
schiedlichen Summen strafverfolgt. Bei anderen wird 
eingesteht. Ich meine, in einem Rechtsstaat muß glei- 
ches Recht im gesamten Rechtsgebiet herrschen. 

Deshalb ist unser Vorschlag: eine Verbesserung 
des Opferschutzes für die Ladendiebe 

(Lachen bei der CDU/CSU - Dr. Wolfgang 
Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: Für die 
Ladendiebe! Da stimme ich Ihnen zu!) 

(B) - Entschuldigung: eine Verbesserung des Opfer- 
schutzes für den Ladenbesitzer. Das bedeutet eine 
Effizienzsteigerung bei den Strafverfolgungsbehör- 
den. Es ermöglicht, die Ressourcen der Strafrechts- 
pflege dort zu konzentrieren, wo wir dringenden 
Nachbesserungsbedarf haben: bei der schweren Ge- 
waltkriminalität, bei der Kriminalität im öffentlichen 
Raum, die den Bürgerinnen und Bürgern große Sor- 
gen machen. 

Hören Sie sich doch einmal an, was der Chef der 
Gewerkschaft der Polizei, Herr Lutz, in den letzten 
Wochen gesagt hat: Das, was wir im Bereich der Ba- 
gateUkriminalität zum Teil tun, ist nur eine Arbeit für 
die Statistik. Wir kommen überhaupt nicht zu einer 
effizienten Strafverfolgung. 

Ich meine, wir soUten an diesem Punkt keine ideo- 
logischen Schlachten führen, sondern überlegen: 
Wie können wir hier effizienter, bürokratieärmer Vor- 
gehen? Wie können wir den Opferschutz auch für La- 
denbesitzer verbessern? Dazu ist unser Antrag ein 
Beitrag. Ich bin froh, daß Sie selbst einen anderen 
Vorschlag aus diesem Antrag im 6. Strafrechtsreform- 
gesetz aufgegriffen haben, das wir morgen in diesem 
Hause diskutieren werden. 

Nun möchte ich gern mit meiner Rede fortfahren. 
Ich hatte zum Thema Dunkelfeldforschungen ge- 
sprochen und woUte daran anknüpfen, daß Aussagen 
über Jugendkriminalität deshalb zunächst Aussagen 
über registrierte Jugendkriminalität sind. Ein Rück- 
schluß von registrierter auf wirkliche Kriminalität ist 
deshalb allenfalls im Sinne der Plausibilität möglich. 


Es können hier Indizien abgeleitet werden, aber man (C) 
darf die Entwicklung nicht 1:1 für die Realität hal- 
ten. 

Selbst wenn ein solcher einfacher Rückschluß auf 
die Kriminahtätswirklichkeit durch die amtlichen 
Statistiken nicht möglich ist, können wir bestimmte 
Erkenntnisse daraus gewinnen, Herr von Stetten: Sie 
zeigen uns nämlich, daß es sich bei den meisten De- 
likten, die Kinder und Jugendliche begehen, um Ba- 
gatellkriminahtät, um kleine Eigentumsdelikte han- 
delt. 

Es zeigt sich ein Weiteres: Straf fähiges Handeln 
von Kindern und Jugendlichen hat überwiegend 
zeitlich begrenzten, vorübergehenden und eher epi- 
sodenhaften Charakter. 

Der seit Ende der 80er Jahre zu beobachtende An- 
stieg von Fähen der Jugendgewalt, die im übrigen in 
erster Linie Jungengewalt ist, geht primär zu Lasten 
Gleichaltriger und Jüngerer. 

(Hüdebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 

Sehr richtig!) 

Das Risiko älterer Menschen, Opfer einer Gewalttat 
zu werden, hat demgegenüber in den letzten Jahren 
kaum zugenommen oder ist in bestimmten Deliktbe- 
reichen erfreulicherweise sogar gesunken. 

Stichwort Jungengewalt: Das Problem der Jugend- 
gewalt ist auch ein Problem der Geschlechterrohen, 
ein Problem falscher Bilder von Männlichkeit. Hier 
müssen Schule und Jugendarbeit ansetzen. Wir dür- 
fen nicht weiter lauter kleine Rambos heranziehen. (D) 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS sowie des Abg. Hüde- 
brecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]) 

Kindheitserfahrungen mit Gewalt sind ein relevan- 
ter Risikofaktor für Gewalt und Kriminalität in späte- 
ren Lebensphasen. Wer über Jugendgewalt spricht, 
darf nicht zur Gewalt an Kindern und Jugendlichen, 
zur Gewalt in der Familie schweigen. Wir brauchen 
auch in der Erziehung eine glasklare gesellschaftli- 
che Ächtung der Gewalt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS sowie des Abg. 

Hüdebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]) 

Hier haben Sie eine eindeutige Formulierung beim 
Kindschaftsrecht verhindert. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das ist nicht 
wahr! Das haben Sie völlig falsch verstan- 
den!) 

Die steigende Jugendkriminalitätsrate läßt sich im 
wesentlichen auf die wachsende soziale Ausgren- 
zung zurückführen. Der Mangel an Ausbüdungsplät- 
zen und fehlende Chancen auf dem Arbeitsmarkt so- 
wie langfristige Benachteiügungen verhindern die 
geseUschaftliche Integration der nachwachsenden 
Generation. Sie können als die wesentüchen Ursa- 
chen für Kinder- und Jugendkriminalität angesehen 
werden. 
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(A) Dies zeigt auch der europäische Vergleich. Je mehr 
in den letzten Jahren die sozialen Gegensätze ange- 
wachsen sind, um so höher ist die Zahl der Jugend- 
gewalttaten angestiegen. In Deutschland hat die 
Zahl der Sozialhilfeempfänger im Vergleich zu ande- 
ren Altersgruppen am stärksten bei Jugendlichen 
und Heranwachsenden zugenommen, während sich 
bei den über 25 jährigen weit geringere Anstiegsquo- 
ten ergeben. 

Auf der anderen Seite ist allein zwischen 1988 und 
1993 die Zahl der Haushalte mit einem monatlichen 
Nettoeinkommen in Höhe von über 10000 DM um 
fast das Dreifache angewachsen. Hier zeigt sich, wie 
notwendig es wäre, in diese soziale Schieflage durch 
den Staat einzugreifen. 

Jugendüche aus der sozialen Unterschicht, die 
über einen guten Ausbildungsplatz verfügen, zeigen 
keine besonderen Auffälligkeiten. Wer dagegen 
ohne eine solche Perspektive in die Rolle des fru- 
strierten Zuschauers gerät, wer erleben muß, daß 
sich andere scheinbar alles leisten können, während 
er selber ausgeschlossen ist, der unterliegt eher der 
Versuchung, seine Probleme mit kriminellen Mitteln 
zu lösen. 

Hiergegen hilft weder die Herabsenkung des 
Strafmündigkeitsalters noch die verstärkte Anwen- 
dung des Erwachsenenstrafrechts auf Heranwach- 
sende oder gar die vermehrte Unterbringung straffäl- 
lig gewordener Kinder und Jugendücher in geschlos- 
senen Heimen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sagen Sie das 

(B) auch Herrn Schröder!) 

- Das sage ich gerne Herrn Schröder und auch Herrn 
Stoiber. Wenn sie in meine Sprechstunde in meinem 
Wahlkreis kommen, werde ich Sie darüber aufklären. 

Wenn man Kinder und Jugendliche in geschlos- 
sene Heime einweist, weckt man lediglich die Illu- 
sion, daß sie dort sicher untergebracht sind. Tatsache 
ist jedoch, daß Kinder aus geschlossenen Heimen 
ebenso oft weglaufen wie aus offenen Einrichtungen. 
Eine Verbesserung für die Sicherheit der Bevölke- 
rung ist durch geschlossene Heimunterbringung 
nicht zu erreichen. Und bei der Resozialisierung ha- 
ben sich geschlossene Heime als außerordentlich 
kontraproduktiv erwiesen. Die Forderung, Heran- 
wachsende wie Erwachsene zu bestrafen, beruht auf 
der falschen Vorstellung, das Jugendstrafrecht sei 
milder als das Erwachsenenstrafrecht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Krüger? 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Gleich, aber erst würde ich gern diesen Gedanken zu 
Ende führen. Dann kann Herr Krüger eine Zwischen- 
frage stellen. 

Das ist aber mitnichten der Fall. Zum Teil ist das 
Jugendstrafrecht sogar schärfer. So ist etwa das Ri- 
siko, für einen Diebstahl ins Gefängnis zu kommen, 
nach dem Jugendstrafrecht größer, da die Richter die 
Möglichkeit haben, Arrest von bis zu vier Wochen zu 


verhängen. Dies geht nach dem Erwachsenenstraf- (C) 
recht nicht. 

Mit seiner flexiblen, täterbezogenen Reaktions- 
weise bietet das Jugendstrafrecht die besseren prä- 
ventiven Möglichkeiten als das Erwachsenenstraf- 
recht. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Die Jugendrichter können gegenüber einem jungen 
Menschen, der sich in der Ausbüdung befindet, zum 
Beispiel die Leistung gemeinnütziger Arbeit anord- 
nen. Verhaltens auffällige Straftäter können mit 
mehrmonatigen sozialen Trainingskursen oder einer 
längeren Betreuungsweisung belegt werden. So 
kann zum Beispiel bei Sexualstraftätem wie bei Ge- 
walttätern oft mit großem Erfolg spezifisch korrigie- 
rend auf ihr Verhalten eingewirkt werden, weil dort 
nachgeholt wird, was die Sozialisationsinstanzen un- 
serer Gesellschaft wie Familie, Schule und Jugendar- 
beit zum Teil versäumt haben. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Lassen Sie 
wenigstens einmal die Zwischenfrage zu!) 

Diese Vielzahl der Reaktionsmöglichkeiten sollte für 
Heranwachsende grundsätzlich zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Bitte schön, Herr Krüger. 

Thomas Krüger (SPD); Herr Abgeordneter, ich 
habe eine Frage zu einem Thema, das Sie kurz ange- 
sprochen haben, nämlich zu der geschlossenen Un- 
terbringung in Heimen. Teilen Sie meine Auffassung, 
daß das Kinder- und Jugendhilfegesetz geschlossene 
Einrichtungen der Jugendhilfe nicht mehr vorsieht 
und mit der Inobhutnahme nach dem KJHG eine ge- 
schlossene Unterbringung so, wie sie bislang disku- 
tiert worden ist, auch nicht gemeint ist und daß es 
weder in der Rechtssystematik noch im Duktus des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes liegt, sozusagen die 
Arbeit mit Straffälligen zu übernehmen? 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ich teüe Ihre Auffassung in dem Punkt, daß die ge- 
schlossene Unterbringung in Heimen nicht vorgese- 
hen ist. Wir sollten dies auch nicht wieder einführen. 

Es gibt auf Grund der desolaten Finanzsituation von 
Kommunen und Ländern echte Defizite - für die wir 
uns alle nicht auf die Schulter klopfen können - bei 
der Jugendarbeit und bei der Ausstattung der Ju- 
gendämter in den Kommunen. 

(Otto Schüy [SPD]: Wir müssen uns an der 

Nase ziehen, nicht auf die Schulter klop- 
fen!) 

- Wir können uns hier alle nicht auf die Schulter 
klopfen; richtig. - Dies ist in allen Bundesländern 
und Kommunen, egal von wem sie regiert werden, 
gleichermaßen ein Problem. 

Damit die Instrumentarien des KJHG überhaupt 
zur Wirkung kommen können, haben wir eine 
Menge rechtlicher Möglichkeiten geschaffen. Diese 
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(A) Instrumentarien können in der Realität bei der Inter- 
vention allerdings überhaupt keine Rolle spielen, 
weil es das Personal dafür nicht gibt. 

Das gleiche gilt auch für die Gerichtshilfe, also die 
Bewährungshilfe und die Jugendgerichtshilfe. Hier 
könnte man einiges viel effizienter machen. Dazu 
bräuchte man aber genügend qualifiziertes Personal, 
das die Zeit hat und beispielsweise einen Delinquen- 
ten nicht einfach nur einbestellt, um den Termin ab- 
haken zu können, ohne mit dem Jugendlichen wirk- 
lich gearbeitet zu haben, mit ihm seine Probleme be- 
sprochen und auch weitere Perspektiven entwickelt 
zu haben. Deshalb sollten wir über die Inkraftset- 
zung ganz vieler Gedanken im KJHG nachdenken 
und die Diskussion über die geschlossenen Heime 
unter Rechtsgeschichte im Sozialrecht abheften. 

Neben dem Risiko, erwischt zu werden, kommt der 
zügigen Durchführung der Hauptverhandlung eine 
ganz entscheidende erzieherische Qualität zu. Ich 
glaube, in diesem Punkt besteht Einigkeit hier im 
Hause. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Kein Problem!) 

Es kann nicht angehen, daß ein Jugendlicher meh- 
rere Monate, womöglich sogar noch in Untersu- 
chungshaft, auf die Hauptverhandlung warten muß, 
obwohl er bereits gleich nach der Tat ein Geständnis 
abgelegt hat. 

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Sehr rich- 
tig!) 

Damit die rechtsstaatlichen Bedingungen gewahrt 

(B) bleiben, müssen aber sowohl Polizei als auch Justiz 
für diese Aufgabe hinreichend personell ausgestattet 
werden. Wir sollten, wie das zum Beispiel in Frank- 
furt geschieht, für eine frühe Beiordnung des Vertei- 
digers sorgen. Dort hat dies zu einer erhebüchen Be- 
schleunigung der Verfahren geführt. 

Darüber hinaus sind die bereits bestehenden kin- 
der- und jugendhilferechtlichen Einwirkungsmög- 
lichkeiten zur Anwendung zu bringen. Dies läßt sich 
durch eine funktionierende Kooperation zwischen 
Jugend- und Sozialhilfe, Schule, Polizei und sonsti- 
gen Trägern der Jugendarbeit erreichen. Hierzu gibt 
es in einigen Kommunen und Ländern mit kriminal- 
präventiven Räten positive Ansätze. 

Wer demgegenüber im wesentlichen auf Strafrecht 
setzt - das geht an Herrn Schröder und Herrn Stoiber 
gleichermaßen - 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Herrn Schröder 
und Herrn Stoiber können Sie nicht in 
einem Atemzug nennen!) 

und dann auch noch behauptet, so die anstehenden 
Probleme bewältigen zu können, hat sich in den 
Denkmodellen des 19. Jahrhunderts verfangen. Hier 
darf eine moderne Politik nicht mitbieten. 

Die zunehmende Kriminalisierung von Kindern 
und Jugendlichen bringt keinen Sicherheitsgewinn. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sie verwechseln Kriminalisierung mit 
Erziehung!) 


Sie trägt vielmehr zur Brutalisierung der Gesellschaft (C) 
bei. Eine gute Sicherheitspolitik erkennt auch ihre 
Grenzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Hildebrecht Braun. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Frau Präsi- 
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Kinder- und Jugendkriminalität steigt in unserem 
Land in bedenklichem Maße in den letzten Jahren 
an. Aber dennoch sollten wir uns klarmachen: Nicht 
nur in Deutschland treffen wir auf dieses Phänomen, 
sondern in allen umliegenden Ländern, sowohl in 
den östlich von uns gelegenen Ländern, die in ihrer 
Entwicklung natürlich ganz andere Probleme haben, 
als auch in den westlich Deutschlands gelegenen 
Ländern: überall eine in etwa gleich ansteigende Ju- 
gendkriminalität. Also bitte nicht nur nach Binnenur- 
sachen suchen, sondern auch nach den Ursachen, 
die erkennbar in all diesen Ländern in ähnlicher 
Weise gegeben sind. 

Ich möchte meine Freude darüber ausdrücken, daß 
die Diskussion zu einem hochemotionalen Thema 
wie dem des Anwachsens der Kriminahtät hier nicht 
in Ritualen erstarrt nach dem Motto: „Die Konservati- 
ven fordern höhere Strafen ", und diejenigen, die sich 
als links verstehen, sagen: „Die Produktionsverhält- 
nisse müssen geändert werden", sondern daß wir in (D) 
der Analyse aufeinander zugehen und den Versuch 
machen, auch gemeinsam Lösungen zu finden. 

Ich muß sagen: Die einzelnen Forderungen sind 
sehr unterschiedlich zu beurteilen. Wenn Konserva- 
tive sagen: „Wir brauchen mehr Polizei sichtbar auf 
den Straßen als Beitrag zur Verminderung der Krimi- 
nalität", dann ist diese Forderung richtig und wird 
von uns nachhaltig unterstützt. Wenn Konservative 
sagen, daß die Familie gestärkt werden muß, weil in- 
takte Familien in der Tat ein Bollwerk gegen das Ent- 
stehen von Kriminahtät sind, dann hegen sie richtig 
und werden nachhaltig von der F.D.P. unterstützt. 
Wenn Linke - wenn es so etwas heute überhaupt 
noch gibt - 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: So etwas gibt es 
noch! - Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: 

Und wenn einige so tun, als ob!) 

sagen, daß Bedingungen, unter denen hier junge 
Menschen leben, das Entstehen von Kriminahtät be- 
günstigen, dann haben sie ebenso recht. Deswegen 
müssen wir die Dinge sehr genau analysieren und 
versuchen, die richtigen Schlüsse zu ziehen. 

Ich möchte eines wiederholen, was Herr Beck zu 
Recht angesprochen hat: Kinder und Jugendliche, 
die kriminell werden, richten unermeßlichen Scha- 
den bei anderen an: an der Seele, am Körper, sicher- 
lich auch am Eigentum vieler. Die Opfer von kindli- 
cher Kriminahtät sind in der Regel auch wieder Kin- 
der. Deswegen müssen wir das ganze Thema auch 
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Hildebrecht Braun (Augsburg) 

(A) als ein Problem der Kinder- und Jugendpolitik ver- 
stehen; es muß sich dort alles einordnen. Kinder, die 
andere schädigen, schädigen aber sich selbst zu- 
gleich; denn sie schädigen ihre Zukunftsperspektive, 
sie nehmen sich selber ihre Lebenschancen. Es be- 
steht also aller Anlaß, hier tätig zu werden. 

Ich möchte deutlich machen, daß die Rolle der 
Richter in diesem Zusammenhang ganz gewiß nicht 
die einer Reparaturwerkstatt für alle Fehlentwicklun- 
gen in der Gesellschaft sein kann. Richter können 
nur reagieren, und sie müssen oft, speziell bei Wie- 
derholungstätern, sagen: Junger Mann, du hast dir 
die letzte Strafe nicht zur Warnung dienen lassen, 
und deswegen mußt du jetzt stärker bestraft werden. 
Das steht so in unserem Strafgesetzbuch. Es ist aller- 
dings oft eine Antwort auf Problemverhalten von Ju- 
gendlichen, die der Problematik des Einzelfalles 
nicht gerecht wird. 

Ich möchte auf einen Punkt zu sprechen kommen, 
der mir ganz besonders wichtig ist: Wir müssen fest- 
stellen, daß Wertorientierung, Wertebüdung in der 
Erziehung der Kinder oft zu kurz kommen. Ich 
meine, daß Wert Orientierung auch nicht nur eine 
Frage des Religionsunterrichts sein kann und darf. 
Vielmehr muß Wertebildung in allen Bereichen - und 
dies von frühester Kindheit an -, insbesondere in der 
Familie, im Kindergarten und in der Schule, Basis 
jeglicher Erziehung sein. 

Nicht das Erlernen der Unterschiede der Konfes- 
sionen ist für das Kind entscheidend, sondern die 
Verinnerlichung der Normen, die unser Zusammen- 
leben überhaupt erst ermöglichen. Rücksichtnahme 
' auf die anderen Kinder, Respekt vor der Andersartig- 
keit der anderen, Mitgefühl für die Leidenden und 
Schwachen, das sind Erziehungsziele, die in man- 
chen Bereichen in Vergessenheit geraten zu sein 
scheinen. 

Kindern bei alledem auch Grenzen aufzuzeigen ist 
eine Sache, die unverzichtbar ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Besonders wichtig ist wohl, daß wir unseren Kindern 
und Jugendlichen beibringen, wie man mit Enttäu- 
schungen, wie man mit Frust umgehen muß. Kinder 
müssen auch verlieren lernen. Sie müssen die innere 
Stärke erwerben, die sie in die Lage versetzt, auf Fru- 
stration nicht mit ungehemmter Aggression gegen- 
über anderen zu antworten. Sie müssen auch lernen, 
daß wirtschaftliche Güter nicht das Glück selbst, son- 
dern allenfalls Instrumente auf dem Weg zum Glück 
sein können. 

Die meisten Kinder und Jugendlichen bekommen 
genügend wertorientierte Erziehung, um jedenfalls 
nicht straffällig zu werden. Für viele trifft dies aber 
nicht zu. Sie schaffen uns und sich selbst die Pro- 
bleme, die wir jetzt beklagen. 

Die mangelnde Bereitschaft zur Erziehung in der 
Famüie ist ein Grund dieser Entwicklung, die wir eu- 
ropaweit beklagen. Sie mag auch damit zu tun ha- 
ben, daß viele Eltern mit der Erziehungsaufgabe 
schlicht überfordert sind. In keiner Schule wird ge- 
lehrt, wie zukünftige Eltern Kinder zu erziehen ha- 


ben. Unsere Gesellschaft geht vielmehr von der aber- (C) 
witzigen Fehleinschätzung aus, daß Eltern mit der 
Erlangung der Fortpflanzungsfähigkeit zugleich die 
Fähigkeit erwerben, Kinder zu erziehen. Dabei ist 
dies eine der verantwortungsvollsten und eine der 
schwierigsten Aufgaben überhaupt in unserer Ge- 
sellschaft. 

So kommt es nicht von ungefähr, daß viele Eltern 
die Erziehungsaufgabe dem Fernseher übertragen. 

Das wissen wir alle. Dennoch sind unsere Rundfunk- 
räte, Medienräte und Femsehräte noch lange nicht 
mutig genug, um dafür zu sorgen, daß unser Fernse- 
hen in seiner vielfältigen Ausprägung nicht unsere 
Kinder kaputtmacht. Ich mache keinen Hehl aus mei- 
ner festen Überzeugung: Unendlich viele Programme 
im Fernsehen fördern die Gewaltbereitschaft, statt 
unseren Kindern und Jugendlichen beizubringen, 
Konflikte gewaltfrei zu lösen. Der Held ist häufig der 
Gewalt anwend er und nicht derjenige, der Gewalt zu 
verhindern trachtet. 

Daß wir unseren Kindern solche Leitbilder millio- 
nenfach servieren, ist unverantwortlich und nicht 
hinnehmbar. Wer meint, daß Kinder und Jugendliche 
nach 23 Uhr nicht mehr fernsehen, und deshalb Ge- 
waltsendungen im Fernsehen ab dieser Zeit befür- 
wortet, verkennt, daß unsere Kinder oft besser als wir 
selber den Videorecorder timen und sich zu jeder Ta- 
geszeit Sendungen von ganz anderen Tageszeiten 
reinziehen können, Sendungen, denen sie nicht ge- 
wachsen sind. 

Ich will bei dieser Gelegenheit darauf verweisen, 
daß die Betreuung von Kindern und Jugendlichen in pj 
Freizeiteinrichtungen und in Vereinen, speziell im 
Bereich des Sports, durch Ehrenamtliche von un- 
schätzbarem Wert für die Kriminalitätsprophylaxe ist. 

Wir müssen die Menschen, die heute noch bereit 
sind, ohne Bezahlung und bisher in der Regel auch 
ohne öffentliche Anerkennung ihre Freizeit, ihr Geld 
und ihre Energie für unsere Kinder zur Verfügung zu 
stellen, fördern und dafür sorgen, daß sie die öffentli- 
che Anerkennung zumindest von uns Politikern tat- 
sächlich bekommen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Denn diese Ehrenamtlichen biegen oft vieles wieder 
gerade, was in der Famüie, im Kindergarten, in der 
Schule danebenging. 

Wir brauchen aber auch Psychologen und Sozialar- 
beiter in unseren Schulen, speziell in der Haupt- 
schule, die Fehlentwicklungen erkennen und die 
darauf reagieren können, die dafür sorgen, daß der 
Kontakt zwischen Schule und Elternhaus - soweit 
das noch existiert - hergestellt wird und daß Beob- 
achtungen in der Schule durch ein Verändern des 
Verhaltens zu Hause oder jedenfalls im Bereich au- 
ßerhalb der Schule umgesetzt werden. 

Ich möchte deutlich machen, daß Ganztagsschulen 
als Angebot außerordentlich wichtig wären. Denn 
die Zeit zwischen Schulschluß und der Zeit, zu der 
Eltern von der Arbeit zurückkommen, ist mit die ge- 
fährlichste für Kinder und Jugendliche. Insofern hier 
ein ganz klares Votum zugunsten dieses Angebots. 
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(A) Wir alle wissen: Was ein Häkchen werden will, 
krümmt sich schon beizeiten. Deswegen muß schon 
im Kindergarten sozial schädliches Verhalten er- 
kannt und dagegen angegangen werden. Lehrer, die 
ihren Auftrag nur in der Vermittlung von Fachwissen 
verstehen, verkennen ihre Aufgabe. Lehrer sind im- 
mer und überall Vorbilder, und sie müssen, wie ich 
betont habe, Werte vermitteln. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
der CDU/CSU - Norbert Geis [CDU/CSU]: 

Richtig!) 

Lassen Sie mich einen letzten Gedanken vortra- 
gen, der mir besonders am Herzen hegt. Wir wollen 
die Augen überhaupt nicht davor verschließen, daß 
Kinder aus ausländischen Familien eine erhöhte Kri- 
minalität aufweisen, aber auch und gerade Kinder 
von deutschen Aussiedlern. Warum? Weil beide 
Gruppen ähnliche Probleme haben. Die Kinder bei- 
der Gruppen werden, weil sie nicht so gut Deutsch 
können oder irgendwie anders zu sein scheinen als 
einheimische Kinder, oft ausgegrenzt. Das gilt es zu 
verhindern. Wer im Kindergarten, in der Schule und 
im sozialen Leben ausgegrenzt wird, wird sich dage- 
gen wehren. Ausgrenzung fördert Kriminalität. Des- 
wegen müssen wir mit aller Kraft genau hiergegen 
angehen. 

Ganz herzüchen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Redezeit 
war leider schon überschritten, Herr Kollege Krüger, 
als Sie sich gemeldet haben. Aber wenn Sie verspre- 
chen, es kurz zu machen, dann lasse ich Ihre Zwi- 
schenfrage noch zu. Bitte. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Er hat einen 
eigenen Redebeitrag!) 

Thomas Krüger (SPD): Herr Kollege Braun, teilen 
Sie denn die Ergebnisse wissenschaftlicher Untersu- 
chungen, daß in Deutschland lebende ausländische 
Kinder nicht kriminalitätsanfälliger sind als in 
Deutschland lebende deutsche Kinder? 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Ich be- 
dauere, diese Annahme nicht teilen zu können. Ich 
würde darüber gerne sehr präzise sprechen; ich habe 
allerdings jetzt keine Zeit mehr. Vielleicht gibt es 
aber außerhalb dieses Rahmens eine Möglichkeit da- 
für; denn dieses Thema treibt uns beide um. Ich 
wünschte, es wäre so, daß es keine Unterschiede 
gibt. Es ist aber leider nicht so. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Rosel Neuhäuser. 

Rosel Neuhäuser (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich denke, daß wir uns in diesem 
Hohen Hause über die Fraktionen hinweg einig sind, 
daß die Bedingungen, die Straftaten von Kindern 
und Jugendlichen befördern, nicht über die Erhö- 


hung des Strafmaßes oder die Herabsetzung des (C) 
Strafmündigkeitsalters allein zu beseitigen sind. 

Die Antwort auf die Große Anfrage der SPD-Bun- 
destagsfraktion zu Jugendstrafrecht und Präven- 
tionsstrategien belegt die wachsende Zahl von Straf- 
taten, die von Kindern und Jugendlichen begangen 
wurden. Gewaltige Steigerungen gab es in den Jah- 
ren von 1993 bis 1996, besonders auch - das ist be- 
dauerlich - in den neuen Bundesländern, auf die der 
Kollege Dr. Meyer schon eingegangen ist. 

Einbrüche, Ladendiebstähle, Handtaschenraub 
oder Gewalttaten beunruhigen die Bevölkerung. Es 
scheint, daß Kriminalität und Gewalt ein Problem der 
Jugend sind und daß sich vornehmlich Jugendliche 
als Gewalttäter und Kriminelle betätigen. Es wird 
übersehen, daß über 90 Prozent der jungen Men- 
schen eben nicht straffällig werden und neun von 
zehn Jugendlichen Gewalt gänzlich ablehnen. 

Aber in Zeiten wachsender Gewaltbereitschaft von 
Kindern und Jugendlichen und einer steigenden 
Zahl besonders von Aggressivitätsdelikten stellt sich 
für mich die Frage nach den Ursachen, und diese 
sind nicht nur unter Kindern und Jugendüchen, son- 
dern in unserer Gesellschaft selbst zu suchen. Lassen 
Sie mich stichwortartig einige markante Probleme 
benennen. 

Die Arbeitslosigkeit und die zunehmende Lang- 
zeitarbeitslosigkeit führt in vielen Familien in das 
Aus. Eine halbe Million junger Menschen im Alter 
von 18 bis 25 Jahren ist arbeitslos gemeldet; ein Vier- 
tel aller Arbeitslosen in der Bundesrepublik ist jünger 
als 30 Jahre; jedes zehnte Kind in der Bundesrepu- 
blik ist auf Sozialhilfeleistungen angewiesen; 50000 
Jugendliche sind obdachlos; jährlich wird die Zahl 
der Jugendüchen, die keinen Ausbüdungsplatz fin- 
den, größer; 7 Prozent aller deutschen und 21 Prozent 
aller ausländischen Jugendüchen verlassen die 
Schule ohne Abschluß; viele junge Menschen kön- 
nen im Elternhaus kaum Zuwendung und Verständ- 
nis für ihre Ängste erwarten. 

Meine Damen und Herren, ich könnte die Aufzäh- 
lung sicherlich fortsetzen; ich möchte es aber dabei 
belassen. 

Aber aü diese Probleme bergen in meinen Augen 
Gefahren für Jugendkriminaütät und -gewalt, vor al- 
len Dingen machen sie auch Wiederholungstaten 
wahrscheinüch. 

Vermeintüche Rezepte sind von der Bundesregie- 
rung und der Koaütion sehr schneU gefunden. Bezo- 
gen auf das Jugendstrafrecht bedeutet das unter an- 
derem, wie aus den Pressemitteüungen zu erkennen 
war, folgende Forderungen: höheres Strafmaß, Ein- 
schränkung von Strafverhängungen auf Bewährung, 
Erziehung in geschlossenen Heimen, verstärkte An- 
wendung von Untersuchungshaft, Jugendarrest und 
dem unheüvoüen Ungehorsamsarrest oder auch der 
Ruf nach mehr Poüzei. 

Als kinder- und jugendpoütische Sprecherin der 
Bundestagsgruppe der PDS möchte ich an dieser 
Stelle betonen, daß ein repressiver Gebrauch des 
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Rosel Neuhäuser 

(A) Strafrechts nicht die eigentlichen Ursachen von Ge- 
walt und Kriminalität beseitigt. 

(Beifall bei der PDS) 

Die Justiz darf nicht die Reparaturwerkstatt für Feh- 
ler der Gesellschaft sein. Vielmehr müssen im Mittel- 
punkt der Politik solche Maßnahmen stehen, die zur 
sozialen Integration beitragen, der Ausbreitung von 
Armut unter Kindern und Jugendlichen entgegen- 
wirken sowie die Kriminalisierung und Ausgrenzung 
von Kindern und Jugendlichen verhindern. 

Eine wichtige Frage für uns ist auch, daß wir uns 
mit der Frage der Existenzsicherung von Kindern be- 
schäftigen. Das heißt auch, Bedingungen für die 
Wahrnehmung der demokratischen Rechte von Kin- 
dern und Jugendlichen zu schaffen sowie ihre Chan- 
cen zur Selbstbestimmung zu erhöhen. 

Wenn die Gesellschaft bei Fragen der Jugendge- 
walt und Jugendkriminalität mit verantwortlich ist, 
dann muß der Bundesregierung und der Koalition 
spätestens in den Haushaltsdebatten, die ja in zwei 
Wochen anstehen, auffallen, daß sie eine Müchmäd- 
chenrechnung macht. Wer in allen Bereichen der Ju- 
gendarbeit rasant zu sparen versucht und zuläßt, daß 
sich die Bildungs- und Ausbüdungschancen der jun- 
gen Menschen laufend verringern, muß hinterher 
weitaus höhere Kosten bei der Bekämpfung der Fol- 
gen dieser Politik tragen. 

Auch die immer wieder gepriesenen Modellpro- 
jekte stellen aus meiner Sicht keine Lösung dar. Im 
Gegenteil: Die zum Beispiel in Thüringen eingerich- 
teten kriminalpräventiven Räte sind aus unserer 
Sicht nicht bürgernah genug, und die Mitsprache der 
Bürger wird nicht umgesetzt. Ein anderes Beispiel ist 
das AgaG -Programm. Es schafft für kurze Zeit Ab- 
hilfe, stigmatisiert die jungen Menschen, grenzt sie 
aus und entsolidarisiert. 

Wir können nicht zulassen, daß die Kinder- und Ju- 
gendpolitik der Bundesregierung nach wie vor eine 
Politik für Randgruppen ist, die in den Waigelschen 
Haushaltslöchem nahezu untergeht. Die kleinen An- 
hebungen bzw. geschickten Umverteilungen im 
Haushalt des Bundesministeriums für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend sind der erneute Versuch, 
falsche Schwerpunktsetzung und eine ganze Liste 
von Versäumnissen der Bundesregierung notdürftig 
zu kaschieren. Damit verkennt meiner Meinung 
nach die Bundesregierung und mit ihr auch die zu- 
ständige Ministerin zentrale Probleme des gesell- 
schaftlichen Wandels und ignoriert noch obendrein 
den dringenden Handlungsbedarf. 

Wir befinden uns offensichtlich in einem gesell- 
schaftlichen Klima, in dem die „Verwahrung" von 
Menschen auf Grund des Unvermögens, die Pro- 
bleme zu lösen, als Allheilmittel gesehen wird. 

Ich denke, daß die Jugendstrafe und deren Verbü- 
ßung im Strafvollzug das letzte Mittel bleiben muß. 
Nicht mehr, sondern weniger Strafrecht wird den be- 
sonderen Problemlagen und verschärften Integra- 
tionsproblemen junger Menschen gerecht. 

Eine präventive Jugend- und Sozialarbeit sowie 
die Schaffung eines ausländerfreundlichen, gewalt- 


freien Meinungsklimas müssen Zusammenkommen. (C) 
Auch hier haben wir noch einen immensen Nachhol- 
bedarf. 

Sorgen wir dafür, daß in jeder Stadt und in jeder 
Kommune - eben wurde schon auf die Haushaltslage 
der Kommunen eingegangen - für Kinder und Ju- 
gendliche ein entsprechendes Angebot an Freizeit- 
und Sporteinrichtungen, aber auch an entsprechen- 
den Beratungsstellen vorhanden ist. 

Im Bereich der Bildungspolitik - die ist ebenfalls 
schon angesprochen worden - ist es ganz wichtig, 
zum Beispiel über die Klassenstärken bzw. über das 
Lehrer-Schüler-Verhältnis neu nachzudenken. 

Meine Damen und Herren, Hüfe statt Strafe - das 
ist das vorrangige Gebot. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Für die Bundes- 
regierung erhält jetzt der Herr Bundesminister der 
Justiz, Edzard Schmidt- Jortzig, das Wort. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Daß wir hier eine Debatte führen - wenn auch bei 
relativ dürftiger Besetzung, jedenfalls quantitativ 
dürftiger Besetzung; 

(Ulrich Inner [FDP]: Sehr gute Differenzie- 
rung!) 

(D) 

qualitativ sind wir natürlich mindestens soviel wert 
wie ein gefülltes Plenum - über Jugendkriminalität, 
ihre Ursachen und Strategien zu ihrer Bekämpfung, 
ist wahrlich notwendig. Es läßt sich nun einmal über- 
haupt nicht bestreiten, daß die Jugendkriminalität 
seit 1989 kontinuierlich angewachsen ist. Die Delin- 
quenz von Kindern ist im übrigen stärker als die von 
Jugendlichen und die wiederum etwas mehr als die 
von Heranwachsenden angewachsen. Die Gruppe 
der sogenannten Jungerwachsenen, die Erwachse- 
nen zwischen 21 und 25 Jahren, weist in der Krimina- 
litätsstatistik deutlich niedrigere Werte auf. 

Insofern ist es wichtig, daß wir diesem Problem 
entschlossen begegnen. Deshalb werden in der Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
SPD-Fraktion Grundsätze für eine verantwortungs- 
volle und zielführende Kriminal- und Präventions- 
politik entwickelt. 

Besondere Sorgfalt in der Antwort der Bundesre- 
gierung wurde auf die gründliche Ursachenanalyse 
verwandt. Darauf haben sich die meisten der bisheri- 
gen Beiträge vorwiegend bezogen. Ohne eine solche 
gründliche Ursachenanalyse bleibt jedes Behand- 
lungskonzept wirkungslos. 

So wissen wir, daß die erheblichen sozialen und 
gesellschaftlichen Umbrüche in unserer Gesellschaft 
mitursächlich für die steigende Jugendkrimin alität 
sind. Ein Beispiel: Eine große Anzahl jugendlicher 
Aussiedler und Asylsuchender sieht sich mit einem 
völlig fremden Lebensumfeld konfrontiert; darauf ist 
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(A) schon hingewiesen worden, aber man kann es nicht 
oft genug sagen. Ein anderes Beispiel: Die tiefgrei- 
fenden gesellschaftlichen Veränderungen im Zuge 
der deutschen Einigung haben für viele Jugendliche 
in den neuen Ländern zu Verunsicherungen geführt. 
Auch strukturelle Schwierigkeiten wie Arbeitslosig- 
keit, Armut oder eine schwierige Wohnsituation kön- 
nen mitursächlich für Jugendkriminalität sein. 

Außerdem sind Kinder und Jugendliche zuneh- 
mend überfordert, wenn sie sich in unserer pluralisti- 
schen Gesellschaft, in der gemeinsame Grundwerte 
immer undeutlicher werden, eigenständig ihren Weg 
suchen müssen. All das ist in der Antwort der Bun- 
desregierung ausführlich dargelegt. Man kann ein- 
zelne Stellen in dieser Antwort nur noch mit unter- 
schiedlichen Akzenten versehen. 

Angesichts dieser Schwierigkeiten muß es primär 
darum gehen, erzieherische und soziale Maßnahmen 
zu ergreifen, um Jugendkrimin aütät zu bekämpfen 
und - das sage ich hier ausdrücklich - um Jugendkri- 
minalität vorzubeugen. Entwicklungshindernisse 
müssen ausgeräumt werden, indem beispielsweise 
Hilfe bei der Ausbildungs- und Arbeitsplatzsuche ge- 
leistet wird oder indem Programme gegen Gewalt in 
Schulen bzw. gegen Drogenmißbrauch durchgeführt 
werden. 

Ganz grundlegend ist freilich, die Jugendüchen 
wieder für die Werte und Normen zu sensibilisieren, 
die unsere Gesellschaft tragen. 

(Beifall der Abg. Maria Eichhorn [CDU/ 
CSU]) 

(B) 

Gefordert sind insoweit nicht nur die staatliche Ju- 
gendhüfe und andere staatliche Institutionen, son- 
dern auch Schulen, Kirchen, Vereine und natürlich 
und ganz zuvörderst Eltern und Familie. Denn was 
Eltern und Familie versäumen, können öffentliche 
Einrichtungen nur äußerst schwer - wenn überhaupt 

- auf holen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Kriminal- und Gewaltprävention ist eben nicht nur 
ein Auftrag an Polizei und Jugendhilfe, sondern eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, der wir uns mit al- 
len zur Verfügung stehenden Kräften stellen müssen. 
Immer wieder scheinen das diejenigen zu übersehen 

- ich sage das ganz deutlich -, denen als erste und 
laute Antwort auf die steigende Jugendkriminalität 
nur der Ruf nach einer Verschärfung des Jugend- 
strafrechts einfällt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD und des Abg. Volker Beck 
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das Jugendstrafrecht kann die präventiven Bemü- 
hungen nicht ersetzen, sondern nur ergänzen und 
unterstützen. In dieser Funktion freilich - das ist ein 
Unterschied zu Ihrer Position, Herr Kollege Beck - ist 
das Jugendstrafrecht durchaus von erheblicher Be- 
deutung; denn der Staat muß durch eine unverzügli- 
che, eine konsequente und eine verläßliche Reaktion 
auf jugendliche Delinquenz klarstellen, daß es in der 
Gesellschaft für alles selbstvergessene Tun Grenzen 


gibt, die nicht reaktionslos überschritten werden (C) 
können. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Ich glaube, Sie haben meiner 
Rede nicht zugehört!) 

- Doch, ich habe sie sehr deutlich gehört, aber dazu 
überhaupt nichts vernehmen können. 

Die entsprechenden rechtlichen Instrumentarien 
hierfür stehen zur Verfügung. Unser geltendes Ju- 
gendstrafrecht hält ebenso angemessene wie diffe- 
renzierte Reaktionsformen bereit. Wichtig ist aller- 
dings, daß das Jugendstrafrecht insoweit auch kon- 
sequent und schnell angewendet wird. Hier kann 
noch einiges verbessert werden. 

Insbesondere ist es dringend erforderlich, daß die 
Länder für eine sachliche und personelle Ausstattung 
der Jugendstaatsanwaltschaften und Gerichte sor- 
gen, die den gestiegenen Fallzahlen entspricht. Das, 
was uns das Gutachten des Professors Pfeifer für die 
entsprechende Situation in der Hansestadt Hamburg 
vorgelegt hat, kann jedenfalls nicht deutlich und ab- 
schreckend genug herausgekehrt werden. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: SPD-Regierung!) 

Dort blieb den Jugendstaatsanwälten quasi aus Not- 
wehr nichts anderes übrig, als bei schwindender Per- 
sonalzahl gegenüber den steigenden Fällen diese 
bürokratisch und durchgehend einzustellen. 

Auch ist das vereinfachte Verfahren in der Jugend- 
gerichtsbarkeit, das ein rasches Reagieren ermög- 
licht, noch viel stärker zu nutzen. ' 

Forderungen nach Verschärfung des Jugendstraf- 
rechts halte ich dagegen für wenig hilfreich. So wird 
die immer wieder zur Diskussion gestellte Herabset- 
zung des Strafmündigkeitsalters sicher nicht zu ei- 
nem Rückgang der Kinder- und Jugenddelinquenz 
führen. Ich bin sehr beglückt darüber, daß an diesem 
Punkt in der Debatte überhaupt gar keine Differenz 
zu bestehen scheint. 

Von Fachleuten aus der Kinder- und Jugendpsy- 
chologie hören wir, daß 12- und 13 jährige Kinder in 
ihrer Entwicklung zumeist noch nicht soweit sind, 
daß sie die strafrechtliche Verantwortung für ihre Ta- 
ten übernehmen können. Es ist in der Tat nicht das 
fehlende Unrechtsbewußtsein, sondern die fehlende 
Einsicht, dann danach zu handeln und sich gegen- 
über gegenläufigen Einflüssen damit durchzusetzen. 

In meinen Augen ist hier deshalb eher die Jugend- 
hilfe gefordert, aktiv zu werden und gerade auch de- 
linquente Kinder als ihre Klientel zu akzeptieren. 

Auch hier gilt freilich, daß diese Einrichtungen mit 
hinreichenden Ressourcen ausgestattet sein müssen. 
Unter Umständen - ich will das ganz vorsichtig an- 
merken - sind gesetzlich die Möglichkeiten zu ver- 
bessern, Erziehungshilfen gegen den Willen der El- 
tern anzuordnen; denn jeder, der sich mit den Fällen 
beschäftigt, weiß, daß Eltern aus falsch verstandener 
Rücksicht, aus Verkennung der Situation ihres 
Sprößlings, aber vor allen Dingen auch gegenüber 
dem sozialen Druck der Nachbarschaft häufig ihre 
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(A) Mitwirkung nicht in dem Maße liefern, wie es erfor- 
derlich wäre. 

Wenig förderlich scheint mir die Forderung zu 
sein, auf Heranwachsende regelmäßig das Erwach- 
senenstrafrecht anzuwenden. Auch das will ich hier 
deutlich sagen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Das jugendgerichtliche Reaktionspotential hat sich 
nach allen Ergebnissen der Rückfallforschung ge- 
genüber dem Erwachsenenstrafrecht als präventiv 
überlegen erwiesen. Ohnehin können - darauf ha- 
ben viele schon hingewiesen - auch harte Strafen, 
zum Teil in der Praxis durchaus härter wirkende Stra- 
fen als im Erwachsenenstrafrecht, also immerhin bis 
zu zehn Jahren Freiheitsentzug nach dem geltenden 
Jugendstrafrecht verhängt werden. Ich will deutüch 
sagen, daß ich die Idee, die Herr Kollege von Klae- 
den hier vorgetragen hat, für bedenkenswert halte. 

Das Jugendstrafrecht ist also keineswegs milder 
und wirkungsloser als das Erwachsenenstrafrecht. Im 
Gegenteil: Es ist das flexiblere und das präventiv 
bessere Recht. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollege Geis? 

( ß ) Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Ja. 

Norbert Geis (CDU/CSU): Herr Minister, halten Sie 
es bei aller Wertschätzung des Jugendstrafrechtes, 
worin wir uns gar nicht unterscheiden, nicht doch für 
problematisch, wenn jemand mit 19 oder 20 Jahren 
nach dem Jugendstrafrecht verurteilt wird, dann für 
zehn Jahre im Jugendstrafvollzug ist und längst Er- 
wachsener ist? 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Es wird ja gottlob - denn dies gebietet die Un- 
abhängigkeit des Richters und die vorhegende 
Spanne der Vorschriften im Jugendstrafrecht - auf 
das jeweilige Befinden des Einzelfalles durch den 
verantwortungsvollen Richter ankommen, ob er in ei- 
ner solchen Situation jemanden mit 18 Jahren und 
11 Monaten oder mit 20 Jahren und 11 Monaten 
möglicherweise noch zu zehn Jahren Jugendstrafe 
verurteilt oder in solchen Fällen das Erwachsenen- 
strafrecht anwendet. Es stimmt ja nicht - auch darauf 
ist hingewiesen worden -, daß das Jugendstrafrecht 
eo ipso in den Fällen der Delinquenz bei Heranwach- 
senden angewendet wird. Deswegen spielt bei der 
Erwägung, die Sie in Ihrer Frage ansprechen, für den 
verantwortungsvollen Richter natürlich eine Rolle, 
wie er das Verhalten, das er' nun aburteilen soll, be- 
wertet. Es ist es in der Tat, wie ich finde, überlegens- 
wert, daß man einen 20jährigen nicht zehn Jahre in 
die Jugens träfe schickt. Also wäre in solchen Fällen 


die Reaktion vielleicht eine Erwachsenenstrafe von (C) 
drei Jahren. 

Meine Damen und Herren, ich will zum Schluß 
kommen. Die Bekämpfung der Jugendkriminalität ist 
jedenfalls nach meiner festen Überzeugung eine ge- 
sellschaftspolitische Aufgabe ersten Ranges - dies 
betone ich ausdrücklich -, die weit über strafrechtli- 
che Bezüge hinausgeht. Insoweit kann ich hier nur 
davor warnen, Ad-hoc-Ergebnisse erzwingen zu wol- 
len, indem wir uns in einen vordergründigen Geset- 
zesaktionismus stürzen. Weder die Ursachen noch 
die Symptome der Jugendkriminalität lassen sich da- 
durch wirksam bekämpfen. 

Es kommt vielmehr darauf an, die Diskussion über 
wirksame Kriminal- und Präventionsstrategien 

sachlich und unaufgeregt zu führen, Praxisdefizite zu 
beseitigen und auf eine verläßliche und konsequente 
Anwendung des geltenden Jugendstrafrechts hinzu- 
wirken. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt spricht der 
Abgeordnete Thomas Krüger. 

Thomas Krüger (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Beantwortung der Großen 
Anfrage unserer Fraktion durch die Bundesregierung 
hat eine Vielzahl von sehr hilfreichen Fakten hier auf 
den Tisch gelegt. Auf dieser Basis läßt sich kompe- 
tenter als bisher arbeiten und argumentieren. pj 

Unklar bleibt jedoch die Strategie der Bundesre- 
gierung. Bei ausführlicher Lektüre ist festzustellen, 
daß sowohl die Präferenz eher repressiver Ansätze 
als auch die Präferenz eher präventiver Ansätze un- 
abgestimmt ineinandergreifen. Das hat offenbar da- 
mit zu tun - Herr Meyer hat das schon angeprochen -, 
daß sich die einzelnen Ressorts der Bundesregierung 
nach wie vor in der Sache nicht einig sind. Das 
Grundproblem der Argumentation in dieser Thema- 
tik ist, daß hier von den verschiedenen Ressorts kein 
übergreifendes Konzept entwickelt wird, sondern je- 
der für sich versucht, Ansätze zu entwickeln sowie zu 
argumentieren und diese Dinge dann unabgestimmt 
ablaufen. Das führt dazu, daß in dieser Frage der 
Blick für das Ganze verlorengeht. Ich komme darauf 
gleich noch zu sprechen. 

Der rapide Anstieg der Kinder- und Jugendkrimi- 
nalität kann und darf nicht hingenommen werden. 

Das will ich an dieser Stelle deutlich betonen. Aller- 
dings brauchen wir in unserer Gesellschaft verbindli- 
che Regeln des Zusammenlebens. Diese müssen Kin- 
dern und Jugendlichen glaubhaft - das ist das Ent- 
scheidende - vermittelt werden. Denn es ist wohl un- 
bestritten, daß die Kinder- und Jugendkriminalität 
ein gehöriges Maß an gesellschaftlichen Ursachen 
mit im Marschgepäck trägt. Wer Kinder und Jugend- 
liche auf die Grenzen ihres Handelns hinweist, der 
muß sich natürlich fragen lassen, was er bereit ist, für 
ihre Lebensperspektiven zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Hier liegt der Hund begraben. Die Generation der 
Erwachsenen ist in unserem Land dabei, die morali- 
sche Autorität erzieherischen Handelns gegenüber 
den Heranwachsenden zu verspielen. Der Generatio- 
nenvertrag ist durch die individuellen Bedürfnisse 
der Erwachsenen fast schon entwertet worden. Wir 
haben ja den Satz von Herrn Braun gehört: „Kinder 
müssen auch verlieren lernen. " Kinder sind die Ver- 
lierer unserer Gesellschaft, meine Damen und Her- 
ren. Das muß an dieser Stelle doch deutlich unterstri- 
chen werden. 

(BeifaU bei der SPD - Norbert Geis [CDU/ 

CSU]: Das hat er doch ganz anders 

gemeint! Außerdem stimmt es nicht, was 
Sie sagen!) 

Die Realität ist bekannt: 1,5 Millionen Kinder sind 
in Deutschland direkt oder indirekt von Sozialhilfe 
abhängig, die Kinderarmut nimmt vor aUem bei kin- 
derreichen Familien und Einelt emfamüien drama- 
tisch zu. Die Situation der Schulen ist alles andere als 
ermutigend; dies muß auch an die Adresse der Län- 
der und Kommunen gerichtet werden. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Und wir haben 
zu viele Scheidungen!) 

Allerorten fehlen Ausbildungsplätze, und die Lang- 
zeitarbeitslosigkeit Jugendlicher gehört zu den be- 
ängstigenden Wachstumsfaktoren in unserer Gesell- 
schaft. 

(BeifaU bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das ist die Wahrheit. 

(B) Die Situation der Jugendlichen in unserer Gesell- 
schaft muß in diesem Kontext diskutiert werden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Burkhard 
Hirsch) 

Die Politik der Bundesregierung hat diese Ergebnisse 
maßgeblich mitzuverantworten. Sie unternimmt 
eben keine Anstrengungen für die nächste Genera- 
tion, sie zementiert Stillstand und Besitzstandswah- 
rung. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Denken Sie an 
Schröder in Niedersachsen?) 

So wird Deutschland mehr und mehr zur Flaschen- 
halsgesellschaft für die heranwachsende Generation. 
Chancen und Perspektiven gehen für junge Leute 
verloren. Wer über Kinder- und Jugendkriminalität 
redet, muß deshalb auch über diese Politik reden. 

Herr Schmidt-Jortzig, Sie haben recht, wenn Sie 
das schnelle und populistische Zugreifen auf das Ju- 
gendstrafrecht zurückweisen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Auf das Erwach- 
senenstrafrecht, hat er gesagt!) 

Da greife ich die Positionen auf, die Herr Braun hier 
vertreten hat. Aber die Versäumnisse bei der Fami- 
lienpolitik, der Wirtschaftspolitik und der Sozialpoli- 
tik müssen hier auch auf den Tisch. Ansonsten be- 
kommen wir das Thema überhaupt nicht vernünftig 
in den Griff. 

(Beifall bei der SPD) 


Wir brauchen erstens eine Besserstellung einkom- (C) 
mensschwacher Familien durch einen gerechten Fa- 
milienlastenausgleich, zweitens mehr Ausbildungs- 
plätze, unterstützt durch geeignete Instrumente wie 
etwa die differenzierte Umlagefinanzierung, drittens 
den Abbau der Jugendarbeitslosigkeit durch zu- 
kunftsträchtige Arbeitsplätze, was eine vernünftige 
Wirtschafts- und Technologiepolitik erfordert. Sie 
alle wissen, daß in den zukunftsträchtigen Arbeits- 
märkten junge Leute besondere Chancen hätten; 
aber da liegen auch die Versäumnisse. Viertens ist in 
diesem Zusammenhang auf die UN-Kinderrechte- 
konvention hinzuweisen, die die Bundesregierung 
unterzeichnet hat. In Art. 12 dieser Konvention steht, 
daß mehr Beteiligung bei Entscheidungsprozessen 
und die direkte und indirekte Übernahme von Ver- 
antwortung durch Kinder und Jugendliche realisiert 
werden müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möchte jetzt einige Ausführungen zu dem Be- 
reich der präventiven Arbeit machen und verdeutli- 
chen, daß im Bereich der Jugendhilfe in den letzten 
Jahren eine wirküche Professionalisierung der Arbeit 
stattgefunden hat. Im Unterschied zu vielen Kritikern 
bin ich der Meinung, daß das AgAG- Programm in 
den neuen Bundesländern durchaus hilfreich und 
praktisch gewesen ist, und zwar nicht bloß als aktio- 
nistisches Programm, das unmittelbar auf die damali- 
gen Ausfälle in Rostock-Lichtenhagen und Hoyers- 
werda reagierte. Vielmehr haben in der Praxis die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in diesen Pro- 
jekten gearbeitet haben, innovative neue Ansätze 
entwickelt, allen voran den sogenannten integrativen (D) 
Ansatz. In den neuen Bundesländern hat man nicht 
mehr die Kategorisierung in verschiedenste Felder 
der Jugendhilfe. Dort muß man die Arbeit ganz an- 
ders organisieren, und dort werden unter Rückgriff 
auf Erziehungshilfen, auf Jugendarbeit und auf die 
Arbeit mit straffälligen Jugendlichen sogenannte Hil- 
femixe zusammengestellt. Das wird zielgruppenspe- 
zifisch, also von der Klientel her, unternommen und 
nicht in einer Mentalität, die besagt, daß in der Ju- 
gendhilfe alles so weitergehen müsse wie bisher. Ich 
halte das für sehr innovativ. 

Frau Ministerin, es wäre sehr sinnvoll, wenn man 
in der Bundesregierung einmal darüber nachdenkt, 
ob nicht die bundesweite Ausweitung eines solchen 
Programmes unter dem Gesichtspunkt auch der Ver- 
zahnung mit Fortbildung und Weiterbildung in den 
nächsten Jahren unternommen werden kann; denn 
die Präventionsarbeit gehört für meine Begriffe auch 
in den Kinder- und Jugendplan hinein. Man kann 
nicht nur über Kinder- und Jugendkriminalität reden, 
man muß auch praktisch etwas tun. Dazu haben Sie, 

Frau Nolte, durch eine entsprechend innovative Aus- 
gestaltung des Kinder- und Jugendplanes Gelegen- 
heit. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Der zweite Punkt ist der Bereich der Kinder- und 
Jugendkulturarbeit, der in unserem Land leider 
noch immer völlig unterschätzt wird. 

(Otto Schily [SPD]: Sehr wahr!) 
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(A) Die Kinder- und Jugendkulturarbeit kann ein Schlüs- 
sel bei der Bekämpfung von Kinder- und Jugendkri- 
minalität werden, weil hier nicht an den Schwächen 
der Jugendlichen, sondern an ihren Stärken, an ih- 
rem Selbstbewußtsein und an ihrer Eigenverantwor- 
tung angesetzt wird. Leider ist diese Arbeit nach wie 
vor unterfinanziert. Frau Nolte, auch hier haben Sie 
Gelegenheit, Maßstäbe zu setzen und den Ländern 
und Kommunen ein bißchen Mut zu machen. Sie ha- 
ben ja im Kinder- und Jugendplan einen Ansatz für 
Kinder- und Jugendkulturarbeit und auch für die 
kulturelle Bildung. 

Wir wollen deshalb anregen, in diesem Zusam- 
menhang über ein weiteres Thema nachzudenken. 
Es gibt bei der Kinder- und Jugendarbeit mittlerweile 
Projekte, die sehr interessante Schnittstellen zu den 
neuen arbeitsmarktrelevanten Bereichen in der Kul- 
turwirtschaft, in der Medienwirtschaft und in Dienst- 
leistungsbranchen haben. Wenn man es schafft, die 
Kinder- und Jugendkulturarbeit auch unter diesen 
Gesichtspunkten zu verstärken, dann haben junge 
Leute, die die Kulturarbeit nicht als Hobby betreiben, 
sondern mit professionellen Ansprüchen, ganz an- 
dere Perspektiven, auf die neuen Arbeitsmärkte zu 
gelangen. Ich finde, eine solche Jugendhilfearbeit, 
eine Kinder- und Jugendkulturarbeit, ist auch mit 
dem Blick auf den Arbeitsmarkt zu diskutieren. 

Ich habe schon ganz kurz den Bereich der Fort- 
und Weiterbildung angesprochen. Die Fort- und 
Weiterbildung, die Qualifizierung und Professionali- 
sierung des Personals im Bereich der Jugendhilfe ist 
einer der Schlüsselfaktoren. Hier müssen wir sowohl 

(B) über die Jugendministerkonferenz Anstöße an Län- 
der und Kommunen geben als auch mit entsprechen- 
den Modellen und guten Beispielen vorangehen. 
Fort- und Weiterbildung hat nun einmal unter dem 
Gesichtspunkt des lebenslangen Lernens damit zu 
tun, Maßstäbe zu setzen und diese Arbeit, die sich 
wirklich sehr differenziert und sehr gut entwickelt 
hat, weiter zu unterstützen. 

Frau Ministerin, Sie könnten einen weiteren Punkt 
ins Gespräch bringen: Im Bereich des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes gibt es durch die zunehmenden 
Rechtsansprüche auf Erziehungshilfen und auf Kin- 
dergartenplätze einen immer enger werdenden 
Spielraum für die Jugendarbeit; und auch dies ist 
nach dem KJHG Pflichtaufgabe. Die Haushalte der 
Länder und Kommunen aber werden durch die 
Rechtsansprüche quasi immer enger. Man muß mei- 
nes Erachtens darauf reagieren, indem man Anstöße 
gibt, zum Beispiel durch die Festlegung von Mindest- 
quoten für den Bereich der Jugendarbeit in den Aus- 
führungsgesetzen der Länder. Aber diese Diskussio- 
nen müssen Sie führen, Frau Nolte. Sie können sich 
nicht einfach zurücklehnen und sagen: Dafür sind 
die Länder und Kommunen zuständig. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Außerdem: Im Bereich der Arbeit mit straffälligen 
Jugendlichen ist die Sekundär- und Tertiärpräven- 
tion hilfreich und sinnvoll. Sie stellt ein besonders er- 
folgreiches Feld der Jugendhilfe dar. Das ist unbe- 
stritten, bei Fachleuten und auch bei Ihnen. Wenn 
man in den Ländern und Kommunen nachfragt, er- 


fährt man immer wieder, daß dies eine sehr sinnvolle (C) 
und erfolgreiche Arbeit ist. Da müssen Maßstäbe ge- 
setzt werden und Verstärkungen der Initiativen in 
den Ländern und Kommunen stattfinden. 


Ich möchte abschließend darauf hinweisen, meine 
Damen und Herren, daß wir durch die Differenzie- 
rung bei den Erziehungshilfen - es gibt nicht nur die 
stationären Angebote, sondern auch eine Vielzahl 
von ambulanten und teilstationären Angeboten - 
eine Flexibilisierung haben und diese Mittel der Er- 
ziehungshilfen, mit Jugendarbeit und mit der Infra- 
struktur im Sportbereich kombiniert, einen wirklich 
innovativen Ansatz darstellen können, um etwas ge- 
gen Kinder- und Jugendkriminalität zu tun, Perspek- 
tiven für Kinder und Jugendliche zu schaffen. 

Ich bin sehr gespannt, Frau Ministerin, was Sie uns 
nachher erzählen werden, welche Perspektiven Sie 
auf zeigen und welche Auswege Sie uns weisen. In 
der Bundesregierung darf nicht weiter Stillstand 
herrschen. Kindern und Jugendlichen müssen Per- 
spektiven gegeben werden. 

Ich erwarte von Ihnen, Frau Ministerin, daß Sie 
sich in dieser Frage auch einmal kontrovers ins Zeug 
legen und nicht nur über die Gefahren des Internet 
räsonieren und uns eine skandalisierte Kinder- und 
Jugendwelt vorführen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Keine überzogenen 
Erwartungen!) 

Vielen Dank. 


(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Abgeordneten Maria Eichhorn das Wort. 


P) 


Maria Eichhorn (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Schüler prügeln 
sich, eine Lehrerin geht dazwischen und trennt die 
Kampfhähne - eine selbstverständliche Reaktion der 
Pädagogin, ein Fall, der häufig in der Schule vor- 
kommt? Nicht ganz; denn dieser Fall, der in meiner 
Heimat großes Aufsehen erregt hat, hatte noch ein 
Nachspiel: Die Lehrerin mußte Schadenersatz zah- 
len, weü sie von den Eltern des Schlägers angezeigt 
wurde. Dies war Anlaß für eine Gesprächsrunde, zu 
der auch ich geladen war. 

Es ist Tatsache, daß die Gewalt nicht nur in Schu- 
len, sondern in unserer Gesellschaft insgesamt zuge- 
nommen hat. Es ist aber auch Tatsache, daß wir oft 
nicht recht wissen, wie wir damit umzugehen haben. 

Die Zunahme von Jugendkriminalität betrifft mei- 
stens Kleinkriminalität. Auch ist sie oft eine vorüber- 
gehende Erscheinung und betrifft nur einen kleinen 
Teil der Jugend. Allerdings ist der überproportionale 
Zuwachs im Bereich der Gewaltkriminaiität besorg- 
niserregend, und diesen müssen wir sehr ernst neh- 
men. 

Kriminalität entwickelt sich nicht von heute auf 
morgen. Um sie einzudämmen, müssen wir die Hin- 
tergründe und Ursachen der Gewaltbereitschaft Her- 
anwachsender, die äußerst vielschichtig sind, ge- 
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(A) nauer hinterfragen. Es geht um individuelle Faktoren 
wie zum Beispiel ein gestörtes Selbstwertgefühl, ver- 
schiedene familiäre Faktoren oder gesellschaftliche 
Hintergründe. 

Hierzu gehört sicher auch, daß junge Menschen 
Angst um ihre Zukunft haben, wenn sie zum Beispiel 
keinen Ausbildungsplatz finden. Die Armutsdiskus- 
sion, die heute immer wieder angeführt wurde, kann 
auf Mißstände hinweisen, aber die stellvertretende 
Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Jugendhilfe, 
die davon etwas versteht, sagt, daß sie keine Erklä- 
rung für Gewalt und Jugendkriminalität ist. Es ist 
also zwar eine Erklärungsmöglichkeit, aber man 
kann nicht sagen, daß es die alleinige Ursache ist. 

Wir alle wissen, daß die ersten Lebensjahre ein 
Kind für das ganze Leben prägen. Werden die Wei- 
chen falsch gestellt, kann sich dies auf die Entwick- 
lung der jungen Menschen sehr negativ aus wirken. 
In der Wissenschaft wird darauf hingewiesen, daß 
alle extremen Erziehungshaltungen und Erziehungs- 
stile ge waltf ordernd sein können. Eine extrem autori- 
täre Erziehung behindert die Entwicklung von Kin- 
dern genauso wie eine extrem überbehütende. Wenn 
Eltern und Erzieher aus Bequemlichkeit, aus Angst 
vor der Auseinandersetzung oder aus Unsicherheit 
keine Grenzen setzen, lernen Kinder und Jugendli- 
che auch nicht, damit umzugehen. Kinder müssen 
wissen: Bis hierher und nicht weiter! 

Ein Teil der Straftäter kommt aus zerrütteten Fami- 
lien. Die Scheidung der Eltern kann vielerlei Pro- 
bleme für Kinder mit sich bringen, die sie oft nicht 
verarbeiten können. Kinder aus gestörten Familien- 
^ Verhältnissen neigen oft dazu, ihre Sehnsucht nach 
emotionaler Zuwendung, nach Geborgenheit, nach 
Anerkennung in der Gruppe zu suchen, und geraten 
dabei mitunter in schlechte Gesellschaft. 

Unbestritten ist der Einfluß der Medien. Die heu- 
tige Medienszene ist in vielen Bereichen eine Szene 
der Gewalt. 

(Thomas Krüger [SPD]: Das war die Politik 
der Bundesregierung!) 

Das beginnt mit dem Kult der Gewalt in bestimmten 
Bereichen der Hardrock-Musik. Der intensivste Ge- 
waltkonsum Heranwachsender findet jedoch über 
das Fernsehen oder über das Videogerät statt. 

(Thomas Krüger [SPD]: Die Thesen sind 
aber sehr umstritten!) 

In einer Studie der Universität Regensburg wird fest- 
gestellt, daß 75 Prozent jugendlicher Straffälliger in- 
dizierte Horrorvideoware konsumiert haben. 

Wir müssen uns auch fragen, ob Werteveränderun- 
gen in unserer Gesellschaft und Defizite bei der Ver- 
mittlung gesellschaftlicher Werte nicht zur Orientie- 
rungslosigkeit junger Menschen beitragen. Orientie- 
rungslosigkeit oder oft auch Langeweile, weil man 
nicht gelernt hat, Freizeit sinnvoll zu gestalten, kön- 
nen zu Aggression und Gewalt, aber auch zu Flucht 
in Drogen und Alkohol führen. 

Wer in der Familie, im Fernsehen, in der Gesell- 
schaft erlebt und sieht, daß Rücksichtslosigkeit und 


Gewalt wirksame Mittel der Durchsetzung eigener (C) 
Interessen sind und daß sich die Einhaltung von Re- 
geln nicht lohnt, wird dadurch in seiner Verhaltens- 
motivation sicher massiv beeinflußt. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Andererseits werden die Bindungen an die Fami- 
lie, an Nachbarschaften, an Vereine, Verbände oder 
Parteien immer geringer. Bindungslosigkeit, soziale 
Benachteiligung und Ausgrenzung trifft besonders 
junge Menschen, die in anderen Ländern unter an- 
deren kulturellen Bedingungen aufgewachsen sind 
und sich nun in Deutschland zurechtfinden müssen. 

Meine Damen und Herren, um die Gewalt von Kin- 
dern und Jugendlichen einzudämmen, müssen wir 
vorrangig auf Prävention setzen. Eine werte- und 
bindungsorientierte Erziehung im Elternhaus muß im 
Vordergrund stehen. Wertevermittlung muß im tägli- 
chen Leben, im alltäglichen Miteinander geleistet 
werden. Wenn sich Kinder von Anfang an an ihren 
Eltern orientieren und sich auf sie verlassen können, 

(Thomas Krüger [SPD]: Das ist witzig! Die 
Eltern sind wieder schuld!) 

entwickeln sie Selbstvertrauen und Vertrauen zur 
Gemeinschaft. 

Familien müssen in unserer Gesellschaft aber auch 
wieder den richtigen Stellenwert erhalten. 

(Thomas Krüger [SPD]: Dann tun Sie etwas 

dafür! Sie sind an der Regierung! - Dr. Edith 
Niehuis [SPD]: Arbeit brauchen sie!) 

(D) 

Sie haben sich als die tragfähigste Form des Zusam- 
menlebens erwiesen. Kinderfreundlichkeit in unse- 
rer Gesellschaft muß wieder zur Selbstverständlich- 
keit werden. Wie wollen sich Kinder emstgenommen 
fühlen, wie wollen wir sie zur Toleranz erziehen, 
wenn Erwachsene nicht in der Lage sind, Kinderlärm 
zu ertragen? 

(Rosel Neuhäuser [PDS]: Also müssen wir 
bei den Erwachsenen anfangen!) 

Ein familienfreundliches Umfeld und eine familien- 
freundlichere Bauweise können Aggressionen und 
damit Gewalt verhindern. Denn Kinder müssen sich 
austoben können. 

Wichtig ist ebenso das Angebot einer aktiven Frei- 
zeitgestaltung, das von jungen Menschen auch ge- 
nutzt wird. Wenn Kommunen Jugendtreffs und spe- 
zielle Angebote der offenen Jugendarbeit einrichten, 
ist dies der richtige Weg. 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Warum 
sagen Sie nichts zu Ausbildungsplätzen?) 

Eine Antwort auf die besondere Belastung von Kin- 
dern, wenn sich Eltern scheiden lassen, haben wir 
durch das neue Kindschaftrecht gegeben. Es ermög- 
licht das gemeinsame Sorgerecht und verbesserte 
Umgangsrechte und kann so den Schaden der Tren- 
nung der Eltern abmüdern. 

(Thomas Krüger [SPD]: Gewalt in der Erzie- 
hung bleibt aber!) 
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Auch in der Schule müssen Kinder ihre Grenzen 
und ihre Verantwortlichkeit für eigenes Verhalten er- 
fahren. Die Schule muß wieder stärker die Aufgabe 
übernehmen, Werte zu vermitteln. Junge Menschen 
müssen lernen, daß sie Rechte, aber auch Pflichten 
haben. Wir müssen ihnen jedoch insbesondere das 
Gefühl vermitteln, daß wir sie brauchen, daß wir sie 
haben wollen und daß sie in unserem Gemeinwesen 
eine Chance haben. 

Um die negativen Einflüsse der Medien auf Kinder 
und Jugendliche einzudämmen, ist es mir wichtig, 
die Medienkompetenz zu stärken, zum Beispiel über 
das Fach Medienkunde. Die Einrichtung eines Ju- 
gendschutzbeauftragten im IuKDG, das wir verab- 
schiedet haben, vorzusehen war sicher ein richtiger 
Schritt. 

Die Anstrengungen der Bundesregierung, für ein 
ausreichendes Angebot an Ausbildungsplätzen zu 
sorgen, sind für die Perspektive von Jugendlichen 
besonders wichtig. Dazu gehört unser Maßnahmen- 
paket, mit dem wir im Rahmen des „Programms für 
mehr Wachstum und Beschäftigung" mehr Arbeits- 
plätze schaffen wollen. 

(Rosel Neuhäuser [PDS]: Dadurch ist kein 
Ausbildungsplatz geschaffen worden!) 

Wir müssen ebenfalls die Maßnahmen zur Integra- 
tion junger Ausländer und Aussiedler fortsetzen. Es 
gibt dazu ermutigende Projekte, die sich gut bewährt 
haben, wie das Förderprogramm „Integration junger 
Ausländer". 

Die Verharmlosung von Drogen ist nicht die rich- 
tige Antwort auf die Drogenkriminalität. Wichtig ist 
vielmehr die Einschränkung der Drogennachfrage 
durch Prävention, durch ausreichende Hilfen für Ab- 
hängige und durch eine entschlossene Bekämpfung 
der Dealerkriminalität. 

Meine Damen und Herren, der Staat muß alles tun, 
um Familien zu unterstützen. Das Kinder- und Ju- 
gendhilfegesetz trägt dazu bei, Eltern bei ihrer Erzie- 
hungsaufgabe und Kindern und Jugendlichen zu 
helfen. 

Bei straffällig gewordenen Kindern und Jugendli- 
chen ist mir wichtig, daß ihnen die Folge ihres Tuns 
vor Augen geführt und sie durch eigene Leistungen 
zur Wiedergutmachung des Schadens verpflichtet 
werden. Neben solchen Maßnahmen kann auch 
Strafe ein Mittel der Erziehung sein. Alle Fachleute 
sind sich darin einig, daß eine erzieherische Wirkung 
jedoch nur dann erreicht wird, wenn eine rasche Ver- 
urteilung mit unmittelbar folgender Strafe erwartet 
werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wird eine Straftat erst nach Monaten geahndet, hat 
der Jugendliche bis dahin jegliches Unrechtsbewußt- 
sein verloren. Deswegen ist eine enge Zusammenar- 
beit zwischen Polizei, Justiz und Jugendhilfe erfor- 
derlich. 

(Thomas Krüger [SPD]: Das brauchen Sie 
nicht zu fordern! Das passiert!) 


Bei einer Anhörung, die die Koalition im August (C) 
durchgeführt hat, hat sich gezeigt, daß die bestehen- 
den Gesetze ausreichen. Sie müssen jedoch konse- 
quent angewendet werden. Eine Herabsetzung des 
Strafmündigkeitsalters würde uns nicht weiterhelfen. 

Gezeigt hat sich in der Anhörung jedoch auch, daß 
eine bessere Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe 
und Jugendgerichtsbarkeit notwendig ist. 

(Thomas Krüger [SPD]: Ach, wer hat Ihnen 
denn das aufgeschrieben?) 

Es ist aber auch über eine Einweisung in geschlos- 
sene Heime nachzudenken. Wer glaubt, daß es sich 
bei gut geführten geschlossenen Heimen um ver- 
kappte Jugendgefängnisse handelt, irrt. Sie sind eine 
letzte Möglichkeit, jungen Menschen, die es bisher 
nicht geschafft haben, im Leben zurechtzukommen, 
zu helfen. Pädagogen und Psychologen bemühen 
sich darum, bei einem Heimaufenthalt den Weg zu- 
rück in die Selbständigkeit für ein eigenverantwortli- 
ches Leben zu ebnen. 

(Thomas Krüger [SPD]: Das ist nicht Auf- 
gabe der Jugendhilfe!) 

Die Jugend ist das wichtigste Kapital unserer Ge- 
sellschaft. Es ist Aufgabe von Familie, Staat und 
Schule, die Entwicklung von Kindern und Jugendli- 
chen zu fördern. Dies ist die beste Möglichkeit, Kri- 
minalität zu bekämpfen. 

(BeifaH bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 

Thomas Krüger [SPD]: Das war ein unbe- 
friedigender Beitrag!) 


Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort der Abgeordneten Ute Vogt. 


Ute Vogt (Pforzheim) (SPD): Liebe KoUegin Eich- 
horn, Ihre Betroffenheit über den VerfaU der Werte in 
aUen Ehren, aber denken Sie nicht auch, daß es ge- 
rade die Verantwortung der Politik ist, die Werte 
prägt? Schauen wir uns an, wer in den vergangenen 
15 Jahren regiert hat. Welche Ergebnisse hat die so- 
genannte geistig-moralische Wende? Jugendliche 
wurden dazu gedrängt, in eine Ellenbogengesell- 
schaft zu gehen, sich vor allem darum zu kümmern, 
schnell durch die Schule zu kommen, schnell fertig 
zu werden, sich um nichts weiter zu kümmern, um 
wenigstens eine Chance zu haben, in dieser Gesell- 
schaft auch wieder einen Platz zu finden. Das alles 
führt nicht dazu, ein gewisses Wertebewußtsein zu 
entwickeln. 

Ich bin schon erschüttert, daß Sie die Vermittlung 
von Werten den Familien, den Lehrerinnen und Leh- 
rern, öffentlichen Einrichtungen aller Art aufdrük- 
ken, aber keine einzige Silbe dazu gesagt haben, 
welche Verantwortung die Politik gerade auch in der 
Vorbildfunktion zur Vermittlung von Werten hat. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 
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In der Antwort der Bundesregierung heißt es: 

Die vorbeugende Verbrechensbekämpfung . . . 
hat für die Bundesregierung einen hohen Stellen- 
wert. 

(Otto Schily [SPD]: Wie schön!) 

Diese Antwort ist ja ganz nett, aber ich möchte es 
gern mit der täglichen Praxis dieser Politik verglei- 
chen, weil nämlich Worte und Taten deutlich ausein- 
anderklaffen. 

Wir haben die Arbeitslosigkeit mit als Hauptursa- 
che für Jugendkriminaht ät erkannt. Auch dies geht 
aus der Antwort Ihrer Bundesregierung hervor. Aber 
es gibt keine Taten, um den jungen Leuten zu Aus- 
bildungsplätzen zu verhelfen. Sie appellieren an die 
Unternehmerinnen und Unternehmer, aber Sie ma- 
chen nicht konsequent Gesetzentwürfe und stimmen 
auch nicht dem Gesetzentwurf der SPD zu, der klar 
festlegt: Unternehmerinnen und Unternehmer kön- 
nen auch gezwungen werden, Ausbildungsplätze zu 
schaffen. - Statt dessen belassen Sie es bei Appellen 
und hoffen, daß Jugendliche irgendwann zufällig Un- 
terkommen. 

In der Antwort der Bundesregierung heißt es wei- 
ter, „daß der aktuelle Anstieg nicht auf ein vermeint- 
lich zu mildes strafrechtliches Vorgehen zurückge- 
führt werden kann". Auch diese Einschätzung teilen 
wir. Nur, ich bin Innenpolitikerin. Von Kollegen Ihrer 
Fraktion im Innenausschuß höre ich ganz andere 
Töne. Was dort vertreten wird, ist alles andere als ein 
erzieherischer Ansatz bei Jugendkriminalität, son- 
dern ist der Ruf nach härteren Strafen, zum Beispiel 
auch nach Senkung des Strafmündigkeitsalters. 

In der Antwort stellt die Bundesregierung weiter- 
hin fest, daß Familien eine große Bedeutung für Halt 
und Orientierung der Jugendlichen haben. Auch da 
geben wir Ihnen gern recht, Sie haben es ja auch ent- 
sprechend ausgeführt, aber Sie sind noch nicht ein- 
mal in der Lage und bereit, Familien dann auch die 
notwendige ganz konkrete Unterstützung zu geben. 
Das fängt beim angemessenen Kindergeld an und 
hört bei der Entlastung von Familien im steuerlichen 
Bereich auf. 

Ich denke, die Bundesregierung würde gut daran 
tun, damit aufzuhören, die Familie hochzuhalten und 
in der Ideologie zu loben, aber es dann in der Praxis 
einfach an konkreten Hilfen fehlen zu lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der gravierende Unterschied zwischen den Wor- 
ten, die hier fallen, die in der Antwort zu lesen sind, 
die auch von Ihnen vorgetragen wurden, und den Ta- 
ten der konkreten Politik ist es, was die Bürgerinnen 
und Bürger verdrossen macht, aber auf junge Leute 
eine ganz besondere Wirkung hat. Es geht auch um 
die Glaubwürdigkeit der Politik und um die Vorbild- 
funktion. 

Zunehmende Gewaltbereitschaft bei Jugendlichen 
hat sicher mit fehlender Orientierung zu tun. Aber 
durch eine Politik, die so redet und völlig anders han- 


delt, kann eine solche Orientierung auf keinen Fall (C) 
gegeben werden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Die zunehmende Gewaltbereitschaft bei Jugendli- 
chen ist nicht nur ein Problem von jugendlichen Tä- 
tern, sondern auch ein Problem von jugendlichen 
Opfern. Deshalb ist es enorm wichtig, daß wir uns an- 
strengen, eine Jugendarbeit in Gang zu bringen, die 
junge Menschen stark macht. Nicht belehrende Bro- 
schüren sind die richtige Antwort, sondern konkrete 
Unterstützung bei Modellprojekten ist erforderlich, 
wo Jugendüche lernen, selbstbewußt zu sein, ihre 
Meinung zu sagen, wo sie auch ernst genommen 
werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Rosel Neuhäuser 
[PDS]: Und mitbestimmen, was passiert!) 

Es reicht nicht, Programme erst dann aufzustellen, 
wenn irgendwo ein Krawall passiert ist. Wenn etwas 
vorgefallen ist, schickt man schnell die Sozialarbeiter 
vor Ort. Sinnvoll ist es, das Kind zu retten, bevor es in 
den Brunnen fällt, weil man es sonst vielleicht gar 
nicht mehr herausholen kann. 

Ich möchte jetzt noch einen speziellen Punkt an- 
sprechen, nämlich die jungen Aussiedlerinnen und 
Aussiedler, die ja häufiger eine Rolle gespielt haben. 

In der Antwort der Bundesregierung heißt es: 

Die Gefahr, durch . . . Arbeitslosigkeit, relative Ar- 
mut und soziale Isolation dauerhaft in eine gesell- 
schaftliche Außenseiterrolle zu geraten, ist für ei- ^ 
nen Teil, insbesondere der zuletzt zugewander- 
ten jungen Aussiedler, gestiegen. 

Die Erkenntnis stimmt, aber unseren Antrag, den 
Garantiefonds zu erhöhen, Integrationshilfen zu stei- 
gern, verstärkten Sprachunterricht zu geben, haben 
Sie im Innenausschuß bei den Haushaltsberatungen 
abgelehnt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Weil die Debatte relativ friedlich verlief und man 
zumindest bei den ersten Rednern darauf hoffen 
kann, daß bei dem Thema noch eine gewisse Bewe- 
gung möglich ist, möchte ich ein letztes Zitat aus der 
Antwort der Bundesregierung bemühen: 

Es ist besser, Straftaten zu verhüten, als sie verfol- 
gen zu müssen. Deshalb erscheint es notwendig, 
verstärkte Aktivitäten einer junge Menschen in- 
tegrierenden und der Delinquenz vorbeugenden 
Gesellschaftspolitik zu unternehmen. 

Einmal davon abgesehen, daß dies eine sehr ju- 
gend- und insgesamt bevölkerungsunfreundliche 
Formulierung ist, ist das genau der Ansatzpunkt, den 
auch wir verfolgen. Wir sagen allerdings nicht nur 
„Es erscheint uns notwendig", sondern „Es ist not- 
wendig". 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn sich die Koalitionsfraktionen diese Antwort der 
Bundesregierung zu eigen machen, dann dürfte es 
keine Probleme damit geben, daß Sie dem Entschlie- 
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(A) ßungsantrag der SPD-Fraktion, der in die Ausschüsse 
zur Beratung überwiesen wird, unverändert zustim- 
men. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Rosel 
Neuhäuser [PDS]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe nun 
das Wort der Bunde sministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, Claudia Nolte. 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend: Herr Präsident! Liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen! Lieber Herr Krüger, was ich 
wirklich nicht will, ist, ein skandalisiertes Büd von 
unserer Jugend zu zeichnen - im Gegenteü. Wenn 
Sie mich kennen, stellen Sie fest: Ich breche eine 
Lanze für unsere Jugend. Denn ich finde es nicht 
richtig, daß wir von den wenigen, die kriminell wer- 
den, Rückschlüsse auf die gesamte Jugend ziehen, 
und diese dann stigmatisieren. Das ist einfach nicht 
richtig. 

(Beifaü bei der CDU/CSU) 

Ich fand es übrigens wenig hilfreich, daß kurz vor 
der Wahl plötzhch große Töne gespuckt und ur- 
sprünglich eherne Grundsätze über den Haufen ge- 
worfen werden. 

(Ute Vogt [Pforzheim] [SPD]: Sie hätten die 
Anfrage ja früher beantworten können! - 
Thomas Krüger [SPD]: Jahrelang haben Sie 
sie nicht beantwortet!) 

Ich bin heilfroh, daß Sie für dieses Schauspiel, das ei- 
nige SPD -Größen vor der Hamburg- Wahl geliefert 
haben, von den Wählern die richtige Quittung be- 
kommen haben. 

(Beifaü bei der CDU/CSU) 

Denn Stammtischparolen und Hauruckmethoden 
können nicht unsere Devise sein. 

(Otto Schüy [SPD]: Sie müssen mal Ihre 
eigenen Reden nachlesen, Frau Nolte! - 
Thomas Krüger [SPD]: Haben Sie mal mit 
Oie gesprochen?) 

Die leisten der Bekämpfung von Kinder- und Ju- 
genddelinquenz einen Bärendienst. Wir müssen 
gründlich analysieren - das haben wir bei der Bear- 
beitung der Großen Anfrage getan - und daraus rich- 
tige Schlußfolgerungen ziehen. 

In vielen Fragen sind wir gar nicht so weit ausein- 
ander. Es gehört leider zu den Fakten, daß die An- 
zahl tatverdächtiger Jugendlicher angestiegen ist. 
Die Mehrzahl der Straftaten Jugendlicher - das kann 
man aus der Art der Straftaten ablesen - ist eher als 
ein Probierverhalten oder als Mutprobe, zum Beispiel 
Ladendiebstahl, Wandschmierereien, Raufereien, 
Schwarzfahren, zu kennzeichnen. Man kann davon 
ausgehen, daß sie eher episodenhaften Charakter 
haben und sich nicht verfestigen. Trotzdem nehme 
ich auch solche Straftaten sehr ernst. Besorgniserre- 


gend ist zudem der überproportionale Zuwachs im (C) 
Bereich der Gewaltkriminalität. 

Nun gibt es natürlich unterschiedliche Interpreta- 
tionen und Wertungen: Woher kommt dies? Was sind 
die Ursachen? Warum steigt in letzter Zeit die Delin- 
quenz in besonderer Weise an? Einigkeit besteht in 
einem Punkt: Es gibt nicht das Schema, das für aüe 
jüngeren Täter gleichermaßen güt. Dafür sind ihre 
Lebensläufe und Hintergründe zu verschieden. Das 
kann für uns nur heißen: Wenn es nicht d i e Ursache 
für Kinder- und Jugenddeünquenz gibt, dann gibt es 
auch nicht die eine Maßnahme und die eine Antwort 
zur Lösung des Problems. 

Deshalb, Herr Krüger - auch da muß ich Sie ent- 
täuschen -, bin ich mir mit dem Justizminister eigent- 
lich einig. 

(Thomas Krüger [SPD]: Und mit dem Innen- 
minister?) 

- Auch mit dem Innenminister! 

(Thomas Krüger [SPD]: Da hören wir aber 
etwas ganz anderes!) 

Wir sind uns einig: Es geht nicht um Entweder-Oder; 
vielmehr brauchen wir Prävention und Repression. 

(Thomas Krüger [SPD]: Richtig! Das sieht 
Herr Kanther aber anders!) 

Beispielsweise muß - das kann gar keine Frage sein, 

Sie haben das ja hier selber mehrfach gesagt - eine 
schneüe und konsequente Strafverfolgung erfolgen. 

Je länger die Zeitspanne zwischen Tat und Konse- P) 
quenz ist, um so geringer ist die Wirkung, die die 
Strafe hat. 

(Beifaü bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es ist gar keine Frage: Wir müssen Sorge dafür tra- 
gen, daß das Risiko, bei einer Tat erwischt zu wer- 
den, entsprechend hoch ist. Das scheint mir die 
Hauptaufgabe von Justiz und Poüzei zu sein. Wir 
brauchen deshalb überhaupt nicht über Gesetzesän- 
derungen zu reden. Wir brauchen vielmehr Änderun- 
gen in der Praxis. Hier muß entsprechend gehandelt 
und reagiert werden. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mir ist wichtig, daß wir eine breite Palette von 
Sanktionsmöglichkeiten haben, um im EinzelfaU 
adäquat reagieren zu können. Gerade weü wir es in 
der Mehrzahl nicht mit verfestigten Kriminaütätskar- 
rieren zu tun haben, scheinen mir Konzepte wie Kon- 
frontation mit der Tat oder mit dem Opfer, Verpflich- 
tung zur Wiedergutmachung und auch Heranzie- 
hung zu gemeinschaftüchen Arbeitsleistungen nach 
wie vor gute Ansätze zu sein, die positive Auswir- 
kungen haben. 

Es ist aber auch richtig - und dazu stehe ich -, im 
Einzelfall zu entscheiden, ob man bei einem jungen 
Heranwachsenden nach dem Jugend- oder nach 
dem Erwachsenenstrafrecht urteüt. Allein die Tatsa- 
che, daß ein Heranwachsender eine Straftat began- 
gen hat, ist noch kein Indiz für Unreife. Die soü - so 
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(A) will es der Gesetzgeber - im Einzelfall nachgewiesen 
werden. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: So ist es!) 

Auf der anderen Seite - das möchte ich genauso 
deutlich sagen - halte ich überhaupt nichts von den 
Vorschlägen, das Strafmündigkeitsalter herabzuset- 
zen; 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

denn das ist keine adäquate Reaktion. Für die betrof- 
fenen Kinder verfehlen Maßnahmen nach dem Ju- 
gendstrafrecht, die über das hinausgehen, was das 
Kinder- und Jugendhilfegesetz ermöglicht, vollkom- 
men ihr sozialpädagogisches Ziel. 

Ich halte es in der Tat für problematisch, daß neu- 
erdings wieder häufiger die geschlossene Unterbrin- 
gung als Rezept gegen Kinderkriminalität gefordert 
wird. Das, was dazu gesagt worden ist, ist richtig. Wir 
haben als Ultima ratio der Kinder- und Jugendhilfe 
auch heute noch die geschlossene Unterbringung. 
Sie ist aber ein pädagogisches Instrument und nicht 
eine andere Form von Haftstrafe oder Sicherungsver- 
wahrung. So sollte das auch bleiben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Krüger? 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend: Selbstverständlich. Wie 
kann man Herrn Krüger etwas ausschlagen? 

(B) 

Thomas Krüger (SPD): Vielen Dank. - Frau Mi- 
nisterin, ich habe eine Frage, die sich auf die von Ih- 
nen eben angesprochenen unter 14 Jahre alten straf- 
fälligen Kinder bezieht. Sie schlagen vor, daß man 
keine Absenkung des Strafmündigkeitsalters vor- 
nehmen soll. Aus der Beantwortung der Großen An- 
frage geht aber hervor, daß - das stellt man auch fest, 
wenn man mit Vertretern der Kommunen redet und 
die dortigen Statistiken zur Kenntnis nimmt - eine 
nicht unwesentliche Anzahl von Kindern straffällig 
wird, und das serienweise. 

Was sind Ihrer Meinung nach die Konzepte im Um- 
gang mit diesen unter 14 Jahre alten Kindern und Ju- 
gendlichen, die nach Verübung der Straftat und 
nachdem sie erwischt worden sind, oftmals eher zu 
Hause sind als die Polizei? Es macht keinen Sinn, 
wenn das Kind, das straffällig geworden ist, dem 
Polizisten sehr schnell wieder bei der Verübung einer 
neuen Straftat begegnet, wieder erwischt wird, und 
wieder passiert nichts. Was schlagen Sie dazu aus 
dem Jugendhilfebereich vor? Wie unterstützen Sie 
da entsprechende Ansätze? 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend: Ich denke, es geht gar nicht 
anders, als die Mittel des Kinder- und Jugendhilfe- 
rechts zu nutzen. Inwieweit kann man der betreffen- 
den Familie und damit auch dem Kind erzieherische 
Hilfestellung geben? Man muß mit diesem Kind so- 
zialpädagogisch sehr intensiv arbeiten. Wenn Sie es 


an eine Justizanstalt übergeben - das wäre der ein- (C) 
zige Weg, der über andere erzieherische Maßnah- 
men hinausgehen würde; es geht dann praktisch um 
Festsetzung -, lernen diese Kinder auf kriminellem 
Gebiet eher dazu. Dann haben Sie im Zweifel nach- 
her genauso einen Serientäter. 

(Thomas Krüger [SPD]: Das wäre doch 
etwas für eine Untersuchung bzw. ein 
Modellprojekt in dem Bereich!) 

- Herr Krüger, in der Praxis passiert da doch schon 
wesentlich mehr. 

(Thomas Krüger [SPD]: Hilflosigkeit passiert 
da! - Norbert Geis [CDU/CSU]: Was 
machen wir denn mit verwahrlosten Kin- 
dern?) 

- Ich denke, daß da inzwischen mehr passiert als nur 
Hilflosigkeit. 

Das leitet über zu einem anderen Aspekt. Wir sind 
uns auch darüber einig, daß ausschließlich Verschär- 
fung oder Verbesserung bei der Strafverfolgung und 
beim Strafvollzug nicht ausreichen. Es ist in der Dis- 
kussion schon sehr deutlich geworden, daß vor dem 
Hintergrund veränderter Sozialisationsbedingungen 

- Stichwort: „neue Miterzieher ", also Medien, 
Gleichaltrigengruppen - Erziehung und gesellschaft- 
liche Integration von Kindern und Jugendlichen in 
einer sich pluralisierenden und individualisierenden 
Gesellschaft objektiv schwieriger werden. 

Junge Menschen brauchen aber eine Erziehung. 

Sie brauchen Eltern als Vorbilder. Sie müssen Mög- 
lichkeiten und Chancen, aber auch Grenzen, die sie 
in der Gesellschaft haben, aufgezeigt bekommen. El- 
tern, Schule, Kinder- und Jugendhilfe, Kirchen, 
Wohlfahrtsverbände, Medien, Politik - Frau Vogt, ich 
nehme Sie da gern mit ins Boot - müssen ihre Verant- 
wortung gemeinsam wahrnehmen. 

Was mir häufig übersehen zu werden scheint, ist 
der Bedeutungszuwachs von Gleichaltrigengruppen. 

Wir haben es mit einer zunehmenden Verstädterung, 
mit einer räumlichen Absonderung sozialer Problem- 
gruppen, einer Ausgrenzung ethnisch dominierter 
Wohnbezirke mit den damit verbundenen Konflikten 
zu tun. Das hat dazu geführt, daß wir in einigen Be- 
reichen sehr ausgeprägte Jugendmilieus, Cliquen 
und in Extremfällen Streetgangs mit hoher kriminel- 
ler Energie haben. 

Dazu kommt die gesonderte Betrachtung für die 
neuen Bundesländer, in denen sich im Vergleich zur 
alten Bundesrepublik Deutschland viele Prozesse in 
beschleunigtem Tempo vollzogen haben. Dort ist in 
einer Art Zeitraffer vieles nachgeholt worden, was 
von jungen Menschen natürlich als enormer sozialer 
Umbruch empfunden worden ist. Ein Teil der Jugend 
fühlt sich davon überfordert und kann darauf nicht 
adäquat reagieren. 

Deshalb ist es mir wichtig, deutlich zu machen, daß 
hierfür eine allein am Einzelfall aus gerichtete indivi- 
dualpädagogische Jugendhilfe keine adäquate Hilfe 
sein kann. Hier brauchen wir neue Wege, neue Kon- 
zepte. Für mich ist dabei immer das Wichtigste, Straf- 
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(A) taten von vornherein zu verhindern. Also geht es für 
mich in diesem Bereich letztendlich um Prävention. 

Allerdings sind diese erzieherischen und sozialen 
Antworten sowohl wegen der erforderlichen Breite 
als auch wegen der Qualität der notwendigen Maß- 
nahmen nicht leicht. Wir können bei solchen auf Er- 
ziehung angelegten Maßnahmen nicht mit kurzfristi- 
gen Erfolgen rechnen. Sie brauchen Zeit, und natür- 
lich kosten sie Geld. Sie kosten viel Geld. Aber ich 
wiederhole: Wir sollten lieber dort Geld ausgeben; 
denn wenn wir es nicht tun, werden wir es später an 
anderen Stellen sehr viel teurer bezahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Thomas Krüger [SPD]) 

Für eine gezielte Auseinandersetzung mit Kinder- 
und Jugenddelinquenz sowohl im Bereich der primä- 
ren als auch im Bereich der tertiären Prävention ste- 
hen rechtliche Regelungen und fachliche sozialpäd- 
agogische Instrumente zur Verfügung. Hier ist insbe- 
sondere das 1990 reformierte Kinder- und Jugendhil- 
fegesetz zu nennen, das nicht ausschließlich die Kri- 
minalprävention, sondern die Förderung von Kindern 
und Jugendlichen zum Ziel hat. Dort, wo ihm diese 
gut gelingt, wirkt es mittelbar auch kriminalpräven- 
tiv. 

Die Chancen der Jugendhilfe, der Kinder- und Ju- 
genddelinquenz entgegenzuwirken, hängen davon 
ab, ob es geüngt, das Leistungsniveau auch in finan- 
ziell schwierigen Zeiten zu sichern und 

(Thomas Krüger [SPD]: Was tun Sie denn?) 

das pädagogische Instrumentarium im Sinne der De- 
linquenzvorbeugung fortzuentwickeln und gezielter 
einzusetzen. Es geht nicht immer nur um Geldaus- 
weitung, sondern eben auch um eine gezielte Einset- 
zung. 

Dazu gehört für mich ganz elementar, daß wir zu 
einer wesentlich verbesserten und wirkungsvolleren 
Zusammenarbeit von Polizei, Justiz, Schule, Jugend- 
hilfe und anderen Stellen vor Ort kommen. Dort sind 
noch viele Reserven vorhanden. Dort, wo diese Zu- 
sammenarbeit stattfindet, erzielt man gute Ergeb- 
nisse. 

Ich kann nur sagen, Herr Krüger: Wir in der Bun- 
desregierung sind sehr bemüht, die Länder und 
Kommunen bei ihrer originären Aufgabe zu unter- 
stützen. Sie tragen nun einmal die Hauptverantwor- 
tung. Das können wir auch nicht so einfach außer 
Kraft setzen, nur weil wir es gern wollen oder weil 
die Kommunen im Moment kein Geld haben. 

(Zuruf von der SPD: Herr Waigel setzt das 
außer Kraft!) 

Die meisten Ihrer Forderungen in Ihrem Antrag - 
lesen Sie noch einmal nach - richten sich nun einmal 
eindeutig an die Länder und Kommunen. 

(Thomas Krüger [SPD]: Das stimmt nicht!) 


Da Ihre Partei häufig in der Länderverantwortung (C) 
steht, müßte es vor Ort eigentlich relativ gut ausse- 
hen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir haben in der Vergangenheit eine Reihe von 
Forschungs-, Informations- und Modellmaßnahmen 
durchgeführt. Ich möchte das Aktionsprogramm ge- 
gen Aggression und Gewalt erwähnen. Ich bin 
dankbar, daß Sie die positive Wirkung hervorgeho- 
ben haben; denn es hat in der Tat zukunftsweisende 
Ergebnisse gebracht und sich sehr bewährt. Ich habe 
Ihnen vor kurzem die Veröffentüchung zugeschickt. 

Nun muß man sagen: Es hat sich gezeigt, daß die 
dort gewählten Ansätze richtig sind, Herr Krüger. 

Das heißt, der Beweis ist erbracht worden. Die Im- 
pulsgebung, die Aufgabe der Bundesregierung ist, 
ist erfolgt. Jetzt liegt es an den Ländern und Kommu- 
nen, das in die Praxis zu überführen und aufzuneh- 
men. 

Wir haben zudem ein Forschungsvorhaben beim 
Deutschen Jugendinstitut in Auftrag gegeben, um 
die Ursachen und Hintergründe für die besorgniser- 
regende Entwicklung bei den minderjährigen straf - 
unmündigen Kindern genauer zu erkunden und um 
von dort Handlungsansätze zu erhalten. Das zielt auf 
Ihre ursprüngliche Frage. 

(Thomas Krüger [SPD]: Dazu gibt es ganze 
Bibliotheken!) 

Ich verspreche mir von diesem Forschungsvorhaben 
in der Tat neue Erkenntnisse. (D) 

Sie haben gefragt: Was tun Sie, haben Sie etwas 
Neues entdeckt? Nun, das zielt genau darauf ab. Sie 
sagten: Dazu brauchen wir ein Projekt. Ich finde, wir 
brauchen dazu erst einmal gute Kenntnisse und Vor- 
schläge, wie so etwas aussehen könnte. Das ist also 
in Angriff genommen worden. 

(Thomas Krüger [SPD]: Bei der Forschung 
gibt es doch keinen Bedarf, aber in der 
Praxis!) 

- Doch, in diesem Bereich schon; denn dazu, welche 
Wege wirklich bei strafunmündigen Kindern helfen, 
brauchen wir in der Tat noch mehr fundierte Kennt- 
nisse, die Handlungsansätze aufzeigen. Wir haben 
nicht nur nach Hintergründen zu fragen, sondern 
daraus auch Konzepte zu entwickeln. Es kann natür- 
lich sein, daß sich daraus auch ein Projekt entwickelt. 

(Jörg Tauss [SPD]: Gehen Sie einmal in eine 
Bibliothek und beschäftigen Sie sich mit 
Fachliteratur, dann haben wir viel gewon- 
nen!) 

Mir ist es in diesem Zusammenhang wichtig, noch 
einmal zu betonen, daß wir zwischen episodenhafter 
Delinquenz und krimineller Karriere unterscheiden 
müssen. Gerade bei Erstauffälligen gilt es, an dieser 
Wegscheide sehr viel genauer danach zu schauen, in 
welcher Form ein besonderer Beratungs- und Hilfe- 
bedarf besteht. Dann kann man Jugendhilfe sehr viel 
konkreter und gezielter einsetzen. 
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Dazu haben wir in Thüringen, Mecklenburg-Vor- 
pommern und Berlin entsprechende Modellpro- 
gramme auf den Weg gebracht. Dort werden neue 
Konzepte erprobt. Mein Haus übernimmt die fachli- 
che Begleitung dafür. 

Ein drittes Beispiel für die Dinge, die die Bundesre- 
gierung an diesen Brennpunkten in Angriff genom- 
men hat, ist, daß wir das Deutsche Jugendinstitut be- 
auftragt haben, eine zentrale Arbeitsstelle für Kinder- 
und Jugendkriminalprävention einzurichten. Sie hat 
die Aufgabe übernommen, alle in diesem Bereich 
durchgeführten Maßnahmen zu evaluieren, zu sich- 
ten und auf die Qualität und auf das, was dabei her- 
ausgekommen ist, zu prüfen, um sie einem breiten 
Nutzerkreis zur Verfügung zu stellen. Dies ist auch 
die Forderung der Kommunen. Wir wollen das Rad 
nicht immer neu erfinden; wir wollen vielmehr auch 
schauen, was andere vor uns gemacht haben, und 
zwar erfolgreich gemacht haben. So haben wir jetzt 
in Deutschland eine bundeszentrale Anlaufstelle und 
einen zentralen fachlichen Ansprechpartner für Fra- 
gen der Kinder- und Jugenddeünquenz, insbeson- 
dere für Fragen der präventiven sozialpädagogischen 
Handlungsmöglichkeiten in der Kinder- und Jugend- 
hilfe. 

Lieber Herr Krüger, lassen Sie mich anmerken: Ihr 
Antrag dazu kommt viel zu spät. Das, was Sie for- 
dern, haben wir schon vor einem Jahr angedacht. Ich 
denke, daß sich die Maßnahmen, die wir in Angriff 
genommen haben, sehr wohl der Herausforderung 
von Kinder- und Jugendkriminalität stellen und sich 
bewähren. 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: „Ange- 
dacht" reicht aber nicht!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 

Jörg Tauss [SPD]: „Angedacht" ist ein 
hoher Anspruch!) 

- Es ist in Kraft gesetzt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit schließe 
ich die Aussprache. Es ist beantragt worden, den 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 13/8972 federführend an den Ausschuß 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie zur 
Mitberatung an den Rechts- und den Innenausschuß 
zu überweisen. Sind Sie damit einverstanden? - Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlage 
auf Drucksache 13/8968 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. Sind Sie 
auch damit einverstanden? - Ich sehe und höre kei- 
nen Widerspruch. Dann ist auch diese Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 21 a bis 21 s auf: 

Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 


zes zur weiteren Fortentwicklung des Fi- (C) 
nanzplatzes Deutschland 

(Drittes Finanzmarktförderungsgesetz) 

- Drucksache 13/8933- 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Übereinkommen vom 17. März 
1992 über die grenzüberschreitenden Aus- 
wirkungen von Industrieunfällen 

-Drucksache 13/8710- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Umwandlungs- 
gesetzes 

-Drucksache 13/8808- 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Abkommen vom 9. November 
1996 zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung 
des Staates Katar über den Luftverkehr 

-Drucksache 13/8816- 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 

Finanzausschuß 

e) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Abkommen vom 28. April 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Finnland über Soziale 
Sicherheit 

-Drucksache 13/8817- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Gesundheit 

f) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zu dem Abkommen vom 4. Okto- 
ber 1995 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich 
über Soziale Sicherheit 

- Drucksache 13/8818- 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Gesundheit 

g) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Übereinkommen Nr. 176 der In- 
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(A) ternationalen Arbeitsorganisation vom 

22. Juni 1995 über den Arbeitsschutz in 
Bergwerken 

-Drucksache 13/8819- 

Überweisungs Vorschlag : 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

h) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Protokoll vom 20. Dezember 
1994 über den Beitritt des Fürstentums Mo- 
naco zum Übereinkommen zum Schutze 
der Alpen (Beitrittsprotokoll zur Alpen- 
konvention) 

- Drucksache 13/8825 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit (federführend) 

Sportausschuß 

Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

i) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Abkommen vom 14. Juni 1996 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Staat Katar über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapital- 
anlagen 

-Drucksache 13/8826- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 

j) Erste Beratung des von der Bundesregie- 

( ß ) rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 

zes zu dem Vertrag vom 14. Mai 1996 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Venezuela über die För- 
derung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen 

- Drucksache 13/8827 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 

k) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Vertrag vom 21. März 1996 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Ecuador über die Förde- 
rung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen 

-Drucksache 13/8828- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 

l) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Vertrag vom 25. Juni 1996 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und Rumänien über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapital- 
anlagen 

-Drucksache 13/8829- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 


m) Erste Beratung des von der Bundesregie- (C) 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Abkommen vom 10. Juli 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Indien über die Förde- 
rung und den Schutz von Kapitalanlagen 

-Drucksache 13/8830- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 

n) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Vertrag vom 21. September 
1995 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Föderativen Republik 
Brasilien über die Förderung und den ge- 
genseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

- Drucksache 13/8831 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 

o) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Vertrag vom 6. Mai 1996 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Nicaragua über die För- 
derung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen 

-Drucksache 13/8832- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 

p) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Ge- (D) 

setzes zu dem Vertrag vom 30. April 1996 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Kuba über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapital- 
anlagen 

-Drucksache 13/8834- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 

q) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes über die Feststellung des Wirt- 
schaftsplans des ERP-Sondervermögens 
für das Jahr 1998 (ERP- Wirtschaftsplange- 
setz 1998) 

-Drucksache 13/8833- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit 

Haushaltsausschuß 

r) Beratung des Antrags des Bundesministeri- 
ums der Finanzen 

Veräußerung einer Teilfläche der ehema- 
ligen US-Ferris-Kaserne in Erlangen an 
die TLG Treuhandliegenschaftsgesellschaft 
mbH bzw. die Stadt Erlangen 

-Drucksache 13/8754- 

Überweisungsvors chlag : 

Haushaltsausschuß 
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Vizepräsi dent Dr. Burkhard Hirsch 

(A) s) Beratung der Unterrichtung durch die Bun- 

desregierung 

Bericht der Bundesregierung über die ge- 
setzliche Rentenversicherung, insbesonde- 
re über die Entwicklung der Einnahmen 
und Ausgaben, der Schwankungsreserve 
sowie des jeweils erforderlichen Beitrags- 
satzes in den künftigen 15 Kalenderjahren 
gemäß § 154 SGB VI (Rentenversiche- 
rungsbericht 1997) 

Gutachten des Sozialbeirats zu den mittel- 
und langfristigen Vorausberechnungen 
des Rentenversicherungsberichtes 1997 

-Drucksache 13/8300- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuß 

Es handelt sich um Überweisungen ohne Debatte. 
Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Sind Sie damit einverstanden? - Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann sind auch 
diese Überweisungen so beschlossen. 

Wir kommen nun zur Behandlung einer Reihe von 
Punkten, zu denen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Tagesordnungspunkt 22 a: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 

(B) wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
7. April 1994 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung der Republik Polen über die Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes 

-Drucksache 13/7556- 
(Erste Beratung 175. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit (16. Ausschuß) 

- Drucksache 13/8743- 

B erichterstattung : 

Abgeordnete Kurt-Dieter Grill 
Wolfgang Behrendt 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Dr. Rainer Ortleb 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit empfiehlt auf Drucksache 13/8743, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol- 
len, sich zu erheben. - Gegenprobe! - Stimmenthal- 


16. September 1996 zum Abkommen vom (C) 
13. Juli 1978 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Argentinien 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen 

-Drucksache 13/7618- 

(Erste Beratung 178. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz- 
ausschusses (7. Ausschuß) 

- Drucksache 13/8771 - 

B erichterstattung: 

Abgeordneter Reiner Krziskewitz 

Der Finanzausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/ 
8771, den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim- 
men wollen, sich zu erheben. - Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß der Gesetz- 
entwurf mit allen Stimmen des Hauses angenommen 
worden ist. 

Tagesordnungspunkt 22 c: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 
13. Juni 1994 zu dem Übereinkommen von 
1979 über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverunreinigung betreffend die weitere 
Verringerung von Schwefelemissionen 

-Drucksache 13/7557- D 

(Erste Beratung 175. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit (16. Ausschuß) 

-Drucksache 13/8766- 
Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Renate Hellwig 
Klaus Lennartz 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Dr. Rainer Ortleb 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit empfiehlt auf der Drucksache 13/8766, 
den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. Ich 
bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen 
wollen, sich zu erheben. - Die Gegenprobe! - Stimm- 
enthaltungen? - Ich stelle fest, daß der Gesetzent- 
wurf mit den Stimmen des Hauses bei Stimmenthal- 
tung der Gruppe der PDS angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 22 d: 


tungen? - Ich stelle fest, daß der Gesetzentwurf mit 
den Stimmen des Hauses bei Stimmenthaltung der 
Gruppe der PDS angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 22 b: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 


Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zu der in Genf 
am 19. März 1991 Unterzeichneten Fassung 
des Internationalen Übereinkommens zum 
Schutz von Pflanzenzüchtungen 

-Drucksache 13/7619- 
(Erste Beratung 178. Sitzung) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

(A) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

-Drucksache 13/8909- 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Matthias Weisheit 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt auf Drucksache 13/8909, den Ge- 
setzentwurf unverändert anzunehmen. Ich bitte die- 
jenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, 
sich zu erheben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun- 
gen? - Ich stelle fest, daß auch dieser Gesetzentwurf 
einmütig angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 22 e: 

Zweite und Dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Aufhebung des Fischwirtschafts- 
gesetzes und der Fischwirtschaftsverordnung 

- Drucksache 13/847 1 - 
(Erste Beratung 192. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

- Drucksache 13/8951 - 
Berichterstattung: 

Abgeordnete Ilse Janz 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 

(B) Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand- 
zeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Ich stelle fest, daß der Gesetzentwurf in zweiter Bera- 
tung mit den Stimmen des Hauses bei Enthaltung 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen angenommen 
worden ist. 

Damit treten wir in die 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung ein. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe- 
ben. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Gesetzentwurf mit dem gleichen 
Stimmenverhältnis angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 22 f: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (18. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Städtebaulicher Bericht 1996 
Nachhaltige Stadtentwicklung 

-Drucksachen 13/5490, 13/8960- 
Berichterstattung: 

Abgeordnete Angelika Mertens 

Der Ausschuß empfiehlt in Kenntnis der Unterrich- 
tung, eine Entschließung anzunehmen. Wer dieser 
Beschlußempfehlung zustimmt, bitte ich um das 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun- 


gen? - Ich stelle fest, daß die Beschlußempfehlung (C) 
mit den Stimmen der Koalition und der Gruppe der 
PDS 

(Dr. Wülfried Penner [SPD]: Interessant!) 

bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD und ge- 
gen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grü- 
nen angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 22 g: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) zu dem Antrag des Bundesministeri- 
ums für Wirtschaft 

Rechnungslegung über das Sondervermögen 
des Bundes „Ausgleichsfonds zur Sicherung 
des Steinkohleneinsatzes“ für das Wirt- 
schaftsjahr 1995 

-Drucksachen 13/6700, 13/8756- 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dankward Buwitt 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Adolf Roth (Gießen) 

Manfred Hampel 
Oswald Metzger 

Wer der Beschlußempfehlung des Haushaltsaus- 
schusses zustimmt, den bitte ich um das Handzei- 
chen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß die Beschlußempfehlung einmütig an- 
genommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 22 h: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) zu dem Antrag der Präsidentin des 
Bundesrechnungshofes 

Rechnung des Bundesrechnungshofes für das 
Haushaltsjahr 1995 

-Drucksachen 13/4278, 13/8757- 
Berichterstattung: 

Abgeordnete Rudolf Purps 
Wilfried Seibel 
Oswald Metzger 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Wer der Beschlußempfehlung des Haushaltsaus- 
schusses zustimmt, den bitte ich um das Handzei- 
chen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß die Beschlußempfehlung einmütig an- 
genommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 22 i: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 251 zu Petitionen 

-Drucksache 13/8866- 

Wer der Beschlußempfehlung zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

(A) Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß die Be- 
schlußempfehlung mit den Stimmen der Koalition 
und der Fraktion der SPD bei Stimmenthaltungen im 
übrigen angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 22 j: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 252 zu Petitionen 

- Drucksache 13/8867 — 

Wer der Beschlußempfehlung zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß die 
Beschlußempfehlung mit demselben Stimmenver- 
hältnis wie soeben angenommen worden ist. 

Zusatztagesordnungspunkt 3: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes- 
regierung 

Aufhebbare Einhundertfünfunddreißigste Ver- 
ordnung zur Änderung der Einfuhrliste - An- 
lage zum Außenwirtschaftsgesetz - 

- Drucksachen 13/8393, 13/8507 Nr. 2.2, 13/ 
8978- 

Berichterstatt ung : 

( B ) Abgeordnete Ulrike Höfken 

Wer der Beschlußempfehlung des Wirtschaftsaus- 
schusses zustimmt, den bitte ich um das Handzei- 
chen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann stelle ich fest, daß die Beschlußempfehlung 
mit den Stimmen des Hauses bei Enthaltung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen angenommen wor- 
den ist. 

Damit rufe ich die Tagesordnungspunkte 4 a und 
4 b auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes 
und des Gesetzes über die Errichtung eines 
Bundesamtes für Strahlenschutz 

-Drucksache 13/8641- 

(Erste Beratung 197. Sitzung) 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 

-Drucksache 13/8958- 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Kurt-Dieter Grill 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 

Michaele Hustedt 
Birgit Homburger 


bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- (C) 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

-Drucksache 13/9030- 
Berichterstattung: 

Abgeordnete Eckart Kuhlwein 
Adolf Roth (Gießen) 

Kristin Heyne 
Dr. Wolf gang Weng 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Neuordnung der Steinkohlesub- 
ventionen 

-Drucksache 13/8635- 
(Erste Beratung 197. Sitzung) 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Auschuß) 

-Drucksache 13/8975- 
Berichterstattung: 

Abgeordneter Volker Jung (Düsseldorf) 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

-Drucksache 13/8976- 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dankwart Buwitt 
Dr. Wolf gang Weng (Gerlingen) 

Manfred Hampel 
Antje Hermenau 

Dazu liegen Entschließungsanträge der Fraktion ( D ) 
Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der PDS vor. 
Außerdem hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
einen Änderungsantrag eingebracht. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. - 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist das 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe dem Parla- 
mentarischen Staatssekretär Dr. Kolb das Wort. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Wirtschaft: Herr Präsident! Liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! Um den Wirtschaftsstandort 
Deutschland für das 21. Jahrhundert fit zu machen, 
müssen auch einige Rahmenbedingungen für die 
Energiewirtschaft an neue Erfordernisse angepaßt 
werden. Deshalb verfolgt die Bundesregierung drei 
Vorhaben, die Kemelemente einer konzeptionellen 
Runderneuerung des energiepolitischen Rahmens 
sind, nämlich erstens die Reform des energierechtli- 
chen Ordnungsrahmens, über den wir uns dem- 
nächst hier unterhalten werden, zweitens die Neu- 
ordnung der Steinkohlesubventionen, ein Konzept, 
zu dem wir Übereinstimmung mit den Beteiligten er- 
zielt haben, und drittens die Novellierung des Atom- 
gesetzes. 

Mit dem Gesetzentwurf zur Neuordnung der Stein- 
kohlesubventionen, der Ihnen heute in zweiter und 
dritter Lesung zur Beschlußfassung vorliegt, setzt die 
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Pari. Staatssekretär Dr. Heinrich L. Kolb 

(A) Bundesregierung, wie Sie wissen, die kohlepoliti- 
schen Vereinbarungen mit Bergbau und Revierlän- 
dem vom Frühjahr dieses Jahres um. Ich möchte Ih- 
nen zunächst für die zügige Beratung dieses Geset- 
zes danken, das wir bereits zum 1. Januar 1998 für 
die Neugestaltung des Subventionssystems brau- 
chen. 

Das gemeinsame Verständnis, das diesem wichti- 
gen Subventionspaket zugrunde liegt, ist klar: Die 
Hüfen werden bis 2005 deutlich zurückgeführt, der 
Anpassungsprozeß im deutschen Steinkohlebergbau 
muß verstärkt fortgeführt werden, und die degressive 
Finanzlinie, auf die wir uns geeinigt haben, erlaubt 
dennoch eine sozialverträgliche Anpassung in den 
Revieren ohne strukturelle Brüche. 

Nach Einschätzung der IGBCE werden zwar bis 
2005 rund 45000 bis 50000 Arbeitsplätze im Bergbau 
wegfallen. Die Streckung auf der Zeitachse macht 
diesen Strukturwandel aber beherrschbar. Der Bund 
wird dies mit einer gewaltigen finanzpolitischen 
Kraftanstrengung ermöglichen. Angesichts der Fi- 
nanznöte und Konsolidierungszwänge sind die Zusa- 
gen des Bundes zweifellos das Äußerste des wirt- 
schafts- und haushaltspolitisch Vertretbaren. Nord- 
rhein-Westfalen wird sich übrigens ab 1998 mit 1 Mü- 
liarde DM pro Jahr an den Hüfen beteiligen. Das 
Saarland dagegen wird künftig leider keinen Beitrag 
zu den Kohleplafonds leisten. 

Die Unternehmen erhalten auf dieser Basis die not- 
wendige Planungssicherheit, um in eigener Verant- 
wortung über Absatz und Stillegungen zu entschei- 
den. Ich bin froh, daß die Bergbauuntemehmen mit 
ihren in diesen Tagen bekanntgegebenen Beschlüs- 
sen zur Stillegung sehr rasch Klarheit für alle Betei- 
ligten geschaffen haben. Ich begrüße in diesem Zu- 
sammenhang auch, daß wir vor wenigen Tagen die 
Verhandlungen mit der Ruhrkohle AG über die 
Gründung der Deutschen Steinkohle AG abschließen 
konnten. Jetzt sind die beiden Landesregierungen 
gefordert, ihre Gespräche mit dem Bergbau zu einem 
guten Abschluß zu bringen. Ich bin sicher, das alles 
wird den Prozeß der Strukturanpassung auch revier- 
übergreifend erleichtern. 

Den Revierländem kommt jetzt vor allem die Auf- 
gabe zu, den weiteren Anpassungsprozeß auch re- 
gionalpolitisch zu gestalten. Sie müssen die Zeit nut- 
zen, um den Menschen in den Revieren neue Zu- 
kunftsperspektiven zu öffnen. Wichtig ist, daß die 
Kohleregionen an Saar und Ruhr Zielgebiete der na- 
tionalen und europäischen Regionalförderung blei- 
ben. Alle Fördermaßnahmen für die Regionen müs- 
sen sinnvoll konzentriert werden, um zukunfts- 
sichere neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn es 
keine förmliche Verknüpfung zwischen dem Gesetz- 
entwurf zur Neuordnung der Steinkohlesubventio- 
nen und dem vorliegenden Entwurf der Bundesre- 
gierung zur Änderung des Atomgesetzes gibt, so 
muß doch hervorgehoben werden, daß auch diese 
Maßnahme zu der dringend gebotenen Runderneue- 
rung der energiepolitischen Rahmenbedingungen 
gehört, die ich eingangs angesprochen habe. Die 
nach wie vor preisgünstige Kernenergie ist mit ei- 


nem Anteil von rund einem Drittel eine tragende (C) 
Säule der deutschen Stromerzeugung. Sie leistet da- 
mit einen wichtigen Beitrag zu einer diversifizierten 
Stromversorgung. 

Die Kernenergie ist derzeit die einzige in ausrei- 
chenden Mengen vorhandene und wettbewerbsfä- 
hige C0 2 -freie Energie. Allein die im Betrieb befind- 
lichen Kernkraftwerke in Deutschland vermeiden 
jährlich rund 150 Millionen Tonnen C0 2 -Emissionen. 

Die Kernenergie ist somit für eine ausgewogene und 
umweltverträgliche Energieversorgung in Deutsch- 
land viel zu wichtig, um ihre künftige Nutzung etwa 
durch endlose Diskussionsblockaden aufs Spiel zu 
setzen. 

Das bedeutet, auch für diesen Energieträger müs- 
sen langfristige, verläßliche Rahmenbedingungen 
gesetzt werden, an denen die Wirtschaft ihre Investi- 
tionen orientieren kann. Dabei geht es im Interesse 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland auch um den 
Erhalt von Arbeitsplätzen und Know-how in einem 
Hochtechnologiebereich. Folgerichtig wird mit der 
Novelle unter anderem die Weiterentwicklung der 
kerntechnischen Sicherheit durch die Einführung ei- 
nes neuen, standortunabhängigen Prüfverfahrens 
verankert und damit die Option auf die Nutzung die- 
ses Energieträgers erhalten. 

Dies ist im übrigen auch erforderlich, um gegen- 
über den kemenergienutzenden Staaten Osteuropas 
die Kooperation in Fragen der Sicherheit weiterhin 
gewährleisten zu können. Es ist eine Tatsache, daß 
weltweit, insbesondere in Asien, ein Ausbau der D 
Kemkraft auf Grund des rapide steigenden Energie- 
bedarfs zu verzeichnen ist. Deutschland hat vor die- 
sem Hintergrund ein vitales wirtschaftliches und Si- 
cherheitsinteresse, daß diese Kraftwerke mit den 
höchstmöglichen Anforderungen sicher gebaut und 
betrieben werden. 

Darüber hinaus wird mit der Atomgesetznovelle 
das Entsorgungskonzept fortentwickelt. Dabei sollen 
unter anderem die Abfallverursacher zukünftig stär- 
ker eingebunden werden und der weitere Sachstand 
für zukünftige Endlager unter verläßlichen Bedin- 
gungen festgestellt werden. Denn eines muß in aller 
Deutlichkeit gesagt werden: Wie immer man zur zu- 
künftigen Nutzung der Kernenergie steht, es ist ein- 
fach unverantwortlich, in der in unserer nationalen 
Verantwortung liegenden Frage der Entsorgung eine 
Blockadehaltung einzunehmen. 

Die Bundesregierung macht mit der Änderung des 
Atomgesetzes deutlich, daß sie sich ihrer Verantwor- 
tung bewußt ist und sich dieser stellt; denn die Wirt- 
schaft braucht dringend Rahmenbedingungen, auf 
die sie sich auch künftig verlassen kann. Nur so, 
liebe KoUeginnen und Kollegen, fördern wir die Inve- 
stitionstätigkeit der Unternehmen, und nur so sichern 
und schaffen wir Arbeitsplätze. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 
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(A) Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Hans Berger. 

Hans Berger (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es waren schwierige Geburtswehen, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf zur Kohlefinanzie- 
rung vorausgingen. Viele von uns waren froh, als 
dann der Gesetzentwurf endlich vorlag. Dennoch: 
Ungeteilt glücklich ist sowohl draußen als auch hier 
drinnen niemand. Dies ist angesichts der diametral 
entgegenstehenden Auffassungen zur Kohlepolitik 
wohl auch erklärlich. Die Gegner der bisherigen 
Kohlepolitik vertreten nach wie vor massiv die Mei- 
nung, mit dem Abbau der Subventionsmittel könnten 
neben der strukturellen Verbesserung unserer Volks- 
wirtschaft auch positive finanzpoütische Wirkungen 
erzielt werden. Ich sage: Diese Meinung ist falsch! 

(Beifaü bei der SPD) 

Ich setze die Behauptung dagegen, daß uns der Ab- 
bau der Subventionen gegenwärtig angesichts des 
Tatbestandes, daß der Arbeitsmarkt die verlorenen 
Arbeitsplätze im Bergbau und den davon betroffenen 
Wirtschaftsbereichen nicht ersetzt, teurer zu stehen 
kommt als eine Fortsetzung der Subventionen. 

(Beifaü bei der SPD) 

Ich weiß, welche Ein wände Sie jetzt formuheren. 
Aber die wirkliche Entwicklung im Lande gibt uns 
recht. 100000 zusätzliche Arbeitslose werden das Er- 
gebnis der jetzt veränderten Kohlepolitik sein. Fast 
aUe Ihrer angebhchen Einsparmaßnahmen endeten 
( ß ) mit der Zunahme der Arbeitslosigkeit und der ent- 
sprechenden Kosten. Nichts ist finanzpolitisch besser 
geworden. 

Wir bleiben bei unserer Auffassung: Der Bergbau - 
dies gilt auch für die Landwirtschaft - ist eben nicht 
mit einer Frittenbude oder einer Hemden- und Sok- 
kenfabrik gleichzusetzen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS) 

Sie können es drehen und wenden, wie Sie wollen: 
Sie bleiben in dieser Frage im Unrecht. Es wäre fi- 
nanz- und energiepolitisch wünschenswerter und 
vernünftiger gewesen, die Kohlevereinbarungen 
vom November 1991 bis zum Jahre 2005 durchzuhal- 
ten. Es wäre für den Arbeitsmarkt, für die Staatsfi- 
nanzen und für die Energieversorgungs Sicherheit 
besser gewesen. 

Landauf und landab haben Sie erklärt, man solle 
das Geld statt für Kohlesubventionen für zukunfts- 
trächtige Arbeitsplätze ausgeben. Nun sind die Koh- 
lesubventionen 1998 gegenüber 1996 um rund 2 Mil- 
liarden DM abgebaut worden. Als im Mai dieses Jah- 
res der Bundes wirtschaftsminister auf der Ruhr-Kon- 
ferenz in Gelsenkirchen eine Rede hielt, hatte ich er- 
wartet, daß er nun erklärt, 

(Zuruf von der SPD: Heiße Luft!) 

daß mindestens 1 Milliarde DM von den eingespar- 
ten 2 Milliarden DM zur Förderung der Umstruktu- 


rierung in den Revieren und zur Schaffung neuer Ar- (C) 
beitsplätze eingesetzt würde. 

(Volker Jung [Düsseldorf] [SPD]: Das wäre 
das mindeste gewesen! - Zurufe des Abg. 

Erwin Marschewski [CDU/CSU]) 

Nichts davon, lediglich zins günstigere Kredite wur- 
den angeboten. Angesichts der geplanten Rück- 
nahme der Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirt Schafts Struktur" 
bleiben die großartigen Ankündigungen am Ende ein 
Flop; man könnte dies auch bösartiger formuheren. 

Meine Damen und Herren, ein paar Sätze möchte 
ich an dieser Stelle zu den ständigen Vorwürfen der 
Ungleichbehandlung ostdeutscher Bergleute im 
Verhältnis zu den westdeutschen sagen. Die Einge- 
weihten unter Ihnen wissen sehr genau - manche ha- 
ben mir dies auch aus Anlaß meiner Verabschiedung 
als Vorsitzender der IGBE geschrieben -, daß ohne 
die Anstrengungen meiner Gewerkschaft der ost- 
deutsche Braunkohlebergbau und die damit verbun- 
dene Energiewirtschaft in den Abgrund gerutscht 
wären. Ich gebe zu: Es ist zu wenig übrig geblieben - 
aber nicht auf Grund unserer Politik. Wenn heute 
wichtige Kristallisationspunkte in den neuen Bun- 
desländern um den Bergbau und um die chemische 
Industrie herum vorhanden sind, dann sollten Sie 
sich bei Hermann Rappe, beim Bundeskanzler, bei 
Herrn Ludewig, bei Herrn Schucht, aber auch bei mir 
bedanken. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich füge hinzu: Hätten wir uns an den aktuellen 
Tagespreisen ausgerichtet, wie Sie es hier immer pro- 
pagieren, dann gäbe es diese Industriekerne auch 
nicht. Um es mit den Worten des Bundeskanzlers zu 
sagen: Für diese Auffassung und für die entspre- 
chende Politik gibt es nicht den Ludwig-Erhard- 
Preis, aber sie bleiben dennoch richtig. Wenn nicht 
so viele von Ihnen ideologisch verbohrt gewesen wä- 
ren, hätten wir im Osten gemeinsam noch mehr an 
industrieller Produktion bewegen können. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS - Zuruf von der CDU/CSU: So 
ein Quatsch!) 

Bei neuen Vorwürfen schauen Sie also lieber in den 
Spiegel. 

Viele hier unter Ihnen, die den deutschen Stein- 
kohlebergbau schnell zu Ende bringen wollen, sind 
nahezu begeisterte Anhänger der Kernenergie. Da es 
derzeit wohl nicht die Kosten sein können, wie Ihnen 
die Fachleute bestätigen werden, läßt sich eine posi- 
tive Haltung doch nur aus Gründen zukünftiger Res- 
sourcenknappheit bzw. aus Gründen der Versor- 
gungssicherheit ableiten. Aber genau diese Gründe 
wischen Sie in der Diskussion einfach weg. Am 9. Ok- 
tober, also vor wenigen Wochen, erklärte der Kollege 
Uldall: 

Um es klar zu sagen: Die heimische Kohle ist aus 
Gründen der Versorgungssicherheit nicht not- 
wendig. Es gibt auf dem Weltmarkt heute und in 
Zukunft genügend Kohle zu wettbewerbsfähigen 
Preisen. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 203. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1997 


18313 


Hans Berger 

(A) Ich frage: Warum brauchen wir dann die Kernenergie 
mit ihren dicken Problemen? 

(Dr. Klaus W. Lippold [Offenbach] [CDU/ 
CSU]: Weil es noch ein C0 2 -Problem gibt! 
Aber das hat sich bis zu euch noch nicht 
durchgesprochen!) 

Ich stehe im Gegensatz zur großen Mehrheit meiner 
Partei zur Kernenergieoption, weil ich weiß, daß es 
keine Versorgungssicherheit ohne Nutzung aller Op- 
tionen gibt. Dazu gehört die deutsche Stein- und 
Braunkohle, dazu gehört meiner Meinung nach die 
Kernenergie, dazu gehören Energiesparmaßnahmen, 
dazu gehört die Entwicklung und umfassende Nut- 
zung der Energie aus Biomasse, aus Wind- und Son- 
nenkraft. 

Meine Redezeit ist zu kurz, um auf die energiestra- 
tegische Diskussion in Nordamerika, Japan, China 
oder anderswo einzugehen. Deshalb nur wenige 
Sätze zu dieser Problematik. Heute verbraucht die 
Weltwirtschaft fast fünfmal soviel Energie wie 1950. 
Es ist alles andere als Spekulation, der Prognose zu 
folgen, daß sich in den nächsten 25 Jahren der Welt- 
energieverbrauch verdoppeln wird, also auf mehr als 
20 Milliarden t SKE. Trotz dann hoffentlich umfassen- 
der Effizienzsteigerung und der umfassenden Nut- 
zung von Wind und Sonne wird der heutige Überfluß 
an fossüer Energie zu Ende sein. Dazu bedarf es kei- 
ner höheren Mathematik. 

Deshalb haben sich in der Vergangenheit so viele 
für einen Energiemix unter Einschluß der heimi- 
schen Kohle eingesetzt. Dies war richtig, und dies 

(B) bleibt auch künftig richtig. Deshalb wäre es weitaus 
vernünftiger gewesen, nicht nur eine Vereinbarung 
bis 2005, sondern eine für die nächsten 20 bis 
30 Jahre zu treffen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Franz Josef Strauß hat in einem Diskussionsbeitrag 
1978 hier im Bundestag darauf hingewiesen, daß die 
sichere Energieversorgung nicht allein eine Frage 
des Marktes ist. Er hat damals auf die Kleinkariert - 
heit reinen Marktdenkens hingewiesen. 

Dies hat auch der Bundeskanzler indirekt vor ein 
paar Tagen getan, als er aus Anlaß meiner Verab- 
schiedung zum Kohlekompromiß vom März folgen- 
des ausführte - ich zitiere 

Natürlich ist es wahr. Ich habe es ja selbst gese- 
hen. Wenn Sie die gewaltigen Fördererträge im 
Tagebau in Australien einmal sehen, dann stellt 
sich natürlich die Frage: Sind wir da noch konkur- 
renzfähig? Aber ich denke auch, die Frage ist am 
Platz: Was geschieht eigentlich in kritischen Zo- 
nen der Weltpolitik? 

Wir wissen überhaupt nicht, ob wir ein Abonne- 
ment darauf haben, daß alles so bleibt, wie es jetzt 
ist, und wir dann diese Energiereserve nicht ha- 
ben. Es gibt da Leute im Bundestag, auch außer- 
halb, die ganz klugen Gurus, auch in den Wirt- 
schaftsteilen großer deutscher Tageszeitungen, 
die wußten ganz genau, das sei altmodisch. Mir 
ist dies ziemlich egal. Ich möchte jedenfalls nicht 


mit meinem Namen eine Entwicklung verbinden, (C) 
daß die Energiereserve im fossüen Bereich - 
Stein- und Braunkohle - in Deutschland aufgege- 
ben wird. Ich halte das für eine kapitale Dumm- 
heit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS - Erwin Marschewski [CDU/ 

CSU]: Sehr richtig!) 

Soweit der Bundeskanzler. 

Wir Sozialdemokraten können jedes dieser Worte 
unterstreichen. Deshalb sage ich an die Adresse des 
Bundeskanzlers einen herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Hartmut Schauerte [CDU/CSU] [zur SPD 
gewandt]: Applaudiert doch mal!) 

- Herr Schauerte, hören Sie einmal zu. Es hätte 
finanz-, energie- und regionalpolitisch besser kom- 
men können, wenn nicht so viele von Ihnen querge- 
standen hätten. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb zum Schluß meine Bitte - ich wieder- 
hole Stimmen Sie jetzt wenigstens diesem Gesetz- 
entwurf zu, und sorgen Sie mit uns für eine verläß- 
liche, belastbare und vernünftige Umsetzung! 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort der Abgeordneten Ursula Schönberger. (D) 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Atomenergie zu fördern und vor ihren Gefahren zu 
schützen sind zwei gleichgewichtige Zielsetzungen 
des bestehenden Atomgesetzes. Wir kennen die jah- 
relange Praxis, daß das Gesetz einseitig als Förderge- 
setz ausgelegt wird. Doch seit Grüne in den Ländern 
mitregieren, setzen atomenergiekritische Landesre- 
gierungen dieser traditionell einseitigen Auslegung 
des Atomgesetzes als Fördergesetz den dezidiert si- 
cherheitsorientierten Vollzug entgegen. 

So unspektakulär und unbefriedigend dieser si- 
cherheitsorientierte Vollzug immer wieder war, so 
schmerzhaft ist es aber offensichtlich für die Atom- 
lobby, daß das Gesetz nicht mehr prinzipiell zu ihren 
Gunsten ausgelegt wird. Hinzu kommen gerichtliche 
Entscheidungen, die den Sicherheitsaspekt stärker 
gewichten, so das Krümmel-Urteil des Bundesver- 
waltungsgerichtes und die Stillegung des Reaktors 
Mülheim-Kärlich durch das Oberverwaltungsgericht 
Koblenz. 

Hinzu kommt die Standhaftigkeit von Menschen 
wie Graf Bemstorff, der allen finanziellen Verlockun- 
gen zum Trotz sich seine Salzrechte im Wendland 
nicht abkaufen ließ. Statt aber die Politik an die Ge- 
setzeslage anzupassen und auch die Interessen der 
Atomwirtschaft den Grundnormen des Atomgesetzes 
zu unterwerfen, wollen Sie, Frau Merkel, umgekehrt 
die Gesetzeslage noch weiter den Interessen der 



18314 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 203. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1997 


Ursula Schönberger 

(A) Atomwirtschaft anpassen. Für eine Förderung der 
Atomwirtschaft gehen Sie so weit, daß Sie Konflikte 
mit der Verfassung in Kauf nehmen. Die Relativie- 
rung, daß Atomkraftwerke nicht mehr nach Stand 
von Wissenschaft und Technik laufen müssen, son- 
dern Nachrüstungen für den Betreiber wirtschaftlich 
vertretbar zu sein haben, verstößt gegen Art. 2 des 
Grundgesetzes, der das Recht auf Leben und Unver- 
sehrtheit garantiert, und gegen die ständige Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichtes, doku- 
mentiert im Kalkar-Urteü. 

Der Ausschluß der Öffentlichkeit aus standortun- 
abhängigen Prüfverfahren, die natürüch bindende 
Wirkung für spätere Genehmigungsverfahren haben 
werden, verstößt gegen die verfassungsmäßig ver- 
brieften Rechte auf Beteiligung von Bürgerinnen 
und Bürgern in Verwaltungsverfahren. Weiter führt 
die Novelle zu einer unzulässigen Mischverwaltung 
von Bund und Land und enthält verdeckte Einzel- 
fallgesetze wie die Lex Bemstorff. Auf die Frage 
Morsleben wird Ministerin Heidecke noch näher 
eingehen. 

Auf der anderen Seite gibt es seit 1992 eine Richt- 
linie der Europäischen Union, die verlangt, daß 
Atomtransporte künftig zwei Monate vor ihrer 
Durchführung den Behörden angezeigt werden müs- 
sen. Die also ausnahmsweise einmal für die Betroffe- 
nen durchaus wünschenswerte Änderung des Atom- 
gesetzes wird nicht umgesetzt. Die Bundesregierung 
setzt diese Richtlinie seit 1994 nicht in nationales 
Recht um und ist deswegen sogar vor dem Europäi- 
schen Gerichtshof verklagt worden. 

(B) 

Wir haben einen Antrag eingebracht, der die Bun- 
desregierung auf fordert, die EU- Richtlinie endlich 
vollständig umzusetzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tun wir doch 
mit dem Gesetz!) 

Ich fordere Sie, meine Damen und Herren von der 
Regierungskoalition, auf, wenigstens diesem Antrag 
heute zuzustimmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Sachverständigen haben all die schwerwie- 
genden verfassungsrechtlichen und anderen Beden- 
ken in der öffentlichen Anhörung des Umwelt aus - 
schusses vorgebracht. Doch Sie, Frau Merkel, und 
auch Sie, meine Damen und Herren von den Regie- 
rungsparteien, wollen wieder einmal nicht hören. So 
werden Sie eben vor dem Bundesverfassungsgericht 
landen. Ich finde es nicht gut, daß Verfassungsge- 
richte immer die Letztentscheidung über Gesetze ha- 
ben. Aber was bleibt denn anderes übrig, wenn die 
Bundesregierung allen Hinweisen zum Trotz mit den 
Grundlagen unseres Rechtssystems spielt? 

Es geht nicht um die Frage, daß wir gegen die 
Atomenergie sind und die Regierung dafür. Das ist 
schon immer so gewesen. Es geht nicht darum, daß 
wir mit dem Atomgesetz unzufrieden sind. Auch das 
ist schon immer so gewesen. Es geht um eine ganz 
grundsätzliche Frage unseres Rechtssystems, näm- 
lich ob ein Gesetz, von dem die Allgemeinheit betrof- 


fen ist, einseitig zugunsten einer Interessengruppe (C) 
und zu Lasten der Mehrheit verändert werden darf. 

Die Frage stellt sich natürüch bei vielen Gesetzes- 
vorhaben, inwieweit einzelne von einem Gesetz be- 
günstigt werden. Aber bei dieser Novelle ist es wirk- 
üch eindeutig, daß sie sogar gegen verfassungsmä- 
ßige Grundrechte verstößt. Das heißt, mit dieser No- 
velle rühren Sie wirküch an die Grundfragen unseres 
Rechtssystems. Die Konsequenzen werden Sie vor 
dem Bundesverfassungsgericht sehen. 

(Beifaü beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Professor Dr. Rainer Ortleb das Wort. 

Dr. Rainer Ortleb (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In der mir für die Debatte zur 
Verfügung stehenden Redezeit werde ich mich auf 
die Novelle des Atomgesetzes konzentrieren. Zur 
Steinkohleförderung möchte ich nur soviel sagen: 
Dieses kostenträchtige Gesetz löst bei der F.D.P. kei- 
nen Jubel aus. Insbesondere aus der Sicht der neuen 
Länder kann diese langfristige Absicherung eines 
unausweichlichen Strukturwandels nur als sehr groß- 
zügig angesehen werden. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Sächsischen und brandenburgischen Braunkohlen- 
kumpeln oder ehemaügen Braunkohlenkumpeln 
dies zu erklären ist nicht ganz so einfach. 

Meine zweite Bemerkung betrifft die Frage, wel- (D) 
che Position die Grünen zur Steinkohleförderung ha- 
ben. Entweder steht man gegenüber den Kumpeln 
zu Treueschwüren aus Zeiten der Barrikaden für die 
Förderung der doch wohl klimaschädüchen Stein- 
kohle. Oder man kommt zwischen Zustimmung zum 
Gesetz und Verrat des Wahlprogrammes in Konflikt. 
Kohle oder nicht Kohle? 

Man bleibe bei kompromißlosen ökologischen 
Prinzipien und Wahlprogramm, mit dem Sie die 
Steinkohleförderung ablehnen. Dann begehen Sie 
Verrat an den Kumpeln. Man lerne daraus: Popuüs- 
mus ist immer ein zweischneidiges Schwert. 

Nun aber zur Novelle zum Atomgesetz. Sie ist, wie 
nicht anders zu erwarten, Kristallisationspunkt für 
die ideologische Auseinandersetzung über die Kern- 
energie. Hier gibt es zunächst nicht mehr ganz üb er- 
sieh tüche Frontverläufe. Teüe der SPD unterstützen 
ihren wirtschaftsorientierten eventuellen Kanzler- 
kandidaten Schröder im Bemühen für den Energie- 
konsens; andere SPD-Repräsentanten wie zum Bei- 
spiel Sie, Heber Kollege Müller, bekämpfen ihn des- 
wegen. Die Grünen wedeln mit Ausstiegsbeschlüs- 
sen 

(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Die 
F.D.P. auch!) 

und beleben ab und an den lokalen Bürgerkrieg um 
Gorleben, sind aber wüd entschlossen, mit der SPD, 
unter welchem Kanzler auch immer, an die Regie- 
rung zu kommen. Wie bei Garzweüer II in Nord- 
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Dr. Rainer Ortleb 

(A) rhein- Westfalen werden die Grünen auch hier zu ver- 
blüffen wissen. 

Die F.D.P. unterstützt die Novelle zum Atomgesetz. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 

Zuruf von der SPD: Sie ist bald nicht mehr 
dabei!) 

- Aber heute können wir das doch wohl. 

Ein Grund dafür ist, daß wir unabhängig von der 
Haltung zur Kemkraft die Entsorgung der radioakti- 
ven Abfälle aus den laufenden Kernkraftwerken si- 
cherstellen müssen. Das sind wir den zukünftigen 
Generationen schuldig. Deshalb ist die rot-grüne 
Taktik, durch das Verstopfen aller Entsorgungswege 
letztlich zur Schließung der Kernkraftwerke in 
Deutschland zu gelangen, unverantwortlich. Selbst 
wenn sie zum Erfolg führt, brauchen wir End- und 
Zwischenlager. Mit dem Entschließungsantrag der 
Koalition werben wir noch einmal für den dringend 
notwendigen Entsorgungskonsens. 

Des weiteren bin ich überzeugt, daß wir die Sicher- 
heit der Kernkraftwerke fortentwickeln müssen. Das 
gilt sowohl für die laufenden Kraftwerke als auch für 
die Entwicklung neuerer, sicherer Reaktortypen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Deshalb ist es richtig, daß wir bei den Nachrüstungs- 
genehmigungen für Rechtsklarheit sorgen und zum 
Zwecke der Risikominimierung die Nachrüstung er- 
leichtern. Daher findet das standortungebundene 
^ Prüfverfahren von neuen Sicherheitskonzepten un- 
sere Zustimmung. Denn es ist beim Einsatz von tech- 
nischem Gerät durchaus üblich, daß man es zunächst 
einmal ohne Beantwortung der Frage, wo es verwen- 
det wird, daraufhin prüft, ob es sicher ist. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Aber 
nicht in einem öffentlichen Verfahren!) 

Ich erwähne den jüngsten Großauftrag Chinas an 
die USA. Wenn wir Risiken mindern wollen, dürfen 
wir uns aus der Entwicklung von Kernkraftwerken 
nicht verabschieden, sondern müssen durch eigene 
Konzepte den Weltstandard auf diesem Gebiet mit- 
bestimmen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Auch dazu dienen Prüfverfahren und nicht zur Aus- 
hebelung der ortsgebundenen Genehmigungsver- 
fahren, wie behauptet wird. Denn am Ende muß ein 
Verfahren vor Ort durchgeführt werden. Wir wissen 
übrigens ganz genau, daß es in Deutschland mit 
Genehmigungsverfahren wohl nichts werden wird. 
Denn die erkennbare Bereitschaft von Elektrizi- 
tätsversorgungsuntemehmen, neue Kernkraftwerke 
zu bauen, ist nicht vorhanden. Sie alle wissen, wa- 
rum. 

Die vom Bundesrat und von der Opposition vorge- 
schobenen verfassungsrechtlichen Bedenken gegen 
das Gesetz wurden in der Anhörung widerlegt. Die 
große Mehrheit der Sachverständigen sieht insbeson- 
dere kein Erfordernis der Zustimmung des Bundesra- 


tes zu dem Gesetz. Ebenso wird auch die Zulässig- (C) 
keit der Verlängerung der Genehmigung des Endla- 
gers in Morsleben nicht ernsthaft bezweifelt. So wie 
wir per Einigungsvertrag und durch dazugehörigen 
Gesetzesbeschluß die aus DDR-Zeiten stammende 
Genehmigung befristen konnten, können wir als der- 
selbe Gesetzgeber jetzt auch diese Befristung verlän- 
gern. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Genauso ist es!) 

Das steht Mitgliedern aus beiden Teilen Deutsch- 
lands, die in diesem Hause Abgeordnete sind, zu. 

Dabei geht es nicht um eine inhaltliche Verände- 
rung oder um die Veränderung von Kapazitäten. Wir 
wollen und werden nicht mehr als das zugelassene 
Inventar einlagem. Aber wir brauchen mehr Zeit für 
ein geordnetes rechtsstaatliches Stillegungsverfah- 
ren. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das 
machen Sie am besten mit den Ländern!) 

Ich erspare mir einen Appell an die Opposition, 
diesen vernünftigen und verantwortungsvollen Re- 
gelungen zuzustimmen. Ideologische Fixierungen 
und innere Widersprüche, wie eingangs von mir an- 
gerissen, erlauben Ihnen keine wirkliche Entschei- 
dung. Die Ablehnung der Novellierung des Atomge- 
setzes wird für Sie der bequeme Ausweg sein. Die 
Koalition dagegen wird ihre Verantwortung wahr- 
nehmen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) ^ 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Rolf Köhne das Wort. 

Rolf Köhne (PDS): Herr Präsident! Liebe Kollegin- 
nen und Kollegen! Zunächst eine allgemeine Vorbe- 
merkung: Atomenergie ist zwar C0 2 - frei, aber nicht 
risikofrei. Dieses Risiko ist permanent, während wir 
bezüglich des Klimaproblems, zeitlich gesehen, noch 
einigen Spielraum haben. Wer wirklich eine Runder- 
neuerung der energiepolitischen Rahmenbedingun- 
gen will, muß die Voraussetzungen schaffen, daß 
sich Energieeffizienz und regenerative Energien 
durchsetzen. Da ist das Festhalten an der Atomener- 
gie eher kontraproduktiv - insbesondere wegen der 
vorhandenen Überkapazitäten bei der Stromerzeu- 
gung, die den erforderlichen Strukturwandel blok- 
kieren. 

Dann noch eine Bemerkung zur Kohlesubvention: 
Wenn man wirklich Anstrengungen unternommen 
hätte, mehr Energieeffizienz zu erreichen und Pri- 
märenergie einzusparen, dann hätte man die Chance 
gehabt, die vorgesehenen Ziele im Rahmen der Kli- 
mapolitik zu erreichen, ohne einen so drastischen 
Abbau von Arbeitsplätzen, wie er jetzt mit 28000 Ar- 
beitsplätzen im Bergbau erfolgt, vornehmen zu müs- 
sen. Auch das wäre gegangen, hätte allerdings vor- 
ausgesetzt, daß man den Ausstieg aus der Atomener- 
gie vorangetrieben hätte. 
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(A) In diesem Sinne spreche ich von Zumutungen, die 
mit der Änderung des Atomgesetzes hier auf der Ta- 
gesordnung stehen: 

Erstens. Änderungen an laufenden Atomkraftwer- 
ken sollen sich zukünftig nicht mehr am Stand von 
Wissenschaft und Technik messen lassen, sondern 
nur noch am Prinzip wirtschaftlicher Verhältnismä- 
ßigkeit. Im Klartext: je älter ein Atomkraftwerk, desto 
geringer sein Restwert und desto geringer die Sicher- 
heitsanforderungen bei wesentlichen Änderungen. 
Das widerspricht ganz eindeutig der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes mit seinem Kalkar- 
Urteil. 

Zweitens. An die Stelle eines öffentlichen Geneh- 
migungsverfahrens soll nun bei Neubauten ein ge- 
heimes Prüfverfahren treten, um dem europäischen 
Druckwasserreaktor ein Exportgütesiegel zu ver- 
schaffen. Wesentliche Sicherheitsfragen werden so- 
mit vorab entschieden, ohne daß Betroffene ihre 
Rechte wahrnehmen können und ohne daß die ent- 
scheidenden Sicherheitsfragen in der Öffentlichkeit 
erörtert werden können. Aber gerade das wäre not- 
wendig. Schließlich waren sich bei der Anhörung im 
Umweltausschuß die anwesenden Physiker sicher, 
daß der EPR nicht hundertprozentig inhärent sicher 
ist. 

Diese Einführung eines Geheimverfahrens ist aber 
auch deshalb skandalös 

(Lachen bei der CDU/CSU - Kurt-Dieter 
Grill [CDU/CSU]: Geheimverfahren? - Hart- 
mut Schauerte [CDU/CSU]: Nicht alles, was 

(B) Sie nicht wissen, ist geheim!) 

- ja, ein Geheimverfahren -, weil die Öffentlichkeit 
von Verwaltungsverfahren seit der Französischen 
Revolution zum festen Bestandteil eines modernen 
Rechtsstaates gehört. Zur Einführung von demokrati- 
schen und transparenten Verwaltungsverfahren be- 
darf es wohl auch in Deutschland noch einer Revolu- 
tion. 

(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Aber nicht 
Ihrer!) 

Drittens. An Stelle eines Planfeststellungsverfah- 
rens, das entsprechend dem Stand von Wissenschaft 
und Technik durchgeführt wird und das zum Beispiel 
auch die Langzeitsicherheit überprüft, soll durch 
eine Gesetzesänderung der Weiterbetrieb des ehe- 
maligen DDR-Endlagers Morsleben erreicht werden. 
Der Bundestag konterkariert damit eigentlich seine 
eigene Gesetzgebung und bricht den Einigungsver- 
trag. Er wird die Betroffenen in diesem Falle schlech- 
terstellen, als wenn es die DDR noch gäbe; denn die 
Strahlenschutzbehörde der DDR hätte Morsleben 
längst schließen müssen, weil eine wesentliche Auf- 
lage der Betriebsgenehmigung von 1986 nicht erfüllt 
ist. Doch das alles interessiert in diesem Hohen 
Hause offensichtlich nicht. 

Viertens soll noch eine Sondergesetzgebung ein- 
geführt werden, um den weiteren Ausbau des atoma- 
ren Endlagers in Gorleben zu ermöglichen, indem 
eine Vorschrift eingeführt wird, nach der der Grund- 
besitzer Graf Bemstorff dort enteignet werden kann. 


Fünftens stiehlt sich der Bund aus seiner Verant- (C) 
wortung zur Errichtung von sicheren atomaren End- 
lagem, indem er deren Erkundung und Errichtung 
privatisieren will. 

Diesen Zumutungen, meine Damen und Herren 
von der Regierungskoalition, werden wir nicht zu- 
stimmen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS - Walter Hirche [F.D.P.]: 

Damit können wir leben!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Hartmut Schauerte. 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lieber 
Herr Berger, wenn Sie hier ernsthaft vortragen wol- 
len, daß die Erhöhung der Steinkohlesubventionen 
ein volkswirtschaftlich vernünftiger Vorgang zur 
wirksamen Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sei, 
dann stehen Sie wirklich alleine gegen jeden Sach- 
verstand in Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich habe mich gewundert, daß die SPD an dieser 
Stelle applaudieren konnte. Wenn das aber richtig 
wäre, dann erwarte ich eigentlich, daß Sie in Ihrem 
neuen Wahlkonzept für 1998 den Programmpunkt 
auf nehmen: „Wir wollen die Subventionen für die 
Kohle erhöhen, um einen wirksamen Beitrag zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit zu leisten. " Das wäre 
dann logisch. Aber auf einen solchen Antrag zu Ih- ( D ) 
rem Wahlprogramm werde ich sehr wahrscheinlich 
vergeblich warten. 

Ich fand es etwas erheiternd, daß Sie uns am Ende 
Ihrer Rede aufforderten, dem Regierungs entwurf zu- 
zustimmen. Das, was wir hier vorgelegt haben, ist 
unser Entwurf. Wir sind ja froh, daß Sie zustimmen, 
aber die Ermunterung, unserem eigenen Entwurf zu- 
zustimmen, brauchten wir nicht. 

Mit diesem Entwurf halten wir Wort - auch bei der 
Salzbraunkohle; das will ich nur erwähnen, damit sie 
nicht in Vergessenheit gerät. Wir halten Wort! Die 
Entwicklung läuft, wie vereinbart: Die Ruhrkohle 
legt ihre Konzepte vor. Die Akzeptanz bei den Mitar- 
beitern ist in den zumutbaren Grenzen vorhanden. 

Das respektiere ich ausdrücklich. Ich halte das für 
sehr wichtig und für wertvoll, auch die Art der Mitar- 
beit der Betriebsräte an diesen Konzepten. All das ist 
in Ordnung. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Dann können Sie 
Herrn Berger ja loben!) 

Es bleibt aber dabei, Herr Berger, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der SPD: Wenn wir all das so ma- 
chen, wie es j etzt vereinbart ist, dann werden im Jahre 
2005 noch immer 6 Milharden DM, davon 4,3 Milhar- 
den DM vom Bund, an Kohlesubventionen gezahlt 
und bis zum Jahr 2005, wenn ich alles zusammen- 
rechne, 72,6 Milharden DM für heute noch 86000 und 
dann vielleicht 36000 Arbeitnehmer aufgewen- 
det. Man muß es doch einmal in aller Deuthch- 
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(A) keit sagen: Das ist eine Subventionierung, die es in 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland - 
auf keinem vergleichbaren Feld, das wir kennen - 
noch nicht gegeben hat und hoffentlich auch nicht 
mehr geben wird, da es sonst an unserem Standort 
wirklich unbezahlbar würde. 

(Zuruf von der SPD: Darum sind Sie auf ge- 
fordert worden, zuzustimmen!) 

Dabei habe ich zum Beispiel ganz außer acht ge- 
lassen, daß wir 15 Milharden DM pro Jahr in die 
Knappschaft stecken. Dieser Zuschuß, den wir lei- 
sten, ist ja, so will ich es einmal sagen, eine umge- 
kehrte versicherungsfremde Leistung. 

(Hans-Eberhard Urbaniak [SPD]: Wollen Sie 
die Leute zum Sozialamt schicken?) 

Dieser Zuschuß hat es in sich. Laßt uns einmal sach- 
lich darüber reden! 

Diese Veränderungen sind schmerzlich, aber un- 
vermeidbar. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ein bißchen öko- 
nomischer Verstand tut Ihnen ganz gut!) 

Aber schauen Sie sich einmal an, welche Verände- 
rungen wir anderen Bereichen zumuten: Die Stein- 
kohle hatte von 1991 bis 1996 einen Belegschaftsab- 
bau von 31 Prozent, jährlich 7500 Stellen, zu ver- 
zeichnen, der Bereich Textü/Bekleidung im gleichen 
Zeitraum einen Abbau von 38 Prozent, jährlich 23000 
Stellen. Beim Maschinenbau betrug der Abbau 
25 Prozent, jährlich 58000 Stellen. 

(B) (Zuruf von der SPD: Da können Sie einmal 

sehen, was Sie angerichtet haben!) 

Vor diesem Hintergrund haben wir doch wirklich 
Enormes für die Kohle und die Kumpel getan. Das 
sollte man einmal anerkennen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Darauf sind Sie 
stolz!) 

Man sollte nicht nur permanent herummäkeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Walter Hirche [F.D.P.] - Abg. Hans-Eber- 
hard Urbaniak [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kol- 
lege -- 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Nein, ich lasse 
keine Fragen zu. - Für keinen Bereich wird soviel ge- 
tan wie für diesen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich habe Sie 
nicht verstanden. Sie lassen keine Fragen zu? 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Nein, ich lasse im 
Moment keine Fragen zu. 

Wenn Sie es immer noch nicht glauben, will ich es 
noch einmal deutlich machen: Die Subvention pro 
Arbeitsplatz lag im Jahr 1986 bei 41 000 DM, im Jahr 


1991 bei 86000 DM und im Jahr 1996 bei 135000 (C) 

DM, bei 11,5 Milharden DM insgesamt. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wie teuer ist 
denn Ihr Arbeitsplatz, Herr Kollege?) 

Das reicht; wir tun eine Menge für die Kohle. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Und wieviel kriegt 
der Kumpel davon durchschnittlich?) 

- Ziemlich wenig. - Mehr kann man - auch mit Blick 
auf die anderen Branchen und mit Blick auf die Bela- 
stung mit Steuern und Abgaben in Deutschland - 
wirklich nicht verantworten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich möchte aber noch einen anderen Aspekt auf- 
greifen, der mir sehr wichtig ist: Was passiert nach 
dem Jahr 2005? Ich lege großen Wert darauf, daß wir 
das redlich miteinander verabreden; denn wir haben 
nur eine Vereinbarung bis zum Jahre 2005. Vermut- 
lich - ich sage sogar: unvermeidlich - wird der An- 
passungsprozeß an diesem Jahrestag nicht sein Ende 
nehmen; er wird vielmehr weitergehen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

Es ist nicht zu erkennen, daß sich bis zu diesem Zeit- 
punkt die Verhältnisse so gravierend verändert ha- 
ben werden, daß wir dann sagen könnten: Die Struk- 
turen, die wir jetzt haben, rechnen sich, sind bezahl- 
bar, sind geboten und angesichts der gesamtwirt- 
schaftlichen Verantwortung, die wir tragen, verant- (D) 
wortbar. Das ist eine schwierige Aufgabe. 

Ich bitte nur um eines: Wecken wir keine falschen 
Hoffnungen! Tun wir nicht so, als sei das der Sockel! 

Es wird notwendigerweise ganz andere Sockelent- 
wicklungen geben müssen, es sei denn, die Verhält- 
nisse ändern sich. Ich sehe nicht, daß sie sich ändern. 
Deswegen: Wecken Sie bitte keine neuen Hoffnun- 
gen! Ich möchte nicht in wenigen Jahren wieder den 
Vorwurf hören, die Politik habe zugelassen, daß sich 
die Betroffenen etwas vorstellen konnten und nun 
kurzfristig ins kalte Wasser geworfen werden. Das 
nennt man dann Vertraue ns bruch, Wortbruch. Wir 
wirken an der langsamen, systematischen Vorberei- 
tung eines - später möglichen - neuen Vorwurfs, wir 
hätten unser Wort gebrochen, nicht mit. 

(Beifall des Abg. Gunnar Uldall [CDU/ 

CSU]) 

Wir werden das ganz sorgfältig offenhalten müssen. 

Ich darf auch die SPD bitten, in diesem Punkt wirk- 
lich mitzumachen. 

Eine letzte Bemerkung, weil wir das Ganze auch 
vor dem europäischen Hintergrund diskutieren: Der 
EGKS-Vertrag läuft im Jahr 2002 aus. Im Jahr 2005 
werden alle europäischen Länder ihre Kohlesubven- 
tionen auf Null gestellt haben. 

(Zuruf von der SPD: Spanien hat keine 
Erklärung abgegeben!) 
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- Alle. Warten Sie es ab! Belgien, Spanien, Frank- 
reich und Großbritannien werden ihre Subventionen 
im Jahr 2005 auf Null stehen haben. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Spanien nicht! - 
Dr. Uwe Küster [SPD]: Sie sind doch nicht 
auf der Höhe der Zeit!) 

Dann müssen auch Sie sich sorgfältig darauf vorbe- 
reiten. Wir müssen uns darauf vorbereiten, daß zu 
diesem Zeitpunkt eine erneute hohe Subventionie- 
rung auf Genehmigungsprobleme in Europa stoßen 
würde. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schauerte, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Lassen Sie mich 
zum Schluß ein Zitat bringen, warum schneller 
Strukturwandel sinnvoll ist. Die FAZ vom 12. Novem- 
ber 1997 schreibt zu Rheinhausen - ein hochinteres- 
santer Vorgang 

„Die vor zehn Jahren von den Arbeitern des 
Rheinhausener Krupp -Stahlwerks erkämpfte 
Verschiebung der Stillegung war rückblickend 
ein Fehler 11 , sagt Ralf Meurer, der Geschäftsfüh- 
rer der Duisburger Gesellschaft für Wirtschafts- 
förderung. „Hätte man schon 1989 mit der An- 
siedlung neuer Betriebe auf dem Stahlwerksge- 
lände beginnen können, wären wir heute wei- 
ter. 11 

Lassen Sie uns die Fehler von Rheinhausen nicht 
wiederholen! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Anke Fuchs 
[Köln] [SPD]: Was Sie gesagt haben, ist gut 
für uns im Ruhrgebiet! Das werden wir ver- 
breiten!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zu einer Kurz- 
intervention gebe ich Herrn Abgeordneten Urbaniak 
das Wort. 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Herr Kollege 
Schauerte, wir sind uns darüber im klaren, um wel- 
chen Komplex in der Energiepolitik es sich handelt. 
Wenn Sie sich die Geschichte des Steinkohleberg- 
baus und des Braunkohlebergbaus nach 1945 be- 
trachten, so stellen Sie fest, daß wir zu Beginn der 
60er Jahre in beiden Bereichen fast 1 Million Be- 
schäftigte hatten. Die Zahl der Beschäftigten ist zu- 
rückgenommen worden, und das hat natürlich Fol- 
gen für ihre eigene Versicherung. Darum war schon 
damals die Verpflichtung des Bundes aus der Reichs- 
versicherungsordnung notwendig, um die Zahlungs- 
fähigkeit des Versicherungszweiges der Knappschaft 
sicherzustellen. Darüber kann man hier doch nicht 
lamentieren! Das ist eine Selbstverständlichkeit, weil 
wir das auch in anderen Bereichen tun. Dies ist eben- 
falls Ausdruck des Strukturwandels in diesem Be- 
reich. 


Wir hoffen, daß das, was vereinbart wurde - Hans (C) 
Berger hat an Sie entsprechend appelliert -, durchge- 
halten wird und daß Sie nicht wieder mit einem Arti- 
kelgesetz kommen und zu demontieren anfangen. 

Was wir jetzt haben, muß stehen. Wenn wir regieren, 
werden wir der Kohle erst einmal eine Perspektive 
geben. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 

CSU: Ihr werdet aber nicht regieren!) 

- Machen Sie sich keine Hoffnungen, daß Sie dabei 
sind. Die Bevölkerung hat Sie schon als erledigt er- 
klärt. 

Die Größenordnung von Subventionen in anderen 
Bereichen - ich will sie nicht nennen - können Sie 
überhaupt nicht beziffern. Die Bergleute und die IG 
Bergbau haben ihren Dienst am Volk getan, und 
zwar ganz großartig. Sonst hätten wir während des 
Aufbaus Deutschlands überhaupt keine Grundlagen 
für die Entwicklung des Wohlstandes gehabt. Jetzt 
muß die andere Karte gezogen und auch bezahlt 
werden. Das wollen wir in vernünftiger Weise im 
Konsens tun. Dafür sollten wir der IG Bergbau und 
Herrn Berger ganz besonders danken. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schauerte, bitte. 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Herr Kollege Ur- 
baniak, ich habe zu Beginn meiner Rede gesagt, daß 
wir Wort halten. Daran gibt es auch nichts zu zwei- pj 
fein und zu deuteln. 

Zur Frage der Knappschaft, die Sie besonders er- 
regt hat: Wir haben in vielen Bereichen unserer ge- 
werblichen Wirtschaft massive Strukturanpassungen. 

Die Konsequenzen aus dieser Strukturanpassung, 
nämlich Wegfall von Arbeitsplätzen in speziellen Be- 
reichen, tragen alle Versicherten durch ihre Beiträge 
mit. Die Knappschaft ist ein Sonderfall. Wir wissen, 
daß dort mittlerweile rund 26 Prozent Beitrag gezahlt 
werden: 16 Prozent vom Arbeitgeber und 10 Prozent 
von den Arbeitnehmern. Weil die Knappschaft so ge- 
sondert gehalten und gefahren worden ist, gibt es 
dort jetzt eine besonders große Deckungslücke, die 
normalerweise in jeder anderen Branche von allen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern gemeinsam mit 
Versicherungsbeiträgen aufgefangen wird, in diesem 
speziellen Bereich mit steigenden Beiträgen von jetzt 
15 Milliarden DM vom Staat. 

Wenn auf der einen Seite immer von versiche- 
rungsfremden Leistungen gesprochen wird - darüber 
kann man ja wirklich trefflich diskutieren dann ge- 
hört es sich auf der anderen Seite, daß man darauf 
hin weisen kann: Hier macht der Staat mit allgemei- 
nen Steuermitteln für einen speziellen gewerblichen 
Bereich etwas, was in allen anderen Fällen die Versi- 
chertengemeinschaft trägt. Dabei handelt es sich um 
eine versicherungsfremde Leistung im umgekehrten 
Sinne. 

Ich habe ja nicht gesagt: Wir schaffen das ab. Aber 
wir müssen doch noch die Wahrheit benennen dür- 
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(A) fen, ohne daß man in einen falschen Verdacht gerät. 
Das Schlimmste in dieser politischen Auseinanderset- 
zung ist nämlich, daß wir die Wahrheit und die Fakten 
nicht zur Kenntnis nehmen wollen. Wenn wir das 
nicht tun, können wir nicht vorwärtskommen und zu 
Verbesserungen gelangen, die wir im Interesse der 
Arbeitsplätze in Deutschland dringend brauchen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Dietmar Schütz. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Jetzt kommt die 
Kohle aus Oldenburg!) 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! So akzeptabel die Kohle- 
frage gelöst ist - mein Dank geht auch noch einmal 
besonders an Hans Berger, der tüchtig mitgeholfen 
hat -, so ambivalent ist es, daß gestern die Koalitions- 
mehrheit in den Ausschüssen für Wirtschaft und Um- 
welt das Energiewirtschaftsgesetz und das Stromein- 
speisungsgesetz abschließend beraten hat - mit nicht 
akzeptablen Positionen 

(Beifall bei der SPD) 

gegen die Wettbewerbsfreiheit, bei der Frage des 
Netzzugangs, der so, wie es jetzt geregelt wird, die 
bestehenden Monopole begünstigt und sie zemen- 
tiert, gegen die Wahrung kommunaler Positionen bei 
der Sicherung kleinerer Stadtwerke und bei der 
y } kommunalen Energieversorgung und gegen die 
langfristigen Perspektiven für regenerative Energien, 
die schon im Jahre 2000 gedeckelt werden sollen. 

(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Wir reden 

aber heute über das Atomgesetz! Diese 
Debatte haben wir doch woanders!) 

Heute - jetzt komme ich zum heutigen Thema - sol- 
len wir in abschließender Lesung eine Atomrechts- 
novelle verabschieden, die die gesetzestechnischen 
Voraussetzungen für eine neue Reaktorgeneration auf 
den Weg bringen und die Änderungen auch an be- 
stehenden Atomkraftwerken erleichtern soll, indem 
man sich nicht mehr an dem dynamischen Prinzip des 
„Standes von Wissenschaft und Technik" orientiert. 
Dies ist die neue - und zugleich alte - Prioritätenent- 
scheidung der Bundesregierung für die Weiterent- 
wicklung der Kernkraft, die wir so nicht akzeptieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir akzeptieren auch nicht, daß in die Beratungen 
eine solche Eüe hineingebracht wurde. Am 9. Okto- 
ber gab es die erste Lesung. Wir hatten am 29. Okto- 
ber eine Anhörung, bei der die Koalitionsfraktionen 
mit ganzen zwei Personen vertreten waren. 

(Birgit Homburger [F.D.P]: Das stimmt nicht! 

Da waren mehr! ) 

- Drei. 

Heute haben wir die zweite und dritte Lesung. Ich 
frage mich: Wer treibt Sie, was treibt Sie? Für den 


EPR-Reaktor von Siemens und Framatome besteht, (C) 
soweit ich die Energielandschaft in der Bundesrepu- 
blik überblicke, überhaupt kein Bedarf bei uns, im 
Gegenteü: Es gibt bei uns eine erhebliche Überpro- 
duktion von Strom. Ein prüffähiges Basisdesign für 
eine standortunabhängige Prüfung hegt allenfalls in 
Monaten, wenn nicht erst in Jahren vor; also besteht 
auch von daher kein Anlaß zur Eüe. 

Ich halte das gesamte standortunabhängige Prüf- 
verfahren für völlig überflüssig. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Da werden Sie in 
drei Jahren auch anderer Meinung sein!) 

Sie wollen einzelne Fragen dieses Reaktortyps auf 
ihre Übereinstimmung mit den Normen des Atomge- 
setzes überprüfen. Das Ergebnis dieser Prüfung - so 
haben Sie das vor - soll im Bundesanzeiger veröffent- 
licht werden. Dies klingt nach einem feststellenden 
Verwaltungsakt, wäre da nicht Ihre Erklärung in der 
Begründung des Gesetzentwurfs. Aus ihr geht näm- 
lich hervor, daß eine Bindungswirkung für diese Prü- 
fung gar nicht eintreten soll. Sie veranstalten quasi 
ein öffentlich-rechtliches Verfahren, ohne allerdings 
die Öffentlichkeit überhaupt zu beteiligen. Sie wol- 
len eine solche L'art-pour-l'art- Veranstaltung ohne 
Bindungs Wirkung durchführen, um - wie Herr Birk- 
hofer in der Anhörung gesagt hat - Signale an das 
Ausland - dabei handelt es sich wohl um Export- 
signale - zu senden. 

Wie muß man diese Signale interpretieren? Entwe- 
der hat das Prüfergebnis zumindest nach dem Prinzip 
der normativen Kraft des Faktischen eine Wirkung p) 
und schafft somit ein Präjudiz für spätere Entschei- 
dungen - dann ist dieses am Bundesrat vorbeige- 
hende Verfahren verfassungswidrig, weü das Prüf- 
ergebnis Sie schon bindet -, oder es handelt sich tat- 
sächlich um eine L'art-pour-l'art- Veranstaltung für 
das Bundesamt für Strahlenschutz und auch für den 
Antragsteller. Dann ist es völlig nutzlos und hat in 
dem Gesetz nichts zu suchen. Man kann das Bundes- 
amt für Strahlenschutz auch über einen Gutachter- 
auftrag einschalten. Das ganze Prüfverfahren ist we- 
der Fisch noch Fleisch. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ebenso überflüssig ist nach dem Ergebnis der 
Einlassung aller Experten in der Anhörung die ge- 
plante Novellierung der Änderungsgenehmigun- 
gen. Schon in der Vergangenheit haben die Gerichte 
das Verhältnismäßigkeitsprinzip angewendet. Sie 
haben immer berücksichtigt, daß die Anwendung 
des dynamischen Prinzips des „Standes von Wissen- 
schaft und Technik " nach dem Verhältnismäßigkeits- 
grundsatz unterschiedlich erfolgen muß, je nachdem, 
ob es sich um eine Neuanlage oder um eine Ände- 
rungsgenehmigung handelt. Wir haben nicht nur das 
vage Gefühl, sondern den nachhaltigen Eindruck, 
daß der Verzicht auf den hohen Standard von Wis- 
senschaft und Technik ein „downsizing" des Stan- 
dards bedeutet, um die Gerichte an diese unteren 
Standards zu binden. Die permanente Rundemeue- 
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(A) rung von Kernkraftwerken darf nach unserer Mei- 
nung nicht zugelassen werden. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Wir müssen, meine Damen und Herren, an einem dy- 
namischen Fortschreiben der Sicherheitsanforderun- 
gen festhalten; sonst verfehlen wir den Schutzauftrag 
aus Art. 2 GG hinsichtlich Gesundheit und Leben. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Also doch EPR!) 

- Nicht EPR, sondern gar kein Atomkraftwerk, Herr 
Kollege Hirche. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Mindestens für den Bereich der Schadensvorsorge, 
also für die Beherrschung von Auslegungsstörfällen, 
darf es gar kein Verhältnismäßigkeitsprinzip geben. 
Hier muß - das haben uns die Wissenschaftler noch 
einmal gesagt - im Rahmen der Schadensvorsorge 
ohne jeden Abstrich eine Orientierung auf Wissen- 
schaft und Technik vorgenommen werden, und das 
muß so bleiben. 

Zum dritten Änderungskomplex, nämlich zu den 
Entsorgungsbereichen, will ich mich in der Sache 
nicht äußern. Das wird Frau Heidecke sicherlich tun. 
Ich will hier nur darauf hinweisen, daß die systemati- 
sche Aushebelung der Länderkompetenzen und der 
Ländermitsprache - und dadurch des Bundesrates - 
zu einem Unterlaufen des föderalen Prinzips auch an 
dieser Stelle führt; das werden wir nicht hinnehmen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

(B) DIE GRÜNEN) 

Es ist ja jetzt schon fast herrschende Praxis, meine 
Damen und Herren der Bundesregierung, alles am 
Bundesrat vorbei zu regeln, weil Sie den Diskurs mit 
der Länderebene vermeiden wollen. Sie haben - 
nicht nur auf diesem Gebiet - den Weg der Konsens- 
findung völlig verlassen, Sie handeln nach der De- 
vise; Friß, Vogel, oder stirb! Für eine derartige Politik 
bekommen Sie nicht unsere Unterstützung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifaü bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Kurt-Dieter Grül. 

Kurt-Dieter Griii (CDU/CSU): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Herr Urbaniak, ich kann nicht 
umhin, am Anfang meiner Rede zu sagen: Es wäre 
ganz schön, wenn sich die Kohle daran erinnerte, 
daß die Kernenergie über 20 Jahre zur Finanzierung 
der Kohlesubventionen in Deutschland beigetragen 
hat. 

(Beifaü bei der CDU/CSU - Widerspruch 

bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wenn Sie von Solidarität in diesem Lande reden, 
dann kann ich Ihnen als Niedersachse nur sagen: Die 
niedersächsischen Bürger und die niedersächsische 


Wirtschaft haben für die Kohlesubvention im Jahre (C) 
1995 noch blanke 850 Mülionen DM überwiesen. 

Und Sie lassen die Kernenergie mit dem Beitrag des 
Koüegen Schütz schmähüch im Stich, Sie weigern 
sich schlicht und einfach, die Realitäten in diesem 
Lande zur Kenntnis zu nehmen. Das ist die Wirklich- 
keit. 

(Beifaü bei der CDU/CSU - Widerspruch 
bei der SPD) 

Das zweite, meine Damen und Herren: Es ist ganz 
interessant, was Frau Schönberger und auch der Kol- 
lege Schütz hier zu der Anhörung der Experten ge- 
sagt haben. Ich frage mich allen Ernstes, woher Sie 
die Behauptung nehmen, daß alle, die wir angehört 
haben, Ihre Auffassung bestätigt hätten, was die No- 
veüierung dieses Gesetzes angeht: sowohl was die 
Frage der Nachrüstung, die Frage der Verfassungs- 
konformität, die Frage der juristischen Konformität 
als auch die Frage der technisch-wissenschaftlichen 
Konformität betrifft. Sie haben sich mit Ihren Exper- 
ten höchstens blamiert, wenn ich mal an den Auftritt 
von Herrn Duphorn denke, der gar nicht in der Lage 
war, auf die Fragen, die wir zu stellen hatten, irgend- 
eine Antwort zu geben. 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN) 

Die Experten sind also wirküch kein Beleg für das, 
was Sie hier vortragen, schon gar nicht für die Verfas- 
sungswidrigkeit, die Sie hier behaupten. 

Und eines weise ich mit allem Nachdruck zurück: 
daß Sie sich hier hinsteüen und - wider besseres Wis- (D) 
sen, behaupte ich - die Art. 2 und 20 des Grundge- 
setzes aus Ihrer Sicht als verletzt ansehen. Sie soüten 
es unterlassen, der Bundesregierung und der KoaÜ- 
tion, die die Mehrheit in diesem Hause hat, zu unter- 
stellen, sie würden die Sicherheit der Menschen in 
Deutschland mit der Kernenergie aufs Spiel setzen. 

Das ist eine infame, polemische Diffamierung einer 
verantwortungsbewußten Poütik, wie wir sie in 
Deutschland betreiben. 

(Beifaü bei der CDU/CSU) 

Das dritte, meine Damen und Herren, ist, wenn 
man sich den Gesetzestext anschaut: Wir bitten Sie 
überhaupt nicht, mit uns mitzuhalten - obwohl wir 
uns darüber freuen würden - und die Option der 
Kernenergie in Deutschland offenzuhalten, weü Sie 
uns einmal belegen müssen, wie denn eigentlich 
Ihre Poütik im Hinbück auf das aussieht, was wir ja 
im Anschluß diskutieren. Alle Kernenergieausstiegs- 
modeüe gehen zu Lasten der wachsenden C0 2 - 
Emissionen. Das ist in Schweden so, das ist anders- 
wo so. 

(Michael Müüer [Düsseldorf] [SPD]: Sie 
haben keine Ahnung!) 

- Ich kann es Ihnen vielfach belegen, Herr Müüer. Es 
stimmt: Die Kernenergie erspart Deutschland 
150 Müüonen Tonnen C0 2 . Sie haben kein Aus- 
stiegskonzept, das kümaverträglich ist. 

(Beifaü bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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(A) In diesem Zusammenhang sage ich: Die Novelle 
wird, was die Nachrüstung an geht, den Gerichtsur- 
teilen zu Krümmel gerecht. Wir stellen die Option 
deutlich in den Vordergrund und schaffen damit 
keine Bürgerbeteiligung ab; sie ist später im Stand- 
ortverfahren gewährleistet. 

(Abg. Monika Ganseforth [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Grill-- 

Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU): Ich beantworte keine 
Zwischenfragen, Herr Präsident. 

Wir haben eine Entschließung vorgelegt, die deut- 
lich macht, wie wir uns Entsorgung in Deutschland 
vorstellen. Frau Schönberger, Ihre Fraktion hat ja 
einen schönen Antrag verfaßt. Nach dem Lesen habe 
ich den Eindruck: Die Grünen wollen alle bestehen- 
den Anlagen abschaffen, weil sie nicht geeignet 
sind. Ihr Fraktionsvorsitzender sagt aber draußen: 
Aus moralischer und ethischer Verantwortung darf 
Deutschland keine Auslandsentsorgung vornehmen: 
Schreiben Sie doch einmal auf grünem Papier auf, 
was Sie wollen, aber tun Sie nicht so, als könnten Sie 
mit der Abschaffung der bestehenden Anlagen der 
Forderung Ihres Fraktionsvorsitzenden nach einer 
moralisch verantwortbaren nationalen Entsorgung 
gerecht werden. Schreiben Sie es uns vor der Bun- 
destagswahl auf, damit wir Sie anschließend - wenn 
das Unglück geschähe, daß Sie in die Regierung 
kommen - 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ein Glück wäre 
es!) 

beim Worte nehmen können. Ich möchte es gerne 
vorher wissen. 

Sie haben überhaupt keine Veranlassung, hier 
über die Einhaltung von Recht und Gesetz durch 
diese Regierung zu lamentieren. Heute mittag ist in 
Hannover ein Vertrag zwischen der GNS und der 
niedersächsischen Umweltministerin veröffentlicht 
worden. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Ein starkes Stück!) 

- Ein sagenhaftes Stück Papier! 

Im Juni 1993 haben die Grünen- Abgeordneten 
Dückert und Kempmann zusammen mit dem Mi- 
nisterpräsidenten und Frau Griefahn verabredet, die 
zweite Teilerrichtungsgenehmigung für die PKA in 
Gorleben nicht zu erteilen. Im September hat ein 
Beamter Ihrer Couleur der Ministerin aufgeschrie- 
ben, daß es rechtswidrig sei, diese zweite Teilerrich- 
tungsgenehmigung nicht zu erteilen. Er wurde in- 
nerhalb von Stunden versetzt. Heute hat Frau Grie- 
fahn entschieden, daß sie im Zusammenhang mit 
Gorleben in Zukunft alles ganz brav machen wird, 
nur damit sie nicht die Schadenersatzforderung - 
das Landgericht Hannover hätte über eine Klage in 
Höhe von 24 Millionen DM zu entscheiden - aufge- 
brummt bekommt. 


Wenn es überhaupt einen Beleg gibt, daß Sie das (C) 
Kernenergiegesetz rechtswidrig, willkürlich und 
fälschlich ausstiegsorientiert genutzt haben, dann ist 
es dieses Dokument, das heute mittag in Hannover 
veröffentlicht worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Birgit Homburger [F.D.P.]) 

Bevor Sie anderen Rechtsbruch vorwerfen, sollten 
Sie in den Spiegel gucken. Sie stehen für Rechts- 
bruch an vielen Stellen. Auch in diesem Fall sind Sie 
daran beteiligt gewesen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifah bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zu einer Kurz- 
intervention gebe ich dem Abgeordneten Dietmar 
Schütz das Wort. 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Herr Grill, mir 
ist einfach noch nicht klargeworden - auch Ihre Gut- 
achter haben das nicht deutlich machen können -, 
worin denn eigentlich der Unterschied liegt zwischen 
der bestehenden Rechtslage, die ja nach den Urteilen 
des Bundesverwaltungsgerichts - Berücksichtigung 
des Verhältnismäßigkeitsprinzips - festgezurrt ist, 
und dem, was Sie ändern wollen. Ihre Gutachter ha- 
ben uns immer erklärt: Schon heute würde das Ver- 
hältnismäßigkeitsprinzip beachtet. 

Mir will nicht einleuchten, wieso Sie für Ände- 
rungsgenehmigungen die Passage „Prüfung nach ( D ) 
dem Stand von Wissenschaft und Technik" streichen 
wollen. Darauf sollten Sie konkret eingehen. Sagen 
Sie, was Sie dadurch zusätzlich gewinnen. Sie müs- 
sen doch zugeben, daß man sich beim Nachbessem 
schon jetzt an diesen Prinzipien orientiert, weil die 
Gerichte das festgeschrieben haben. Meine Befürch- 
tung ist, daß der Gesetzgeber die Gerichte jetzt mög- 
licherweise auf einen darunterhegenden Standard 
bindet. Das wäre eine fatale Situation. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Grill, Sie können antworten, bitte. 

(Zurufe von der SPD) 

Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU): Ich will auf diese et- 
was flachen Zwischenrufe nicht eingehen. - Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Was ich in 
Gorleben tue, habe ich angefangen zu einer Zeit, als 
Ihr Bundeskanzler Helmut Schmidt Leute wie mich 
dafür gelobt hat, daß wir in der Lage sind, die Entsor- 
gung nuklearer Abfälle in Deutschland sicherzustel- 
len. Sie sollten sich schämen, die Leute, die die Ar- 
beit für die Kernenergie in Deutschland tun, auf 
diese Art und Weise zu diffamieren. 

(Beifah bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Kohege Schütz, zunächst einmal zu Ihrer Be- 
hauptung hier im Plenum, die Sie in den Raum ge- 
stellt haben, daß die Juristen und die technischen 
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(A) Sachverständigen Ihre Auffassung in der Frage der 
Nachrüstung bestätigt haben. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das 
stimmt nicht!) 

- Wenn Sie es nicht gesagt haben, ist es schön. Es 
war aber so zu verstehen. 

In dem Sinne stelle ich hier noch einmal sehr deut- 
lich fest, daß keiner der Juristen die Richtigkeit des- 
sen, was an Novelle in diesem Teil vorgeschlagen 
worden ist, bestritten hat. 

Das zweite ist, daß wir auch aus dem Gerichtsurteil 
zu Krümmel Konsequenzen ziehen. Das wissen Sie 
ganz genau. 

Das dritte ist, daß es schlicht und einfach eine fal- 
sche Behauptung ist, wenn Sie sich hier hinstellen 
und sagen, wir machten einen Abstrich bei der Si- 
cherheit der Kernenergie in Deutschland. Nehmen 
Sie diese falsche Behauptung zurück! Sie können sie 
gar nicht beweisen. Das ist ein übler Versuch, uns in 
eine falsche Ecke zu stellen. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun spricht als 
Mitglied des Bundesrates die Ministerin für Raum- 
ordnung, Landwirtschaft und Umwelt des Landes 
Sachsen-Anhalt, Frau Heidrun Heidecke. 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen- Anhalt): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die der- 

(B) zeitige Bonner Atompolitik ist gekennzeichnet von 
zwei Grundlinien: Sie hebelt systematisch die Inter- 
essen der Länder aus, und sie mißt in Ost- und in 
Westdeutschland auf bezeichnende Weise mit zwei- 
erlei Maß. 

Meine Damen und Herren, die strikte Anwendung 
der geltenden atomrechtlichen Maßstäbe des Bundes 
im Geltungsbereich der Länder ruft bei der Bundes- 
umweltministerin regelmäßig eine ganz bestimmte 
Reaktion hervor. Kaum artikulieren die Länder Si- 
cherheitsbedenken und -forderungen und begrün- 
den diese mit geltendem Atomrecht, reagiert der 
Bund mit dem allbekannten „Weisungsreflex": Lan- 
desministerien wird ein Maulkorb umgehängt. So ge- 
schehen in Niedersachsen mit Schacht Konrad, so 
geschehen in Hessen mit Biblis, so geschehen in 
Sachsen-Anhalt mit Morsleben, dem einzigen 
bundesdeutschen Endlager für radioaktive Stoffe. 
Doch lassen sich Sicherheitsbedenken der von 
Bürgerinnen und Bürgern gewählten Landesregie- 
rungen eben nicht per Weisung aus Bonn zerstreuen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Meine Damen und Herren, es mutet mich eigenar- 
tig an, daß eine Bundesumweltministerin - ausge- 
rechnet eine Ostdeutsche - in dieser Weise versucht, 
den ansonsten viel und zu Recht gescholtenen Um- 
weltstandards eines Unrechtsregimes zur fortgelten- 
den Durchsetzung zu verhelfen. Niemand müßte es 
doch besser wissen als Frau Merkel, wie unzurei- 
chend, ja leichtfertig und fahrlässig der Umgang mit 


und die Entsorgung von radioaktiven Stoffen zu (C) 
DDR-Zeiten gelaufen ist. Diese verantwortungslose 
Praxis wollen Sie fortsetzen, indem Sie geltendes 
bundesdeutsches Recht für das Endlager Morsleben 
außer Kraft setzen. 

(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Ach!) 

Sie verwechseln „blühende Landschaften" mit strah- 
lenden Endlagem. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Gegen Ihre mit der Weisungsknute durchgedrück- 
ten Wunschvorstellungen „blühender Atomland- 
schaften" im Osten, Frau Merkel, setzen wir die An- 
wendung gleichen Rechts und bundes einheitlicher 
Sicherheitsstandards . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Als Vertreterin ostdeutscher Bürgerinnen und Bürger 
frage ich: Warum werden wir als Menschen zweiter 
Klasse behandelt? 

(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Unverschämt- 
heit!) 

Denn nur so kann ich Ihre Pläne verstehen, in Mors- 
leben noch bis zum Jahre 2005 nach DDR-Recht ein- 
zulagem. 

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Das nennt 
man Spaltertätigkeit, was Sie da machen!) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
behauptet, sie wolle gar nicht mehr Abfälle als ohne- (D) 
hin geplant nach Morsleben bringen, sondern sich 
nur fünf Jahre länger Zeit dafür lassen. Ich kann nur 
eines sagen: Lassen Sie sich keinen Sand in die Au- 
gen streuen! Fakt ist: In den letzten 25 Jahren sind 
ganze 7 Prozent jenes Strahleninventars eingelagert 
worden, das jetzt noch unter Bundesaufsicht ohne 
Planfeststellungsverfahren unter die Erde soll. Das 
bedeutet: Noch über 90 Prozent des strahlenden 
Mülls hat Morsleben bis 2005 zu erwarten. 

Heute werden die strahlenden Altlasten von mor- 
gen produziert. Es ist ein beispielloser Countdown 
angezählt worden, an dessen Ende nicht ein glückli- 
ches „Take-off", sondern ein trauriges atomares 
„Fall-out" stehen mag. 

Die Bevormundung der Länder setzt sich fort mit 
der Absicht, über das Bundesamt für Strahlenschutz 
zugleich auch die atomrechtliche Zuständigkeit für 
Planfeststellungen an sich zu ziehen oder etwa 
standortunabhängige Genehmigungsverfahren für 
eine neue Reaktorgeneration durchzuführen. Ein 
Schelm, wer Böses dabei denkt! 

Meine Damen und Herren von der Bundesregie- 
rung, ich behaupte: Sie fahren wider besseres Wissen 
einen atompolitischen Kurs, der in einer Sackgasse 
mündet. Der von Ihnen angezettelte „Eichtest" in Sa- 
chen A-Klasse - hier: Atomklasse - wird Ihnen 
gründlich mißlingen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 
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(A) Ihr atompolitischer Schleuderkurs gerät zum Über- 
schlag, da Sie schlichtweg an tragenden Bauteilen 
herumpfuschen. Für die betroffenen Bundesländer 
gibt es nichts zu wanken, nichts zu schleudern und 
nichts zu überschlagen. 

Meine Damen und Herren von der Bundesregie- 
rung, Ihnen helfen keine Nachbesserungen am Fahr- 
werk. Nehmen Sie sich ein Beispiel an der Industrie, 
nehmen Sie Ihr Modell des Atomgesetzes vom 
Markt! Wir als Länder werden alles dafür tun, und 
sei es vor dem Bundesverfassungsgericht. 

Herzüchen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort der Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit, Frau Dr. Angela Merkel. 

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: „Wir als 
Länder“, wenn ich das höre! Wer hat Sie 
bevollmächtigt, so zu reden? - Gegenruf 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Die Wäh- 
ler! - Weitere Zurufe von der SPD und der 
CDU/CSU) 

- Eine Sekunde bitte! Die Redezeit beginnt noch 
nicht. Ich bin gern bereit, zu unterbrechen, bis Ruhe 
eingekehrt ist. - Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Schütz, wir haben 
den Diskurs - ich bin ein Freund des Diskurses, wir 
können ihn gern an wenden - in unzähügen energie- 
poütischen Gesprächen angewandt. Aber irgend- 
wann - das erwarten die Bürgerinnen und Bürger mit 
Recht - müssen Diskurse zu einem Ende und zu 
praktikablen Verfahrensvorschriften führen. Genau 
das haben wir mit der Novelle des Atomgesetzes ge- 
macht. 

Einige sprechen von der Aushebelung der Mitwir- 
kung der Länder. Ich habe immer wieder gesagt, und 
ich wiederhole es hier: Finden wir eine Mehrheit im 
Bundesrat für eine solche Novelle, so bin ich gern be- 
reit, die Kompetenzen zwischen Bund und Ländern 
aufzuteüen. Dieses Angebot güt bis zur abschließen- 
den Beratung im Bundesrat. 

Was die Rechtmäßigkeit der Atomgesetznovelle 
anbelangt, so gehört es sicherüch zu den Kuriositä- 
ten, daß niemals ein für Recht zuständiger Fachaus- 
schuß im Bundestag oder Bundesrat gesagt hat, sie 
sei nicht recht- oder verfassungsmäßig, sondern es 
waren immer andere Ausschüsse, die dieses Urteil 
gefällt haben. Ich glaube, auch das sollte uns ein we- 
nig zu denken geben. 

Lassen Sie mich kurz zu den zentralen Punkten 
sprechen. Das Prüfverfahren für die Weiterentwick- 
lung in der Sicherheitstechnik ist Gegenstand heftig- 
ster Kritik. Ich möchte an dieser Stelle noch einmal 
sagen: Die Weiterentwicklung der Sicherheitstech- 


nik auf dem Gebiet der Kernenergie ist dafür aus- (C) 
schlaggebend, inwieweit wir auch international vor- 
ankommen, inwieweit wir Menschen besser schüt- 
zen können. Wir als Bundesrepublik Deutschland 
sollten in Mittel- und Osteuropa und. in anderen Tei- 
len der Welt ein elementares Interesse daran haben, 
für mehr Sicherheit, als wir heute haben, zu sorgen. 

(Beifall des Abg. Hartmut Schauerte [CDU/ 

CSU]) 

Deshalb führen wir das deutsch-französische Ge- 
meinschaftsprojekt weiter. Deshalb haben wir zwi- 
schen Deutschland und Frankreich harmonisierte Si- 
cherheitsrichtlinien, und deshalb kann das der Aus- 
gangspunkt für mehr Sicherheit weltweit sein. 

Andere handeln - Sie haben es gesehen zwi- 
schen China und den Vereinigten Staaten finden 
Verkäufe von Kernkraftwerken statt. Ich finde, wir 
sollten uns mit unseren Sicherheitsstandards auf ho- 
hem Niveau an dieser Weiterentwicklung beteiligen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P. - Zuruf von der SPD: 

Das war entlarvend!) 

- Das war überhaupt nicht entlarvend, Herr Abge- 
ordneter, sondern Ausdruck der Tatsache, daß wir 
Mittel- und Osteuropa nichts, aber auch gar nichts 
zur Verbesserung der Sicherheit zu sagen haben, 
wenn wir selber nicht aktiv daran mitarbeiten. Das 
kann ich Ihnen schriftüch geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 

und der F.D.P.) ( D ) 

Meine Damen und Herren, sicherheitstechnische 
Verbesserungen müssen nicht nur im Ausland statt- 
finden, sondern auch bei uns. Die Klarstellung, die 
wir in diesem Gesetz noch einmal vorgenommen ha- 
ben, hatte ihre Ursache in dem Urteil des Bundesver- 
waltungsgerichts zu Krümmel, das nahegelegt hat - 
ich sage das in aller Deutlichkeit daß die Investo- 
ren oder aber die Betreiber der Kernkraftwerke in 
Zukunft vielleicht nicht mehr bereit sein werden, 
Nachrüstungen, die die Sicherheit verbessern, über- 
haupt noch durchzuführen, weil sie fürchten, daß 
diese sie wirtschaftüch völüg in den Ruin treiben 
würden. 

Dies hieße: weniger Sicherheit. Wir wollen aber 
mehr Sicherheit. Deshalb sagen wir: Wir müssen den 
Stand von Wissenschaft und Technik umsetzen, aber 
natürüch nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, 
wie wir es aus unserem Grundgesetz kennen. Wir ha- 
ben dies klargestellt, weü wir gesehen haben, daß 
die Entwicklungen und die gutachterlichen Tätigkei- 
ten in die andere Richtung laufen. 

Der Vollzug ist hier schon angesprochen worden. 
Schauen Sie einmal nach Hessen und darauf, wie wir 
bei der Sicherheitsverbesserung von Biblis voran- 
kommen. Dann werden Sie sehen, daß durch einen 
Nichtvollzug, durch eine Verschleppung dafür ge- 
sorgt wird, daß sicherheitstechnisch nichts mehr ge- 
macht werden kann. Wenn das das Ergebnis von rot- 
grüner Politik ist, kann ich nur sagen: Das ist gegen 
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(A) die Interessen der Menschen in Deutschland gerich- 
tet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Ministe- 
rin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeord- 
neten Schönberger? 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ja. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Ministerin, Sie haben vorhin ausgeführt, daß 
Sie die Regelung in § 7 Abs. 2 des Atomgesetzes ge- 
macht haben, damit es zu einer Verbesserung und 
nicht zu einer Verschlechterung des Sicherheitsstan- 
dards kommt, weü ohne die Regelung, daß Investitio- 
nen für die Betreiber auch wirtschaftlich vertretbar 
sein müssen, diese vielleicht gar nicht mehr nachrü- 
sten würden. Stimmen Sie mir zu, daß das Atomge- 
setz nach der gegenwärtigen Rechtsprechung die 
Atomaufsicht - wie in Biblis geschehen - verpflichtet, 
dafür zu sorgen, daß ein Atomkraftwerk nach dem 
Stand von Wissenschaft und Technik zu betreiben ist 
und daß die Aufsichtsbehörde sogar von sich aus tä- 
tig werden und den Betreiber per Auflage dazu ver- 
pflichten muß, diese Nachrüstungen zu machen, daß 
es also nicht im freien Beheben des Betreibers hegt, 
ob er nachrüstet oder nicht, und daß es allein Ihre 
bundesaufsichthche Weisung gewesen ist, die das 
Land Hessen daran gehindert hat, dieser atomauf- 
( ß ) sichthchen Pflicht nachzukommen? 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Frau Kollegin, 
erstens ist es natürlich die Aufgabe der Atomaufsicht, 
darauf zu achten, daß die Standards eingehalten wer- 
den. Das ist überhaupt nicht anzuzweifeln. 

Zweitens ist es im Zweifelsfall immer besser, daß 
ein Betreiber auch von sich aus agiert. Das ist zum 
Teil auch der Fall. Um dies nicht völlig zu unterminie- 
ren, ist es wichtig, daß der Betreiber weiß, daß nicht 
jede Veränderung seiner Anlage hin zu mehr Sicher- 
heit Ausgangspunkt von völlig unsinnigen, verfah- 
rensverlängernden Dingen ist. Genau dies haben wir 
noch einmal klargestellt. 

Wir haben auch klargestellt, daß eine Verbesse- 
rung der Sicherheit nicht mit Kosten verbunden sein 
muß, die dazu führen, daß das Verhältnismäßigkeits- 
prinzip nicht mehr gewahrt ist. Bei allen Maßnahmen 
- auch bei den atomrechtlichen Maßnahmen -, die 
wir in unserem Land durchführen, leben wir immer 
in dem Spannungsfeld zwischen Verhältnismäßigkeit 
und dem Stand von Wissenschaft und Technik, der 
im Atomrecht gilt. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer) 

Es geht um dieses Spannungsfeld. Hierzu haben 
wir noch einmal eine Klarstellung des geltenden Ver- 
ständnisses des Atomgesetzes vorgenommen, es 
aber nicht verändert. Das Verhältnis mäßigkeitsprin- 


zip hat auch vor der Novelle gegolten. Das ist völlig (C) 
klar. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Erlauben Sie 
eine zweite Zwischenfrage? 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ja, aber das ist 
dann die letzte. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Ministerin, ich frage nach, ob Sie mir recht ge- 
ben, daß zwischen sonstigen Industrieanlagen und 
den Atomkraftwerken ein Unterschied bezüglich der 
tödlichen Gefahr besteht, die von Atomkraftwerken 
insbesondere im Falle eines Unfalles ausgehen kann, 
und daher der Stand von Wissenschaft und Technik 
und der Sicherheit höher zu gewichten ist als bei an- 
deren Anlagen und in Relation dazu die wirtschaftli- 
che Vertretbarkeit dort nicht in dem Maße gegeben 
sein kann, wie Sie das mit Ihrer Novelle beabsichti- 
gen? 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Frau Kollegin, 
dies betrifft genau den Unterschied zwischen dem 
Stand der Technik, der in den einzelnen Umweltge- 
setzen sogar unterschiedlich definiert ist, und dem 
Stand von Wissenschaft und Technik, nämlich dem 
höchsten denkbaren Stand, den wir im Atomrecht als 
Maßstab nehmen, um die Sicherheit vor den Gefah- 
ren für die Gesundheit der Menschen, die von den 
Kraftwerken ausgehen könnten, zu gewährleisten. 

Von diesem Stand rücken wir nicht ab. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Veränderungsgenehmigungen im Immissions- 
schutzrecht bedürfen in Zukunft zum Teil nur noch 
der Anzeige, wenn sie zur Verbesserung der Sicher- 
heit beitragen. Darüber redet im Atomrecht kein 
Mensch. Den Stand von Wissenschaft und Technik 
als Maßstab gibt es nur im Atomrecht, und zwar aus 
genau den Gründen, die Sie dargelegt haben. Davon 
rücken wir auch nicht ab. Wenn Sie sagen: „Das 
stimmt nicht ", dann muß ich Ihnen entgegnen, daß 
es doch stimmt, daß es genau so ist, und daß es im 
übrigen so sogar noch im Gesetz steht. 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich 
möchte zwei Dinge nennen, die sich mit der Entsor- 
gung beschäftigen. Es gehört bei dieser Debatte si- 
cherlich dazu, zu sagen, daß es einigermaßen bedau- 
erlich ist, daß das Interesse der Sozialdemokraten an 
Entsorgungsfragen mit dem Tag gesunken ist, an 
dem die Kohlefragen geklärt waren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es gehört auch zu den bedauerlichen Erscheinungen 
dieser energiepolitischen Gespräche, daß diese nicht 
an den Konzeptionen für die Zukunft gescheitert 
sind, sondern an den ganz konkreten Fragestellun- 
gen unseres Alltags, nämlich: Wohin gehen die näch- 
sten Castor- Transporte? Nach La Hague, nach Gorle- 
ben oder nach Ahaus? Auch das muß man sagen. 
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(A) Wir können nicht Projekte für in zehn Jahren 
schmieden, aber uns nicht damit befassen, was in 
den nächsten zwei Jahren passiert. Das wäre eine 
Politik, die nicht verantwortbar wäre. 

Deshalb sage ich Ihnen: Mit dieser Novelle des 
Atomgesetzes ist der Weg frei, weiter über alle Fra- 
gen zu sprechen, die nichts mit rechtstechnischen 
Änderungen, sondern mit Vollzug und praktischer 
Politik zu tun haben. Aus diesem Grunde hoffe ich, 
daß wir auch für die Fragen der nächsten Jahre zu ei- 
ner vernünftigen Einigung kommen. 

Ein abschließendes Wort, Frau Heidecke: Den 
Antrag zum Planfeststellungsverfahren für die Still- 
legung von Morsleben hat diese Bundesregierung 
durch das BfS gestellt. Sie wissen genauso gut wie 
ich, daß dieses Planfeststellungsverfahren bis zum 
Jahr 2000 nicht zu schaffen ist. Sie würden sogar 
schreien, ich würde die Bürgerbeteiligung ausschal- 
ten, wenn ich ein solches Verfahren durchpeitschen 
wollte, wie Sie das wahrscheinlich nennen würden. 
Aus diesem Grunde haben wir genauso wie für die 
Wismut eine Verlängerung der Fristen des Eini- 
gungsvertrages in diesem Gesetz vorgenommen - 
nicht weniger und nicht mehr. 

Wir werden die vereinbarten Mengen nicht über- 
schreiten. Wir werden das Planfeststellungsverfahren 
nach westdeutschem Recht durchführen. Wir werden 
es nicht etwa auf Weiterbetrieb durchführen, sondern 
auf Stillegung. Dies ist genau meine ostdeutsche 
Antwort auf die Tatsache - auch das will ich hier 
ganz klar sagen daß es die alte Bundesrepublik bis 

(B) heute nicht geschafft hat, ein Endlager für mittel- 
und schwachradioaktive Stoffe aus Medizin, For- 
schung und anderen Bereichen einzurichten. Das 
muß sich ändern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb brauchen wir Konrad. Deshalb wird in Mors- 
leben das Planfeststellungsverfahren auf Schließung 
durchgeführt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zu den Abstimmungen. 

Wir stimmen zunächst über den von der Bundesre- 
gierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Atomgesetzes und des Gesetzes über die Errich- 
tung eines Bundesamtes für Strahlenschutz ab. Das 
sind die Drucksachen 13/8641 und 13/8958 Nr. 1. 

Es liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/8986 vor, 
über den wir zuerst abstimmen. Wer stimmt für den 
Änderungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Der Änderungsantrag ist mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der gesamten 
Opposition abgelehnt worden. 


Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in (C) 
der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. Wer stimmt dagegen? - Gibt es Enthal- 
tungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Be- 
ratung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge- 
gen die Stimmen der Opposition angenommen wor- 
den. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe- 
ben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der Ge- 
setzentwurf ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen und einer Stimme aus der SPD gegen die 
Stimmen der Opposition angenommen worden. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit empfiehlt unter Nr. 2 seiner Beschluß- 
empfehlung auf Drucksache 13/8958 die Annahme 
einer Entschließung. Wer stimmt für diese Beschluß- 
empfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die 
Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koali- 
tion sfraktionen gegen die Stimmen der Opposition 
angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/8987 (neu). Wer stimmt für diesen 
Entschließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltun- 
gen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS bei Enthaltung der 
SPD abgelehnt worden. 

P) 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie- 
ßungsantrag der Gruppe der PDS auf Drucksache 
13/8988. Wer stimmt für diesen Entschließungsan- 
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ent- 
schließungsantrag ist mit den Stimmen der Koaliti- 
onsfraktionen und der SPD gegen die Stimmen der 
PDS bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen ab- 
gelehnt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über Tagesord- 
nungspunkt 4 b: Abstimmung über den von der Bun- 
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Neu- 
ordnung der Steinkohlesubventionen; das sind die 
Drucksachen 13/8635 und 13/8975. Ich bitte diejeni- 
gen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Gegen- 
stimmen? - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung mit den Stimmen der Ko- 
alitionsfraktionen, der SPD und des Bündnisses 90/ 

Die Grünen bei Enthaltung der PDS angenommen 
worden. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich nunmehr 
zu erheben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - 
Der Gesetzentwurf ist mit dem eben festgestellten 
Stimmenverhältnis angenommen worden, also mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der SPD und 
des Bündnisses 90/Die Grünen bei Enthaltung der 
PDS. 
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Ich rufe die Zusatzpunkte 4 und 5 auf: 

ZP4 Beratung der Unterrichtung durch die Bundes- 
regierung 

Beschluß der Bundesregierung zum Klima- 
schutzprogramm der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf der Basis des Vierten Berichts der In- 
terministeriellen Arbeitsgruppe „C0 2 -Reduk- 
tion" (IMA „C0 2 -Reduktion") 

-Drucksache 13/8936- 

Überweisun gs vors chlag : 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Verkehr 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo- 
gie und Technikfolgenabschätzung 

Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

ZP5 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Klimagipfel in Kioto: Ein neuer Anlauf zum 
Schutz des Klimas 

-Drucksache 13/8969- 

Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Verkehr 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo- 
gie und Technikfolgenabschätzung 

Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Es liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. - 
Widerspruch höre ich nicht. Dann ist das so beschlos- 
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat wie- 
derum die Bundesministerin Angela Merkel. 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich freue mich, daß heute 
Gelegenheit ist, im Vorfeld der Konferenz von Kioto, 
der dritten Vertragsstaatenkonferenz, über unsere 
nationalen Maßnahmen zur C0 2 -Minderung zu de- 
battieren. Ich kann sagen, daß sich der Vierte Bericht 
der Interministeriellen Arbeitsgruppe C0 2 -Reduktion 
genau diesem Ziel verschreibt, wobei er sich in der 
Kontinuität der anderen Berichte befindet. 

Sie wissen, daß die C0 2 -Reduktion seit 1990 syste- 
matisch und inzwischen mit über 150 Maßnahmen 
vorangetrieben wurde. Wenn man den Antrag der 
SPD-Fraktion liest, so muß man feststellen, daß Sie, 
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
diese Tatsache offensichtlich überhaupt nicht zur 
Kenntnis nehmen. Es sind bereits in anderen Kabi- 
nettsitzungen in den Jahren 1991 und 1994 und nun- 
mehr auch in 1997 Maßnahmen beschlossen worden. 

Die Bundesregierung hält an dem Ziel fest, die 
C0 2 -Emissionen bis 2005 um 25 Prozent gegenüber 


1990 zu senken. Wir haben einen Katalog mit über (C) 
150 Maßnahmen, der dies unterstreicht. Es wird im 
übrigen inzwischen auch von den Nichtregierungs Or- 
ganisationen weltweit anerkannt, daß wir in dieser 
Republik über Maßnahmen verfügen, die anderswo 
mit größten Augen bestaunt werden. Als ich jetzt von 
meinen Kollegen aus Kanada gefragt wurde, was 
man denn in Deutschland mit der Automobilindustrie 
mache, damit diese die C0 2 -Emissionen ihrer Pro- 
dukte senke, und ich von der Selbstverpflichtung er- 
zählt habe, haben sie mich mit größten Augen ange- 
schaut und gefragt: Auch* die Importeure? Ich sagte: 

Ja, auch die Importeure haben in Deutschland mitge- 
macht, weü hier ein Klima herrscht, bei dem klar ist, 
daß wir etwas zur C0 2 -Minderung tun müssen. 

Deshalb haben wir auch Erfolge erzielt. Zwischen 
1990 und 1996 sind die C0 2 -Emissionen um 10,3 Pro- 
zent - das sind 104 Millionen Tonnen - gesunken. 
Dabei wurde der Rückgang zwischen 1990 und 1995 
durch zwei sehr kalte Winter leider auf gehalten. Wir 
hoffen aber, daß wir den Trend wieder in die richtige 
Richtung bringen. 

Viel wichtiger ist, daß das Verhältnis der energie- 
bedingten C0 2 -Emissionen zum Bruttoinlandspro- 
dukt in Deutschland zwischen 1990 und 1996 um 
19 Prozent gesunken ist. Das zeigt, daß wir in unse- 
rem Lande Wirtschaftswachstum und Energiever- 
brauch entkoppelt haben. Das ist ein ganz wichtiges 
Ergebnis. 

Bei den anderen Treibhausgasen waren erhebüche 
Reduktionen zu verzeichnen. Wir müssen sagen, daß 
sich Deutschland mit der Gesamtbüanz international 
sehr wohl sehen lassen kann und dazu beiträgt, daß * ' 
die Europäische Union als Ganzes im Jahre 2000 die 
Verpflichtungen aus der Klimarahmenkonvention 
mit größter Wahrscheinüchkeit einhalten wird, näm- 
lich die Treibhausgasemissionen in der Europäischen 
Union auf das Niveau des Jahres 1990 zu senken. 

Es wird immer wieder gesagt - das ist einer der 
Vorwürfe, über die man redlich diskutieren muß -, 
der gesamte Rückgang der Treibhausgasemissionen 
sei durch Umstrukturierungen und den Abbau von 
Industrien in den neuen Bundesländern erreicht wor- 
den. Dies ist einerseits richtig. Andererseits haben 
wir aber in den letzten Jahren in den neuen Bundes- 
ländern bis zu 8 Prozent reales Wirtschaftswachstum 
gehabt, ohne daß die C0 2 -Emissionen wieder ange- 
stiegen sind. Wir haben ferner Effizienzverbesserun- 
gen in vielen Bereichen erreicht. Das wird jeder, der 
durch die neuen Bundesländer fährt, sehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Viel wichtiger ist aber, daß sich auch in den alten 
Bundesländern die spezifischen C0 2 -Emissionen pro 
Kopf verringert haben, nämlich von 12 auf 11,1 Ton- 
nen, wobei dies aber leider durch das Bevölkerungs- 
wachstum - wir haben heute 3 Millionen mehr Men- 
schen - wieder aufgefressen wurde, was uns nicht 
zufriedenstellen kann. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Pro Kopf!) 

Aber ich sage ganz deutlich: Pro Kopf gesehen sind 
die C0 2 -Emissionen auch in den alten Bundeslän- 
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Bundesministerin Dr. Angela Merkel 
(A) dem gesunken. Ich finde, wir müssen auch einmal 
Hoffnung verbreiten, damit nicht immer wieder die 
alte Leier vorgebracht wird, es gehe nichts, es mi- 
niere den Wirtschaftsstandort Deutschland. Das Ge- 
genteil zu beweisen ist unsere gemeinsame Aufgabe. 

Meine Damen und Herren, wir wissen, daß wir mit 
den bisherigen Maßnahmen nach allen Prognosen 
und Szenarien, die uns vorliegen, bis zum Jahre 2005 
gegenüber 1990 eine C0 2 -Minderung von etwa 15 
bis 17 Prozent erreichen werden. Die Konsequenz 
heißt, wir brauchen neue, zusätzliche Maßnahmen. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Michael MüUer [Düsseldorf] [SPD]: Aha!) 

- Herr MüUer, es ist doch ein ganz normaler Vorgang, 
daß man, wenn man sich ein Ziel für einen Zeitraum 
von 15 Jahren, nämlich von 1990 bis 2005, setzt, zwi- 
schendurch Schritte definiert. Wir haben weit über 
100 Maßnahmen. Wir haben jetzt geschaut, was sie 
bringen. Dann macht man ein neues Szenario und 
sagt, man brauche noch zusätzliche Maßnahmen. 
Das ist bei einer langfristig angesetzten Politik doch 
das Normalste von der Welt. Wir haben jetzt eine 
C0 2 -Reduktion von 15 bis 17 Prozent bis 2005. Das 
bedeutet, daß wir noch eine zusätzliche Reduktion 
von 8 bis 10 Prozent brauchen. Das macht 80 bis 
100 Millionen Tonnen aus. Wir haben hierfür im Ka- 
binett einen Maßnahmenkatalog vorgelegt, über den 
wir heute diskutieren woUen. - 

Frau Präsidentin, ich habe 15 Minuten Redezeit 
und nicht fünf. Insofern irritieren mich die Null bzw. 
das Minuszeichen hier am Rednerpult. Wir arbeiten 
zwar an der Reduktion von C0 2 ; aber ich möchte hier 
nicht im Minusbereich sprechen. Das verwirrt mich. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Auf meinem 
Zettel steht, daß von Ihrer Fraktion eine Redezeit von 
fünf Minuten angemeldet worden ist. Sie dürfen, 
grundgesetzmäßig verankert, natürlich sowieso so 
lange reden, wie Sie woUen. VieUeicht können wir 
das eben klären. Jetzt reden Sie erst einmal in Ruhe 
weiter. 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ich will die im 
Kabinett vorgestellten Maßnahmen nennen. 

Zum einen ist es die Weiterentwicklung der Erklä- 
rung der deutschen Wirtschaft zur Klimavorsorge. 
Wir werden in der nächsten Woche gemeinsam mit 
der Wirtschaft den ersten Monitoring-Bericht entge- 
gennehmen. Wir erwarten von dieser Weiterentwick- 
lung eine zusätzliche C0 2 -Minderung von 10 bis 
20 Millionen Tonnen. 

Wir wollen den Einsatz erneuerbarer Energien för- 
dern. Ich glaube, mit der Novelle des Energiewirt- 
schaftsgesetzes und dem dazugehörigen Stromein- 
speisungsgesetz wird uns ein wichtiger Schritt ge- 
rade in Richtung Biomasse gelingen. 

Wir wollen die Wärmeschutzverordnung und die 
Heizungsanlagen-Verordung im Zusammenhang mit 
einer Energiesparverordnung novellieren. Das 


bringt eine weitere Einsparung von 16 bis 24 Millio- (C) 
nen Tonnen C0 2 . 

Wir wollen die verstärkte Nutzung der industriel- 
len und kommunalen Kraft-Wärme-Kopplung. 

Wir wollen Fortbildungsprogramme sowie eine 
verstärkte Information und Aufklärung zu kraftstoff- 
sparendem Fahren. 

Darüber hinaus halten wir noch eine ganze Reihe 
von weiteren Maßnahmen für erforderlich, so die Ein- 
führung einer EU- weiten aufkommens- und wettbe- 
werbsneutralen C0 2 -/Energiesteuer oder einer ver- 
gleichbaren steuerlichen Regelung. Dies bleibt auf 
der Tagesordnung und wird vorangetrieben. 

Wir wollen streckenbezogene Straßenbenutzungs- 
gebühren für Lkw einführen mit dem Ziel, die Wege- 
kosten gerechter zu gestalten. Außerdem haben wir 
die Selbstverpflichtung der Automobilindustrie er- 
reicht, von der ich schon gesprochen habe. 

Außerdem sollten wir auch nicht übersehen, daß 
wir bei den abfallwirtschaftlichen Aktivitäten ein er- 
hebliches Minderungspotential ausschöpfen werden 
und daß die Einbindung von Kohlenstoff in C0 2 -Sen- 
ken in der C0 2 -Bilanz der Bundesregierung nicht 
enthalten ist, obwohl dazu im Rahmen der internatio- 
nalen Klimarahmenkonvention die Möglichkeit ge- 
geben wäre - auch dies sollte ein wichtiger Punkt in 
Kioto sein und daß es neben den Aktivitäten der 
Bundesregierung erfreulicherweise auch noch Län- 
der und Kommunen gibt, in denen erfreulicherweise 
im Zusammenhang mit dem Agenda-21-Prozeß in- (D) 
zwischen vieles Wichtige geschieht, das zu weiteren 
Reduktionen führen wird. Ich halte es für richtig, daß 
wir unser nationales Programm in die europäische 
Klimaschutzstrategie einbeziehen und versuchen 
wollen, hier weitere Dinge voranzutreiben. Ich nenne 
die internationale, über Europa hinausgehende Be- 
steuerung von Flugkraftstoffen - ein ganz wichtiger 
Punkt. All das sind wichtige Projekte, die zu C0 2 - 
Minderungen führen. Wir machen das gerne; wir 
müssen nur noch einige Länder überzeugen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Michaele Hustedt [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]:Es gibt nichts Gutes, 
außer man tut es!) 

Zum deutschen Klimaschutzprogramm gehören 
auch die sogenannten „joint implementations " oder 
die „activities implemented jointly"- Projekte, von de- 
nen wir inzwischen eine große Zahl unterstützen: 
Windkraftanlagen in Lettland, Solar-Hybrid-Kon- 
zepte in Indonesien, Optimierung des Energiever- 
brauchs von Kompressorstationen beim Erdgastrans- 
port in Rußland sowie die Sanierung der Energiever- 
sorgung des Skoda-Werkes und die Errichtung und 
Sanierung von Zementwerken in Tschechien. Ich 
glaube, die gemeinsame Umsetzung solcher Pro- 
gramme mit mittel- und osteuropäischen Staaten und 
den Entwicklungsländern ist ein ganz wichtiger 
Schritt. Die Bundesregierung tritt für eine Koordinie- 
rung dieser Maßnahmen im gemeinsamen Wirt- 
schaftsraum der Europäischen Union ein. 
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Bundesministerin Dr. Angela Merkel 

(A) Ich möchte hier ausdrücklich hervorheben, daß es 
im Hinblick auf die Klimaverhandlungen in Kioto 
von größter Bedeutung ist, daß die Europäische 
Union vorgeschlagen hat, die Emmissionen von C0 2 
CH 4 und N 2 0 bis 2005 um mindestens 7,5% und bis 
zum Jahre 2010 um 15 Prozent zu reduzieren. Daß 
die Europäische Union dies vorschlagen konnte, ist 
darin begründet, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land erhebliche Anstrengungen und erhebliche Bei- 
träge für diese Reduktion leistet. Deshalb können wir 
bei den Verhandlungen in Kioto selbstbewußt auftre- 
ten und von unseren Erfolgen vor Ort berichten, da- 
mit die Horrorszenarien, wie sie leider in den Verei- 
nigten Staaten zu Zeit in Werbespots gezeigt werden, 
endlich einmal entkräftet werden. Wir können zei- 
gen, daß die Maßnahmen zur Energieeinsparung 
und zur C0 2 -Reduktion auch richtige Gewinnoptio- 
nen für unsere eigene Wirtschaft beinhalten. Genau 
dies wird nämlich immer wieder übersehen und wird 
uns auch von den Entwicklungsländern nicht ge- 
glaubt, wenn wir es nicht am eigenen Beispiel bele- 
gen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ- 
NEN und der F.D.P) 

In Kioto stehen uns allen sehr schwierige Verhand- 
lungen bevor. Ich würde sagen, es werden mit die 
schwierigsten Verhandlungen sein, die wir jemals im 
Umweltbereich zu führen hatten, weil es um recht- 
lich bindende Verpflichtungen zur Reduktion von 
Treibhausgasen auf der Basis von meßbaren Zahlen 
und Fakten geht. Das ist sehr viel schwieriger, als all- 

(B) gemeine Texte aufzustellen. 

Wir werden deshalb auch weiter sehr entschieden 
dafür werben müssen, daß die Vorschläge, die heute 
von den Vereinigten Staaten und Japan auf dem 
Tisch hegen, verbessert werden 

(Beifall der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD]) 

und daß andere Länder, die überhaupt noch keine 
Vorschläge unterbreitet haben, dies nun endlich ein- 
mal tun. Ich denke dabei an Australien, Neuseeland, 
Kanada und viele andere Länder. Wir werden weiter 
weltweit für unser nationales Know-how werben 
müssen und sagen: Es ist ein Fortschritt nicht nur für 
das Klima, sondern auch für die Verbesserung der 
Energieeffizienz und damit für die Verbesserung un- 
serer Standorte. Ich denke, daß die Bundesregierung 
mit dem vorgelegten Bericht einen wichtigen Schritt 
gegangen ist, der zeigt, daß das C0 2 -Minderungsziel 
von 25 Prozent auch bei wirtschaftlichem Wachstum 
erreichbar ist. Wir können das schaffen. Dafür wollen 
wir weiter arbeiten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Michael Müller (Düsseldorf) (SPD): Meine Damen 
und Herren! Die reale Gefahr einer durch Menschen 
verursachten Klimakatastrophe fordert uns alle. Des- 
halb, Frau Ministerin, sagen wir unbeschadet aller 
Kontroversen auf diesem Gebiet: Wir wünschen ei- 


nen Erfolg der Konferenz in Kioto. Wir sagen auch, (C) 
daß wir jede Ihrer Anstrengungen, die ehrgeizigen 
Ziele zu erreichen, unterstützen. Das gilt unbescha- 
det aller sonstigen Kontroversen in diesem Feld. 

(Beifaü bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Hier geht es nicht um Peanuts; hier geht es um eine 
Herausforderung, die mit der Frage der Friedensfä- 
higkeit der Menschheit gleichzusetzen ist. Der 
Wunsch nach Erfolg der Konferenz von Kioto wird 
daher ungeachtet aller Meinungsunterschiede von 
uns mitgetragen. 

(Beifaü bei der SPD sowie des Abg. Albert 
Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Man darf es nicht leichtmachen und sagen, Klima- 
änderungen seien eine Folge der Erhöhung der Tem- 
peratur in aüen Breiten der Erde. Tatsächlich sind 
Klimaänderungen gekoppelt mit zum Teil gravieren- 
den Verschiebungen aller unserer wichtigen Lebens- 
faktoren wie beispielsweise der Windverhältnisse, 
der Niederschlagsverteilung, der Eisschichten und - 
darauf möchte ich am Anfang ein wenig zu sprechen 
kommen - der Meeresströmungen. 

Es ist wirküch besorgniserregend, was im Augen- 
blick insbesondere im Pazifik vor der lateinamerika- 
nischen Küste passiert, nämÜch die Aufqueüung des 
Ozeans im Zuge der Erwärmung auf Grund des El- 
Nirio-Effektes. Es ist richtig, wenn man sagt: Der El- 
Nino-Effekt ist ein Effekt, den wir seit 150 Jahren p) 
kennen und der schon etwa vierzigmal vorgekom- 
men ist. 

Was uns aber Sorge macht, ist, daß dieser Auf- 
wärmungsprozeß eine immer größere Wucht, eine 
immer größere Ausdehnung annimmt und eine im- 
mer höhere Temperatur bewirkt. Dieses ist ein sehr 
gefährüches Zeichen von Klimaänderung; denn wir 
wissen aus Forschungsarbeiten, daß die Meeresströ- 
mungen eigentlich sehr träge reagieren. Das bedeu- 
tet: Was wir im Augenblick auf der anderen Seite un- 
serer Erde erleben, ist ein alarmierendes Zeichen da- 
für, daß der Prozeß der durch Menschen verursach- 
ten Klimaänderungen sehr viel weiter vorangeschrit- 
ten ist, als wir auf Grund unserer momentanen Beob- 
achtungen erkennen können. 

(Beifaü bei der SPD) 

Es ist ein Alarmzeichen. Wir müssen handeln. Sonst 
gefährden die zerstörerischen Folgen des El-Nino-Ef- 
fektes unsere Lebenschancen. 

Die Folgen des El-Nino-Effekts sind nicht nur darin 
zu sehen, daß beispielsweise schon mehrere latein- 
amerikanische Länder den Notstand ausgerufen ha- 
ben. Es gibt nicht nur - das kennen wir aus den Zei- 
tungen - die dramatische, anhaltende Dürre in Indo- 
nesien, Malaysia und Neuguinea mit der Folge gro- 
ßer Waldbrände, die zum Teil natürüch durch frevel- 
haftes menschüches Verhalten, aber auch zum Teü 
durch den ausbleibenden Monsunregen hervorgeru- 
fen wurden. 
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Michael Müller (Düsseldorf) 

(A) Ich möchte hinzufügen: Der El-Nino-Effekt wirkt 
sich besonders in den ärmsten Regionen der Erde 
aus. Es muß uns angst machen, wenn wir erleben, 
daß in Afrika auf Grund der Klimaänderung eine 
zweite große Hungerzone entsteht, wo nach Anga- 
ben der FAO 2,6 Milhonen Menschen vom Hunger- 
tod bedroht sind. Diese Folgen gehen uns alle an, 
denn wir sind die Hauptverursacher von Klimaände- 
rungen. Deshalb dürfen wir nicht sagen: Das sind 
Prozesse, die auf der anderen Seite der Erde stattfin- 
den. Nein, wir sind die Verursacher, und deshalb ha- 
ben wir eine besondere Verpflichtung, darauf hinzu- 
wirken, daß die Konferenz von Kioto ein Erfolg wird. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Die Klimaveränderungen zeigen uns vielerlei. Er- 
stens. Die Erde wird mehr und mehr zu einer zer- 
brechlichen Einheit. Zweitens. Klimaveränderungen 
- das haben wir noch nicht begriffen - haben einen 
Vorlauf von mehreren Jahrzehnten. Das heißt, es 
wird auf jeden Fall zu weiteren Verschlechterungen 
kommen. Wir können sie heute aber nicht mehr ver- 
hindern. Sie sind sozusagen schon im System. Drit- 
tens. Hauptbetroffene sind vor allem die ärmsten Zo- 
nen der Erde, die sich am wenigsten schützen kön- 
nen. Viertens - auch das müssen wir wissen -: Die 
Hauptprobleme hegen noch vor uns, weü nämlich 
drei Viertel der Erde unsere Entwicklung noch vor 
sich haben. Wenn diese Länder nachmachen, was 
wir ihnen vorgemacht haben, dann ist die Katastro- 
phe da. 

Wir haben es bei diesen Prozessen letztlich immer 
auch mit Unwissenheit zu tun. Wir wissen nicht, wie 
die ökologischen Systeme auf die menschlichen Ein- 
griffe reagieren. Es kann ganz rapide zu Verschlech- 
terungen kommen. Wir müssen deshalb wissen: Was 
wir derzeit machen, ist nichts anderes als eine neue 
Form des Kolonialismus gegenüber zukünftigen Ge- 
nerationen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Es ist ein unverantwortliches Handeln, wenn wir 
ökologische Grenzen nicht beachten. 

Während der hektischen Diskussion über Indu- 
striestandorte und über das Motto „Wachstum, 
Wachstum über alles" haben wir die Lektion der letz- 
ten Jahrzehnte anscheinend nicht gelernt. Wir müs- 
sen wissen: In der Zukunft ist Wohlstand auch davon 
abhängig, ob wir ökologische Grenzen beachten. 
Wachstum und Wohlstand würden in das Gegenteü 
Umschlägen, wenn wir diese Lektion nicht lernen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Deshalb: Klimaschutz ist nicht eine Gefahr, son- 
dern eröffnet eine große Chance für die Menschheit, 
erstens zusammenzuarbeiten und zweitens im Hin- 
blick auf ein neues Modell von Entwicklung zur Ver- 
nunft zu kommen. Diese Chance müssen wir nutzen. 
Wir müssen klarmachen: Klimaschutz ist ein Zwang, 
unsere Ökonomie und unsere Technik auf eine lang- 
fristig verträgliche Basis zu stellen. Nur das gibt der 


Menschheit eine Zukunft und eine Perspektive. (C) 
Diese Lektion muß in Kioto insbesondere von den 
Europäern vertreten werden. 

Übrigens ist das die Alternative zu dem unsinni- 
gen, ohnmächtigen Kurs der Anpassung an die öko- 
nomischen Strategien von autoritären Entwicklungs- 
diktaturen in Femost. Wir Europäer sollten auf die 
ökologische Karte setzen. Das ist die Chance für Eu- 
ropa. Das ist die Chance für die Welt. 

(Beifall bei der SPD, beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Frau Ministerin, unser Problem ist, daß in Deutsch- 
land ein eklatanter Widerspruch zwischen Ankündi- 
gung und Taten besteht. 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Das ist wahr!) 

Deshalb muß man immer wieder den Beschluß der 
Bundesregierung vom November 1990 zitieren. Er 
lautete: Wir wollen in der Bundesrepublik, und zwar 
in den alten Bundesländern - ich wiederhole: in den 
alten Bundesländern - eine absolute C0 2 -Reduktion 
um mindestens 25 Prozent bis zum Jahre 2005 errei- 
chen. Dann ging der Beschluß weiter: und in den 
neuen Bundesländern um einen deutlich höheren 
Prozentsatz. 

Wenn wir heute eine Bestandsaufnahme machen, 
so ergibt sich, daß es zu einer tendenziellen Entkop- 
pelung zwischen Energieverbrauch und Wirtschafts- 
wachstum gekommen ist. Aber real, also absolut - 
darauf war es bezogen -, hat es in Westdeutschland, 
also in den alten Bundesländern, noch in keinem 
Jahr eine Reduktion der C0 2 -Emission gegeben. Das (D) 
ist die traurige Wirklichkeit. Es hat eine dramatische 
Reduktion auf Grund verschiedenster Faktoren in 
den neuen Bundesländern gegeben. Aber auch da 
steigen die Zahlen seit 1996 wieder an. Das ist leider 
das Büd, das wir zeichnen müssen. Wir sollten uns an 
der Wahrheit nicht vorbeidrücken. 

Ich will es auf den Punkt bringen: Es ist schön und 
gut, Frau Ministerin, wenn Sie sagen, daß das Um- 
weltministerium Klimaschutz ernst nimmt. Wir ver- 
langen aber, daß die Bundesregierung insgesamt Kli- 
maschutz ernst nimmt. Das sehen wir nicht. Wir se- 
hen das weder beim Landwirtschaftsminister noch 
beim Wirtschaftsminister, noch beim Verkehrsmi- 
nister. Das ist das eigentliche Problem. 

(Beifaü bei der SPD, beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir haben bis heute nicht begriffen, daß Klima- 
schutz eine Chance für die Erneuerung und für die 
Zukunftsfähigkeit unseres Landes ist. Deshalb muß 
dies unabhängig von Kioto auf der Tagesordnung 
bleiben. Wir verlangen daher unabhängig davon, 
wie die Konferenz ausgeht: Machen wir in der Bun- 
desrepublik Emst! Machen wir in der Europäischen 
Union Emst. 

(Beifall bei der SPD, beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Michaele Hustedt. 
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(A) Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lange 
erwartet und lange gefordert worden ist das Klima- 
schutzprogramm der Bundesregierung, mit dem 
nachgebessert werden sollte, damit das Klimaschutz- 
ziel noch erreicht werden kann. Lange lief Frau Mi- 
nisterin Merkel damit schwanger. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na!) 

Aber das, was jetzt auf den Tisch gelegt wurde, ist 
kein properes Kind, noch nicht einmal ein schwächli- 
ches Kind. Es ist schlicht und einfach überhaupt 
nichts. 

Von einem Klimaschutzprogramm kann man dabei 
einfach nicht reden. Da werden keine Ärmel hochge- 
krempelt, um das C0 2 -Ziel doch noch zu erreichen, 
sondern es ist einfach nur der Versuch, zu blenden 
und das andauernde Nichtstun mit Sprechblasen zu 
überdecken. Die IM A- Vorschläge sind absolut sub- 
stanzlos. 

Ich bringe einmal ein paar Beispiele. Wir suchen 
vergeblich nach einer Verstärkung des Altbausanie- 
rungsprogramms. Hier hegt das größte Potential für 
den Klimaschutz. Aber das ist wohl in den Waigel- 
schen Haushaltslöchem versickert. Die Wärme- 
schutzverordnung haben Sie schon im Koalitionsver- 
trag stehen. Sie ist jetzt vier Jahre angekündigt, ver- 
schleppt und verzögert und kommt jetzt als Wahlver- 
sprechen auf den Tisch. 

Zur Förderung regenerativer Energien. Angesichts 
dessen, daß nur Demonstrationen und gute Oppositi- 
onsarbeit verhindern, daß von Ihnen das Stromein- 
speisungsgesetz demontiert wird, ist es geradezu 
eine Frechheit, auf die Selbstverpflichtung der 
Stromkonzeme zu setzen. Im Verkehrsbereich - das 
ist absolut lächerlich - bei einer zu erwartenden Stei- 
gerung von 10 Prozent des Pkw- und 40 Prozent des 
Lkw- Verkehrs in nächster Zeit nur auf eine Aufklä- 
rungskampagne für treibstoffsparendes Fahren zu 
setzen ist die Hilflosigkeit in Person. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

So werden Sie das C0 2 -Ziel leider nicht erreichen. 
Das ist der Offenbarungseid Ihrer Politik, der Schluß- 
punkt unter einer erfolglosen Umweltpolitik. 

Sie haben trotz Ihrer vorsichtigen Worte hier fol- 
gendes nicht begriffen: Klimaschutz und Umwelt- 
schutz sind für den Wirtschaftsstandort Deutschland 
keine Hemmnisse, sondern können, wenn es richtig 
gemacht wird, zum Modemisierungsmotor für Politik 
und Wirtschaft werden. Grüne Politik richtig betrie- 
ben bedeutet eben auch, schwarze Zahlen zu schrei- 
ben. Vor allem stärkt dies den Innovationsstandort 
Deutschland. Bei wachsender Weltbevölkerung, 
wachsendem Güterverbrauch und gleichzeitig sin- 
kender Fähigkeit der Erde, Emissionen und Abfälle 
aufzunehmen, sind Umwelttechniken ein absolut si- 
cherer Zukunftsmarkt. Die OECD spricht dabei von 
Wachstumsraten um 5 Prozent. Der Einsatz der Pho- 
tovoltaik wächst jährlich um 18 Prozent. 


Man muß Pionierland sein, um auf diesem Markt (C) 
mitzumischen. Wenn Sie immer nur warten und Ihre 
Maßnahmen erst dann durchführen, wenn andere 
diese Märkte besetzt haben, dann werden Sie hier 
keinen Blumentopf gewinnen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Also Mut zur aktiven Klimaschutzpolitik! Dann wer- 
den wir im Innovationswettbewerb bestehen. Das be- 
deutet dann aber auch, nationaler Vorreiter im Um- 
weltschutz zu sein. 

Notwendig dafür wäre, Maßnahmen durchzufüh- 
ren, die den Klimaschutz auf der einen Seite entschei- 
dend voranbringen und auf der anderen Seite auch 
deshalb akzeptiert werden, weü sie die Lösung ande- 
rer Probleme bringen. Dazu gehört zum Beispiel die 
ökologische Reform des Finanzsystems. Sie jammern 
darüber, daß Sie die Rentenbeiträge eigentlich nicht 
erhöhen wollten und beschlossen dies sogar im Ka- 
binett. Die Lösung wäre die Einführung einer Ener- 
giesteuer oder die Erhöhung der Mineralölsteuer. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 

Friedrich Merz [CDU/CSU]: Etwas anderes 
fällt Ihnen dazu nicht ein!) 

Dazu gehört genauso die Ausdehnung des Wir- 
kungsbereiches des Stromeinspeisungsgesetzes auf 
den Bereich der Photovoltaik, um eine kostendek- 
kende Vergütung zu erreichen und dadurch eine In- 
novationsoffensive zu starten. Dazu gehören ein 
großangelegtes Altbausanierungsprogramm und 
eine Investitionsoffensive für die Schiene, um Ar- pj 
beitsplätze zu schaffen und damit der Bauwirtschaft 
eine Zukunft zu geben. 

Wir sind uns dabei völlig einig, daß die Vorschläge 
der USA und Japans für Kioto völhg unakzeptabel 
sind. Dadurch, daß die USA auch die Entwicklungs- 
länder in den Klimaschutz einbeziehen wollen, ge- 
fährden sie insgesamt das Ergebnis. Auch Japans Po- 
sition wird in Kioto zu einem absoluten Mißerfolg 
führen. Im Klimaschutz ist eben keine „Leadership" 
der USA zu erwarten. Diese müssen die EU und auch 
Deutschland übernehmen. 

Frau Merkel, wir werden deswegen Ihre Position 
und die Position der EU in Kioto unterstützen. Ich 
möchte Sie darin bestärken, nicht auf den Druck von 
Japan einzugehen, schon jetzt in Richtung Kompro- 
misse zu marschieren. Wenn aber in Kioto kein Erfolg 
zustande kommt, dann tragen auch Sie Mitschuld 
daran, daß die deutschen und europäischen Forde- 
rungen so lange unglaubwürdig bleiben, bis sie im 
eigenen Land mit aktiver Politik unterfüttert werden. 

Sie tragen Verantwortung auch dafür, daß die Stim- 
mung in diesem Lande, die Gefahren des Treibhaus- 
effektes zu verharmlosen oder auch zu verleugnen, 
stärker wird. Das nämlich ist der Ausweg, den sich die 
Gesellschaft suchen wird, wenn in Kioto ein Scheitern 
zustande kommt und wenn der Widerspruch zwi- 
schen Wissen und Handeln bestehenbleibt. Am Ende 
steht dann nämlich Verdrängung, weil dieser Wider- 
spruch für die Gesellschaft und auch für den einzel- 
nen nicht dauerhaft auszuhalten ist. 
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Michaele Hustedt 

(A) Sie werden leider bis 1998 weiterdümpeln. Hof- 
fentlich haben wir dann eine neue Regierung, die die 
verlorene Zeit Ihrer Amtsperiode, Frau Merkel, wie- 
der auf holt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Siegried Hor- 
nung [CDU/CSU]: Davon können Sie träu- 
men!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Birgit Homburger. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Frau Kollegin Hustedt, Sie soll- 
ten sich eigentlich freuen, daß wir heute über den 
Vierten Bericht der IMA zur C0 2 -Reduktion diskutie- 
ren. Noch in der vorletzten Debatte in diesem Hause 
haben Sie uns schlicht und ergreifend nicht zuge- 
traut, daß dieser IMA-Bericht vorgelegt wird und 
man sich überhaupt einigen könnte. Es wurde Ihnen 
wieder einmal bewiesen, daß man sich natürlich ge- 
einigt hat, zusätzliche Maßnahmen vorschlägt und 
diese jetzt auch vorlegt. Eigentlich müßten Sie erst 
einmal sagen, daß Sie sich in den vergangenen Mo- 
naten fürchterlich getäuscht haben. 

(BeifaH bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich freue mich auch, daß die Bundesregierung mit 
diesem IMA-Bericht unterstreicht, daß sie an ihrem 
Ziel, die C0 2 -Emissionen bis zum Jahr 2005 um 
25 Prozent zu reduzieren, festhält. Das wird mit der 

(B) Festlegung neuer Maßnahmen dokumentiert. We- 
nige Wochen vor dem Beginn der 3. Vertragsstaaten- 
konferenz zum Klimaschutz in Kioto ist das ein wich- 
tiges Signal der Bundesrepublik Deutschland an die 
anderen Verhandlungspartner. Es zeigt nämlich, daß 
wir bereit sind, im eigenen Land Maßnahmen zu er- 
greifen, um die C0 2 -Emissionen drastisch zu verrin- 
gern. 

Das ist um so wichtiger, als in den letzten Wochen 
auch andere Industriestaaten ihre Vorstellungen zur 
C0 2 -Reduktion vorgelegt haben. Insbesondere die 
Ankündigung der USA war ein herber Rückschlag 
auf dem Weg, in Kioto zu verbindlichen Vereinbarun- 
gen zu kommen. Die USA als weltweit größter C0 2 - 
Emittent sind mit ihren Ankündigungen weit hinter 
den bereits festgelegten Werten der Klimarahmen- 
konvention zurückgeblieben. Die Vertragsstaaten 
dieser Klimarahmenkonvention hatten sich nämlich 
bereits verpflichtet, die Treibhausgasemissionen bis 
zum Jahr 2000 auf das Niveau des Jahres 1990 zu- 
rückzuführen. 

Die USA wollen das jetzt auf die Jahre 2008 bis 
2012 hinausschieben. Dieser Vorschlag mag zwar 
Ausdruck der innenpolitischen Lage sein, aber für 
grundlegende Fortschritte im Klimaschutz ist er 
schädlich. Ich finde, das ist eine kleinliche und pein- 
liche Haltung für ein Land, das selbst den Anspruch 
erhebt, eine führende Industrienation zu sein. Aber 
auch die Haltung des gastgebenden Landes Japan - 
das wurde schon angesprochen - bringt nicht gerade 
große Dynamik in die Verhandlungen. 


Ich halte das Reduktionsziel der EU, nämlich eine (C) 
Reduzierung der Treibhausgase um 15 Prozent bis 
zum Jahre 2010 auf der Basis von 1990, für das Mi- 
nimum, auf das auch andere Industrieländer einge- 
hen müssen. Auf die Industrieländer entfallen heute 
immerhin drei Viertel des weltweiten Energiebe- 
darfs, und sie verursachen etwa drei Viertel des da- 
mit verbundenen C0 2 -Ausstoßes. Nur wenn die In- 
dustriestaaten mit gutem Beispiel vorangehen, wer- 
den auch die sich entwickelnden Länder zu einer 
Beschränkung des Zuwachses ihrer Treibhausgas- 
emissionen bereit sein. 

Insofern war der europäische Kompromiß aus deut- 
scher Sicht - wir wollten gerne weiter gehen - zwar 
nicht ausreichend, aber immerhin hat er ein wichti- 
ges internationales Signal gesetzt. Für die Verhand- 
lungen in Kioto bleibt es von besonderer Bedeutung, 
daß die Europäer auch in den weiteren schwierigen 
Verhandlungen Einigkeit demonstrieren und sich 
nicht auseinanderdividieren lassen. Deswegen for- 
dere ich die Bundesregierung auf, den bisherigen 
Abstimmungsprozeß mit den europäischen Partnern 
bis zur Konferenz noch weiter zu verstärken. 

Allerdings freue ich mich - auch das sollte man an 
dieser Stelle bemerken -, daß sich die Entwicklungs- 
länder, China und die OPEC-Staaten nicht zuletzt 
auf Grund intensiver Gespräche mit der Bundesre- 
gierung mittlerweile dem europäischen Vorschlag 
angeschlossen haben. In dieser Hinsicht ist vieles in 
Bewegung gesetzt und einiges erreicht worden. Ich 
glaube, die Bundesrepublik Deutschland hat interna- 
tional unbestritten die Funktion des Motors für die 
Entwicklung des Klimaschutzes übernommen. Ich (D) 
denke nicht, Frau Kollegin Hustedt, daß Sie sich hin- 
stellen und die Bundesregierung dazu erst noch auf- 
fordem müssen. 

(Beifall bei der F.D.P und der CDU/CSU - 

Widerspruch der Abg. Michaele Hustedt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir sollten uns einmal angucken, was die Grünen 
in ihrem Entschließungsantrag und auch in ihren Re- 
den im Plenum zu diesen Punkten vortragen und wie 
sie das Problem lösen wollen. Zunächst schreiben 
Sie, es sei „nicht nachvollziehbar", warum die frei- 
willigen Selbstverpflichtungen „nachgebessert wer- 
den müssen", wie es im IMA-Bericht vorgeschlagen 
ist. Ich glaube, Sie haben wieder einmal nicht aufge- 
paßt: Das muß nicht nachgebessert werden, man will 
das machen. Bereits in den Jahren 1995 und 1996 hat 
man Anpassungen vorgenommen: Man hat zum Bei- 
spiel das Basisjahr von 1987 auf 1990 geändert, man 
hat die relativierende „bis zu "-Klausel herausgenom- 
men, und man hat zusätzliche Verbände gefunden, 
die sich dieser Vereinbarung angeschlossen haben. 

Das ist doch ein dynamischer Prozeß. Wenn man 
sieht, daß es besser läuft als erwartet, dann sollte 
man gemeinsam schauen, in welchen Punkten man 
noch weiter gehen kann und welche zusätzlichen 
Maßnahmen man ergreifen kann, um weitere Chan- 
cen für die Reduzierung der C0 2 -Emissionen zu 
schaffen. Deswegen ist es auch kein Widerspruch, 
das so zu machen; vielmehr ist es vernünftig und 
richtig. 
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Birgit Homburger 

Was Sie daneben bieten, ist ein altbekannter Hor- 
rorkatalog. Sie widersprechen sich selber: Sie werfen 
der Bundesregierung vor, das Kennzeichen dieses 
IMA-Berichtes sei ein „Übergewicht ordnungsrecht- 
licher Maßnahmen ,J und „ein Mangel an ökonomi- 
schen Anreizen“. Was machen Sie? Sie schlagen eine 
Reihe von ordnungsrechtlichen Maßnahmen vor und 
kombinieren das Ganze mit zusätzlichen Steuern 
und Abgaben. Man hat doch nicht gesagt, die freiwil- 
ligen Selbstverpflichtungen würden akzeptiert, und 
deswegen werde irgend etwas anderes aufgegeben. 
Wir haben doch vielmehr gesagt: Wenn über freiwü- 
lige Selbstverpflichtungen die C0 2 -Reduktion er- 
reicht werden kann, dann nehmen wir das gerne an. 
Aber man muß doch nicht noch etwas drauf satteln. 
Sie aber packen in Ihrem Antrag, wie man es bei 
Ihnen kennt, wieder beides zusammen. 

Ein Weiteres ist das immer und ewig währende 
Konzept „Ausstieg aus der Atomenergie“. Sie beant- 
worten aber nicht die Frage, wie Sie dann den Ener- 
giebedarf decken wollen. Das Ganze ist doch illuso- 
risch, dilettantisch und unverantwortlich. 

(Wühelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Reden 
Sie doch nicht so einen Unsinn!) 

Ein letzter Satz, Frau Präsidentin. Wenn Sie, Frau 
Kollegin Hustedt, die ganze Zeit durch die Gegend 
ziehen und erklären, daß durch gute Oppositionsar- 
beit im Stromeinspeisungsgesetz Schlimmeres ver- 
hindert wurde oder das Energiewirtschaftsrecht ver- 
bessert wurde, dann muß ich Ihnen sagen: Ich 
glaube, Sie wissen nicht, was abgeht. Es interessiert 
nämlich überhaupt niemanden, ob Sie dazu in ir- 
gendeiner Form eine Meinung vortragen, wie Sie es 
gemacht haben. Die internen Beratungen, die wir ge- 
führt haben, in denen wir uns dem Prozeß unterzo- 
gen haben, die Vorstellungen der Umwelt- und der 
Wirtschaftspolitiker zusammenzubringen, - 

Vizepräsidentin Dr. Antje Volimer: Sie müssen Ih- 
ren letzten Satz nun wirklich zum Schluß bringen. 

Birgit Homburger (F.D.P.): - haben letztendlich die 
Verbesserung gebracht. Lassen Sie den Erfolg bitte 
bei denen, die ihn geschafft haben. 

(Beifaü bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 

Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Auch 
zum Schluß noch einmal Unsinn!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Voilmer: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Eva Bulling- Schröter. 

Eva Bulling-Schröter (PDS): Frau Präsidentin! 
Liebe KoUeginnen und Koüegen! Einen Monat vor 
Kioto scheint aüerorten die Zeit für umweltpoliti- 
schen Aktionismus zu sein. Nun überkam es die 
deutsche Politik. Nach dem fatalen ergebnislosen 
Ende der internationalen Vorbereitungskonferenz 
hier in Bonn vor zwei Wochen bekommt nun auch 
die deutsche Umweltministerin kalte Füße. Schließ- 
lich hat sich, wie wir wissen, ihr Chef bereits 1995 
auf eine Reduktion von 25 Prozent bis zum Jahr 2005, 
bezogen auf das Jahr 1990, festgelegt. 


Frau Merkel, Sie stehen sicher unter Druck. Von (C) 
unten drängeln die Umweltorganisationen, denen 
angesichts der nicht eingelösten Versprechen lang- 
sam der Kragen platzt. Von oben wirkt die Industrie, 
die Energie- und Autolobby, denen jede C0 2 -Einspa- 
rung ein Übel ist. Zusätzlich - das macht die Sache 
nicht einfacher - blocken die USA und Japan in Sa- 
chen Klimaschutz. Für die Wirtschaft ist dies Grund 
genug, Ihnen die Standortkeule über den Nacken zu 
ziehen. 

In diesem Lichte ist wohl das letzten Donnerstag 
verabschiedete Aktionsprogramm des Kabinetts zum 
Klimaschutz zu sehen. Auch das Ergebnis der am sel- 
ben Tag beendeten Bund-Länder-Umweltkonferenz 
ist wohl nur als ein vorsichtiger Befreiungsschlag zu 
werten: Hier ein bißchen Wärmedämmung, da ein 
wenig Kritik am unökologischen Steuersystem - alles 
häppchengerecht und ohne am Status quo zu krat- 
zen. 


Mit dem vorrangig auf die Reduzierung von Wär- 
meverlusten ausgerichteten Aktionsprogramm soll 
„ein wichtiges Signal an die internationale Staaten- 
gemeinschaft“ gegeben werden, so die Umweltmini- 
sterin. Ich würde es lieber eine weitere Seite der Kli- 
maprosa der Bundesregierung nennen. 


Natürlich sind Zuschüsse für Niedrigenergiehäu- 
ser, die Förderung alternativer Energien und die ver- 
stärkte Nutzung der Kraft-Wärme-Koppelung zu be- 
grüßen. Doch solange die heüigen Kühe wie Auto- 
verkehr - darüber wurde schon gesprochen - und 
Ressourcenverbrauch nicht geschlachtet werden, 
können wir wohl kaum von nachhaltiger Klimapolitik 
reden. 


ff» 


Hat das Bundesumweltamt nicht erst Anfang Okto- 
ber bekanntgegeben, daß insbesondere der weiter 
anwachsende Straßenverkehr in Deutschland alle 
Bemühungen zunichte machen wird, den C0 2 -Aus- 
stoß zu verringern? Statt der vom Bundeskanzler ver- 
sprochenen Senkung von 25 Prozent werden bis zum 
Jahre 2010 gerade mal 10 Prozent zu erwarten sein. 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Anstieg!) 


- Anstieg. 

Was die Rohstoffentnahme betrifft, so ist diese ent- 
gegen den Verlautbarungen über den Umweltstan- 
dard Deutschland seit der deutschen Einheit bis zum 
Jahr 1994 förmlich explodiert. Dies beweist eine auf 
den Daten des Statistischen Bundesamtes fußende 
Pro-Kopf-Betrachtung. Danach stieg die Entnahme 
um durchschnittlich jährlich 6,6 Prozent auf 129 Pro- 
zent. Den ökologischen Rucksack für diesen unge- 
stillten Ressourcenhunger tragen in der Mehrheit an- 
dere Völker, sei es durch abgeholzte Wälder, geplün- 
derte Bergwerke oder C0 2 - Ausstöße beim Transport 
in die erste Welt. 

Selbst innerhalb Deutschlands hat sich der Kohlen- 
dioxidausstoß trotz des Zusammenbruchs der ost- 
deutschen Industrie seit 1990 nicht, wie von der Bun- 
desregierung behauptet, reduziert, sondern bis 1994 
pro Kopf um 1,3 Prozent erhöht. Angesichts dieses 
Desasters scheint die angekündigte Novelle zur Wär- 
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Eva Bulling-Schröter 

(A) meschutzverordnung nur ein Tropfen auf den heißen 
Stein zu sein. Zudem steht die Verabschiedung einer 
Wärmenutzungs Verordnung, die Großenergieerzeu- 
ger und -Verbraucher zum klimaschützenden Um- 
gang mit Energie verpflichten würde, noch immer im 
Bonner Nachthimmel. 

Am Ende meiner Rede bleibt der deutschen Dele- 
gation in Kioto viel Spaß zu wünschen. Die PDS 
wurde ja von der Bundesregierung ausgeladen. Kein 
sehr demokratischer Akt - oder? 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Klaus Lippold. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: 

Dadurch wird das leider auch nicht besser!) 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): 
Freu dich nicht zu früh! 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lassen Sie mich eingangs einige Bemerkun- 
gen zu meinen Vorrednern machen. 

Einer Opposition im Hause kann man es grund- 
sätzlich nicht recht machen. Legt man ein neues Pro- 
gramm auf, sagt Frau Bulling-Schröter, das ist Aktio- 
nismus. Frau Hustedt sagt andererseits: Die machen 
gar nichts. Können Sie sich entscheiden, ob es Aktio- 
nismus ist und wir etwas tun oder ob wir nichts ma- 
chen? 

(B) 

(Widerspruch bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Werden Sie doch nicht gleich unruhig. 

Nun will ich auf einen weiteren Punkt eingehen. 
Wir sagen ganz klar: Wir und die Bundesregierung 
haben 25 Prozent an Reduktion versprochen. Das 
werden wir auch halten. Jetzt kommt wieder Ihr 
Uraltargument - das ist nicht ausrottbar -, daß Sie 
hier zur Hälfte der Zeit sagen: Ihr habt die 25 Prozent 
noch nicht erreicht. Es ist aber erst die Hälfte der Zeit 
vergangen. Das ist so, als wenn Sie beim 100-Meter- 
Lauf an der 50-Meter-Marke stehen und fragen, 
warum die 100-Meter-Marke noch nicht erreicht wor- 
den ist. Weil erst 50 Meter gelaufen wurden. Ge- 
nauso ist das heute hinsichtüch der Reduktion mit 
der Zeitschiene. 

(Lachen bei der SPD) 

Wann werden Sie den einfachen Sachverhalt begrei- 
fen, daß wir noch sieben weitere Jahre Zeit haben, 
dies zu tun? 

Was haben wir gemacht? Wir haben Prozesse ein- 
geleitet, die zu einer Absenkung der C0 2 -Emissio- 
nen um 10 Prozent in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geführt haben. Es gibt kein vergleichbares In- 
dustrieland, das so viel an C0 2 -Reduktion erreicht 
hat: Die USA legen bei den Emissionen zu, Austra- 
lien legt bei den Emissionen dramatisch zu, Kanada 
legt bei den Emissionen zu. Wir sind diejenigen, die 
reduzieren. Sie aber sagen, wir seien nicht beispiel- 


haft. Dann loben Sie doch einmal diejenigen, die bei- (Q 
spielhaft sind und bereits jetzt deutlich reduziert ha- 
ben, während andere zulegen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Da ist 
Ihre Ministerin schon etwas ehrlicher! ) 

In diesem Zusammenhang ist es ganz besonders 
schön, wenn man lesen kann, „daß die EU" - so steht 
es in dem Vorschlag der Grünen - „ihre angekün- 
digte Führungsrolle in den Verhandlungen überzeu- 
gend übernimmt". Die EU hat eine Reduktion um 
7,5 Prozent bis zum Jahre 2005 versprochen. Sie sa- 
gen: Das ist eine überzeugende Führungsrolle. Wer 
bringt denn diese 7,5 Prozent minus auf? Sie sind 
doch nur darauf zurückzuführen, daß in erster Linie, 
die Bundesrepublik und in zweiter Linie die Nieder- 
lande etwas reduzieren, während alle anderen euro- 
päischen Staaten zulegen. Das heißt, Sie loben die 
EU. Die Leistungen der EU sind aber ganz eindeutig 
auf die Politik dieser Bundesregierung in diesem 
Land zurückzuführen. Sie verstehen also noch nicht 
einmal, was Sie loben. Denn im nächsten Satz sagen 
Sie, was in der Bundesrepubük gemacht wird, ist zu- 
wenig. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Lippold, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau 
Kollegin Michaele Hustedt? 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): 

Aber selbstverständlich. Nur noch ein Satz. 

Auf der einen Seite sagen Sie, die EU ist gut, weil 
das nicht diese Bundesregierung ist. Auf der anderen (D) 
Seite wollen Sie diejenigen, die das geschaffen ha- 
ben, miesreden, im Vertrauen darauf, daß es die 
Menschen draußen nicht merken. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir lassen es nicht zu, daß Sie so desinformieren, wie 
Sie es tun. Das ist Ihrer unwürdig. Fechten Sie doch 
richtig, mit offenem Visier, und verstecken Sie sich 
nicht! 

(Beifall bei (1er CDU/CSU und der F.D.P.) 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Kollege Lippold, ich möchte Sie folgendes fra- 
gen: Kennen Sie die folgende Position des UN-Klima- 
sekretariats, die im „Climate Change Bulletin" Nr. 14 
steht? Dort steht: 

Kein Annex I-Staat wird das C0 2 -Stabilisierungs- 
ziel auf Grund einer ausdrücklichen Klimaschutz- 
strategie erreichen. Man könnte argumentieren, 
daß es nicht besonders wichtig ist, wie das Ziel 
erreicht wird, solange es erreicht wird. Aber ein 
glücküches Ereignis 

- „happy accident"; damit ist die Wiedervereinigung 
und der wirtschaftliche Zusammenbruch der ehema- 
ligen Ostblockstaaten gemeint - 

ersetzt keine Strategie und wird sich wahrschein- 
lich nicht mehr wiederholen. 

(Monika Ganseforth [SPD]: Genauso ist es!) 
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(A) Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Ver- 
ehrte Frau Hustedt, das ist auf der einen Seite ein 
Einstieg; auf der anderen Seite muß ich allerdings sa- 
gen, daß das nicht die ganze Wahrheit ist. Ich habe 
gerade noch einmal deutlich gemacht, daß wir in ei- 
nen Prozeß eingestiegen sind. Dieser Prozeß ist eine 
Kombination von neuen Instrumenten - von Instru- 
menten, die andere Länder nicht haben. Aber auch 
die EU denkt jetzt daran, sie anzuwenden. Die 
Selbstverpflichtung ist eines der wirksamsten und 
zielführendsten Instrumente im Umweltschutz. 
Selbst Sie sehen es ja. 

Aber lassen Sie mich noch auf andere Punkte hin- 
weisen, um deutlich zu machen, wie es sich verhält. 
Ich habe gerade darauf hingewiesen, daß Sie diejeni- 
gen loben, die sich auf unseren Leistungen ausruhen. 
Aber wo kritisieren Sie denn diejenigen, die nichts 
tun? Sie tragen doch in den Bundesländern Verant- 
wortung mit. Was geschieht denn dort? Was ge- 
schieht denn in Hessen, wo Sie die Umweltministerin 
stellen? Dort könnten Sie etwas in bezug auf Ener- 
gieeinsparung im Altbaubestand tun. Es gibt riesige 
Wohnungsbaugesellschaften, die dem Land Hessen 
gehören. Sie könnten also Energieeinsparmaßnah- 
men beim Altbaubestand durchführen. Was tun Sie? 
Sie nehmen keine müde Mark in die Hand. Wir da- 
gegen haben Energieeinsparprogramme für den Alt- 
baubestand. 

Das heißt, dort, wo Sie das Sagen haben, passiert 
gar nichts. Zwei simple, einfache Broschürchen zum 
Thema der nachhaltigen Entwicklung haben Sie her- 
ausgebracht; ihre Farbe ist etwas blaß, ihre Aussagen 
ß) sind schwach. Ansonsten haben Sie gar nichts ge- 
macht. Das heißt, dort, wo Sie Verantwortung tragen, 
machen Sie ein bißchen Marketing - und das noch 
sehr schlecht -, aber Sie handeln überhaupt nicht. 

Frau Hustedt, Sie haben angesichts des Versagens 
Ihrer Minister auf Länderebene - es gibt überhaupt 
kein konkretes Reduktionsprogramm - überhaupt 
nicht das Recht, hier auch nur einen Hauch von Kritik 
zu äußern, da wir die einzigen sind, die bundesweit 
handeln. Sie sollten sich für Ihre Umweltminister, 
schämen, die in dieser Beziehung das Wort „Um- 
welt“ in ihrem Titel überhaupt nicht verdienen. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie sind Präsenzminister mit Einkommensberechti- 
gung, aber sonst gar nichts. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: So sieht 
die Wirklichkeit aus! - Monika Ganseforth 
[SPD]: Peinlich, peinlich! Das ist ein 
Schwarzer-Peter-Spiel, was Sie da machen!) 

- Das ist überhaupt nicht peinlich. Schauen Sie sich 
doch einmal an, was in Hessen passiert ist. Die ein- 
zige konkrete Maßnahme in Hessen in puncto Nach- 
haltigkeit war, daß die Referentin, die für nachhaltige 
Entwicklung zuständig ist, von der Landesanstalt für 
Umwelt in das Ministerium geholt wurde. Seitdem ist 
nichts weiter passiert. So sieht die grüne Politik in 
Hessen bei der Nachhaltigkeit aus! Ansonsten ist nur 
diese Mini-Broschüre herausgegeben worden, die ihr 
Geld nicht wert ist und bei der es sich um reinen 
Papierverbrauch handelt. 


Deshalb sage ich: Diejenigen, die dort, wo sie Ver- (C) 
antwortung tragen, nichts tun, sind überhaupt nicht 
berechtigt, diese Bundesregierung anzugreifen, die 
vorbildhaft in Europa ist. 

Machen wir uns doch nichts vor: In der internatio- 
nalen Diskussion werden wir doch gelobt. Die japani- 
schen Parlamentarier, die aus Anlaß der letzten Kli- 
makonferenz in Bonn waren, haben gesagt: Wir grei- 
fen eure Anregungen auf; wir wollen bei unserer Re- 
gierung das durchsetzen, was ihr durchgesetzt habt; 
ihr habt beispielhaft gehandelt. - Die Vertreter der 
japanischen Umweltverbände, der NGOs sagen: 
Wenn wir das hinbekommen, was ihr in Deutschland 
hinbekommen habt, dann schätzen wir uns glück- 
lich. - So sieht die Realität draußen in der Welt aus. 

Sie versuchen, das aus Gefühlen der Kleinlichkeit 
und aus Parteiegozentrik heraus kleinzureden. Aber 
die Leute draußen verstehen es Gott sei Dank besser, 
weü sie nüchtern urteilen und sich nicht von dem 
Wahlkampf anstecken lassen, den Sie bereits eröffnet 
haben. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wann 
sagen Sie denn endlich etwas zur Sache, 

Herr Lippold?) 

Ich lobe jetzt einmal ausnahmsweise - das ge- 
schieht ja nicht oft - den Kollegen Michael Müller, 
der heute in den meisten Punkten eine sehr sachliche 
Analyse vorgetragen hat. - Er hat nichts zur Tropen- 
holzanalyse in Ihrem Antrag gesagt, bei der Sie nach 
wie vor die alten Fehler wiederholen. Darauf will ich 
jetzt nicht eingehen. - Der Analyse von Michael Mül- 
ler kann man weitgehend folgen. Wenn Sie sich 
dann noch die Taten dieser Bundesregierung zu ei- ( D ) 
gen machen würden, dann wären auch Sie auf dem 
richtigen Weg. Dazu laden wir Sie ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Da sind die 
Grünen sogar rot geworden!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Christoph Matschie. 

Christoph Matschie (SPD): Frau Präsidentin! Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Lippold, ich 
finde es fast gefährlich, wie Sie mit dem Thema um- 
gehen. Ich glaube, das ist der Debatte und auch dem 
Problem, vor dem wir stehen, nicht angemessen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wer die Aufgabe, die C0 2 -Emissionen deutlich zu 
reduzieren, wirklich angehen will, muß sich bewußt 
sein, daß er tief in die bisherigen Strukturen unseres 
Wirtschaftens und unseres Konsumierens eingreifen 
wird. Es ist eine Riesenaufgabe, die nicht im Vorbei- 
gehen zu erledigen ist; sie ist auch nicht mit beschö- 
nigenden Aussagen und Schuldzuweisungen zu lö- 
sen. Wer den Wandel wirklich will, braucht als erstes 
einmal eine ganz klare und ehrliche Analyse. Zum 
zweiten braucht er klare, für die Gesellschaft nach- 
vollziehbare und berechenbare Vorgaben und Ge- 
setze. 
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Christoph Matschie 

(A) Ich glaube, daß es auf seiten der Bundesregierung 
an beiden Dingen mangelt. Auch Ihr Beitrag hat da 
nicht viel Neues bringen können. 

Ich will Ihnen das an zwei Beispielen deutlich ma- 
chen, was die klare, ehrliche Analyse betrifft. Ich war 
ein bißchen geschockt, als ich mir Ihre Pressemittei- 
lung gründlich angesehen habe, die Sie zum IMA- 
Bericht herausgegeben haben. Da steht auf Seite 
eins - das geht ja dann auch durch die Medien, und 
es wurde auch hier wieder verkündet -, wir haben 
zwischen 1990 und 1996 die Pro-Kopf-Emission um 
13,3 Prozent vermindert. Das ist eine tolle Aussage, 
aber wir lügen uns doch damit partiell selbst in die 
Tasche. Denn wenn man das ganze Papier umdreht 
und sich die letzte Seite in Anlage 6 anschaut, wie 
sich die Pro-Kopf-Emissionen in den alten Bundes- 
ländern entwickelt haben, und dann mal einen Strich 
macht, stellt man fest: Die Höhe der Säule auf dieser 
Übersicht für die alten Bundesländern 1990 ist ge- 
nauso hoch wie die für Gesamtdeutschland 1996. 

Aber das ist doch eigentlich der spannende Punkt: 
Gelingt es in entwickelten alten Industriegesellschaf- 
ten, so weit umzustrukturieren, daß wir mit den Pro- 
Kopf-Emissionen herunterkommen, oder gelingt das 
nicht? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Ich will ja gar nicht kleinreden, was in Ostdeutsch- 
land gelungen ist. Auch da ist sehr viel passiert. Da 
sind Investitionen in die Hand genommen worden, 
damit es zu einer Angleichung in den Pro-Kopf-Emis- 
( ß ) sionen kommt. Vielleicht ist es uns auch gelungen - 
das kann man durch die unterschiedlichen Jahres- 
temperaturen im Moment noch nicht ganz genau sa- 
gen -, im Pro-Kopf-Ausstoß von C0 2 in den alten 
Ländern ein klein wenig herunterzukommen. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: In Frankreich ist er 
sehr niedrig!) 

Aber das, was hier dargestellt wird, ist längst nicht 
erreicht. 

Diese Entwicklung zeigt: Es ist uns zwar gelungen, 
Wirtschaftswachstum und C0 2 -Ausstoß zu entkop- 
peln - das muß man würdigen; nur wenige Staaten 
haben das bisher geschafft -, aber wir, machen uns 
etwas vor, wenn wir behaupten, es ist uns auch ge- 
lungen, sozusagen langfristig die Pro-Kopf-Emission 
in der Bundesrepublik deutlich zurückzuführen. 

Das ist nicht nur unlauter, ich halte es auch für ge- 
fährlich, weil es dazu beiträgt, die Aufgabe zu unter- 
schätzen. Eigentlich müßte die Bundesregierung aus 
dem Prozeß der deutschen Einheit gelernt haben, 
daß es langfristig überhaupt nicht weiterhilft, Schön- 
färberei zu betreiben und Aufgaben zu unterschät- 
zen. 

Herr Schauerte hat durchaus recht, wenn er vorhin 
in der Debatte gesagt hat, das Schlimmste in der Poli- 
tik ist, wenn man die Wahrheit nicht mehr zur Kennt- 
nis nehmen will. Die Wahrheit zur Kenntnis zu neh- 
men ist die Grundlage für jede glaubwürdige Politik 
im Klimaschutz. 


Damit bin ich bei meinem zweiten Vorwurf: Es (C) 
fehlt an vielen Stellen ein klares, berechenbares Vor- 
gehen. Nehmen wir einmal den IMA-Bericht. Da 
steht auf Seite 20: 

. . . wird die Bundesregierung finanzpolitische 
Maßnahmen unter anderem daraufhin überprü- 
fen, inwieweit diese klimaschutzpolitischen Zie- 
len entgegenstehen. 

Es geht hier um die Reduzierung von ökologisch 
schädlichen Subventionen. 

Dasselbe findet sich schon im ersten Beschluß der 
Bundesregierung vom 7. November 1990, die gleiche 
Ankündigung. Es heißt da zum Beispiel: 

BML prüft, inwieweit es möglich ist, durch 
Abbau ... eine Verminderung des Energiever- 
brauchs und damit auch eine Senkung der C0 2 - 
Emissionen zu erreichen. 

Dann haben das Ifo-Institut und andere Institutio- 
nen Listen vorgelegt, was man an ökologisch schädli- 
chen Subventionen abbauen soll. Eine, die immer 
wieder da auftaucht und einen erheblichen Umfang 
hat, nämlich fast eine Milliarde, ist die sogenannte 
Gasölverbilligung für die Landwirtschaft. 

Nun nehme ich mir den Landwirtschaftsbericht 
von 1997 her, und da finde ich auf Seite 119 unter 
Punkt 6.2, Gasölverbilligung: 

Die Ausgaben hierfür betrugen 1996 rund 
835 Millionen DM aus Bundesmitteln. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Haben Sie 

etwas dagegen einzuwenden?) (D) 

Seit 1990 ist also nichts passiert, trotz anderer An- 
kündigung. Da kann ich nur sagen: Was für eine Re- 
gierung, was für eine Entschlossenheit, die hier da- 
hintersteht! 

Ähnlich sieht es im Verkehrsbereich aus. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wissen Sie 
überhaupt, was das bedeutet?) 

Hier steigen die C0 2 -Emissionen am deutlichsten an. 

Alle, die sich damit beschäftigen, wissen das. Ich 
habe mir einmal den UBA-Bericht von 1996 herge- 
nommen. Der spricht im Kapitel 11 beim Verkehrs- 
sektor von weiteren „durchaus deutlichen" Zunah- 
men der C0 2 -Emissionen und sagt dann: 

Im Jahre 2005 wären die verkehrsbedingten C0 2 - 
Emissionen etwa doppelt so hoch wie jene aus 
der gesamten Industrie ... Die angestrebten kli- 
maschutzpolitischen Ziele werden . . . nur dann er- 
folgreich umgesetzt werden können, wenn die 
Zunahme der C0 2 -Emissionen gestoppt oder der 
Emissionstrend sogar umgedreht werden könnte. 

Aber der Bericht spricht von durchaus deutlicher Zu- 
nahme nach den bisher vorliegenden Prognosen. 

Im IMA-Bericht liest sich das dann so - ich zitiere -: 

Prognosen des Umweltbundesamtes rechnen zu- 
nächst noch mit einem leichten Anstieg der C0 2 - 
Emissionen des Straßenverkehrs bis zum Jahr 
2005 und einer anschließenden Stabilisierung. 
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Christoph Matschie 

(A) So verfälschend und verharmlosend diese Darstel- 
lung im IMA-Bericht ist, so vage und unkonkret sind 
auch die aufgeführten Maßnahmen. Das ist eine 
Fundgrube für Allgemeinplätze, aber kein politisches 
Programm. Die Bundesregierung begrüßt, sie ist zu- 
versichtlich, aber sie handelt nicht. Sie macht keine 
konkreten Vorgaben. 

Ich finde es gut, daß die Bundesregierung ein gro- 
ßes Versprechen abgegeben hat. Ich finde es auch 
gut, daß sich die Umweltministerin international für 
Verhandlungsziele einsetzt, die wirklich zur Reduzie- 
rung führen. Aber ich finde es schlimm, wie sich 
diese Bundesregierung zu Hause durchmogelt, wenn 
es um die nationale Umsetzung der eigenen Pro- 
gramme geht. Wer so eigene Defizite und Hand- 
lungsunfähigkeit kaschiert, der verpielt natürlich 
auch international irgendwann die Glaubwürdigkeit. 

Mercedes war das beste Beispiel dafür: Ein gut po- 
liertes Image reicht nicht. Frau Heidecke hatte 
durchaus recht, als sie vorhin gesagt hat: Gäbe es ei- 
nen Eichtest für die Politik, Sie wären längst gekippt. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurzin- 
tervention erteüe ich das Wort der Abgeordneten An- 
gela Merkel. 

Dr. Angela Merkel (CDU/CSU): Herr Matschie, da 
Sie sich ja um Redlichkeit bemüht und versucht ha- 
ben, Ihre Auffassung anhand von Zahlen aufzuzei- 
( ß ) gen, hat es mich doch gereizt, hierzu eine Bemer- 
kung zu machen. 

Sie haben behauptet, daß der Pro-Kopf-Verbrauch 
laut dieser Statistiken zwischen 1990 und 1996 nicht 
zurückgegangen ist. Da haben Sie aber Äpfel mit Bir- 
nen verglichen. Der Pro-Kopf-Verbrauch 1990 in den 
alten Bundesländern im Vergleich zu 1996 in den 
neuen Bundesländern ist etwas niedriger, aber der 
Verbrauch im gesamten Deutschland ist - weü er in 
den neuen Bundesländern immer noch etwas höher 
hegt -, verglichen mit den Werten von 1990 für die al- 
ten Bundesländer, identisch. 

Wenn es hier um Redlichkeit geht - ich habe ja 
schon zugegeben, daß die Masse der Reduktion auf 
die neuen Bundesländer entfiel -, muß man auch auf 
diesen Punkt hinweisen: Man darf nicht den Gesamt- 
verbrauch mit dem Verbrauch in den alten Bundes- 
ländern vergleichen. Das war nicht in Ordnung. Der 
Unterschied beträgt -12,8 Tonnen zu 11,1 Tonnen - 
1,7 Tonnen. Wenn Sie die prozentuale Reduktion 
ausrechnen, stellen Sie fest, daß das nicht unerheb- 
lich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
antworten, Herr Matschie? - Nein. 

Dann schließe ich damit die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 13/8936 und 13/8969 an die in 


der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge- (C) 
schlagen. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist of- 
fensichtlich der Fall. Dann ist die Überweisung so be- 
schlossen. 

Außerdem ist beantragt worden, den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/8993 zu überweisen: zur feder- 
führenden Beratung an den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und zur Mitbera- 
tung an den Finanzausschuß, an den Ausschuß für 
Wirtschaft, an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, an den Ausschuß für Verkehr, 
an den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, an den Ausschuß für Wirts chaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung sowie an den Aus- 
schuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union. Sie sind auch damit einverstanden? - Das ist 
der Fall. Dann sind auch diese Überweisungen so be- 
schlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Gruppe der PDS 

Haltung der Bundesregierung zu in der 
Presse zitierten Äußerungen des Bundesver- 
teidigungsministers Volker Rühe zum Kon- 
flikt am Golf 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster in der De- 
batte hat der Abgeordnete Graf von Einsiedel das 
Wort. 

(D) 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Frau Präsiden- 
tin! Meine heben Kolleginnen und Kollegen! Der 
Bundesverteidigungsminister hat sich zur Irak-Krise 
geäußert. Ich verzichte darauf, zu zitieren, was in der 
„Morgenpost" darüber gestanden hat. Ich habe nicht 
so viel Zutrauen in die Zuverlässigkeit dieser Zei- 
tung. Deshalb zitiere ich nur, was der Sprecher des 
Ministeriums in einer Art Dementi erklärt hat: 

Der Bundesminister hat gesagt: Wenn wir 1991 
die Bundeswehr von heute gehabt hätten, dann 
hätten wir uns damals wohl in anderer Weise be- 
teiligt. 

Man kann eg drehen und wenden, wie man will: Mit 
dieser Äußerung hat Bundesminister Rühe die Katze 
aus dem Sack gelassen. Wenn die Bundeswehr 1991 
schon so weit gewesen wäre wie heute, dann hätten 
wir uns damals, also am Golfkrieg, wohl anders be- 
teiligt. Das kann doch nichts anderes heißen als: Wir 
hätten nicht nur gezahlt - läppische 16 Milharden 
DM -, sondern wir wären mitmarschiert. 

Jede Minute kann ein neuer Golfkrieg ausbrechen. 

Ihre Äußerung, Herr Minister, läßt keinen Zweifel 
daran auf kommen: Die Bundesregierung ist bereit, 
sich mit der Bundeswehr daran zu beteiligen. Deut- 
sche Soldaten sollen nach Ihrer Meinung jetzt mit- 
schießen. Es sind wohl die Nachwirkungen des Golf- 
kriegssyndroms, die Sie veranlaßt haben, sich so weit 
aus dem Fenster zu lehnen. Ihnen ist der damalige 
Vorwurf der Scheckbuchdiplomatie peinlich. Dies- 
mal, sagen Sie, werden wir dabeisein. 
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Heinrich Graf von Einsiedel 

(A) Natürlich haben Sie sich beeilt, hinzuzufügen, wir 
seien nicht in einer vergleichbaren Situation. Aber 
wir wissen doch aus Erfahrung, wie schnell solche 
Konflikte eskalieren können, vor allem dann, wenn 
eine politische Situation derart verfahren ist wie ge- 
genwärtig am Golf. Für diesen Fall haben Sie ohne 
Not den Einsatz der Bundeswehr in Aussicht gestellt. 
Das ist ein fatales Signal - nach innen wie nach au- 
ßen. 

Nach innen heißt es: Stellt euch darauf ein, daß wir 
künftig mitschießen, mitbombardieren werden und 
daß es Opfer geben wird. Nach außen heißt es: Die 
Bundeswehr hat die Zeit einer reinen Verteidigungs- 
armee hinter sich. Jetzt sind wir bereit, uns gemein- 
sam mit anderen als Ordnungsmacht weltweit zu be- 
tätigen - auch außerhalb des NATO-Gebiets und au- 
ßerhalb Europas. Dafür auch der Aufbau der Krisen- 
reaktionskräfte, dafür die - nicht nur finanziell - 
abenteuerlichen, umfangreichen Beschaffungsvorha- 
ben wie den Eurofighter 2000. 

Die Vorhaltungen von Herrn Brzezinski in Berlin 
wollten Sie wahrscheinlich nicht so einfach auf sich 
sitzenlassen. Aber Sie haben Ihre Einlassung doch 
nicht im luftleeren Raum getätigt, sondern in einem 
konkreten politischen Umfeld. Sie hätten Brzezinski 
antworten sollen: Es ist nicht unsere Aufgabe, für 
Washington die Kastanien aus dem Feuer zu holen, 
für das die seit zehn bis 15 Jahren rational nicht mehr 
nachzuvollziehende amerikanische Nahostpolitik 
verantwortlich ist. 

Interpretieren Sie unsere Haltung nicht falsch: Die 

(B) Arbeit der UN-Inspektoren im Irak darf nicht behin- 
dert werden. Sie müssen ihren Job tun. Die restlose 
Beseitigung der Massenvemichtungswaffen muß 
durchgesetzt werden. Aber dazu muß man Lösungen 
suchen, die einen wirklichen Ausweg aus der Krise 
zeigen. Militäreinsätze - darüber sind sich viele einig 
- bringen nichts. Sie verlängern und verstärken nur 
die Leiden der irakischen Zivilbevölkerung bis ins 
Unendliche. 

(Beifall bei der PDS) 

Wir verlangen, daß nach einer Verhandlungslö- 
sung gesucht wird, die dem Irak eine Perspektive er- 
öffnet, wenn er eindeutig mit der UNO kooperiert. 
Dafür gibt es Vorschläge. Das hätten Sie Brzezinski 
sagen können. Aber Bündnispartnern unbequeme 
Wahrheiten zu sagen ist ja bekanntlich nicht gerade 
die Stärke der Bundesregierung. Dann möchten Sie 
schon lieber dem „Übervater" loyal beistehen und im 
Mainstream mitschwimmen - beim nächsten Mal 
ganz vornan und nicht als Zahlmeister auf der Zu- 
schauertribüne. 

Sie, Herr Minister, haben damit Ihren Teil dazu 
beigetragen, das Eskalationsklima anzuheizen und 
den Einsatz militärischer Gewalt auch von seiten der 
Bundesregierung psychologisch vorzubereiten. Wir 
fordern Sie auf: Erklären Sie unmißverständlich, daß 
sich Deutschland nicht an einer Militäraktion, wie sie 
jetzt in den USA diskutiert wird, beteiligen wird. 

(Beifall bei der PDS) 


Die Bundeswehr hat am Persischen Golf nichts verlo- (C) 
ren. Wenn Sie dazu nicht bereit sind, dann muß der 
Bundestag vorsorglich einen entsprechenden Be- 
schluß fassen. 

(Beifall bei der PDS) 

Deiche zu schützen ist das eine, Herr Minister; aber 
Krieg zu führen ist etwas anderes. 

(Beifall bei der PDS) 


Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Herr Bundesminister der Verteidigung, Vol- 
ker Rühe. 


Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich glaube, es nützt der Debatte, wenn ich zunächst 
einmal sage, was ich nicht gesagt habe. Denn das, 
was ich gesagt habe, ist immer noch wichtig genug, 
daß wir darüber dann noch sprechen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 

Zuruf von der SPD: Und was Sie sagen 
wollten!) 

Ich habe in Berlin in der Debatte mit Brzezinski 
eindeutig gesagt: Was ich sage, hat nichts zu tun mit 
der aktuellen Krise im Irak. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nur mit der virtuellen Krise!) 

Das ist der eigentliche Skandal: daß versucht wird, 
das dorthin zu drehen. Damit hat es nichts zu tun. Ich 
werde dazu später noch etwas sagen. 

Das zweite ist - es wurde unterstellt, daß wir die 
Entscheidungsbefugnis des Bundestages in Frage 
stellen wollen -: Es gibt nur wenige, die den Charak- 
ter des Parlamentsheers so betont haben wie ich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Natürlich wird es dabei bleiben; genauso war es, 
als wir die Entscheidungen über die deutsche Beteili- 
gung an IFOR und SFOR getroffen haben. An dieser 
Haltung hat sich überhaupt nichts geändert. 

Wozu ich mich geäußert habe, ist etwas anderes. 
Es ging um die Situation im Jahre 1991. Die jetzige 
Situation am Golf hat damit überhaupt nichts zu tun. 
Sie ist völlig unvergleichbar. Es geht darum, daß die 
Entscheidung für internationale Einsätze in Deutsch- 
land heute von anderen Parametern geprägt wird als 
zur Zeit des Golfkriegs 1990/91. Daran kann es über- 
haupt keinen Zweifel geben. 

Damals haben wir bei unserer Zurückhaltung die 
besonderen Bedingungen des deutschen Einigungs- 
prozesses, die damals strittige Interpretation des 
Grundgesetzes wie auch die unzureichende Eignung 
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(A) unserer Streitkräfte für eine Beteiligung an solchen 
Einsätzen zugrunde gelegt. 

(Zuruf von der PDS) 

- Daß ich mit Ihnen unterschiedlicher Meinung bin, 
dürfte Sie nicht überraschen. Das ist in der Tat rich- 
tig. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sie hät- 
ten etwas falsch gemacht, wenn es nicht so 
wäre!) 

- Ich hätte in schrecklicher Weise etwas falsch ge- 
macht, wenn ich mit der PDS einer Meinung wäre. 

Heute ist die Verfassungsfrage geklärt. 

(Zuruf der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 
[PDS]) 

Es gibt einen breiten Konsens im Parlament und in 
der Öffentlichkeit über den Auftrag und die Rolle der 
deutschen Streitkräfte. 

(Zuruf von der SPD: Da bahnt sich etwas 
an! - Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Aber 
nur Gutes!) 

- Nachdem manche so verbissen waren, ist das nicht 
schlimm. Trotzdem ist es ein sehr ernstes und wichti- 
ges Thema. 

Wir haben eine Strukturreform der Bundeswehr 
auf den Weg gebracht, die in Krisenzeiten einen 
deutschen Solidarbeitrag ermöglichen würde, immer 
vorausgesetzt, der Deutsche Bundestag gibt seine 
Zustimmung. Deswegen gibt es überhaupt keinen 
Zweifel: Wenn wir 1990/91 den Weg der letzten sechs 
Jahre hinter uns gehabt hätten, dann hätte sich 
Deutschland in anderer Weise beteiligt, als das 
damals der Fall war. Daran kann es überhaupt kei- 
nen Zweifel geben. 

Noch einmal: Das bezieht sich nicht auf die jetzige 
Situation am Golf. Es ist aber schon wichtig, dies im 
Auge zu behalten, wenn wieder einmal die Solidari- 
tät Deutschlands gefordert sein sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Jetzt zu der Krise im Irak, zu der ich in Berlin und 
in Hamburg nichts gesagt habe. Ich glaube, wir 
schulden es der Situation, daß ich dazu ein paar 
Worte sage. Die Bundesregierung verfolgt mit Sorge 
die derzeitige Entwicklung im Irak. Die Behinderung 
des UNO-Inspektionsteams bei der Erfüllung seiner 
wichtigen Aufgabe ist ebensowenig zu dulden wie 
der Versuch des Irak, die Solidarität der Weltgemein- 
schaft durch die Ausweisung der Inspektoren auf die 
Probe zu stellen. 

Es geht darum, daß womöglich Potential für biolo- 
gische oder chemische Kriegsführung entsteht oder 
verborgen wird, ein Potential, das sich zu einer exi- 
stentiellen Bedrohung für die Staaten und Völker in 
der Region und darüber hinaus entwickeln könnte. 

Seit dem Ende des Golfkriegs Ende Februar 1991 
haben die vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
verhängten Waffenstillstandsbedingungen wie auch 
die Mechanismen ihrer Überprüfung und Kontrolle 


außerordentlich stabilisierende Wirkung auf die Si- (C) 
tuation in der Region gehabt. 

Die Bundesregierung hat einen wesentlichen Bei- 
trag zur Überprüfung der Waffenstillstandsbedin- 
gungen geleistet. Die Bundeswehr hat mehr als fünf 
Jahre lang die Inspektoren der Vereinten Nationen 
durch Lufttransport mit Flugzeugen und Hubschrau- 
bern unterstützt. Außerdem stellt Deutschland fach- 
kundiges Personal für die Inspektionsteams ab. 

Mit diesem Beitrag hat die Bundesrepublik 
Deutschland große Anerkennung in der Völkerge- 
meinschaft gefunden. Unser Beitrag ist von allen Be- 
teiligten sehr hoch eingeschätzt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die intensive Behandlung der Krise im Irak findet 
dort statt, wo sie hingehört: im Sicherheitsrat der Ver- 
einten Nationen. Dort wird entschieden und be- 
schlossen, welche Maßnahmen angemessen und not- 
wendig sind, um die Sanktionen der Vereinten Natio- 
nen durchzusetzen oder auch zu erweitern. 

Hierzu ist festzustellen - da schließt sich der Kreis -, 
daß die Situationen von 1990/91 und von heute völlig 
unvergleichbar sind. Damals hat sich die große Koali- 
tion der Staaten der Weltgemeinschaft engagiert, 
weil ein Land, nämlich Kuwait, von der Landkarte 
getilgt wurde. 

Es gibt weder eine Entscheidung der Vereinten 
Nationen, jetzt mit militärischen Mitteln im Irak ein- 
zugreifen, noch gibt es eine internationale Konstella- 
tion, die einen Beitrag der Bundesrepublik Deutsch- pj 
land in der jetzigen Situation erwarten oder fordern 
würde. Es besteht deshalb auf deutscher Seite auch 
keinerlei Handlungsbedarf, schon gar nicht, was die 
deutschen Streitkräfte angeht. 

Lassen Sie uns über das streiten, worum es wirk- 
lich geht. Ich fasse den Kern zusammen: Ich habe mit 
Brzezinski angesichts seiner Forderung nach einer 
globalen sicherheitspolitischen Rolle der Europäer 
und der Forderung, sich als Militärmacht weltpoli- 
tisch zu engagieren, und angesichts der Kritik, die es 
dort gegeben hat, gesprochen. 

Nach meiner festen Überzeugung muß Deutsch- 
land in vergleichbarer Weise wie andere europäische 
Staaten Solidarität zeigen. Das konnten wir in der 
spezifischen Situation von 1990/91 nicht. Deshalb ha- 
ben wir uns damals auf die logistische und finanzielle 
Unterstützung beschränkt. 

Für mich gibt es aber überhaupt keinen Zweifel, 
daß über jeden Einzelfall entschieden werden muß. 

Dies hat nichts mit der jetzigen Golfkrise zu tun. Aber 
natürlich wird es immer wieder Herausforderungen 
geben, die auf uns zukommen und wo sich Deutsch- 
land nicht ausklinken kann. Dann werden wir unsere 
Entscheidung auf der Basis der positiven Entwicklun- 
gen treffen, die es seit 1990/91 gegeben hat. 

Wir haben eine Bundeswehr, die in zwei Jahren 
Krisenreaktionskräfte in einem Umfang von 50000 
Mann haben wird. Diese werden dann, wenn das 
politisch so beschlossen ist, für internationale Ein- 
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Bundesminister Volker Rühe 

(A) sätze zur Verfügung stehen. Das Bundesverfassungs- 
gericht hat hier Klarheit geschaffen. Wir haben zu- 
dem einen gewachsenen Konsens in diesem Lande 
und auch in diesem Parlament, so daß man wirklich 
sagen kann: Wir haben eine andere Entscheidungs- 
grundlage, als dies 1990/91 der Fall war. 

Das bedeutet nicht, daß wir in jedem Einzelfall 
übereinstimmen werden. Aber es wird sich niemand 
prinzipiell ausklinken können. Ich glaube, wir kön- 
nen auch sehr froh sein, daß die Bundeswehr heute 
im Unterschied zu früher alle Aufgaben der Landes- 
und Bündnisverteidigung bewältigen kann. Dies, 
wird weiterhin der Schwerpunkt sein. Deswegen 
kämpfe ich auch für die Wehrpflicht. Dazu kommen 
aber auch internationale Einsätze. Darauf ist die Bun- 
deswehr vorbereitet. Dies ist kein Grund, hier laut zu 
schreien. Daß dies der PDS nicht gefällt, ist klar. 

Eines werden wir allerdings nie machen, nämlich 
das, was Sie als Mitglieder der SED mit dem Überfall 
auf die Tschechoslowakei gemacht haben. So etwas 
werden wir nie machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der PDS) 

- Natürüch. Sie stehen doch in der Verantwortung 
der SED. Die meisten von Ihnen waren doch in der 
SED. Sie haben die Verantwortung für so etwas. Des- 
wegen ist es merkwürdig, wenn so etwas gerade von 
der PDS kommt. 

Wir werden dafür sorgen, daß Deutschland zusam- 
men mit anderen europäischen Nationen und zusam- 
^ men mit unseren amerikanischen Freunden zur inter- 
nationalen Solidarität fähig ist. 

Vielen Dank. 

(BeifaH bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Seit wann hat denn Graf Einsiedel 
Prag überfaUen?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Karsten Voigt. 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Bundes- 
verteidigungsminister, Sie haben versucht, durch 
eine Interpretation Ihrer Äußerung einen schweren 
politischen Fehler, den Sie in Berlin begangen ha- 
ben, teilweise zu korrigieren. Aber dies ändert nichts 
darin, daß es ein schwerer politischer Fehler war. 

Es ist ein schwerer politischer Fehler, wenn Sie als 
ehemaliger Außenpolitiker und als jemand, der auch 
heute noch entsprechende Ambitionen hat, dann, 
wenn in Amerika über einen Militäreinsatz geredet 
wird, gleichzeitig über einen Militäreinsatz der Bun- 
deswehr sprechen, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

und zwar insbesondere dann über eine mögliche Be- 
teiligung der Bundeswehr bei einem Golfkonflikt re- 
den, während sich gerade eine militärische Krise am 
Golf abzeichnet. Dies ist ein schwerer politischer 
Fehler, der durch ihre heutige Interpretation teil- 


weise korrigiert wird, was aber nichts daran ändert, (C) 
daß er zu dem Zeitpunkt ein Fehler war. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Es war ein Verstoß gegen das uns alle verbindende 
Prinzip der Zurückhaltung. Man sollte nicht über 
Krieg reden, während im UNO-Sicherheitsrat noch 
über eine friedliche Beilegung des Konfliktes verhan- 
delt wird. Man sollte nicht über eine deutsche Beteili- 
gung reden, bevor der UNO-Sicherheitsrat entschie- 
den hat und bevor die Bündnispartner überhaupt bei 
den Deutschen angefragt haben. Weiterhin sollte 
man in einem solchen politischen Kontext einer Golf- 
krise nicht darüber reden, ob sich die Bundeswehr 
daran beteiligen soll. Dies gilt, obwohl - wie Sie sel- 
ber heute sagen - die Lage am Golf damals mit der 
heute überhaupt nichts zu tun hat. Dem stimme ich 
zu. Deshalb hätte man auch nicht darüber reden sol- 
len. 

Die Fehler, die Sie gemacht haben, versuchen Sie 
jetzt zu korrigieren. Das ist zu begrüßen. Aber die 
Kritik an Ihren Fehlem ändert nichts an der Notwen- 
digkeit zu zwei zusätzlichen Bemerkungen. 

Erstens. Der Irak muß die UNO-Sicherheitsmaß- 
nahmen einh alten. Da gibt es überhaupt keinen 
Zweifel. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der PDS) 

Er muß diese Maßnahmen auch deshalb einhalten, 
weil er schon in der Vergangenheit Massenvemich- 
tungswaffen gegenüber Kurden und gegenüber dem 
Iran angewandt hat. Er hat ein anderes Land, Kuwait, 
überfallen. Das heißt, beim Irak handelt es sich um 
einen Staat, der Völkerrecht mißachtet und der krie- 
gerische Aggressionen begangen hat. Deshalb muß 
die Völkergemeinschaft darauf drängen, daß er - das 
muß im Vordergmnd stehen - sich jetzt an das Völ- 
kerrecht hält. Dazu gehört auch, daß er amerikani- 
schen Inspektoren den Zugang ermöglicht. Daran 
gibt es bei uns überhaupt keinen Zweifel. 

Zweitens. Es gibt auch überhaupt keinen Zweifel 
daran, daß es völliger Unsinn ist, wenn die Grünen in 
diesem Zusammenhang von Sehnsüchten der Bun- 
desrepublik Deutschland reden, Weltpoüzei zu wer- 
den. Das ist, auf einen Fehler des Bundesverteidi- 
gungsministers, den er gemacht hat und den wir kri- 
tisieren, sozusagen wie ein Pawlowscher Reflex zu 
reagieren. Man braucht bei den Grünen in einer Si- 
tuation, in der ein Teil noch an der Fundi-Position 
festhält und entsprechende Vorstellungen über die 
Bundeswehr und über die NATO verbreitet, offen- 
sichtlich ein altes Feindbild, um Mehrheiten um sich 
zu scharen, die auf dem Parteitag hoffentlich nicht 
vorhanden sind. Für uns steht auf jeden Fall fest, daß 
wir - ich bin selber für eine rot-grüne Zusammenar- 
beit - im Rahmen einer solchen Zusammenarbeit die 
Garanten der außenpolitischen Stabilität sein und 
uns an einer solchen Politik nicht orientieren werden, 
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(A) sondern dafür sorgen, daß sie in einer Koalition nicht 
zum Tragen kommt. 

(Beifall bei der SPD - Angelika Beer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann solltest 
du doch wieder kandidieren!) 

Wir haben in der Vergangenheit Wert darauf ge- 
legt und werden das auch in Zukunft so halten, daß 
wir vor einem Militäreinsatz der Bundeswehr erstens 
alle friedlichen Mittel ausgeschöpft sehen wollen, 
daß wir zweitens Entscheidungen des UNO-Sicher- 
heitsrates abwarten, drittens bei solchen internatio- 
nalen Vorgängen mit unseren Bündnispartnern ge- 
nau abstimmen, was wir machen, und viertens im 
Parlament auf der Grundlage einer Vorlage der Bun- 
desregierung entscheiden. Jedes Schwadronieren 
davor über Militäreinsätze halten wir für nicht ver- 
antwortbar, weü alle diese Punkte vorher geklärt sein 
müssen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Denn sonst kann uns niemand bei einer solchen Ent- 
scheidung in Zukunft ernst nehmen. 

Über die PDS brauche ich in diesem Zusammen- 
hang überhaupt nicht zu reden, auch nicht über Ko- 
alitionen, weil in der PDS - unabhängig von der Ver- 
gangenheit, die Sie wieder angeführt haben, Herr 
Rühe - in der Außen- und Sicherheitspolitik Vorstel- 
lungen bestehen, die eine Zusammenarbeit nicht ein- 
mal für fünf Minuten ermöglichen würde, weü es von 
ihren Positionen her einfach nicht geht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Uwe-Jens Rössel 
[PDS]: Was soll denn das? - Gerhard 
Zwerenz [PDS]: Was ist denn mit der Ver- 
gangenheit von Einsiedel? Es sind mehr 
NSDAP-Mitglieder da drüben in der CDU 
gewesen als SED-Mitglieder in der PDS!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich erteüe jetzt 
dem Abgeordneten Christian Schmidt das Wort. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle- 
gen! Ich wül mich in die Auseinandersetzung auf der 
linken Seite des Hauses nicht einmischen, sondern 
zu dem Thema zurückkommen, das ursprünglich Ge- 
genstand der Aktuellen Stunde sein sollte. Es wurde 
nämlich etwas behauptet, was nicht gesagt worden 
ist, und es ist hier etwas gesagt worden, was lieber 
nicht behauptet werden sollte. 

Ich komme mit dem Vorstand der Parlamentarier- 
gruppe gerade aus Israel zurück. Ich habe mit dem 
Kollegen Gerster, der mein Vorgänger als Vorsitzen- 
der der Parlamentariergruppe war, gesprochen. Er 
hat noch einmal geschüdert, wie es 1991 war, als die 
deutschen Bundestagsabgeordneten mit den Kolle- 
gen im Schutzraum des King-David-Hotels in Jerusa- 
lem saßen, Schutzmasken ausprobierten, auf Rake- 
ten warteten und hofften, daß sie nicht einschlagen 
würden. Es waren die Raketen von Saddam Hussein. 


Der Mann ist kein Salontiger, er ist ein gefährlicher (C) 
Aggressor. 

(Beifan bei der CDU/CSU und der SPD - 
Zuruf von der PDS: Es gibt immer zwei!) 

Wenn man über die Frage, wie man diesem Ag- 
gressor begegnet, spricht, dann muß man im nach- 
hinein auch darüber diskutieren und überlegen, wel- 
che Verantwortung auf jeden einzelnen zukommt. 

Das hat mit Eskalationsklima überhaupt nichts zu 
tun. Wenn jemand Eskalationsklima schürt, kann 
doch nicht ein verantwortungsvoller Außenminister, 
der in einer Diskussion sehr vernünftige und über- 
legte Perspektiven aus der Vergangenheit heraus 
entwickelt, dafür in Anspruch genommen werden. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Haben Sie ihn jetzt schon 
ernannt? - Angelika Beer [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN): Der ist doch Verteidigungs- 
minister! - Dr. Helmut Lippelt [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wollen doch 
immer Ihren Waigel zum Außenminister 
machen!) 

- Hatte ich von Außenminister gesprochen? Sie se- 
hen, in der Tat ist die nahtlose Übereinstimmung zwi- 
schen Außen- und Sicherheitspolitik in der CSU und 
der CDU so groß, daß ich mir weitere Spekulationen 
darüber nicht anmaße. 

(Dieter Heistermann [SPD]: Sie sollten jetzt 
besser schweigen!) 

Der Verteidigungsminister Volker Rühe hat nicht 
für Eskalationen gesorgt. Es eskalieren diejenigen, p) 
die die USA singularisieren und politisch alleinstel- 
len. Das tun diejenigen, die in einer Situation, in der 
die letzte Tickermeldung lautet, daß die irakische Re- 
gierung, der Revolutionäre Führungsrat, die ameri- 
kanischen Rüstungsinspekteure ausgewiesen hat, so 
tun, als wolle man mit Amerika auch in einer aktuel- 
len krisenhaften Situation nichts tun, als sich zu di- 
stanzieren. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: So etwas Blödes habe ich lange nicht 
mehr gehört!) 

- Es reicht halt nicht aus, Frau Beer, weiße Laken aus 
den Fenstern zu hängen, Kerzen ins Fenster zu stel- 
len 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist doch nicht das Problem!) 

und zu hoffen, daß der Aggressor seine Raketen nicht 
auf Israel abschießen möge. Hier ist eine Solidarität 
innerhalb der Weltgemeinschaft der Vereinten Natio- 
nen gefordert. Nichts anderes als die Frage, mit wel- 
chen Möglichkeiten und welchen Verpflichtungen 
man sich in der Vergangenheit in konkreten Situatio- 
nen verhalten hat und in der Zukunft in solchen 
Situationen verhalten muß, wurde diskutiert. 

Im übrigen ist das nicht nur eine Diskussion der 
Vergangenheit. Es scheint der Aufmerksamkeit der 
geneigten Kritiker entgangen zu sein, daß wir gegen- 
wärtig sehr wohl in einem multüateralen Einsatz 
stehen, gerade aus der Konsequenz des Golfkrieges 
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(A) heraus. Die Konsequenzen, die Volker Rühe disku- 
tiert hat, 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Was soll 
das denn? - Walter Kolbow [SPD]: Sie 
widerlegen Rühe!) 

sind doch in diesem Parlament und in Karlsruhe ge- 
zogen worden, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Golfkrieg und alles in einen Topf 
werfen und Deckel drauf!) 

nämlich SFOR und IFOR und in Zukunft eine weitere 
Streitmacht, die verhindert, daß der Krieg in Bosnien 
wieder ausbricht. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Viel- 
leicht sollten wir den Rühe einmal fragen, 
was er von Ihren Äußerungen hält!) 

Das sind doch die Reaktionen, die aus unseren Erfah- 
rungen auch aus der Zeit vor 1990 herrühren. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Noch gefährlicher ist es, alles in 
einen Topf zu werfen!) 

Nun zum Thema „Deiche halten“, Graf Einsiedel. 
Wer Deiche gegen Flut und Deiche gegen Aggressio- 
nen auseinanderdividiert und in beiden Fällen der 
Bundeswehr, wie auf Ihren Hamburger Plakaten, 
schlimme Sachen unterstellt, ist nicht befugt, über 
dieses Thema hier überhaupt fundiert zu diskutieren. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P. - Dr. Dagmar Enkel- 
mann [PDS]: Wir lassen uns von Ihnen kei- 
nen Maulkorb verpassen!) 

- Das müssen Sie sich anhören. Wir müssen uns lei- 
der auch von Ihnen einiges anhören, was in anderen 
Parlamenten besser zu Hause gewesen wäre als hier. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Wir sitzen 
hier schon eine ganze Weile! - Gerhard 
Zwerenz [PDS]: Hören Sie mit dem Unfug 
auf!) 

- Ich habe gelernt, daß der Redner die Möglichkeit 
hat, so lange zu warten, bis wieder Ruhe im Hause 
eingekehrt ist, daß er gehört werden darf. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Dann ist 
aber Ihre Zeit um!) 

Zu den Grünen nur noch ein Punkt. Kollege Lip- 
pelt und Frau Beer, Sie mögen heute sehr laut auftre- 
ten und Zwischenrufe machen. Sie werden dahinter 
aber nicht verbergen, daß Ihre Partei das größte Ri- 
siko in dieser Diskussion ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Lachen bei der PDS) 

Sie sind in einer Situation, die durchaus dazu bei- 
trägt, daß Konflikte auch deswegen eskalieren kön- 
nen, weil manche Aggressoren den Eindruck bekom- 
men könnten, wir wären im Zweifelsfall nicht bereit, 
den Dingen mit vernünftigen, klugen Maßnahmen, 


mit diplomatischen und anderen Maßnahmen, zual- (C) 
lerletzt mit militärischen Maßnahmen, entgegenzu- 
treten. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: So groß ist der Ein- 
fluß der Grünen noch nicht!) 

Schauen Sie, daß Sie in Ihrem eigenen Haus Ord- 
nung haben. Dann kommen Sie wieder und diskutie- 
ren mit uns. 

(BeifaH bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Angelika Beer. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Verehrte KoHeginnen und KoHegen! 

Man könnte diese Aktuelle Stunde auch nennen: 

„Was passiert, wenn ein Minister von seinem Rede- 
konzept abweicht?" Aber die Ernsthaftigkeit der Ab- 
weichung ist eben nicht zu verharmlosen und auch 
nicht lächerlich. 

Herr Kollege Rühe, Herr Verteidigungsminister, im 
„Tagesspiegel“ vom 7. November werden Sie zitiert, 
daß die Bundeswehr in zwei Jahren über 50000 Sol- 
daten der Krisenreaktionskräfte verfügen werde. 
Sollte es zu einer vergleichbaren Situation wie beim 
Golfkrieg kommen, werde sich Deutschland militä- 
risch beteiligen. Allerdings - und hier zitiert der „Ta- 
gesspiegel" wörtlich - würden sie „nie wieder bei ei- 
nem UNO-Einsatz unter militärischer Führung der 
UNO mitmachen''. „Das wäre unverantwortlich, das 
wäre ein Desaster". D 

Sie dürfen sich nicht wundem, wenn eine derartige 
Äußerung angesichts der gegenwärtigen Krise im 
Irak eine öffentliche Debatte hervorruft. 

Ich möchte drei Interpretationen anbieten, von de- 
nen ich glaube, daß sie zulässig sind. 

Erstens. Sie haben zuvor zu viele Stunden auf si- 
cherheitspolitischen Tagungen und innerhalb der 
Generalität verbracht und einfach Ihren Wunschträu- 
men freien Lauf gelassen. 

Meine zweite Interpretation wäre, daß Sie - entge- 
gen Ihrer Gepflogenheit, mehr Außenminister als 
Verteidigungsminister zu sein - einige Tage die Ent- 
wicklung im Nahen Osten nicht mehr mitbekommen 
haben - schlimm genug! 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Hat 
Ihnen der Trittin das aufgeschrieben?) 

Die dritte Interpretationsmöglichkeit, die meiner 
Befürchtung nach am ehesten gegeben ist, besteht 
darin, daß Sie es für zeitlich gegeben halten, die Öf- 
fentlichkeit mit der bewährten Salamitaktik darauf 
vorzubereiten, daß nun auch noch die letzte Zurück- 
haltung Deutschlands in der Außen- und Sicherheits- 
politik aufgegeben werden muß. 

Erstens manifestieren Sie damit den deutschen An- 
spruch, sich potentiell an allen Arten von Militärak- 
tionen zu beteiligen. Zweitens machen Sie einmal 
mehr deutlich, daß Sie Ihre Politik der Marginalisie- 
rung der Vereinten Nationen fortsetzen. Drittens stel- 
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(A) len Sie das Recht dieses Parlaments in Frage, in je- 
dem Einzelfall zu entscheiden. Viertens beteiligen 
Sie sich während einer internationalen, äußerst ern- 
sten Krise, in der Außenminister Kinkel innerhalb der 
Europäischen Union versucht, dahin gehend eine 
Einigung zu erzielen, daß jeder Militärschlag abge- 
lehnt wird, an Muskelspielen und tragen dazu bei, 
daß ein solcher Versuch möglicherweise scheitert. 

Da Sie darüber hinaus auch noch ein militärisches 
Weltordnungsmodell präferieren, das für die Zivili- 
sierung der internationalen Beziehungen hinderlich 
ist, möchte ich auf den zweiten Golfkrieg noch ein- 
mal grundsätzlich eingehen. 

Der Überfall von Saddam Hussein auf Kuwait war 
völkerrechtswidrig. Es gab Beschlüsse, mit diploma- 
tischen Sanktionen Hussein zu zwingen, seine Trup- 
pen zurückzuziehen. Ohne daß man abwartete, wie 
diese Sanktionen überhaupt wirkten, gab es die In- 
tervention der Amerikaner, nicht um Saddam zu be- 
seitigen, nicht im Interesse des Völkerrechts, sondern 
um eigene Ölinteressen in dieser Region aufrechtzu- 
erhalten. Das Ziel der Vereinigten Staaten war nicht 
der Einsatz für Menschenrechte; denn sonst wäre die 
Politik nach dem zweiten Golfkrieg ganz anders for- 
muliert worden. Man hätte die Kurden nicht dem 
neu entstandenen Zwiespalt zwischen der Türkei 
und dem Irak überlassen, man hätte nicht eine Sank- 
tionspolitik verhängt, deren Wirkung darin besteht, 
das einzig wahre demokratische Potential im Irak, 
das wieder wachsen muß, nämlich die Bevölkerung, 
diesem Mann auszuliefem, und die Menschen ver- 
hungern, die Kinder tagtäglich zu Hunderten sterben 
läßt. Das sind alles politische Maßnahmen, die Sie, 
Volker Rühe mit Ihrer Äußerung unterstützen. Dazu 
kann ich Ihnen nur sagen: 

(Dr. Wilfried Penner [SPD]: Pacta sunt ser- 
vanda!) 

Es ist nicht unmoraüsch, Militär nicht einzusetzen; 
vielmehr ist es unmoralisch, eine Politik zu praktizie- 
ren, die dazu führt, daß erst ab der Ebene der Militär- 
einsätze darüber diskutiert wird. 

(Beifaü beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Unmoralisch ist es, diese Sanktionspolitik der Ver- 
einten Nationen zu unterstützen. Unmoraüsch war es 
vor aüem, Herr Verteidigungsminister, ein Regime 
wie das irakische über Jahre bis unter die Zähne auf- 
zurüsten; 110 deutsche Firmen waren an der Prolife- 
ration von B- und C-Waffen beteüigt. Wenn Sie jetzt 
nur noch müitärische Antworten haben, statt eine 
politische Strategie zu entwickeln, um die bedenk- 
üche Proliferation von Massenvernichtsungswaffen 
zu verhindern, dann droht uns Schlechtes, falls Ihre 
Poütik sich durchsetzen sollte. 

Wir haben nach dem ersten und nach dem zweiten 
Golfkrieg hier im Deutschen Bundestag gefordert, 
daß wir uns dafür einsetzen, unter der Verantwor- 
tung der Vereinten Nationen eine Nahost-Friedens- 
konferenz einzuberufen. Wer diesen Schritt heute 
immer noch verweigert, trägt dazu bei, daß zu „coun- 
ter proliferation "-Strategie, zu müitärischen Mus- 
kelspielen, und damit zur Vorbereitung auf einen 


dritten Golf krieg keine Alternative bleibt. Das wäre (C) 
fatal, vor allen Dingen für die Menschen in der Re- 
gion. 

(Beifaü beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Nolting. 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Frau Koüegin Beer, 
ich denke, es wäre schon hilfreich, wenn man sich 
einmal den gesamten Redetext der Äußerung an- 
sieht, auf den sich die PDS hier bezieht. Es soUte da- 
bei auch der gesamthistorische und -poü tische Kon- 
text berücksichtigt werden, ehe man zu einer Bewer- 
tung kommt. Worum geht es denn eigentÜch? 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Sie hat doch sehr genau den Mi- 
nister zitiert!) 

- Es geht darum, Herr KoUege Lippelt, daß ein hoch- 
rangiger Analyst aus den USA mehr Verantwortung 
seitens der Europäer eingefordert hat; hierauf hat 
der Bundesminister der Verteidigung in einem Rede- 
beitrag festgesteUt, daß die Europäer und damit auch 
Deutschland dazu bereit sind. Als Vertreter der 
F.D.P.-Bundestagsfraktion kann ich daran nichts Kri- 
tikwürdiges feststeUen. Insbesondere, Frau Koüegin 
Beer, hat der KoUege Rühe in keiner Weise den Parla- 
mentsvorbehalt in Frage gesteht. Sie hätten hier ein- 
mal von Ihrem Text, den Sie sich vorher aufgeschrie- 
ben hatten, abweichen und zur Kenntnis nehmen sol- 
len, was Minister Rühe dazu gesagt hat. 

(Beifaü bei der F.D.P und der CDU/CSU) 

Spätestens, seitdem die Europäer beschlossen hat- 
ten, im Rahmen der WEU eine gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspoütik einzuführen und die WEU 
zum europäischen Arm der NATO weiterzuentwik- 
keln, ist doch vöüig klar, daß Europa und damit auch 
wir als Teü Europas mehr Verantwortung tragen wer- 
den. In bezug auf diese Haltung gibt es mit großen 
Teüen der Opposition eine breite Übereinstimmung. 
Diese Haltung ist auch ganz dezidiert die Position 
der Freien Demokraten hier im Hause. Wir wissen, 
daß wir mehr Verantwortung werden tragen müssen. 

Ich füge hinzu: Wir woüen uns ihr auch steüen und 
dieser Verantwortung nicht aus weichen. 

(Beifaü bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Dies bedeutet, daß wir uns als wiedervereinte Nation 
besonders in multinationalen Systemen wie UNO, 
OSZE, NATO, EU und WEU stärker einbringen. Aus 
unserer Sicht bedeutet mehr Verantwortung aber na- 
türlich auch, daß unsere Stimme stärker gewichtet 
wird. 

Lassen Sie mich noch näher auf die Sachlage, über 
die wir heute diskutieren, eingehen. Bis zum Jahr 
1994 war Deutschland verfassungsrechttich und - 
das sage ich ganz bewußt dazu - poütisch nicht in 
der Lage, sich an bestimmten Operationen außerhalb 
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Günther Friedrich Nolting 

(A) der NATO, also etwa unter UNO-Mandat, zu beteili- 
gen. Unabhängig davon - Minister Rühe hat darauf 
hingewiesen - hätten wir damals aber auch noch gar 
nicht die Ressourcen und Strukturen gehabt, um uns 
daran beteiligen zu können. 

(Manfred Müller [Berlin] [PDS]: Gott sei 
Dank!) 

Mittlerweile ist die verfassungsrechtliche und auch 
die verfassungspolitische Seite geklärt. Auch hat die 
Bundeswehr seither Umstrukturierungen vorgenom- 
men; dieser Prozeß ist allerdings noch nicht abge- 
schlossen. Die Weltgemeinschaft und insbesondere 
unsere Verbündeten verfolgen unsere Entwicklung 
und begrüßen sie. Deutschland genießt das Ansehen 
eines souveränen Staates, an den aber auch entspre- 
chende Anforderungen und Erwartungen gerichtet 
sind. Ich wiederhole: Diesen wollen wir uns auch 
stellen. 

Ich will allerdings hier auch darauf hinweisen: Mit 
der F.D.P -Bundestagsfraktion wird es keinen Auto- 
matismus geben. Die Regierung wird keine Carte 
blanche bekommen. Wir Liberalen halten daran fest, 
daß jeder bewaffnete Einsatz der Bundeswehr außer- 
halb des Bündnisgebietes hier im Deutschen Bundes- 
tag beraten und beschlossen werden muß, das heißt, 
das Parlament wird über jeden Fall einzeln entschei- 
den. Ich unterstütze ausdrücklich, was der Bundes- 
minister dazu gesagt hat: Die Bundeswehr bleibt Par- 
lamentsarmee. Das ist gut so. Ich denke, auch hier- 
über besteht Einigkeit. 

(Beifall bei der F.D.P und der CDU/CSU) 

^ Die F.D.P-Fraktion hat keinen Grund, die bishe- 
rige Praxis der Bundesregierung bezüglich der Un- 
terrichtung und der Beteiligung des Parlamentes zu 
kritisieren. Ich will auch dazusagen, es ist Sache des 
Parlamentes, in jedem Einzelfall darauf zu achten, 
daß es bei dieser Handhabung bleibt. Aus dem Zu- 
sammenhang gerissene Zitate führen uns in dieser 
Diskussion nicht weiter. Es ist auch falsch, wie es Kol- 
legin Beer tat, hier eine Gefährdung der Parlaments- 
rechte an die Wand zu malen. 

Herr Kollege Graf Einsiedel, es ist wirklich ge- 
radezu absurd, wenn ein Vertreter der Nachfolgeor- 
ganisation der SED uns über Fragen des Parlamenta- 
rismus und der Demokratie belehren will. War es 
nicht die SED, die dafür mitverantwortlich war, daß 
zum Beispiel der Prager Frühling zerschlagen wurde 
und 18 Millionen Deutsche 40 Jahre in Unfreiheit le- 
ben mußten? 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Was war denn 
vorher?) 

Frau Kollegin Beer, weil Sie hier von Moral spre- 
chen, sage ich: Es kann unmoralisch sein, eine Ar- 
mee einzusetzen. Es kann aber auch unmoralisch 
sein, eine Armee nicht einzusetzen. 

Vielen Dank. 

(Beifaü bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Andrea Gysi. 


Andrea Gysi (PDS): Frau Präsidentin! Liebe Koüe- (C) 
ginnen und KoUegen! Es stimmt nicht, was hier von 
manchen, auch von Karsten Voigt, gesagt wurde, der 
Verteidigungsminister habe sich korrigiert. Er hat 
heute - zu dieser FeststeUung kommt man, wenn die 
Zitate stimmen; sie sind nicht dementiert worden - 
im Grunde genommen klipp und klar bestätigt, was 
er gesagt hat. 

Kollege Nolting, zum Thema Automatismus hat er 
gesagt: Sollte noch einmal eine Konstellation wie 
1990/91 entstehen, so besteht überhaupt kein Zwei- 
fel, daß die Bundeswehr an Aktionen beteiligt ist. 
Wenn das keine Vorwegnahme einer Entscheidung 
durch den Bundestag ist, dann möchte ich wissen, 
was sonst eine Vorwegnahme sein soll. 

(Beifall bei der PDS - Zuruf von der CDU/ 

CSU: Der Minister weiß schon, was die Ver- 
fassung sagt!) 

In dieser Haltung drückt sich nicht nur eine Igno- 
ranz gegenüber der Entscheidungshoheit des Bun- 
destages aus. Dadurch wird auch das Risiko der Ge- 
fahr-in-Verzug-Regelung im Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts deutlich; denn es ist leider immer noch 
nicht aus der Diskussion, zumindest seitens der USA, 
daß ein Militärschlag gegen den Irak geführt wird. 

Ich möchte einmal wissen, Herr Verteidigungsmi- 
nister, was Sie eigentlich machen, wenn von Ihnen 
über Nacht, wie von hohen amerikanischen Vertre- 
tern nach dem Motto „mehr Verantwortung der Euro- 
päer" gefordert, eine Beteiligung verlangt wird. 

Sie haben heute hier erklärt: Es besteht überhaupt 
kein Zweifel: Wenn wir noch einmal um Solidarität 1 J 
gebeten werden - damit meinen Sie ja militärische 
Solidarität -, machen wir mit. Dieses bedeutet wieder 
eine Vorwegnahme der Entscheidung des Bundes- 
tages. Die Zielrichtung der Bundesregierung ist also 
klar: Beteiligung der Bundeswehr an einem neuen 
Golfkrieg, wenn er noch einmal passieren sollte, was 
wir alle nicht wünschen. 

Die Äußerung von Verteidigungsminister Rühe 
kam zu einem denkbar unglücklichen Zeitpunkt. Die 
UN bemüht sich nämlich noch um eine friedliche Lö- 
sung. Die Äußerung zeigt genau, in welche Richtung 
die Militärpolitik der Bundesregierung gehen soll. 
Dabei spielt nicht nur die Symbolik, Mitglied im Klub 
der Großen zu sein, eine Rolle, sondern es gibt hand- 
feste Hintergründe. Ich erspare mir das erneute Zitie- 
ren der verteidigungspolitischen Richtlinien aus sei- 
nem Hause, Stichwort: Zugang zu Rohstoffen. Ein 
Hintergrund besteht darin, einen globalen Führungs- 
anspruch der Bundesrepublik innerhalb Europas 
gleichberechtigt neben den USA geltend zu machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Die Golfregion braucht keinen Militärschlag. Sie 
braucht endlich einen Durchbruch in der Eskalati- 
on- und Gewaltspirale. Zweifellos muß die irakische 
Führung die Kontrollen von UNSCOM zulassen; 
diese müssen durchgesetzt werden, aber nicht mit 
militärischer Gewalt. Es muß vielmehr ein anderer 
Kurs eingeschlagen werden; ein Kurs positiver An- 
reize, mit dem vor allem das Leiden der irakischen 
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(A) Zivilbevölkerung eingedämmt wird. Ich will ein Zitat 
aus einer arabischen Zeitung bringen, in der es heißt: 

Ein weiser und starker Mann wird dem Schwa- 
chen immer eine Option zu einem Rückzug in 
Würde geben. Doch die Vereinigten Staaten ha- 
ben dem Irak nichts außer Blut, Schweiß und Trä- 
nen angeboten. 

(Beifall bei der PDS) 

Wir stellen heute fest, daß auch in den Medien zur 
Kenntnis genommen wird, welche verheerenden Fol- 
gen diese Art von Embargopolitik gegenüber dem 
Irak, vor allem gegenüber der Zivilbevölkerung, ha- 
ben. 

In diesem Kontext ist die Erklärung Rühes fatal. 
Wer jetzt bereits ankündigt, Deutschland werde sich 
an zukünftigen Kriegsszenarien beteiligen, der erteilt 
Abenteuerstrategen aus dem Pentagon heute schon 
die Absolution und ermuntert sie. Das ist kontrapro- 
duktiv für eine friedliche Lösung der Krise in der 
Golfregion. Es ist auch bezeichnend, daß Sie parallel 
zu den UN-Verhandlungen und zu der Bemühung ei- 
ner diplomatischen Beilegung der Krise eine solche 
Äußerung machen. 

Wir warnen davor - das ist genau Sinn und Zweck 
dieser Aktuellen Stunde -, diesen Vorgang nur als ei- 
nen verbalen Ausrutscher zu kritisieren. Wir wollen 
die Öffentlichkeit darauf aufmerksam machen, daß 
der Verteidigungsminister etwas gesagt hat, was mit 
der politischen Zielsetzung der Bundesregierung zu 
^ tun hat, nämlich mit deren militärpolitischem Kurs. 

Heute morgen wurde in der Debatte zum Sonder- 
gipfel zur Beschäftigungspolitik gesagt: Wer Kohl 
wählt, wählt Stillstand und Stagnation. Das mag si- 
cherlich für die so dringend benötigten Reformen in 
dieser Gesellschaft zutreffend sein. Für die Frage des 
Aufenthalts deutscher Soldaten ist die Aussage wohl 
nicht ganz richtig. Da gilt offenkundig vielmehr: Wer 
Kohl und Rühe wählt, wählt die Gefahr eines 
Marschbefehls an den Golf. 

Das herauszuarbeiten war Aufgabe dieser Aktuel- 
len Stunde. 

(Beifall bei der PDS - Zuruf von der CDU/ 
CSU: So ein Blödsinn!) 


Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Reichardt. 

Klaus Dieter Reichardt (Mannheim) (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich will einige Hinweise aus der bisherigen 
Debatte aufnehmen und zu verdeutlichen versuchen, 
daß hier doch das Phänomen - ich sage es mit allem 
Nachdruck, wenngleich auch mit aller Kollegialität - 
der fehlenden geistigen Klarheit zu beobachten ist. 

Zum einen, Frau Kollegin Beer, werfen Sie dem 
Bundesminister der Verteidigung vor, er habe gesagt, 
daß unter seiner Verantwortung nie mehr Einsätze 


unter militärischer Führung der UN seitens der Bun- (C) 
deswehr mitgestaltet werden dürfen. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Ich habe zitiert!) 

- Sie können das gern im Protokoll nachlesen. 

Gleichzeitig und parallel dazu sagten Sie, es sei 
unmoralisch, die UN- Sanktionspolitik zu unterstüt- 
zen. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Die US-Sanktionspolitik!) 

- Das war dann nicht sehr deutlich ausgesprochen. 
Jedenfalls war in unseren Reihen „UN" zu hören. 

Wir sind für die Korrektur sehr dankbar, aber aus 
dem Duktus Ihrer Rede war auch nicht erkennbar, 
daß diese Korrektur eine zwangsläufige ist. 

Die zweite Behauptung lautete, der Bundesmi- 
nister habe das Recht des Parlaments in Frage ge- 
stellt, über militärische Aktionen zu entscheiden. Der 
Bundesminister kennt, trägt mit, unterstützt und 
bejaht nach meiner Kenntnis die Rechtslage. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Und hat es vergessen! Das ist das 
Peinliche dabei!) 

Demnach ist keinerlei Unterstellung ihm gegenüber 
angemessen, er wolle in irgendeiner Form diese 
Rechtslage unterlaufen, aushöhlen oder auch nur für 
sich selbst in Frage stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der nächste Punkt ist die Behauptung, es würde P) 
erst ab der militärischen Stufe ernsthaft diskutiert. 

Ich bin jetzt seit drei Jahren Mitglied des Verteidi- 
gungsausschusses des Deutschen Bundestages, und 
wir haben in dieser Zeit sehr viele Themen ernsthaft 
und variantenreich diskutiert, kontrovers diskutiert, 
manchmal zur Ermüdung der einen und zur nicht er- 
folgten Belustigung und Aufklärung der anderen, 
aber mir ist eines noch nicht auf gef allen: daß wir erst 
ab der militärischen Stufe ernsthaft diskutiert hätten. 

Wir haben in drei Jahren alle Herausforderungen, 
die uns national und international gestellt waren, 
ernsthaft diskutiert. Wir haben dies seriös getan, wir 
haben verantwortungsbewußt und verantwortungs- 
voll entschieden. Wenn man die Dinge in der Zusam- 
menschau bewertet, dann sieht man, daß dieser Vor- 
wurf schlicht und einfach nicht haltbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage das mit allem Emst, auch ganz privat als 
jemand, der zwei kleine Söhne - zwei Jahre und 
zehn Monate bzw. ein Jahr und neun Monate alt - 
hat und daher auch an die nächsten Jahrzehnte, 
langfristig, denkt. 

(Christina Schenk [PDS]: Erst dann?) 

- Das habe ich von Ihnen nie lernen können. Ich 
komme nachher auf Sie schon noch zurück. 

Die Isolierung in der Dimension der Verantwor- 
tung, Frau Beer, das ist das eigentlich Gefährliche in 
der Doppelläufigkeit der grünen Politik. 
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Klaus Dieter Reichardt (Mannheim) 

Was Volker Rühe gesagt hat, ist etwas, was hier in 
diesem Haus im Plenum - ich habe es selbst gehört - 
im Grundsatz Joschka Fischer gleichfalls bejaht hat 
und was Sie jetzt in der Möglichkeit, dies in Verant- 
wortung aussprechen zu können, bestreiten. Diese 
Gespaltenheit führt Sie letztlich aus der Verantwor- 
tung heraus. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Sie haben Ihr Konzept mit dem von 
vor zwei Jahren verwechselt!) 

Sie führt Sie heraus aus der Dimension jedweder in- 
ternationalen Kooperationsfähigkeit. 

Sie werden sich dennoch nicht darüber hinwegtäu- 
schen können: Die Entwicklungen in den Vereinten 
Nationen, in der NATO, in den internationalen Gre- 
mien werden sich nicht nach den Spaltungserschei- 
nungen der Bündnisgrünen ausrichten. Sie sind in all 
diesen Fragen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Inkompetent!) 

durch Ihre Gespaltenheit de facto isoliert und nicht 
entscheidungsfähig . 

Herr Kollege Nolting, während die einen immer 
gleich die rote Karte ziehen, wann auch immer etwas 
kommt, worüber sie einmal neu nachdenken müßten, 
meine ich dennoch, daß Sie die Union nicht dahin ge- 
hend mißverstehen sollten, wir stellten dem Minister 
eine Carte blanche aus. Es ist vielmehr für die ver- 
nünftigen Kräfte in diesem Parlament klar, daß wir 
allesamt das Karlsruher Urteil in all seinen Facetten 
bewertet, gewürdigt und meines Erachtens auch ver- 
innerlicht haben. Daher bleibt die Bundeswehr eine 
Parlamentsarmee, insbesondere dann, wenn es um 
Out-of-area-Einsätze geht. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Michaela Geiger) 

Der nächste Punkt: Liebe Frau Gysi - ich sage 
jetzt einmal „lieb", denn ich habe kurz vor Weih- 
nachten 1996 eine kleine Auseinandersetzung mit ihr 
gehabt -, 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Wir sind 
hart im Nehmen!) 

Sie sprachen von einem in einer arabischen Zeitung 
erwähnten weisen Mann. 

Ich verstehe kein Arabisch, weiß aber, daß es dort 
gewöhnlich weise Männer gibt. 

Wenn Sie sich zu Gemüte führen, was der US-Bot- 
schafter Richardson gestern im UN-Sicherheitsrat in 
der Debatte über die Resolution 1137 ausgeführt hat, 
kommen Sie zu folgendem Ergebnis. Er fügte hinzu, 
die USA hätten nicht den Wunsch, den Irak, „a land 
of past greatness that could be great again", perma- 
nent unter Sanktionen zu sehen. Man erwarte den 
Tag, an dem die Sanktionen aufgehoben werden 
könnten. 

Sie sehen aus meinem Originalzitat, daß man nicht 
mit Pauschalverdächtigungen, mit 30, 40, 50 Jahre al- 
ten Pauschalformulierungen und mit Sprüchen wie 
„Abenteuerstrategen im Pentagon" und ähnlichem 
etwas bewerten kann. Dafür ist die Thematik am 


Golf viel zu ernst. Sie sollte sehr seriös behandelt (C) 
werden. Genau dies haben Sie in der Art, wie Sie die 
Debatte heute angehen, im Grunde politisch einmal 
mehr verweigert. 

Ich gebe Ihnen noch eines zu Ihrer eigenen Ge- 
schichte zu bedenken. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne- 
ter, die Redezeit ist weit überschritten. 

Klaus Dieter Reichardt (Mannheim) (CDU/CSU): 
Noch ganz kurz: Die Nettokosten der Beseitigung 
von überschüssigem NVA-Gerödel betragen mehr 
als 1,4 Milliarden DM. Das ist nur der fiskalische Teü. 

Über den geistigen Müll, den Sie von der PDS ver- 
breiten, will ich mich heute nicht weiter äußern. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Walter Kolbow, SPD-Fraktion. 

Walter Kolbow (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! Die Schlußfolgerung von 
Frau Gysi, daß sich derjenige, der Kohl oder Rühe 
wähle, für den Marschbefehl an den Golf entscheide, 
ist sicherlich abwegig. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 

Nicht einmal, wer Kolbow wählt!) 

Daß wir über solche Verdächtigungen diskutieren 
müssen, haben Sie, Herr Bundesminister der Vertei- 
digung, aber schon mitverursacht. Als ich die Rede 
von Herrn Schmidt gehört habe, hat sich bei mir der 
Eindruck verstärkt - auch wenn ich nicht die Schluß- 
folgerung der PDS ziehe -, daß es doch ganz gut ge- 
wesen wäre, wenn wir 1991 am Golf dabeigewesen 
wären, und daß sich daraus die zwingende Folge- 
rung für einen Einsatz dann auch in jeder anderen 
Konfliktsituation - auch in dieser Region - ergibt. 

Sie hätten Herrn Brzezinski eine ganz andere Ant- 
wort als die in der Diskussion geben müssen. - Dies 
betrifft ja nicht Ihre Rede insgesamt. Ihre Rede war 
völlig in Ordnung. Es war viel sozialdemokratisches 
Gedankengut dabei. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein Stichwort war die gemeinsame Sicherheit. Das 
hat Egon Bahr erfunden und wird nun fortgesetzt von 
Volker Rühe. - Sie hätten aber Herrn Brzezinski auf 
seine Frage, wie es die Bundesrepublik in einer mög- 
lichen Konfliktsituation in dieser Region und bei in- 
ternationalen Einsätzen halte, zum Beispiel sagen 
können - ich lese Ihnen einmal eine Antwort aus 
dem „Tagesspiegel" vom 12. November 1997 vor-: 

. . . die Frage kann abstrakt nicht beantwortet wer- 
den. Allerdings ist in den letzten Jahren in der 
Bundesrepublik ein genereller Konsens in 
Grundfragen erreicht worden. Die Grundfrage 
war: Ist es Deutschland nach der Verfassung er- 
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(A) laubt, außerhalb der Grenzen des NATO-Bünd- 
nisses Soldaten einzusetzen, ja oder nein? Den- 
noch gilt, daß in jedem Einzelfall das Parlament 
sein Ja oder Nein sagen muß. Eine inhaltliche 
Aussage im Zusammenhang „über eine mögliche 
deutsche Mitwirkung" kann im Augenblick we- 
der mit Befürwortung noch mit Ausschluß beant- 
wortet werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit dieser Antwort hat sich der CDU-Kollege Hom- 
hues, der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein guter Mann!) 

sehr viel diplomatischer und der Interessenlage unse- 
res Volkes und der Streitkräfte angemessener geäu- 
ßert als Sie, Herr Rühe, in Ihrer Antwort an Herrn 
Brzezinski. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich stelle die Frage, warum Sie so geantwortet ha- 
ben. Sie sind ein im Umgang mit Medien erfahrener 
Mann. Sie reisen nach Bosnien-Herzegowina, wenn 
es Herrn Waigel als CSU-Vorsitzendem vor einem 
schweren Parteitag nützt, und verlassen dann auch 
Ausschußsitzungen - in Kollision mit Ihrer Pflicht, 
dem Parlament Rede und Antwort zu stehen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU - Günther 
Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das ist doch 
geklärt worden!) 

Was war also Ihr Beweggrund, Herrn Brzezinski so 
zu antworten? - Sie wollten die Botschaft geben, daß 

(B) sich Amerika bei weltweiten Einsätzen auf diese Re- 
gierung verlassen kann und uns auf Grund seiner In- 
teressenlage in so etwas hineinziehen kann. Das ist 
die falsche Antwort gewesen, denn es kann nicht die 
Schlußfolgerung gezogen werden, wir wären immer 
und überall zur Stelle, wenn Amerika es will. Dahin 
ging nämlich die Absicht Brzezinskis. Aber das ist 
nicht der Anspruch einer zivilen Friedensmacht, wie 
sie die Bundesrepublik Deutschland unserer Mei- 
nung nach sein sollte. Das halten wir Ihnen vor, Herr 
Bundesminister der Verteidigung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie haben dann auch das deutsche Publikum be- 
dacht. Sie fangen die Aussage ein und sagen, es 
werde keine vergleichbare Situation geben. Also: 
Allen recht getan? - Das geht nicht. Es muß Klarheit 
darüber bestehen, daß wir in jedem Einzelfall prüfen, 
ob ein eindeutiges und auch politisch stimmiges 
Mandat vorliegt, ob vor Operationen mit dem Recht 
auf Erzwingung alle nichtmilitärischen Möglichkei- 
ten ausgeschöpft worden sind und ob der frieden- 
sichemde Charakter der Maßnahme unbezweifelbar 
ist. Das hätten Sie Herrn Brzezinski sagen müssen. 

Sie hätten ihm auch sagen müssen, daß politische 
Hintergründe berücksichtigt werden müssen, die 
möglicherweise speziell Deutschland betreffen, daß 
das Ausmaß des Risikos für die beteiligten Soldaten, 
für die Sie der Oberbefehlshaber im Frieden sind 
und deren Wohl Ihnen ganz besonders am Herzen 
liegen muß, und daß die tatsächlichen praktischen 
Möglichkeiten einer Situation erkannt und berück- 


sichtigt werden müssen. So hätten Sie antworten (C) 
müssen, dann hätten Sie richtig geantwortet und hät- 
ten auf einer internationalen Veranstaltung einen 
Auftritt im Interesse unseres Landes gehabt. Sie ha- 
ben das nicht getan; das ist bedauerlich und hat un- 
serem Land nicht genützt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 

Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Friedbert Pflüger, CDU/ 
CSU-Fraktion. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Ich erinnere mich 
noch gut an den Golfkrieg. Ich erinnere mich daran, 
daß Saddam Hussein ihn begonnen hat, und daran, 
daß es, als er ein wehrloses Land überfiel, von dieser 
Seite des Hauses, meine Damen und Herren von der 
Opposition, erstaunlich wenig Proteste gegeben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der CDU/CSU: So wie heute!) 

Ich erinnere mich daran, daß es, als dann eine Koali- 
tion von Staaten unter Führung der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika auf der Grundlage eines Mandates 
der Vereinten Nationen den völkerrechtswidrigen 
Angriff Saddam Husseins rückgängig gemacht hat, 
indem sie am Golf eingriff, sehr wenig Solidarität 
und Unterstützung Ihrerseits gegeben hat. Ich habe 
es damals - genauso wie viele andere in meiner Frak- 
tion und in der Koalition - als beklemmend empfun- ( D ) 
den, daß aus den Fenstern vieler von Ihnen damals 
Bettlaken mit Sprüchen wie „Gegen Amerika!" oder 
„Amerika soll sich raushalten! " hingen. 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Mein Bettlaken 
war es nicht!) 

Ich kann mich auch noch an Sprüche wie „Desertie- 
ren statt krepieren!" erinnern. Das war die unwür- 
dige Haltung und die unwürdige Reaktion von man- 
chen auf Ihrer Seite. Die kritisieren wir. Das muß 
man heute wieder betonen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 

Zuruf von der SPD: Also, hier habe ich noch 
keinen gesehen, der so gehandelt hat!) 

Die Amerikaner hatten damals und haben heute 
Anspruch auf unsere Solidarität. Dabei gibt es zwei 
Dinge zu unterscheiden, die Sie unzulässigerweise 
versuchen zusammenzubringen. Das eine ist die da- 
malige Situation. Kurz nach der Wiedervereinigung 
waren wir nicht weit genug, das zu tun, was eigent- 
lich erforderlich und notwendig gewesen wäre, näm- 
lich uns zu beteiligen. Das möchte ich in dieser Klar- 
heit und Eindeutigkeit einmal sagen. Alle anderen 
Länder haben sich beteiligt, und ich und meine Frak- 
tion möchten nicht einen nationalen Sonderweg für 
uns Deutsche. Wir sind in einem Bündnis. Wenn in- 
nerhalb dieses Bündnisses eine solche große Koali- 
tion zustande kommt, dann ist es meines Erachtens 
eine Selbstverständlichkeit, die der Minister ausge- 
sprochen hat, nämlich daß wir uns daran beteiligen 
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(A) müssen. Das ist doch nichts Schlimmes. Das ist die 
eine Seite der Medaille. Mit dem, was wir heute an 
Ausbildung haben, und mit dem, was wir heute an 
verfassungsrechtlichen Grundlagen haben, hätten 
wir uns in der damaligen Situation nicht verweigert. 

Wir haben etwas ganz anderes gemacht: Wir ha- 
ben die UNSCOM-Mission der Vereinten Nationen 
unterstützt. Das ist unendlich wichtig gewesen. Die 
UNSCOM ist die Organisation unter Leitung der Ver- 
einten Nationen, die im Irak dafür gesorgt hat, daß 
dort in den letzten Jahren nicht weiter A-, B- und C- 
Waffen gebaut wurden, die bereits gegenüber dem 
Iran und der kurdischen Bevölkerung eingesetzt wor- 
den waren. Es gibt Tausende von Giftgasopfern als 
Opfer von Saddam Hussein. 

Was hier auch unter Führung des Verteidigungsmi- 
nisters mit Beteiligung der Bundeswehr gemacht 
worden ist, daß sich nämlich deutsche Soldaten an 
der UNSCOM-Mission durch Hubschrauber- und 
Trans allflüge und durch die Zurverfügungstellung 
von Personal beteüigt haben, war keine Kriegstreibe- 
rei, sondern eine der größten Friedens- und Abrü- 
stungsinitiativen in der Geschichte, und darauf sind 
wir stolz. Das ist das eigentliche Thema, über das wir 
uns heute hier unterhalten sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Die UNSCOM-Mission war wichtig. Das sehen wir 
allein daran, daß Saddam Hussein immer wieder alle 
Welt beschwindelt hat. Wir haben das erlebt, als sein 
Schwiegersohn im August 1995 nach Jordanien ge- 

(B) flohen ist und Material aus dem Irak geschmuggelt 
hat. Daraus wurde deutlich, daß Saddam Hussein 
1991 bereits über biologische und chemische Waffen 
größeren Ausmaßes verfügte und daß er geplant 
hatte, diese mit Skud-Raketen auf Israel abzuschie- 
ßen. 

Ich kann nur sagen: Es ist meines Erachtens ganz 
wichtig, daß die UNSCOM-Organisation im Irak wei- 
ter arbeiten kann und daß sie von uns die volle Soli- 
darität erfährt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Zuerst war es Herr Ekeus, jetzt Herr Butler. Sie sind 
wirklich keine Kriegstreiber, sondern verantwortliche 
Leute, die von den Vereinten Nationen dorthin ge- 
schickt werden. 

Wenn Saddam Hussein erstens sagt: „Die und die 
Inspektoren gefallen mir nicht" und zweitens sagt: 
„Ich schieße ein Aufklärungsflugzeug ab", dann muß 
die Weltgemeinschaft reagieren, 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

und zwar hart, entschieden und eindeutig. Wenn sie 
das nämlich nicht tut, dann wird jede weitere Bemü- 
hung um Eindämmung der Weiterverbreitung von 
Massenvemichtungswaffen in Zukunft unglaubwür- 
dig werden, 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 

Wehret den Anfängen!) 


dann bereiten wir neuen Kriegen und neuen Einsät- (C) 
zen von Massenvemichtungswaffen geradezu den 
Weg. Dann tun wir genau nicht das, was Sie hier mit 
großen Worten als Friedenspolitik preisen. Dann tun 
wir denjenigen, die Krieg wollen, einen großen Ge- 
fallen. Deshalb muß man jetzt an jeder Stelle, wo 
Saddam Hussein internationales Recht bricht, ein- 
greif en und klar sagen: Das machen wir nicht mit. 

Nun behaupten Sie, aus den Äußerungen des Mi- 
nisters könne man irgendwelche Rückschlüsse auf 
die heutige Situation ziehen. Das ist nicht der Fall. Es 
hat niemand nach einer militärischen Unterstützung 
der Bundesrepublik Deutschland nachgefragt, und 
es wird auch niemand anfragen. 

Ich will aber hinzufügen: Wenn die Iraker ein Auf- 
klärungsflugzeug der Amerikaner abschießen und 
Amerika dann zurückschlägt, wird Amerika selbst- 
verständlich die Solidarität Deutschlands haben. 

Herr Kollege Kolbow, das lassen wir uns von Ihnen 
nicht schlechtreden. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne- 
ter, bitte kommen Sie zum Ende. Ihre Redezeit ist 
weit überschritten. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Amerika hat un- 
sere politische Solidarität. 

(Zuruf von der SPD: Unsere doch auch!) 

Diese Solidarität ist dringend notwendig in einer 
schwierigen Welt. Wir wollen Amerika hier bei uns in 
Europa haben. Wir haben deshalb auch das Interesse pj 
daran, Amerika politische Solidarität zu geben, wenn 
es gegen solche Völkerrechtsbrecher und die Her- 
steller von Massenvemichtungswaffen geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Liebe Kollegin- 
nen und Kollegen, wenn am Rednerpult das Licht mit 
der Aufschrift „Präsident" blinkt, dann heißt das: Die 
Redezeit ist zu Ende. Das bedeutet, daß dann schnell 
der letzte Satz gesprochen werden soll. Wir haben 
hier gleiche Chancen für alle. 

Als nächster hat der Abgeordnete Dr. Christoph 
Zöpel das Wort. 

Dr. Christoph Zöpel (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Pflüger, Ihr emotionaler Beginn 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: War stark! Zu 
dem sind Sie nicht fähig!) 

führt mich zu einer prinzipiellen Bemerkung. - Herr 
Kollege, es spricht viel dafür, vor allem in Debatten, 
in denen es um Krieg und Frieden geht, die Emotio- 
nen zu unterdrücken. 

Herr Kollege Pflüger, ich werde der Idee des aus 
meiner Sicht bedeutendsten Preußen, Immanuel 
Kant, nämlich der Idee des ewigen Friedens, weiter 
zustimmen und engagiert für sie streiten. Ich halte 
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(A) alle Menschen, die, auch in teilweise emotionalen 
und vielleicht im Detail nicht richtigen Formen, für 
diese Idee demonstrieren - dazu gehört auch die da- 
malige Demonstration mit Kerzen und Bettüchern -, 
allemal für sympathischer als jene Menschen, die, 
auch in Preußens Namen, mit der Notwendigkeit der 
Verteidigung der Sicherheit von Menschen ein tragi- 
sches Schindluder getrieben haben, mit dem wir im- 
mer wieder konfrontiert werden. 

(Zustimmung bei der PDS) 

Deshalb würde ich mit Emotionen gegen Menschen, 
die für Frieden demonstrieren, zurückhaltend sein. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Zuruf 

von der CDU/CSU: Das war absolut perfide! 

Sie unterstellen, daß hier Kriegstreiber 
unterwegs wären!) 

- Wenn Sie das für perfide halten, habe ich Ihre Emo- 
tionen an der richtigen Stelle getroffen. 

(Zuruf von der F.D.P: Lesen Sie das, was 

Sie gesagt haben, noch einmal ganz ruhig 
im Protokoll nach!) 

- Das habe ich ganz ruhig gesagt. Das ist ja das, was 
Sie irritiert: daß man Ihnen ruhig die Wahrheit sagt, 
nicht mit Emotionen. 

Ich würde jetzt aber gern zur Sache kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es ist auch höch- 
ste Zeit, daß Sie zur Sache kommen!) 

( 3 ) Die Sache ist der Frieden, nicht Ihre Emotionen. Bei 
der Behandlung von Fragen der Beziehungen zum 
Mittleren Osten werbe ich darum, drei Ziele mit- 
einander in Übereinstimmung zu bringen: unsere 
Sicherheitsinteressen, die Interessen gemeinsamer 
wirtschaftlicher Aktivitäten und die Menschen- 
rechte. 

Bei dem, worüber wir jetzt sprechen, steht zuerst 
die Sicherheitsfrage an. Ich mache dazu eine erste 
Bemerkung: Meine Kenntnisse von den Bemühun- 
gen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Reichen nicht 
aus!) 

im Irak A-, B- oder C-Waffen herzustellen, sind die, 
daß Gefahren durch diese Waffen auch für Europa 
und jedenfalls eindeutig für Israel nicht auszuschlie- 
ßen sind. Um diese Gefahren zu bannen, halte ich 
auf der Basis von Beschlüssen der UNO Einsätze und 
auch eine deutsche Beteiligung im Rahmen der Ver- 
fassung für möglich. 

Im Rahmen der Verfassung aber heißt: Es muß ei- 
nen rationalen Dialog im Deutschen Bundestag über 
die strategischen Ziele und Zusammenhänge geben. 
Mein Eindruck ist - das ist meine kritische Bemer- 
kung zu Ihren Äußerungen, Herr Bundesverteidi- 
gungsminister -: Ein rationaler Dialog über die stra- 
tegischen Ziele im Zusammenhang mit unserem Si- 
cherheitsinteresse gegenüber dem Irak hat seit der 
Kuwait-Krise nicht stattgefunden. Die Klagen über 
das Ausbleiben eines gründlichen Sicherheitsdialogs 


zwischen den Vereinigten Staaten und Europa sind (C) 
bekannt. Auch Ihr Haus führt diese Klagen. 

Der zweite Punkt ist: Es ist zu fragen, ob Ausrei- 
chendes getan worden ist, um offenkundig nicht 
funktionierende Sanktionen mit unvermeidlichen 
Folgen an Leid für die Bevölkerung des Irak mögli- 
cherweise durch andere Strategien zu ersetzen. Mir 
fehlt ein ausreichendes Engagement der Bundesre- 
gierung in der Frage: Können Initiativen, die sich an 
der erfolgreichen Strategie von Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa orientieren, auch auf den 
Nahen Osten angewandt werden? 

(Beifaü bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Zu diesen Strategien gehört die Klärung der Vor- 
aussetzung. Die Voraussetzung - man muß sie deut- 
lich aussprechen - ist: Wir Europäer und auch Israel 
haben es leicht. Beide haben die atomare Garantie 
der Vereinigten Staaten. Aber dazu, unter dieser 
Voraussetzung aües zu prüfen, was sonst getan wer- 
den kann, gehört, auch die Frage zu stehen: Wie 
empfinden das die Israelis? Ich weiß, daß Israel zu 
Recht essentielle Angst vor Angriffen mit A-, B- oder 
C-Waffen aus dem Iran oder dem Irak hat. Aber 
man wird diese Angst nur abbauen können, wenn 
man bei aUer Klarheit über sämtliche Potentiale die- 
ser Art in der Region - laut Abrüstungsbericht der 
Bundesregierung mit außerordentlich hoher Wahr- 
scheinlichkeit auch in Israel, was die vornehmste 
Umschreibung des Nicht-zugeben-Wollens eines 
Faktums ist - einen offenen Dialog beginnt, um 
dann in Schritte eintreten zu können, die zur Verifi- ( D ) 
kation in der ganzen Region führen. Das ist ver- 
säumt worden. 

Jetzt stehen wir wieder vor einer Situation, die 
sehr kritisch ist. Es stellt sich die Frage: dort eingrei- 
fen oder nicht? Ich halte es nicht für nützlich, schon 
vor einer rationalen Diskussion darüber, was dort 
passieren kann, zu signalisieren - und so wird es 
empfunden -: Deutsche Soldaten werden sich betei- 
ligen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wer hat das 
gemacht? - Das stimmt doch gar nicht!) 

- Dieser Eindruck ist enstanden; das haben wir Ihnen 
gesagt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Den wollen Sie 

erwecken! - Den wollen Sie schüren und 
nähren!) 

Wenn Sie es schafften, jetzt in diesen rationalen Dia- 
log einzutreten, wäre das ein Fortschritt. 

Ich will als letztes eine Kritik an einem Aspekt der 
amerikanischen Diskussion, der mich erschreckt, äu- 
ßern. Solange es in den Vereinigten Staaten Diskus- 
sionsbeiträge gibt, die besagen, Gott habe wegen 
Saddam Hussein die Cruise-Missiles erfunden, zeigt 
das für mich, daß dort ein Klima herrscht, dem entge- 
gengetreten werden muß und dem man nicht da- 
durch Vorschub leisten darf, daß man voreilig signali- 
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(A) siert, man könnte hier ohne Klärung der Zusammen- 
hänge etwas tun. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS - Dr. Andreas Schockenhoff 
[CDU/CSU]: Die Rede ist gegen Ende 
immer besser geworden!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Andreas Krautscheid, CDU/ 
CSU- Fraktion. 

Andreas Krautscheid (CDU/CSU): Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich habe von dieser Debatte den Ein- 
druck bekommen, daß es sich bei ihr schon um eine 
Gespensterdiskussion handelt. Wir haben gerade 
zwei emotionale Reden von seiten der SPD -Fraktion 
gehört. Wenn man sie auf ihren rationalen Gehalt zu- 
rückführt, dann muß man sagen, daß durch sie im 
Prinzip das bestätigt wurde, was der Minister gesagt 
hat. In bezug auf die grundsätzliche Position trennt 
uns offensichtlich nichts. Alles, was darüber hinaus - 
geht, wird als möglicher Eindruck, als eventuell 
denkbare Auslegung bezeichnet. Liebe Freunde, 
diese Variante entsteht in euren Köpfen, aber sie gibt 
es nicht in der Wirklichkeit. Das ist der Unterschied. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich werfe dem Kollegen Kolbow schon vor, daß er 
sich in einigen Teilen seiner Rede nicht sauber von 

(B) den Initiatoren dieser Debatte und auch nicht von 
der Kollegin Beer abgegrenzt hat. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das macht er sonst doch oft genug!) 

Denn nach meiner Meinung ist der eigentliche 
Grund für diese Debatte nicht ein längst richtigge- 
stelltes und in seinem Kern als völlig richtig zu be- 
wertendes Zitat des Bundesministers. 

(Walter Kolbow [SPD]: Es geht um die Wir- 
kungen!) 

Vielmehr glaube ich, daß wir uns hier wieder einmal 
mit einer Lieblingsneurose der Linken zu beschäfti- 
gen haben - sie steckt in Ihren Köpfen drin -, näm- 
lich mit der Fama von der Militarisierung der Außen- 
politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Darauf ist es letztlich zurückzuführen, daß man auf 
Grund einer vagabundierenden Zeitungsmeldung, 
die längst korrigiert und richtiggestellt war, eine Ak- 
tuelle Stunde beantragt hat. Daß das auf einmal notig 
ist, hängt, glaube ich, damit zusammen, daß in der 
politischen Linken und damit auch in einem Teü der 
SPD einige Leute bis auf den heutigen Tag nicht da- 
mit fertig geworden sind, daß man verrückt gewor- 
dene Aggressoren weder mit Bettlaken noch mit 
Lichterketten auf halten kann. Jedesmal, wenn wir 
vor einer solchen Situation stehen, ist dieses Ge- 
spenst in den Köpfen zu finden. Das war 1991 beim 
Golf krieg so; das war 1994 in Jugoslawien so, und - 


mit Verlaub - dieser Denkfehler steckte auch schon (C) 
1939 in einigen Köpfen. Ich wül damit die Ereignisse 
nicht vergleichen. Ich glaube aber, es handelt sich 
um den gleichen Denkfehler. 

Deshalb ist es auch ein politisch verheerendes Si- 
gnal, wenn man, obwohl die Haltung des Ministers 
völlig klar und unzweideutig ist - es ist vom klaren 
Parlamentsvorbehalt die Rede gewesen und ob- 
wohl ein Großteü der Opposition diese Meinung teilt, 
in einer solchen Debatte den Eindruck zu erwecken 
versucht, als sei doch vielleicht irgendwo ein Hinter- 
türchen offen. 

Dies ist klargestellt worden. Es gibt keinen Anlaß 
für eine derartige Debatte. Ihr Anlaß war eine unbe- 
wältigte Neurose, die darin besteht, daß manche 
glauben, daß jetzt in der Außenpolitik nur noch das 
Militär gefragt sei. Jeder von uns, einschließlich des 
Ministers, ist von einer solchen Auffassung weit ent- 
fernt. 

Ich finde, eine Stunde unserer Arbeitszeit ist ei- 
gentlich zu schade, sie damit zu verplempern, dau- 
ernd diese linken Spinnereien zu bekämpfen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der CDU/CSU: Recht hast du! - 
Sehr gut! - Dr. Christoph Zöpel [SPD]: Da 
schämt man sich, mit dem in einem Parla- 
ment zu sitzen!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteüe das 
Wort der Abgeordneten Brigitte Schulte, SPD-Frak- pj 
tion. 

Brigitte Schulte (Hameln) (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im „Hamburger 
Abendblatt“ vom 8. November 1997 mußte man le- 
sen, daß der Leiter der Führungsakademie der Bun- 
deswehr, Konteradmiral Lange, öffentlich behauptet 
hat, daß sein Dienstherr Volker Rühe Deutschlands 
einziger globaler Denker sei. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

O Gott, welch beflissener Offizier, Herr Kollege Nol- 
ting, den der Außenminister nun als obersten UN-Of- 
fizier empfehlen soll! 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Ja, der 
Minister hat eine gute Entscheidung getrof- 
fen! Oder wollen Sie das in Frage stellen?) 

- Sie sind also damit einverstanden, daß Herr Rühe 
als Deutschlands einziger globaler Denker bezeich- 
net wird? - Hervorragend! 

(Heiterkeit bei der SPD - Zuruf von der 
CDU/CSU: Nicht immer, aber immer öfter! - 
Günther Friedrich Nolting [F.D.P]: Wollen 
Sie die Entscheidung in Frage stellen?) 

In bezug auf die Golfregion hat Herr Rühe diese 
globalen Fähigkeiten weiß Gott nicht unter Beweis 
gestellt. Haben Sie mir im Jahre 1993 noch leid ge- 
tan, Herr Kollege Rühe, als Sie beim Besuch der 
deutschen Soldaten in Somalia vor laufenden Fern- 
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(A) sehkameras stolperten, so habe ich mich schon dar- 
über geärgert, daß Sie und die gesamte Bundesregie- 
rung es versäumt haben, nach der Bundestagswahl 
1994 mit genügendem Abstand aufzuarbeiten, daß 
die westlichen Demokratien in Somalia einen Mißer- 
folg hinterlassen haben. Erfolg und Mißerfolg von 
Soldaten in internationalen Einsätzen zu analysieren 
ist doch aber eine Aufgabe des Bundesverteidi- 
gungsministers, denn er ist doch besonders für sie 
verantwortlich, zumal dann, wenn er sich, wie Sie, 
nicht gerade als globaler Denker, aber auch in au- 
ßenpolitischer Funktion versteht. Wenn er den Mut 
besäße, dann ließe er auch seine Soldaten die kriti- 
schen Äußerungen tun, die ihnen nach Somalia dann 
sehr schnell unterbunden worden sind. 

Was Sie aber geritten hat, bei einem so sensiblen 
Thema wie der aktuellen Irak-Krise die Teilnahme 
der Bundeswehr am Golfkrieg nachträglich zu disku- 
tieren, das bleibt Ihr Geheimnis. 

Wie schreibt die „Berliner Morgenpost 11 am 7. 11. 
in ihrem Kommentar? 

Der Bundesverteidigungsminister hat gestern in 

Berlin eine militärpolitische Bombe gezündet . . . 

Wir hoffen doch nicht! Nein, Herr Kollege Rühe, man 
kann mit solchen Ausführungen nicht sorgfältig ge- 
nug sein. Natürlich ist Saddam Hussein ein ruchloser 
Poütiker. Der schwedische Diplomat Rolf Ekeus hat 
ja uns allen bestätigt, wie weit dieser Diktator mit der 
Entwicklung von Massenvernichtungswaffen war, 

(B) und seine von ihm selbst später ermordeten Schwie- 
gersöhne haben bestätigt, wie er weiterhin trotz aller 
Kontrollen an der B- und C -Waffenforschung arbei- 
tet. 

Aber in einer solchen kritischen Phase über den 
Einsatz von deutschen Soldaten am Golf zu reflektie- 
ren, das hilft uns allen wenig. Die Bundesregierung 
muß doch selbst alles tun, damit diese Krise ent- 
schärft wird. Ich finde es sehr wichtig, über das nach- 
zudenken, was der Kollege Dr. Zöpel gesagt hat. 

Mit Ihrem Diskussionsbeitrag in Berlin haben Sie 
uns allen keinen Gefallen getan. Statt an der Diplo- 
matie festzuhalten, haben Sie sich als globaler Den- 
ker disqualifiziert, 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sie mit 
der Rede aber auch!) 

und Sie haben vor allem etwas getan, was ich sehr 
schlimm finde. Wenn es einmal um den Einsatz von 
Soldaten in militärischer Mission geht, dann müssen 
wir doch alle ein Interesse daran haben, daß das 
möglichst im breiten Konsens und nach sorgfältiger 
Diskussion erfolgt. Dann geht das nicht so, dann neh- 
men Sie sich bitte wieder zurück. Versuchen Sie 
nicht, diese schrecklichen Rambo-Allüren, die Ihnen 
ab und zu eigen sind, wieder darzustellen. 

Wir alle können nur gemeinsam hoffen, meine he- 
ben Kolleginnen und Kollegen, daß uns ein Kampf- 


einsatz deutscher Soldaten - in welcher Region auch (C) 
immer - noch lange erspart bleibt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Zurufe 
von der CDU/CSU: Da stimmen wir zu! - 
Das ist unstreitig!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Heinrich Lummer, CDU/CSU- 
Fraktion. 

Heinrich Lummer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! An sich soll man das 
Selbstverständliche nicht immer wieder betonen, 
weil es selbstverständlich ist. Aber manchmal muß 
man es unterstreichen. Selbstverständlich ist, daß 
friedliche Mittel ausgeschöpft werden müssen, wenn 
Krisen sind - es ist heute wieder bezweifelt worden 
daß die Vereinten Nationen ein Mandat liefern müs- 
sen - nicht die Vereinigten Staaten, wie manche hier 
unterstellen oder suggerieren wollen -, daß der Bun- 
destag beteiligt wird - das heißt Einzelfallprüfung 
vor Aktionen - und natürlich auch, daß Verbündete 
konsultiert werden. Das ist selbstverständlich, da 
muß man sich einig sein. 

Wenn ich mir die Debatte angehört habe, dann 
frage ich mich, welche Motivation bei der Interpreta- 
tion dieser Äußerung des Verteidigungsministers im 
Hintergrund gestanden hat. Bei einigen ist das ein 
Stück Antiamerikanismus. Sie haben Sorge, daß sie 
in den Trend amerikanischer Interessenpolitik gera- 
ten. Wir werden darauf achten müssen, daß das nicht 
geschieht. Aber Antiamerikanismus ist fehl am ( D ) 
Platze. 

Das zweite aber, meine Damen und Herren, hat, 
glaube ich, mit folgendem zu tun: Ein Mitarbeiter der 
„Neuen Zürcher Zeitung 11 hat im Oktober 1996 einen 
Bericht über eine wehrpolitische Tagung verfaßt und 
geschrieben: 

Doch mit dem steigenden Gewicht des vergrößer- 
ten Staates kam ein Wandel in den Erwartungen 
des Auslands, das Deutschland mahnt, nicht 
mehr vorwiegend Konsument, sondern umge- 
kehrt Produzent von Sicherheit zu werden. Bei 
der Tagung war zu hören, aus einem Objekt der 
Weltgeschichte sei man zum Subjekt geworden. 

Der noch immer umstrittene und eingeschränkte 
Einsatz der Bundeswehr zu Friedensmissionen 
werde eines Tages Normalität werden. 

Das ist, so glaube ich, genau der Begriff, mit dem 
wir uns hier im Haus und in der deutschen Gesell- 
schaft schwertun: 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Was ist „normal 11 in diesem Zusammenhang? Wir in 
Deutschland haben eine Sondersituation hinter uns, 
die wir auch immer wieder in Anspruch genommen 
haben - jene Sondersituation, die aus der Geschichte 
und dem geteilten Land hervorging und darin gip- 
felte, daß wir in der Frage der Außen- und Verteidi- 
gungspolitik einen spezifisch gesinnungsethischen 
Ansatz verfolgten. Das drückt sich in Äußerungen 
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(A) zur Pershing-Stationierung und anderen Aktionen 
aus, genauso wie in der Entlastung des Gewissens 
durch Lichterketten usw. 

Nur, je mehr wir in die Normalität der internationa- 
len Politik hineinwachsen - dieser Prozeß hat längst 
begonnen und sich weit entwickelt -, desto mehr 
müssen wir von diesen „einfachen" Kategorien der 
Gesinnungsethik hin zu den „schwierigen" Katego- 
rien der Verantwortungsethik kommen. Das ist der 
Prozeß, vor dem wir stehen. 

Die Ausführung des Verteidigungsministers habe 
ich so verstanden, daß er sie grundsätzüch gemeint 
hat, nicht bezogen auf den Einzelfall. Das heißt eben, 
daß wir in Zukunft zu prüfen haben, wann und wo 
wir mittun. Wir können uns nicht mehr mit irgendei- 
nem Hinweis auf die Geschichte drücken, 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

sondern müssen konkret prüfen, was, wie der Kol- 
lege Zöpel gesagt hat, im Interesse des Landes ist, 
was im Interesse der Menschenrechte ist, was im In- 
teresse der Weltgemeinschaft ist. 

Das bedeutet - die letzte Rednerin hat es gesagt - 
eine Globalisierung auch in der Verteidigungspolitik. 
Die Globalisierung beschränkt sich nicht auf die 
Wirtschaft, sondern zeigt sich auch in diesem Be- 
reich. Damit geht ein Hineinwachsen Deutschlands 
in die internationale verteidigungspolitische Verant- 
wortung einher. Der Standpunkt „Ohne mich!" ist da 
nicht mehr auf Dauer aufrechtzuerhalten. 

(ß) 

Über diese Situation, in der wir leben, sollten wir 
grundsätzüch nachdenken, damit wir solche Streitig- 
keiten nicht zu führen haben. Sie waren zum Teü 
wirklich unangemessen und gingen an der Sache 
vorbei. 

(Beifaü des Abg. Dr. Christoph Zöpel [SPD]) 

Abschüeßend, Frau Präsidentin - im Zusammen- 
hang mit dem Grundsätzüchen -, ein Zitat von einer 
Dame. Marie von Ebner-Eschenbach hat über das 
deutsche Sprichwort des Klügeren, der immer nach- 
gibt, gesagt: „Wenn der Klügere immer nachgibt, be- 
deutet dies die Herrschaft der Dummheit." 

Meine Damen und Herren, bezogen auf Saddam 
Hussein heißt das: Wenn der Bessere immer nach- 
gibt, wer hat dann die Herrschaft der Welt? Darüber 
soUten wir in der Diskussion über diese Fragen nach- 
denken, wenn einer meint, wir könnten uns immer 
drücken und das Feld denen überlassen, die die Welt 
mit Gewalt und auf sonstige Weise beherrschen wol- 
len. 

Wir haben Verantwortung, und wir sollten die Ver- 
antwortung als Gleiche unter Gleichen annehmen. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Liebe Koüegin- 
nen und Koüegen, damit ist die AktueUe Stunde be- 
endet. 


Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 a bis 5 d auf: (C) 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrach- 
ten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Festlegung eines 
vorläufigen Wohnortes für Spätaussiedler 

-Drucksache 13/8850- 
(Erste Beratung 200. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen- 
ausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 13/8983 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Hartmut Koschyk 
Jochen Welt 
Cem Özdemir 
Comeüa Schmalz-Jacobsen 

b) Erste Beratung des vom Bundesrat einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundesvertriebenengesetzes 

-Drucksache 13/6915- 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

c) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Für eine integrative Aussiedlerpolitik 

-Drucksache 13/5569- 

Überweisungsvorschlag: . ^ 

Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Haushaltsausschuß 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Gerd An- 
dres, Christel Deichmann, Gabriele Fogra- 
scher, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der SPD 

Bericht des Beauftragten der Bundesregie- 
rung für Aussiedlerfragen 

-Drucksachen 13/3336, 13/7326- 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Eva-Maria Kors 
Jochen Welt 
Cem Özdemir 
Dr. Max Stadler 
Ulla Jelpke 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Die Abgeordnete Uüa Jelpke von der Gruppe der 
PDS hat aus gesundheitüchen Gründen gebeten, ihre 
Rede zu Protokoll geben zu dürfen. Ist das Haus damit 
einverstanden? - Gut, dann ist das so beschlossen. *) 

*) Anlage 2 
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(A) Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Horst Waffenschmidt, CDU/CSU-Frak- 
tion. 

Dr. Horst Waffenschmidt (CDU/CSU). Frau Präsi- 
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Initiative der Koalitionsfraktionen zum Wohnor- 
tezuweisungsgesetz dient der weiteren sachgerech- 
ten Verteilung der Aussiedler in ganz Deutschland. 
Indem die Bindungsfristen bis zum Auslaufen des 
Gesetzes im Jahre 2000 verlängert werden, können 
neue Ballungsräume mit ihren Problemen verhindert 
werden. Das ist eine. gute Zielsetzung. 

Ich will gleich an dieser Stelle sagen: Dieses Ge- 
setz ist ein Gesetz für die Aussiedler und nicht gegen 
die Aussiedler. Deshalb bin ich froh, daß es wahr- 
scheinlich eine breite Zustimmung finden wird. 

(BeifaH bei der CDU/CSU) 

Es dient insbesondere auch der besseren Akzeptanz 
der Spätaussiedler in der einheimischen Bevölke- 
rung. Die sinkende Zahl der nach Deutschland kom- 
menden Aussiedler und das Wohnortezuweisungsge- 
setz zusammen haben wesentlich geholfen, Probleme 
bei der Aussiedlerintegration zu bewältigen. 

Ich rufe die Bundesländer heute aber auch noch 
einmal dazu auf, in ihren jeweiligen Bereichen weiter 
intensiv von diesem Gesetz Gebrauch zu machen; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn es reicht nicht, daß wir auf die Länder nur 
^ gleichmäßig verteilen; es muß in den Ländern auch 
umgesetzt werden. 

(Zuruf des Abg. Günter Graf [Friesoythe] 
[SPD]) 

Ich darf an dieser Stelle sagen: Es ist eine gute Sa- 
che, daß es weithin geschieht. Es gibt allerdings auch 
immer wieder die Notwendigkeit, Herr Kollege Graf, 
daran zu erinnern, daß hier jeder seinen Part spielen 
muß. 

Zusammengefaßt: Diese Ergänzung des Wohnorte- 
zuweisungsgesetzes ist eine Maßnahme für die bes- 
sere Akzeptanz der Aussiedler; sie soll den Ansied- 
lern, die zu uns kommen, dienen und keine Maß- 
nahme gegen die Interessen der Aussiedler sein. Das 
scheint mir ganz wichtig zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir behandeln in dieser Debatte eine zweite Initia- 
tive. Sie kommt von der SPD und besagt: Es soll ei- 
nen regelmäßigen Bericht des Aussiedlerbeauftrag- 
ten an das Parlament geben. Meine Damen und Her- 
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, 
darüber haben wir schon im Innenausschuß gespro- 
chen: Das ist überflüssig. Sie wissen: Ich gebe gerne 
regelmäßig und immer dann, wenn es gewünscht 
wird, Berichte und führe Diskussionen in Fachaus- 
schüssen, 

(Cem Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das stimmt!) 


ich schicke Ihnen auch gerne Informationen - aber (C) 
wenn wir immer weiter formalisierte Berichtspflich- 
ten einführen, dann ist das kein Beitrag zum schlan- 
ken Staat. Deshalb sollten wir das lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nun komme ich zu einer weiteren Initiative. Sie 
geht schon etwas mehr ans Eingemachte. Es geht um 
die Initiative des Bundesrates zur Änderung des Bun- 
desvertriebenengesetzes. Ich will hier schon zu An- 
fang sagen, meine Damen und Herren: Ich hoffe, daß 
dieser Vorschlag, diese Initiative der SPD-Mehrheit 
im Bundesrat nie in das Bundesgesetzblatt kommt; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn sie ist eine Initiative, die den Aussiedlem sehr 
schaden würde. Mit dieser Länderinitiative nämlich 
soll den Rußlanddeutschen das gemeinschaftliche 
Kriegsfolgenschicksal aberkannt werden. 

(Eva-Maria Kors [CDU/CSU]: Das ist uner- 
hört!) 

Diese Initiative verkennt völlig die Tatsachen und 
fällt den Rußlanddeutschen praktisch in den Rücken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Selbst die russische Regierung hat angekündigt, 
daß es zu einer Rehabilitierung der Rußlanddeut- 
schen kommen muß. Präsident Jelzin selbst und auch 
Ministerpräsident Tschernomyrdin haben sich aus- 
drücklich dazu bekannt, daß diese Rehabilitierung 
bei dem repressierten Volk der Rußlanddeutschen 
ansteht. 

(D) 

Meine Damen und Herren, was würde wohl los 
sein, wenn wir in Deutschland sagen würden: „Diese 
Rußlanddeutschen haben gar kein Kriegsfolgen- 
schicksal mehr"? - Auch in Rußland würden in allen 
Amtsstuben die Bücher zugemacht, und es würde 
gesagt: Wenn die Deutschen selber sagen, sie haben 
kein Kriegsfolgenschicksal mehr, dann brauchen wir 
auch nichts mehr für die Rehabilitierung dieser Men- 
schen zu tun. - Deshalb sage ich: Dieser Gesetzesvor- 
schlag darf keine Mehrheit finden. 

(BeifaH bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, damit tun wir etwas zugunsten dieser 
leidgeprüften Menschen. 

Eine weitere Initiative der SPD beschäftigt sich mit 
Aktivitäten für die Integration der deutschen Spät- 
aussiedler. Meine Damen und Herren, wir sind uns 
hier im Hause in großem Maße einig, daß wir ein Ma- 
ximum an Anstrengungen auf uns nehmen müssen. 

Ich will kurz ins Gedächtnis rufen, was wir schon al- 
les machen, weil das manchmal untergeht. 

Trotz notwendiger Sparmaßnahmen gibt der Bund 
in diesem Jahr rund 3 Milharden DM für die Integra- 
tion der deutschen Spätaussiedler in Deutschland 
aus, allein 1,5 Milharden DM im Etat des Bundesar- 
beitsministers für Sprachförderung und Eingliede- 
rungshilfen. 

Wenn wir uns ansehen, welche Schwierigkeiten 
wir in der gegenwärtigen Wirtschafts- und Finanzsi- 
tuation haben, mit den Etats und ihren Anforderun- 
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(A) gen im einzelnen fertig zu werden, dann können wir 
feststellen, daß 3 Milliarden DM für die Integration 
der zu uns kommenden Aussiedler ein deutlicher Be- 
weis dafür sind: Die Bundesregierung möchte auch 
in schwieriger Zeit an der Seite der Aussiedler ste- 
hen. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte hier gern einen ganz besonders wichti- 
gen Punkt aufnehmen. Mit Recht hat die SPD deut- 
lich gemacht, daß die Kenntnis der deutschen Spra- 
che ein Schlüssel zur Integration ist. Ich glaube, da 
sind wir uns hier alle einig. Wir müssen alles daran - 
setzen, auf vielen Wegen, daß sich die Menschen, die 
zu uns kommen, bei uns als Deutsche verständlich 
machen können. 


Wir haben, weil wir sehen, daß diese Sprachkurse 
in Deutschland oft nicht ausreichen, in Rußland und 
in Kasachstan eine große Sprachoffensive begonnen. 

Wir sollten uns eigentlich alle in diesem Hause dar- 
über einig sein, daß das, was wir hier betreiben, eine 
ganz große Kulturinitiative und ein Brückenbau zwi- 
schen den beiden Ländern ist. Es wird auch die Inte- 
gration erleichtern. 


(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 


(B) 


Ich nenne die Zahlen: Wir haben in diesem Jahr 
über 128000 außerschulische Sprachlernplätze für 
Deutsche in Rußland und Kasachstan zur Verfügung 
gestellt. Es ist eine gewaltige Leistung, wenn man 
das in solchen Ländern aufbaut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Ich möchte Ihnen etwas weitergeben: Ich durfte 
neulich Bundespräsident Herzog bei seinem Staats- 
besuch nach Rußland begleiten. Präsident Jelzin 
sagte zu ihm: Herr Bundespräsident, ich muß Ihnen 
zu dieser tollen Initiative gratulieren, durch die so 
viele Menschen in Rußland Deutsch lernen können; 
wir freuen uns, daß auch Russen in die Kurse gehen 
können, um Deutsch zu lernen. 


Sie sehen an dieser Initiative, daß sie ein guter 
Brückenbau zwischen den beiden Ländern ist. In 
Verbindung damit ist zu sehen, daß wir hunderttau- 
send Sprachtests durchführen. Wir überprüfen, ob 
die Leute, die gern zu uns kommen wollen, auch 
über die Sprachkenntnisse verfügen, über die sie 
nach dem Bundesvertriebenengesetz verfügen müs- 
sen. 


Ich nehme gern die Gelegenheit wahr, deutlich zu 
machen, daß Sprachtests in den Herkunftsgebieten 
letztlich auch den Aussiedlem helfen sollen und 
keine Schikane sind; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

denn keinem Aussiedler ist geholfen, wenn er einen 
Fragebogen ausfüllt und schreibt, daß er gut Deutsch 
kann, wenn dem nicht so ist. Später kommt ein sol- 
cher Aussiedler zum Landratsamt A oder zur 
Stadtverwaltung B, und die Beamten stellen fest: Er 
kann gar kein Deutsch. 


Ich habe oft erlebt - ich glaube, dem Kollegen Welt (C) 
geht es genauso daß man solchen „Aussiedlem" 
den Aufnahmebescheid aberkannt und ihnen gesagt 
hat: Ihr seid keine Aussiedler, zurück nach Rußland 
oder Kasachstan! - Wir müssen den Menschen auch 
um ihrer selbst willen ersparen, daß sie zurückmüs- 
sen, nachdem sie alles aufgegeben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb halte ich es für eine kluge Maßnahme, 
daß wir die Sprachtests durchführen. Es ist schon 
eine tolle Sache, daß sich immer wieder - wir haben 
einen rollierenden Einsatz -40 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes und des Bundes- 
verwaltungsamtes bereit erklären, nach Rußland und 
Kasachstan zu gehen und Konsularsprechtage im 
weiten Land abzuhalten, um diese Sprachtests 
durchzuführen. 

Ich sage das vor der Öffentlichkeit: Diese Sprach- 
zeugnisse werden nicht bei der Mafia erworben, son- 
dern bei deutschen Beamten wird der Test abgelegt. 
Darauf legen wir auch Wert. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, aus Anlaß dieser De- 
batte will ich gern darauf hinweisen, daß wir gute Er- 
gebnisse bei den Integrationsmaßnahmen in 
Deutschland erzielt haben. Ich will das gar nicht 
schönreden; es gibt viele Probleme. Wir haben aber 
zwei Sonderreferate im Innenministerium und im 
Bundesverwaltungsamt geschaffen, in denen Exper- 
ten sitzen, die über Fördermittel verfügen und in der 
Praxis - Kollege Graf, Sie wissen das - Projekte zur 
Integration besonders unterstützen. 

Es gibt auch Tausende ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer. Wir haben in diesem Jahr wieder den 
Bundeswettbewerb zur vorbildlichen Integration 
von Aussiedlern durchgeführt. Es haben sich 338 In- 
itiativen beteiligt, und über 150 Preise in Gold, Silber 
und Bronze sind von einer unabhängigen Jury zuge- 
sprochen worden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in über 338 eh- 
renamtlichen Initiativen steckt eine große Kraft und 
ein großer Einsatz für die Aussiedler. Ihnen wollen 
wir für ihr Engagement herzlich danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 

sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Zusammenfassend möchte ich in dieser kurzen 
Aussprache sagen: Es ist gut, festzustellen, daß wir in 
Deutschland alle gemeinsam - Bund, Länder und Ge- 
meinden, Kirchen, soziale Verbände, Industrie, Ge- 
werkschaften und wer sich sonst noch beteiligt - eine 
große Gemeinschaftsleistung vollbracht haben, in- 
dem wir in den letzten Jahren immerhin rund 2,5 Mil- 
lionen Menschen bei uns integriert haben. Das ist 
mal besser gelungen, mal mit Schwierigkeiten; das 
kann niemand leugnen. Aber dies ist eine riesige Ge- 
meinschaftsleistung. 

Ich möchte an dieser Stelle gern betonen: Es ist 
letztlich nicht nur wichtig, wieviel D-Mark wir ha- 



18354 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 203. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1997 


Dr. Horst Waffenschmidt 

(A) ben, sondern es ist auch wichtig, daß wir uns den 
Menschen zuwenden, daß wir sagen: Wenn ihr die 
Voraussetzungen erfüllt, seid ihr nach wie vor bei 
uns willkommen. 

Ich möchte mit dem Satz schließen: Nach wie vor 
sind in vielen Bereichen unseres öffentlichen und ge- 
sellschaftlichen Lebens die Rußlanddeutschen mit ih- 
ren großen Familien und vielen Kindern ein Gewinn 
für unser Land. 

Herzlichen Dank. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Jochen Welt, SPD-Fraktion. 

Jochen Welt (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir stimmen heute 
über eine Verlängerung des Wohnraumzuweisungs- 
gesetzes für Spätaussiedler ab. Das machen wir So- 
zialdemokraten nicht voüer Freude und auch nicht in 
der Gewißheit, daß eine weitere Wohnraumzuwei- 
sung in einem besonderen Maße eingliederungsför- 
demd ist. 

Nein, ein solches Gesetz ist leider notwendig, weil 
die vorhin von Herrn Waffenschmidt so über den grü- 
nen Klee gelobte Integrationspolitik, die Eingliede- 
rungspolitik dieser Bundesregierung in den vergan- 
genen Jahren so kläglich versagt hat. Diese Einglie- 
derungspolitik hat zu Problemen bei der Unterbrin- 
gung in den Gemeinden, zu Problemen bei der be- 
ruflichen Integration und der sprachlichen Eingliede- 
rung sowie zu Problemen bei den jugendlichen Spät- 
aussiedlern geführt. 

Auf Grund differenzierter Untersuchungen aus 
Nordrhein-Westfalen wissen wir, daß die Arbeitslo- 
senquote bei den Spätaussiedlern bei fast 30 Prozent 
liegt, bei Jugendlichen sogar noch höher. 

Bei einer solchen Ausgangslage werden die Inte- 
grationsleistungen, die Hilfen des Bundes rigoros zu- 
sammengestrichen. Nach den Berechnungen der be- 
treuenden Wohlfahrtsverbände ist in den Jahren 
1994 bis 1996 trotz stabiler Aussiedlerzahlen das 
Geld für Eingliederungs- und Förderprogramme fast 
halbiert worden. Wenn sich die Spätaussiedler in sol- 
chen Notsituationen dahin orientieren, wo bereits 
Freunde und Verwandte sind, wo sie eine Notge- 
meinschaft finden, ist das mehr als nachvollziehbar. 

Mein Kollege Günter Graf hat in den vergangenen 
Jahren mehrfach aus seinem Wahlkreis von Aussied- 
lerquoten von über 20 Prozent, von zunehmender Ju- 
gendproblematik und steigenden Kriminalitätsraten 
berichtet. 

Was wir statt einer weiteren Wohnraumreglemen- 
tierung eigentlich bräuchten, wäre eine verbesserte 
Integrationshilfe, wären mehr Sprachkurse, ziel- 
gruppengenaue Projekte für heranwachsende Ju- 
gendliche und spezielle Ausbildungs- und Arbeits- 
plätze in den besonders belasteten Regionen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Für uns Sozialdemokraten ist klar: Eine wirksame (C) 
Eingliederung, eine zur Selbsthilfe auffordemde 
Hilfe muß oberste Priorität einer wirksamen Spätaus- 
siedlerpolitik sein. Eine solche Politik ist jedoch mit 
dieser Regierung offensichtlich nicht zu machen. 

Wir können nicht sehenden Auges zulassen, daß 
diese Karre weiter in den Dreck gefahren wird. Wir 
können nicht zulassen, daß in Gemeinden in Nieder- 
sachsen, Baden-Württemberg, Rh einland -Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen unter dem wachsenden Druck 
von Eingliederungsproblemen radikalisiert wird. Wir 
können andererseits die Spätaussiedler in den Bal- 
lungsgebieten auch nicht den Gefahren einer zuneh- 
menden Aussiedlerfeindlichkeit dort aussetzen. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Daher haben wir zur Verbesserung der Situation in 
den Schwerpunktgemeinden im vergangenen Jahr 
über die sozialdemokratischen Innenminister der 
Länder das Wohnraumzuweisungsgesetz mit seiner 
längeren Zuweisungsdauer auf den Weg gebracht. 

Wir haben es hier gemeinsam mit den Stimmen der 
Koalition beschlossen. 

Nach den uns nun vorliegenden Erkenntnissen hat 
es zu Entlastungen in den Ballungsgebieten und zu 
einer gerechten Lastenverteilung in Deutschland ge- 
führt. Nur die Gesamtsituation hat sich noch nicht 
verbessert. Die Eingliederungspolitik der Bundesre- 
gierung ist nach wie vor desolat. Die Angst der Ge- 
meinden vor einer Zuspitzung der Situation nach 
Auslaufen der Zuweisungsfrist im kommenden Jahr 
ist groß. 

Deshalb bejahen wir die Verlängerung der Zuwei- ^ 
sungsfrist bis zum Jahr 2000, obwohl wir wissen, daß 
wir den Zuwanderem hier einiges zumuten. Es gibt 
ernst zu nehmende Stimmen, die das Gleichheitsge- 
bot und das Recht auf Freizügigkeit unserer Verfas- 
sung in Gefahr sehen. Hier gilt es, zwischen der indi- 
viduellen Beeinträchtigung und der Gefahr generel- 
ler sozialer Verwerfungen abzuwägen. Die Verfas- 
sungsbedenken können wir so allerdings nicht teilen, 
weil es hier ausschließlich darum geht, die notwendi- 
gen Integrations- und Sozialleistungen an den zuge- 
wiesenen Wohnraum zu binden. 

Nun bezieht sich unser Antrag zur Integration von 
Spätaussiedlern folgerichtig auch darauf, die Zuwan- 
derung für Spätaussiedler zu quotieren, sie bere- 
chenbar zu machen und die Zahl der zu uns Kom- 
menden an der Integrationsleistungsfähigkeit zu 
orientieren, das heißt an den bereitstehenden Mitteln 
und Möglichkeiten sowie an den Chancen, die sich 
bei der Qualifizierung sowie im Arbeits- und im Woh- 
nungsmarkt ergeben. 

Wir haben uns 1992 gemeinsam auf eine Quote 
von 200000 Spätaussiedlern geeinigt, vor dem Hin- 
tergrund der damaligen Eingliederungsbedingungen 
und der damaligen Möglichkeiten. Diese Möglich- 
keiten haben sich inzwischen dramatisch verschlech- 
tert. Ich fordere Sie deshalb eindringlich auf: Seien 
Sie in der Frage der Integration doch ehrlich! Sagen 
Sie den Menschen draußen deutlich, was machbar 
ist! Sagen Sie, daß bei der gegenwärtigen Leistungs- 
fähigkeit dieses Staates guten Gewissens nicht mehr 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 203. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1997 


18355 


Jochen Welt 

(A) als 100000 Spätaussiedler auf genommen werden 
können! Dies wäre eine ehrliche Konsequenz. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber, meine Damen und Herren von den Koali- 
tionsfraktionen, Sie sind nicht ehrlich. Sie fingern 
jetzt mit Sprachtests herum, die in ihrer Qualität und 
Aussagekraft höchst unters chiedlich bewertet wer- 
den. So wollen Sie auf kaltem Weg, verbunden mit 
einer von Fachleuten vermuteten Antragshortung 
beim Bundesverwaltungsamt, wenigstens kurzfristig 

- vielleicht bis zu den kommenden Bundestags- 
wahlen - ebenfalls eine Reduzierung der Spätaus- 
siedlerzahlen erreichen. Aber auch die Vertreter der 
Landsmannschaften der Spätaussiedler und der Be- 
treuungsverbände haben dieses dubiose Spiel längst 
durchschaut. Meine Damen und Herren von der 
Koalition, verlassen Sie diesen Weg der Roßtäusche- 
rei! Die Menschen sind nicht so dumm, wie Sie den- 
ken. 

Unsere Forderungen hegen auf dem Tisch: 

Erstens. Einigen Sie sich mit uns auf eine jährlich 
festzulegende Quote für Spätaussiedler, die sich an 
den sozialen und ökonomischen sowie finanziellen 
Bedingungen orientiert! Wir dürfen nur diejenigen 
zu uns bitten, denen wir in unserem Lande ein men- 
schenwürdiges Zuhause bieten können. Dies muß 
die Richtschnur unserer Bemühungen sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Helfen Sie endlich den Ballungsräumen 
und Schwerpunktgebieten der Spätaussiedler mit zu- 

^ sätzlichen Integrationshilfen! 

Drittens. Entlasten Sie die Gemeinden, anstatt die 
Garantiefondsmittel und die Sprachkurse immer wei- 
ter zurückzufahren! Die Mittel für den Garantie- 
fonds, mit dem in besonderen Problemsituationen 
mit Projekten und ähnlichem geholfen werden 
konnte - das gilt insbesondere für den Bereich ge- 
fährdeter Jugendlicher -, müssen aufgestockt wer- 
den, mindestens auf das Niveau von 1994. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Wenn Sie uns in diesem Zusammenhang nicht 
glauben, dann hören Sie doch wenigstens auf den 
Bundespräsidenten. Gestern sagte er in Berlin: 

Deutsch für Ausländer gehört zu den wichtigsten 
pädagogischen Aufgaben in unserem Land. 

Das gilt gerade auch für unsere Spätaussiedler. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das sind 
doch keine Ausländer! Das sind doch Deut- 
sche!) 

- Sie wissen genauso gut wie ich, Herr Kollege Mar- 
schewski, daß diejenigen, die zu uns kommen, über 
immer weniger Deutschkenntnisse verfügen. Inso- 
weit sind sie durchaus mit Ausländem vergleichbar. 
Wenn Sie dem nicht Rechnung tragen, haben Sie von 
der Sache keine Ahnung. Das ist die Situation. 

(Widerspmch bei der CDU/CSU) 


Deshalb viertens: Entwickeln Sie doch endlich ein- (C) 
mal konzeptionell Sprachkurse, die eine soziale und 
vor allen Dingen eine berufliche Integration schneller 
ermöglichen. Das betrifft die Inhalte, aber auch die 
Dauer solcher Sprachkurse. Ein Crashkurs von drei 
Monaten bietet hier überhaupt keine Chancen. 

Sollten Sie diese Forderungen nicht erfüllen, soll- 
ten Sie auch dazu nicht in der Lage sein, dann muß 
die Zahl der Einreisenden an den tatsächlichen Mög- 
lichkeiten, die wir haben, orientiert werden. Das be- 
deutet vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Fi- 
nanzsituation und der gesellschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen eine Reduzierung auf nicht mehr als 
100000 zu uns reisender Spätaussiedler pro Jahr - 
dies unter Beibehaltung des grundsätzlichen Zuwan- 
demngsanspmches. 

Die Wechselwirkung ist dann für alle Seiten durch- 
schaubar und fair. Die jetzige Politik der Bundesre- 
gierung ist dagegen eine Quotierung durch die Hin- 
tertür. Diese führt bei den Kommunen, aber auch bei 
den einreisenden Menschen zu erheblichen Unsi- 
cherheiten, und sie führt zu Verärgerung im Land. 
Immer mehr Menschen, die inzwischen hier sind, 
wissen, daß die von Herrn Waffenschmidt so oft zi- 
tierten offenen Türen in Wirklichkeit Drehtüren sind. 

Sie gestatten dem größten Teü der Spätaussiedler ei- 
nen kurzen Blick ins gelobte Land und leiten sie 
dann wieder nach draußen vor die Tür in die soziale 
Kälte. 

Ihre Spätaussiedlerpolitik hat nicht nur zu Bela- 
stungen für die Spätaussiedler, für die Gemeinden 
und Verbände geführt, sondern sie hat auch zu mehr pj 
Unfrieden in unserem Land geführt. Es ist eine bit- 
tere Realität, wenn in den Publikations Organen und 
durch Verbandsvertreter der Spätaussiedler in 
Deutschland inzwischen massiv Front gegen die Ein- 
gliederungspolitik und die Versprechenspolitik die- 
ser Bundesregierung gemacht wird. 

Ich fordere Sie, meine Damen und Herren von den 
Koalitionsfraktionen, auf: Stimmen Sie unserem vor- 
hegenden Antrag zu. Grenzen Sie die zu uns kom- 
menden Menschen nicht länger aus, sondern bezie- 
hen Sie sie in eine ehrliche, sozial ausgewogene und 
leistbare IntegrationspoÜtik ein! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Cem Özdemir, Bündnis 90/Die 
Grünen. 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
zunächst mit drei Feststellungen beginnen, bei de- 
nen ich davon ausgehe, daß wir in diesen Fragen im 
Hause Einigkeit haben. Zum einen glaube ich - das 
wurde in den bisherigen Reden, die wir in diesem 
Hause zu dem Thema hatten, deutlich Die klassi- 
schen Regelungen für die Aussiedlerpolitik laufen 
aus. Wir führen im Grunde eine Debatte, die wir in 
einigen Jahren in dieser Form mit Sicherheit nicht 
mehr führen können. 
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Cem Özdemir 

Zweiter Punkt. Wir sind uns im Ziel einig, nämlich 
daß wir eine gerechtere Verteilung der Aussiedler 
über die Bundesländer und über die Kommunen wol- 
len. Allerdings sind wir uns nicht in den Methoden 
einig; das möchte ich ausdrücklich der Rede des Kol- 
legen Welt von der SPD hinzufügen. Ich teile Ihre 
Kritik an der Bundesregierung, komme allerdings - 
das werde ich ausführen - zu einem anderen Ergeb- 
nis. 

Der dritte Punkt. Wir sind uns sicherlich auch darin 
einig, daß die Aussiedler größtenteils ein sehr grau- 
sames, ein sehr unmenschliches Schicksal hinter sich 
haben. Die Menschen, die in der ehemaligen Sowjet- 
union, vor allem in der Stalin-Ära, dafür leiden muß- 
ten, daß sie deutscher Herkunft waren, mußten stell- 
vertretend für die Nazidiktatur einen sehr hohen 
Preis zahlen. Insofern sind wir uns darin einig, daß 
wir für diese Menschen Verantwortung haben und 
uns hier nicht wegdrücken können. 

Allerdings gehören die Aussagen in Sonntagsre- 
den, daß die Aussiedler ein Gewinn für unsere Repu- 
blik seien und daß das Tor offen bleibe, all diese Aus- 
sagen, die wir in Festreden gehört haben, zuneh- 
mend der Vergangenheit an. Auch die Union muß er- 
kennen - der Kollege Welt hat das ausgeführt -, daß 
die Aussiedler für die Union nicht mehr ein „g'mäht's 
Wiesle" sind, wie man im Schwäbischen sagen 
würde, das heißt, daß sie nicht mehr blindlings dar- 
auf vertrauen kann, daß die Aussiedler das Kreuz da 
machen, wo „Union" steht. Die Aussiedler schauen 
genau hin, wie es mit den Integrationsleistungen 
aussieht und beobachten sehr aufmerksam, daß die 
Union, die davon spricht, daß das Tor offen sei, die- 
selbe Union ist, die bei den Sprachkursen, bei den In- 
tegrationskursen und bei den Eingliederungshilfen 
kürzt und damit massive Probleme vor Ort erzeugt. 

Zunehmend werden die Aussiedler zu Stiefkin- 
dern, und die Absatzbewegungen sind nicht mehr zu 
kaschieren. Dazu gehören mit Sicherheit auch die 
hohen Hürden bei den Sprachtests, die eingeführt 
worden sind. Ich glaube nicht, daß es eine Lösung ist, 
die Zahl der Aussiedler auf diese Weise zu reduzie- 
ren. Ich stimme hier dem Kollegen Welt zu: Wir müs- 
sen uns über neue Methoden unterhalten, wie wir 
die Aussiedlerfrage lösen können. 

Einerseits sagen Sie nein zu einem Einwande- 
rungsgesetz, das sicherlich nach einer Übergangs- 
frist, in der der Vertrauensschutz gewährleistet wer- 
den muß, eine neue, nicht an ethnischen Kriterien 
orientierte Regelung wie Zuwanderung bieten 
könnte. Andererseits vergeht quasi kein Monat, in 
dem uns nicht Staatssekretär Waffenschmidt mit 
neuen Rekordergebnissen überrascht, daß die Zahl 
der Aussiedler im Vergleich zum Vormonat, im Ver- 
gleich zum Vorjahr und im Vergleich zum Vorjahr- 
zehnt zurückgegangen sei. Sie feiern das jedesmal 
geradezu als Erfolg. 

Das übrigens auch als Anmerkung zum Antrag der 
SPD: Ich glaube - bei aller Kritik an der Arbeit dieser 
Bundesregierung - nicht, daß es einen Mangel an 
Berichten gibt. Herr Waffenschmidt gehört mit Si- 
cherheit zu den Staatssekretären, die mit die eifrig- 
sten sind, sicherlich auch, was das Produzieren von 


Papier angeht. Ich bin mir nicht sicher, ob wir weitere (C) 
Berichte brauchen. Man könnte sich darüber unter- 
halten, ob man das bündeln könnte. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sehr gut!) 

Aber ich glaube nicht, daß wir einen Mangel an Pa- 
pier haben. 

Der Wind in der Gesellschaft weht rauher; er weht 
auch rauher ins Gesicht von Aussiedlem. Wir merken 
das an den Kürzungen, die wir überall haben. Wir 
merken aber auch, daß die Probleme vor Ort dramati- 
scher werden. Besonders den Aussiedlem schlagen 
Ressentiments ins Gesicht. Ich möchte die Gelegen- 
heit nutzen, gerade auf das Schicksal von Jugendli- 
chen hinzuweisen, die besonders dramatisch darun- 
ter zu leiden haben, denen man in Rußland immer er- 
zählt hat, daß sie ein deutsches Bewußtsein zu pfle- 
gen hätten, und die jetzt hier genau dies in Frage ge- 
stellt bekommen und zum Teil mit Gewalt, zum Teil 
mit dem Weg ins Ghetto reagieren. 

Ich glaube, wir sollten hier ein klares Signal setzen, 
daß die Aussiedler - und nicht nur die Aussiedler, 
sondern all diejenigen, die in dieser Gesellschaft le- 
ben müssen, die woanders herkommen - mit unserer 
Solidarität rechnen können. Wir sollten all denen, 
die diese Menschen als Rucksackdeutsche oder in 
ähnlicher Weise verunglimpfen, sagen: So darf man 
mit diesen Menschen nicht umgehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ich muß leider zum Schluß kommen. Deshalb, (D) 
wenn Sie gestatten, Frau Präsidentin, mein letzter 
Satz. Ich möchte es noch einmal ausdrücklich sagen: 

Wir können dem Wohnortzuweisungsgesetz nicht zu- 
stimmen, weü dieses Gesetz, wenn man es abwägt - 
wir haben es wirklich kritisch abgewägt -, einen 
schwerwiegenden Eingriff ins Grundgesetz darstellt. 

Ich glaube nicht, daß man das Problem so lösen darf. 

Wir brauchen künftig eine Debatte über das gesamte 
Thema Zuwanderung. Wir dürfen sie nicht länger 
mit ideologischen Scheuklappen führen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifaü beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile jetzt 
der Abgeordneten Cornelia Schmalz-Jacobsen von 
der F.D.P -Fraktion das Wort. 

Cornelia Schmalz-Jacobsen (F.D.P): Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Wir sprechen 
heute über die Jahr für Jahr größte Gruppe an Zu- 
wanderem, die Deutschland hat. Sie ist quotiert wor- 
den und unterschreitet Jahr für Jahr diese Quote. Es 
sind enorme Leistungen an Integration vollbracht 
worden, und zwar von beiden Seiten: sowohl von sei- 
ten der aufnehmenden Gesellschaft wie von seiten 
der Menschen, die zu uns gekommen sind. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 
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Cornelia Schmalz-Jacobsen 

(A) Das hält im Prinzip weiter an. Aber wir dürfen die 
Augen nicht vor Problemen verschüeßen - deswegen 
sitzen wir heute hier und beraten eine Gesetzesver- 
längerung -, die sich vor Ort ergeben haben. Es ist 
nicht leicht - ich glaube, kaum einem, der hier zu- 
stimmt, fällt diese Entscheidung leicht -, ein Wohn- 
raumzuweisungsgesetz a) zu beschließen - was wir 
getan haben - und b) zu verlängern. Es geht schlicht 
um nicht mehr, aber auch um nicht weniger, als 
darum, Freizügigkeit für eine bestimmte Personen- 
gruppe, die Sozialhüfe erhält, einzuschränken. Aber 
wir wären fahrlässig, wenn wir die Probleme vor Ort 
nicht sehen würden. Schon der Beschluß des Geset- 
zes ist uns nicht leichtgefallen. 

Zahlreiche Schreiben von Dachverbänden und Kir- 
chen ermahnen uns, man dürfe Freizügigkeit schon 
aus Gründen der Grundsätzlichkeit nicht einschrän- 
ken, man dürfe Vertrauen nicht zerstören. Das alles 
ist wahr. Aber Stimmen aus Kirchengemeinden und 
von Verbänden vor Ort, die mit den Schwierigkeiten 
konfrontiert sind, klingen anders, sehr viel realitäts- 
bezogener. Das wissen wir doch. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich selber ärgere mich, offen gestanden, darüber, 
daß wir die Bindung an die Zuweisung beim ersten 
Beschluß zu diesem Gesetz auf zwei Jahre begrenzt 
haben. Wir hätten damals klüger sein müssen. Es fällt 
auch mir schwer, das rückwirkend zu machen. Und 
weil uns das schwerfällt, haben wir die Verfassungs- 
mäßigkeit angefragt und überprüfen lassen. Da be- 
stehen nun offenbar keine Probleme mehr. 

Die Schwierigkeiten vor Ort sind vielfältig. Sie ha- 
ben etwas mit der Zusammenballung zu tun. Ziel un- 
serer Gesetzesverlängerung ist, daß Menschen an 
möglichst vielen Orten Wurzeln schlagen, daß sich 
die Verteilung der Spätaussiedler entzerrt. Das ist 
wichtig. 

Ich will Ihnen sagen: Die Initiativen, die vor Ort mit 
Spätaussiedlern Zusammenarbeiten, haben die Un- 
terscheidung - die häufig nur in den Köpfen vorge- 
nommen wird, allerdings auch im Paß steht - längst 
über Bord geworfen, daß sie das eine für Spätaus- 
siedler und das andere für Ausländer machen. Die 
Hälfte der kommunalen Ausländerbeauftragten - das 
weiß ich gut - macht da keinen Unterschied. Sie sind 
nämlich für beide Gruppen zuständig. Das halte ich 
für absolut vernünftig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist richtig, daß der Kollege Waffenschmidt im- 
mer wieder Anpassungen vorgenommen hat, daß 
zum Beispiel der Deutschunterricht am Herkunftsort 
stattfindet. Ich halte es grundsätzlich für unglücklich, 
wenn jemand die deutsche Staatsbürgerschaft erhält, 
der der Landessprache nicht mächtig ist. Das güt für 
alle. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es ist vernünftig, die Probleme vor Ort zu sehen 
und die Menschen, die in einer gleichen Situation 
sind, auch gleichzubehandeln. Es ist höchst unver- 
nünftig, eine Gruppe gegen die andere auszuspielen. 
Die Menschen können nichts dafür, wenn sie bei ih- 


rer Ankunft schwierigere Verhältnisse vorfinden, als (C) 
sie sich das vorher gedacht haben. Dann nützt es 
nichts, auf deren Rücken - um welche Gruppe auch 
immer es sich handeln mag - irgendwelche Wahl- 
kämpfe auszufechten. 

Meine Damen und Herren, die Bundesrepublik 
Deutschland hat die Probleme der Zuwanderung im 
großen und ganzen äußerst vernünftig bewältigt. Das 
möchte ich hier doch einmal sagen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir haben eine große Anzahl an Zuwanderungen ge- 
habt und haben sie - vor allen Dingen durch diese 
eine Gruppe - bis auf den heutigen Tag. Lassen Sie 
mich auch noch sagen: Der ländliche Raum hat sehr 
großen Anteü an der Bewältigung der Probleme die- 
ser Gruppe. Dafür bin ich sehr dankbar. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Nun lassen Sie uns realitätsbezogen bleiben und 
nicht weiter diese Teüung vornehmen, damit wir die 
vielfältigen Aufgaben auch in Zukunft vernünftig be- 
wältigen können. 

Danke schön. 

(Beifaü bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich schließe die 
Aussprache. 

Bevor wir zu den Abstimmungen kommen, darf ich pj 
Ihnen noch bekanntgeben, daß die Abgeordnete 
Christa Lörcher eine Erklärung gemäß § 31 der Ge- 
schäftsordnung zu Protokoll gegeben hat. *) 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
von den Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. einge- 
brachten Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes 
über die Festlegung eines vorläufigen Wohnortes für 
Spätaussiedler, Drucksache 13/8850. Der Innenaus- 
schuß empfiehlt auf Drucksache 13/8983, den Ge- 
setzentwurf unverändert anzunehmen. Ich bitte die- 
jenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Ent- 
haltungen hegen keine vor. Dann ist der Gesetzent- 
wurf in zweiter Beratung mit den Stimmen von CDU/ 

CSU, F.D.P. und - mit einer Ausnahme - SPD gegen 
die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS 
angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe- 
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit dem gleichen Stimmenverhält- 
nis angenommen. 

Tagesordnungspunkte 5 b und 5 c: Interfraktionell 
wird Überweisung der Vorlagen auf den Drucksa- 
chen 13/6915 und 13/5569 an die in der Tagesord- 


*) Anlage 3 
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(A) nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind 
Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 5 d: Beschlußempfehlung des 
Innenausschusses zu dem Antrag der Fraktion der 
SPD zur Erstellung eines jährlichen Berichts des Be- 
auftragten der Bundesregierung für Aussiedlerfra- 
gen, Drucksache 13/7326. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag auf Drucksache 13/3336 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen- 
probe! - Enthaltungen? - Dann ist die Beschlußemp- 
fehlung mit den Stimmen von CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und PDS angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Abge- 
ordneten Peter Conradi, Norbert Gansei, 
Dr. Comelie Sonntag-Wolgast, weiteren Abge- 
ordneten und der Fraktion der SPD einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundesministergesetzes und des Ge- 
setzes über die Rechtsverhältnisse der Parla- 
mentarischen Staatssekretäre 

-Drucksache 13/6452- 
(Erste Beratung 157. Sitzung) 

Zweite und dritte Beratung des von den Abge- 
ordneten Gerald Hafner, Rezzo Schlauch, Vol- 
ker Beck (Köln), weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än- 

(B) derung des Bundesministergesetzes und des 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Par- 
lamentarischen Staatssekretäre 

-Drucksache 13/7329- 
(Erste Beratung 192. Sitzung) 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
ministergesetzes 

-Drucksache 13/7554- 
(Erste Beratung 192. Sitzung) 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des In- 
nenausschusses (4. Ausschuß) 

-Drucksache 13/8974- 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Erwin Marschewski 

Peter Conradi 

Rezzo Schlauch 

Dr. Max Stadler 

Ulla Jelpke 

b) Berichte des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
-Drucksachen 13/9031, 13/9032, 13/9033- 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Dietrich Austermann 

Dr. Klaus-Dieter Uelhoff 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 


Ina Alb o witz 
Karl Diller 
Uta Titze-Stecher 
Oswald Metzger 

Es hegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen - Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlos- 
sen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteüe das Wort 
dem Abgeordneten Erwin Marschewski, CDU/CSU- 
Fraktion. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ist das, 
was unsere Bundesminister oder zum Beispiel der 
Bundeskanzler verdienen, eigentlich unangemessen? 
Sie wissen, in Wirtschaft und Industrie wird ein Viel- 
faches gezahlt. Der Bankdirektor meiner Heimat- 
bank in Recklinghausen, einer mittelgroßen Stadt, 
verdient mehr als ein Bundesminister. Ich meine, dar- 
über muß man einmal nachdenken. 

Auf Grund der Tatsache, daß der Vorstandsvorsit- 
zende eines großen deutschen Industrieunterneh- 
mens, Herr Schrempp, das Sechs- bis Siebenfache 
von dem verdient, was der Bundeskanzler bekommt, 
müssen wir uns wirklich die Frage stellen: Sind un- 
sere Spitzenleute - und damit eigentlich auch wir so 
wenig wert? Auch die Versorgungsbezüge in der 
Wirtschaft hegen bei weitem über denen, die Bun- 
desminister bekommen. 

(Abg. Peter Conradi [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

- Herr Kollege, ich möchte mit meiner Rede fortfah- 
ren. 

Heute ist das Übergangsgeld Thema dieser De- 
batte. Warum zahlen wir Übergangsgeld? Wir zahlen 
es, weil wir die Unabhängigkeit der Regierungsmit- 
glieder sicherstellen wollen und weil wir den Über- 
gang ins Berufsleben erleichtern wollen. Es ist doch 
so, daß die berufliche Stellung aufgegeben wird und 
daß keine Einengung der politischen Entscheidungs- 
freiheit wegen späterer beruflicher Absicherung ge- 
schehen soll. 

Zum Vorschlag der Bundesregierung: Im gelten- 
den Recht werden Einkünfte aus einer Berufstätig- 
keit im öffentlichen Dienst auf das Übergangsgeld 
angerechnet. Diese Regelung wollen wir konkret er- 
weitern. Wir wollen auch die Erwerbseinkünfte aus 
privater Berufstätigkeit anrechnen, und zwar in vol- 
ler Höhe. Ich meine, Herr Kollege Conradi, dies ist 
doch ein erster Schritt auf dem Weg zu mehr Gerech- 
tigkeit. Was wir wollen, ist, Überversorgung und 
Doppelalimentation soweit wie möglich einzuschrän- 
ken. 

Meine Damen und Herren der SPD und insbeson- 
dere der Grünen, Sie wollen mehr. Sie wollen insbe- 
sondere die Abkoppelung der Amtsbezüge von der 
Beamtenbesoldung und begründen dies damit, die 
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Erwin Marschewski 

(A) notwendige Transparenz sei ansonsten nicht gege- 
ben. Ich muß dem widersprechen. Sie wissen ja, daß 
eine Ankoppelung an die B- 11 -Bezüge besteht. Je- 
desmal, wenn wir im Deutschen Bundestag über die 
Beamtenbesoldung entscheiden, wissen wir natür- 
lich, daß wir auch über die Besoldung dieses Teils 
der Exekutive, also die der Bundesminister und des 
Bundeskanzlers, mit entscheiden. Dies ist sachge- 
recht, da die Bundesregierung völlig unstreitig zur 
Exekutive gehört. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Auch die Län- 
derregierungen ! ) 

- Darauf haben wir leider keinen Einfluß. Ich weiß, 
was in der Diskussion eine Rolle spielen könnte. Ich 
würde die Situation gerne verändern; das ist richtig. 
Aber das liegt in der Kompetenz der Länderparla- 
mente. 

Nun zum Gesetzentwurf der Grünen: Sie wollen 
das Ruhegehalt erneut mindern und das Übergangs- 
geld herabsetzen. Ich will in dieser Debatte nicht 
scharf werden. Aber ich bin fast versucht, zu sagen, 
die Grünen wollen Wasser predigen und Wein trin- 
ken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Warum sage ich dies? Ein bekannter Kollege von den 
Grünen hat nach seinem Ausscheiden als hessischer 
Minister bis Oktober letzten Jahres Übergangsgelder 
bezogen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

(B) Für seine Tätigkeit von 1991 bis 1994 standen ihm 
Übergangsgelder in Höhe von über 258000 DM zu, 
die er - mir ist nichts anderes bekannt - angenom- 
men hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann doch 
nur der Herr Fischer gewesen sein!) 

Meine Kollegen von den Grünen, ist es denn redlich, 
erst dann eine andere Regelung zu fordern, nachdem 
Ihr Boß abkassiert hat? 

Ich nenne einen weiteren Fall aus Hessen, der ins- 
besondere Sie von den Grünen angeht. Da gibt es 
den Staatssekretär a. D. Schädler. Er war vier Monate 
im Amt und bekommt jetzt fünf Jahre lang 75 Prozent 
der B-9-Bezüge. Wer nicht weiß, wie hoch diese Be- 
soldung ist, dem sage ich: Es handelt sich um rund 
660000 DM. Das ist eine Regelung, die die grün-rote 
Landesregierung in Hessen beschlossen hat. Ich sage 
in aller Sachlichkeit: Bitte nicht Wasser predigen und 
Wein trinken. 

Ihre Forderung weicht auch ab von der Realität. 
Sie begründen Ihre Forderung mit der Auffassung, es 
sei eine Anpassung an entsprechende Regelungen 
im Beamtenrecht vonnöten. Ich kann diese Auffas- 
sung nicht teilen. Ich meine, daß insbesondere Mi- 
nister eine besondere Verantwortung tragen. Dafür 
sollte auch ein besonderes Entgelt gezahlt werden. 
Es ist doch überwiegend so, daß die meisten Minister 
noch mehr als die meisten Abgeordneten gefordert 
sind; das ist sicher richtig. Aber ich will - nur zum 
Nachdenken - doch sagen: Es gibt auch Abgeord- 


nete, die sicherlich Vergleichbares leisten. Ich denke, (C) 
Herr Kollege Penner, an die Ausschußvorsitzenden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Ich denke an andere besondere Verantwortungsträ- 
ger, Herr Kollege Eylmann, in den Fraktionen. Ich 
meine, wir sollten darüber nachdenken, ob diese 
nicht auch eine angemessene Bundestagsentschädi- 
gung erhalten können. Ich würde dies meinerseits 
selbstverständlich anregen. 

Zurück zu den Ministem und zu den Parlamentari- 
schen Staatssekretären: Ich meine, sie müssen Über- 
gangsgeld erhalten, weü ihnen eine anderweitige 
berufliche Tätigkeit untersagt ist und weil sie sich 
eben nicht auf eine gewisse Dauer ihrer Amtszeit 
einrichten können. Natürlich muß das mit anderen 
Einkünften verrechnet werden. Das, was in der un- 
mittelbaren Vergangenheit geschehen ist, wird es 
nicht mehr geben. Öffentliche Einkünfte und private 
Einkünfte werden in Zukunft entsprechend ange- 
rechnet. 

Jetzt wollen die Grünen noch mehr. Sie wollen, 
daß auch das Geld eines Bundestagsabgeordneten 
erhöht angerechnet wird auf das Geld, das Minister 
als Pension oder - wenn sie im Dienst sind - als 
Ministergehalt bekommen. Ich halte eine teilweise 
Anrechnung für richtig; sie erfolgt ja auch zu 50 Pro- 
zent. Aber ich bin nicht dafür, eine vollständige An- 
rechnung vorzunehmen, und zwar deswegen nicht, 
weü ein Minister in der Regel auch Abgeordneter ist. 

Er muß im Wahlkreis präsent sein, er muß Kontakt zu 
den Bürgern halten, er muß sich in den Parteiorgani- ^ 
sationen betätigen. Der Alimentationsgrundsatz be- 
sagt doch: Wer mehr arbeitet, soll mehr Geld bekom- 
men. Deswegen halten wir diese Regelung, die Sie 
anstreben, nicht für richtig. 

Meine Damen und Herren, ich konzediere eines: 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung regelt nur 
einen Teil der anstehenden Problematik. Das ist rich- 
tig, aber dieser Teü muß heute geregelt werden. Des- 
wegen bitte ich Sie, diesem Gesetzentwurf zuzustim- 
men und nicht dem Begehren von Koüegen der SPD 
und anderer Koüegen nach einer Vertagung oder ei- 
ner Rücküberweisung zu folgen. 

Ich schlage vor, daß wir weiter im Gespräch blei- 
ben, daß wir diese Probleme weiter erörtern. Eines 
aber, meine Damen und Herren, soüte letzten Endes 
klar sein: Wir woüen, daß die Besten unseres Volkes 
im Parlament vertreten sind, und wir woüen, daß die 
Besten davon Minister werden und der Aüerbeste 
von ihnen natürüch Bundeskanzler wird. 

Wer viel leistet, meine Damen und Herren - das ist 
wieder genauso ernst gemeint -, wer sein Privatleben 
opfert, wer seine Gesundheit opfert, wer Tag und 
Nacht arbeitet, der hat, meine ich, ein angemessenes 
Entgelt verdient, und nur um solches handelt es sich 
hier. 

Ich bitte Sie, unserem Gesetzentwurf zuzustim- 
men. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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(A) Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Peter Conradi, SPD-Fraktion. 

Peter Conradi (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Im Herbst 1996 schlugen der Abge- 
ordnete Norbert Gansei und ich der SPD-Bundes- 
tagsfraktion einen Gesetzentwurf zur Änderung des 
Bundesministergesetzes vor. Wir wollten zum einen, 
daß bei ausscheidenden Regierungsmitgliedern die 
sonstigen Erwerbs einkünfte - so wie bei Abgeordne- 
ten - voll auf das Übergangsgeld angerechnet wer- 
den. Wir wollten zum anderen, daß die Amtsgehälter 
von Mitgliedern der Bundesregierung von der Beam- 
tenbesoldung abgekoppelt und in D-Mark-Beträgen 
ausgewiesen werden. 

Erlauben Sie mir eine Anmerkung zu unserem frü- 
heren Kollegen Norbert Gansei: Norbert Gansei hat 
hier jahrzehntelang gegen Rüstungsexporte gespro- 
chen und gestimmt, obwohl es in seinem Wahlkreis 
Rüstungsfirmen gab. Die Kieler haben ihn trotzdem 
immer wieder in den Bundestag und am Schluß zum 
Oberbürgermeister seiner Stadt gewählt. 

Gansei hat als Abgeordneter ein Beispiel für den 
aufrechten Gang gegeben, und wir sollten uns daran 
erinnern. Gelegentlich hat man den Eindruck, daß 
sich Abgeordnete als nach Bonn versetzte Kommu- 
nalpolitiker oder als Interessenvertreter von Firmen 
ihres Wahlkreises verstehen. Wir sind an Aufträge 
und Weisungen nicht gebunden und Abgeordnete 
des ganzen Volkes; so hat Norbert Gansei sein Man- 
dat verstanden. 

(B) (Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der PDS) 

Zurück zum Bundesministergesetz. Die SPD-Frak- 
tion hat den Gesetzentwurf übernommen und mit 
den Koalitionsfraktionen darüber gesprochen, mit 
dem Ziel ihn gemeinsam einzubringen. Aber die Ko- 
alition wollte nicht. Dann kam der Fall der Parlamen- 
tarischen Staatssekretärin Yzer von der CDU, die von 
der schönen Regierungsbank zurück auf die harte 
Abgeordnetenbank mußte - allerdings gut gepolstert 
durch ein reichlich bemessenes Übergangsgeld und 
üppige Bezüge eines Lobbyistenverbands. Das gab 
dann einen solchen Lärm, daß die Regierung ein- 
lenkte und nun ihrerseits auch einen Entwurf zur Än- 
derung des Bundesministergesetzes eingebracht hat. 

Im Innenausschuß haben wir uns darauf verstän- 
digt, daß bei ausscheidenden Regierungsmitgliedem 
so wie bei ausscheidenden Bundestagsabgeordneten 
die Erwerbseinkünfte - nur diese; nicht Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung sowie Kapitalein- 
künfte - voll angerechnet werden. 

Herr Abgeordneter Marschewski, wenn Sie hier 
sagen, die Gehälter der Regierungsmitglieder seien 
angemessen, dann stelle ich dazu fest: Niemand hat 
beantragt, die Gehälter der Regierungsmitglieder ab- 
zusenken. Ich habe in der ersten Lesung zu diesem 
Gesetz gesagt: Eigentlich verdienen in Deutschland 
Politiker in Spitzenämtem zuwenig. Es geht hier al- 
leine um Übergangsgelder in erheblicher Höhe. 
Diese müssen wir neu regeln. 


Nun bleiben trotz der Anrechnung ganz hübsche (C) 
Übergangsgelder übrig, wenn ein Bundesminister 
nach langer Dienstzeit wieder auf die Abgeordneten- 
bank dieses Hauses zurückkehrt und „nur" noch ein 
Abgeordnetengehalt erhält. Man fragt sich aller- 
dings, warum Regierungsmitglieder, wenn sie als 
einfache Abgeordnete wieder in den Bundestag zu- 
rückkehren, überhaupt ein Übergangsgeld brau- 
chen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es bleiben weitere Ungerechtigkeiten. Ich weiß 
nicht, ob uns allen klar ist, daß Regierungsmitglieder 
für jeden Monat ihrer Dienstzeit Übergangsgeld be- 
kommen, und zwar maximal drei Jahre lang. 

(Dr. Dietrich Mahlo [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!) 

- Herr Mahlo, das steht so im Gesetz. 

(Dr. Dietrich Mahlo [CDU/CSU]: Sie bekom- 
men ein halbes Übergangsgeld!) 

- Ich habe gesagt: Sie bekommen ein Übergangsgeld 
für jeden Monat ihrer Dienstzeit, während Abgeord- 
nete das Übergangsgeld für ein Jahr ihres Mandats 
bekommen. Das heißt, das Verhältnis bei uns ist 1 : 12 
und dort 1 : 1. 

Diese und andere Ungleichheiten hat nun der 
Rechtsausschuß gerügt. Ich glaube, er hat in seiner 
Kritik recht. Der Innenausschuß sah sich nicht mehr 
in der Lage zu entscheiden; die Mehrheit wollte diese 
Ungleichheiten nicht reparieren. Nun liegt dem Haus pj 
ein Änderungsantrag der Fraktion der Bündnis- 
grünen vor. Wir begrüßen ihn. Er nimmt weitgehend 
die Kritik des Rechtsausschusses auf. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

- Herr Kollege, ich glaube, Sie sind Mitglied des 
Rechtsausschusses. Sie haben also ebenfalls gegen 
das Gesetz gestimmt; denn es ist dort einstimmig vo- 
tiert worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

- Dann waren Sie nicht da. Dann machen Sie hier 
keine Zwischenrufe. Wer nicht in der Ausschußsit- 
zung war, sollte hier keine Zwischenrufe machen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne- 
ter Conradi, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Freiherr von Stetten? 

Peter Conradi (SPD): Wenn er auf steht, gerne. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich nehme an, 
daß er aufsteht. Dann ist die Frage also zugelassen. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Ich 
mache diese Zwischenfrage gerne im Stehen. - Herr 
Conradi, waren Sie im Rechtsausschuß, oder war ich 
im Rechtsausschuß? 
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(A) Peter Conradi (SPD): Ich habe gelesen, daß der 
Rechtsausschuß den Gesetzentwurf einstimmig ab- 
gelehnt hat. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Dann haben Sie die Presseerklärung 
von Herrn Kollegen Hafner gelesen! Es war 
nicht so, wie es in der Presseerklärung 
stand! Ich kann Ihnen das sagen! Ich war 
dabei!) 

- Dann ist der Regierungsentwurf wohl nur mehrheit- 
lich abgelehnt worden, und Sie waren für den Regie- 
rung sentwurf? 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Herr Kollege, Sie sind völlig desinfor- 
miert!) 

- Es hat im Rechts ausschuß heftige Kritik am Regie- 
rungsentwurf wegen der Ungleichbehandlung von 
Regierungsmitgliedern und Abgeordneten gegeben. 
Das können Sie nicht bestreiten. So war es doch! 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: „Kritisiert" und „abgelehnt" ist zwei- 
erlei!) 

Nun kommt ein Änderungsantrag, der das abstel- 
len will. Wir werden diesem Änderungsantrag zu- 
stimmen. Wir begrüßen ihn. Wir sind gespannt, wie 
die Koalitionsmitglieder des Rechtsausschusses hier 
abstimmen werden. Sie können dem Änderungsan- 
trag der Bündnisgrünen zustimmen. Sie können den 
Gesetzentwurf ablehnen. Sie können einen Antrag 
auf Rücküberweisung stellen. Eines können Sie 

(B) nicht: Sie können nicht im Rechtsausschuß das große 
Wort führen und dann hier im Plenum einknicken 
und dem Regierungsentwurf doch zustimmen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne- 
ter Conradi, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Eylmann? 

Peter Conradi (SPD): Aber mit Vergnügen. 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Herr Kollege Conradi, 
ich glaube, es wäre nützlich, wenn ich als Vorsitzen- 
der des Rechtsausschusses kurz berichte, wie es tat- 
sächlich war. Das wäre aber eigentlich ein Anlaß für 
eine Kurzintervention. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Sie können es ja 
vielleicht in eine Frage kleiden. 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Das wäre dann ein 
Kunststück. Ich habe mich eigentlich für eine Kurzin- 
tervention gemeldet und würde das üeber auf diese 
Weise tun. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Dann machen 
Sie die Kurzintervention im Anschluß an die Rede 
von Herrn Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Mit unserem zweiten Anlie- 
gen, die Regierungsgehälter von der Beamtenbesol- 


dung abzukoppeln, sind wir leider gescheitert. Mit (C) 
fest geschlossenen Reihen haben die Koalitionsabge- 
ordneten im Innenausschuß das abgelehnt. Wir be- 
dauern das, weil wir wissen, daß auch unter ihnen 
viele sind, die die Ankoppelung der Regierungsge- 
hälter an die Beamtenbesoldung für falsch halten. 

Nun ist es ja möglich, daß sich die Fronten im 
14. Deutschen Bundestag ändern. Dann können Sie 
als Oppositionsfraktion das, was Sie jetzt als Koali- 
tion ablehnen, erneut einbringen. 


Mit der Abkoppelung hätten wir nämlich den 
Landesregierungen ein Signal gegeben, die damals, 
als es um die Regelung der Abgeordnetengehälter 
ging, von uns Offenheit und Transparenz verlangten. 
Das sind dieselben Landesregierungen, die ihre Ge- 
hälter in aller Stüle Jahr für Jahr durch den Bundes- 
tag mit der Beamtenbesoldung erhöhen lassen. Nun 
ist uns Populismus nicht völlig fremd. Aber den Bun- 
destag öffentlich für etwas zu verurteüen, was man 
selbst Jahr für Jahr geschehen läßt, halte ich für un- 
anständig. Das möchte ich in aller Klarheit sagen. 


(BeifaU bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 


In Sachen Übergangsgeld findet der Regierungs- 
entwurf also unsere Zustimmung. Daß die Abkoppe- 
lung von der Beamtenbesoldung nicht gelungen ist, 
bedauern wir. Wenn der Änderungsantrag der Bünd- 
nisgrünen eine Mehrheit findet, können wir dem Re- 
gierungsentwurf unter Zurückstellung von Bedenken 
- Stichwort: Abkoppelung - zustimmen; findet er 
keine Mehrheit, werden wir den Regierungsentwurf 
ablehnen. 


(BeifaU bei der SPD) 


(D) 


Vizepräsidentin Michaela Geiger: Dann erteile ich 
jetzt dem Abgeordneten Eylmann das Wort zu einer 
Kurzintervention . 


Horst Eylmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! In der gestrigen Aus- 
schußsitzung ist von Mitgliedern des Rechtsaus- 
schusses gerügt worden, daß die Regelung der Über- 
gangsgelder für die Regierungsmitglieder anders, 
und zwar besser, ausgefallen sei als vor gut einem 
Jahr die Neuregelung der Übergangsgelder für die 
Abgeordneten. Es ist die Frage gestellt worden, 
worin die Gründe für die Besserstellung der Regie- 
rungsmitglieder lägen. Daraufhin ist uns von der an- 
wesenden Vertreterin des Innenministeriums gesagt 
worden, die entscheidende Ursache liege darin, daß 
die Regierungsmitglieder ihren Beruf nicht mehr aus- 
üben könnten, wohingegen es den Abgeordneten 
gestattet sei, nebenher noch zu arbeiten. 

(Zuruf von der SPD: Sehr logisch!) 

Man möge mir verzeihen: Als Vorsitzender eines 
Ausschusses, der mit Arbeit sehr belastet ist, habe 
ich diese Erklärung nicht sehr gern gehört. Ich halte 
es im Grunde für hanebüchen, daß uns eine solche 
Erklärung angeboten wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der F.D.P. und der SPD) 
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Horst Eylmann 

(A) Daraufhin hat der Ausschuß - einstimmig - nicht 
etwa den Antrag abgelehnt, sondern die Bitte an den 
Innenausschuß gerichtet, den Gesetzentwurf im Hin- 
blick auf eine Gleichbehandlung der Regierungsmit- 
glieder und der Abgeordneten in puncto Übergangs- 
gelder zu überarbeiten. Das ist der Sachverhalt. 

Ich will noch hinzufügen: Solange mir keine über- 
zeugende Begründung für die unterschiedliche Re- 
gelung der Übergangsgelder vorgetragen wird, 
werde ich dem Gesetzentwurf - auch im Licht des- 
sen, was wir in den letzten Jahren mit den Diäten er- 
lebt haben - nicht zustimmen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Danke, Herr Ab- 
geordneter. - Herr Conradi, Sie haben die Möglich- 
keit, zu antworten. 

Peter Conradi (SPD): Ich danke dem verehrten Ab- 
geordneten Eylmann, dem Vorsitzenden des Rechts- 
ausschusses, für seine Klarstellung. Das ist auch 
meine Auffassung: Es ist nicht vertretbar, daß die 
Übergangsregelungen für Mitglieder der Bundesre- 
gierung weit besser sind als die für Abgeordnete. 
Herr Abgeordneter Eylmann, Ihrem Petitum, das an- 
zugleichen, kommt der grüne Antrag entgegen. Er 
setzt übrigens Abgeordnete nicht mit Mitgliedern 
der Bundesregierung gleich. Vielmehr ist ein Mit- 
glied der Bundesregierung auch nach dem Antrag 
der Grünen beim Übergangsgeld noch bessergestellt 
als ein Bundestagsabgeordneter. Dieser Unterschied 
soll angesichts der großen Verantwortung der Regie- 
rungsmitglieder - wie Herr Marschewski ausgeführt 

(B) hat - bestehenbleiben. Aber der Unterschied ist nicht 
mehr so groß; die Positionen kommen einander nä- 
her. Deswegen verstehe ich nicht, warum Sie und die 
Mitglieder des Rechtsausschusses, die diese Un- 
gleichbehandlung doch einstimmig gerügt haben - 
jetzt habe ich es hoffentlich richtig gesagt -, nicht 
dem Änderungsantrag der Grünen zustimmen, der 
dem entspricht, was der Rechtsausschuß wollte. 

Mir wäre es am liebsten, das Gesetz würde zurück- 
überwiesen und könnte noch einmal in Ruhe beraten 
werden, damit wir die Unstimmigkeiten ausbügeln. 
Aber das müssen Sie beantragen, nicht ich. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile jetzt 
dem Abgeordneten Gerald Häfner, Bündnis 90/Die 
Grünen, das Wort. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
will ausnahmsweise mit dem Versöhnlichen anfan- 
gen. Die bisherige skandalöse Regelung bei den 
Übergangsgeldern wird heute nach dem Willen aller 
Fraktionen gestrichen. Wir sind uns darüber einig, 
daß Übergangsgelder nur dann berechtigt sind, 
wenn nach dem Ausscheiden aus einem Amt oder 
nach Niederlegung eines Mandats vorübergehend 
kein anderes oder kein ausreichendes anderes Ein- 


kommen erzielt wird. Es soll den Übergang zu einer (C) 
neuen Beschäftigung sichern, aber doch nicht ein 
goldenes Zubrot zu anderweitig erzielten, ohnehin 
enormen Einkünften sein. Das ist das einzige, was 
nach dem Willen der Bundesregierung geschehen 
soll. Aber auch das erwuchs nicht aus besserer Ein- 
sicht, sondern war eine Folge der massiven öffentli- 
chen Debatten in den Fällen Yzer und anderer. 

Es gibt aber seit langem - Herr Eylmann hat das 
deutlich gesagt -, ich finde: berechtigter- und ver- 
ständlicherweise, extremen Unmut in der Öffentlich- 
keit über nicht mehr nachvollziehbare Regelungen 

bei der Versorgung von Politikern. 

Der Deutsche Bundestag hat im letzten Jahr für 
sich selbst die schlimmsten Auswüchse beseitigt - 
ich finde, wir können stolz sein, daß es dafür eine 
Mehrheit über alle Fraktionen hinweg gegeben hat - 
und bei den Übergangsgeldern und der Altersversor- 
gung Regelungen getroffen, die sich durchaus sehen 
lassen können. Schon in der damaligen Debatte ha- 
ben die Redner aller Fraktionen gesagt, daß sie da- 
von ausgehen, daß nun natürlich auch die Bundesre- 
gierung für die ihre Mitglieder betreffenden Rege- 
lungen einen Änderungsentwurf vorlegt. 

Was aber hegt uns heute als Entwurf vor? Es ist ein 
Entwurf, der in einer wirklich skandalösen Weise an 
für niemanden mehr nachvollziehbaren Regelungen 
festhält, und das in einer Zeit, in der man der Bevöl- 
kerung wegen der dramatischen Ebbe in den öffent- 
lichen Haushalten ständig neue Kürzungen bei den 
Sozialleistungen und nun auch bei den Renten zu- 
mutet, in der man die Bevölkerung mit Steuererhö- 
hungen und vieles andere mehr zumutet. 

In einer solchen Zeit ist es nicht mehr zu rechtferti- 
gen, daß - nur um eine Zahl zu nennen - ein Arbeit- 
nehmer nach zwei Jahren Tätigkeit im allerhöchsten 
Fall, also ein Spitzenverdiener, monatlich eine Rente 
von 170,78 DM erhält, ein Minister aber schon nach 
zwei Jahren Tätigkeit ein Ruhegehalt von 3494 DM, 
der Arbeitnehmer die Rente nach dem 65. Lebensjahr 
bekommt, der Minister aber schon nach dem 60., der 
Arbeitnehmer 20,3 Prozent, bald 21 Prozent seines 
Bruttogehalts an Rentenbeiträgen gezahlt hat, der 
Minister gar nichts und der Minister nach vier Jahren 
6607 DM an Altersversorgung bekommt - er hat in 
seinem Leben auch noch anderes getan, was noch 
addiert werden muß -, der Spitzenverdiener unter 
den Arbeitnehmern aber für den gleichen Zeitraum 
gerade einmal etwas über 300 DM pro Monat. Der 
Minister erhält das Zwanzigfache, und das ist nicht 
mehr nachvollziehbar. 

Genausowenig nachvollziehbar ist - das wurde 
eben schon angesprochen daß Abgeordnete des 
Deutschen Bundestages für ein Jahr Mitgliedschaft 
im Parlament lediglich einen Monat Übergangsgeld 
erhalten, während Regierungsmitglieder für ein Jahr 
ein ganzes weiteres Jahr Übergangsgeld erhalten, al- 
lerdings, wie Herr Mahlo sagte, nur den halben Satz 
- Sie bekommen demnach in der Summe das Sechs- 
fache dessen, was Parlamentsmitglieder erhalten -, 
daß die Altersbezüge der Regierungsmitglieder in 
den ersten vier Jahren pro Jahr um 7 Prozent steigen, 
während für Abgeordnete eine 3prozentige Steige- 
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rung gilt, daß der Höchstsatz für Abgeordnete bei 
69 Prozent der Bezüge liegt, für Minister und Parla- 
mentarische Staatssekretäre bei 75 Prozent und daß 
der maximale Zeitraum für den Bezug von Über- 
gangsgeldem bei ausgeschiedenen Abgeordneten 
wesentlich kürzer gefaßt ist. Wir Abgeordnete be- 
kommen nach einer dreijährigen Tätigkeit drei Mo- 
nate Übergangsgeld, während ein Minister nach drei 
Jahren drei Jahre lang Übergangsgelder bezieht. 
Das summiert sich zu Beträgen, die niemand in der 
Bevölkerung mehr nachvollziehen kann. 

Ich kann nicht begreifen, wie Sie an einer solchen 
Regelung festhalten können. Im Rechtsausschuß ist 
es nach dem Vortragen genau dieser Sachverhalte 
gelungen, alle Ausschußmitglieder fraktionsüb er- 
greifend davon zu überzeugen, daß dieses Gesetz 
vom Deutschen Bundestag so nicht beschlossen wer- 
den kann. Der Rechtsausschuß hat deshalb den In- 
nenausschuß einstimmig aufgefordert, das Gesetz zu 
überarbeiten mit der Maßgabe, die Regelungen im 
Ministergesetz für die Versorgung ehemaliger Mi- 
nister und Parlamentarischer Staatssekretäre den Re- 
gelungen im Abgeordnetengesetz anzupassen. Dies 
ist aber nicht erfolgt. Deshalb meine ich, daß dem 
Gesetz in der vorliegenden Form heute nicht zuge- 
stimmt werden kann. 

Wir haben darum einen Änderungsantrag einge- 
bracht, dessen Annahme wenigstens die schlimm- 
sten Auswüchse beseitigen würde. Dieser Ände- 
rungsantrag verzichtet auf alles, was sozusagen in 
die Richtung weitergehender grüner Ideen geht, und 
legt lediglich das als Maßstab an, was wir hier im 
Hause fraktionsübergreifend bereits für uns alle be- 
schlossen haben. Ich kann nur hoffen, daß Sie diesem 
Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü- 
nen zustimmen werden. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte kommen 
Sie zum Schluß, Herr Abgeordneter. Die Redezeit ist 
längst überschritten. 

Gerald Hafner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
komme zum Schluß, Frau Geiger. - Ich kann nur hof- 
fen, daß Sie dem Antrag zustimmen werden. Andern- 
falls, da bin ich sicher, werden Sie sich vor dem 
Sturm der öffentlichen Entrüstung nicht mehr retten 
können. Deshalb geht an Sie meine Aufforderung, 
dem Antrag zu folgen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile das 
Wort jetzt dem Abgeordneten Dr. Max Stadler, F.D.P.- 
Fraktion. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Versorgungs- 
bezüge von Politikern sind immer wieder Gegen- 
stand öffentlicher Erörterungen. Diese entzünden 
sich häufig an aktuellen Einzelfällen und verlaufen 
stets sehr kritisch gegenüber der Politik. Meist bleibt 
es beim allgemeinen Austausch der Argumente. 


Manchmal löst die öffentliche Debatte aber auch (C) 
eine konkrete Reaktion des Gesetzgebers aus. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Nur manch- 
mal!) 

So war es zum Beispiel, als das Problem ins allge- 
meine Bewußtsein rückte, wie sich denn Erwerbsein- 
künfte ausgeschiedener Mitglieder der Bundesregie- 
rung und Parlamentarischer Staatssekretäre auf das 
Übergangsgeld auswirken sollten. Aus der Vielzahl 
der Probleme, die der gesamte Komplex Politikerver- 
sorgung aufwirft, hat der heute in zweiter und dritter 
Lesung zu beratende Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung diese eine Detailfrage herausgegriffen. 

Die richtige Lösung kann natürlich nur sein, im 
Gegensatz zur derzeit geltenden Rechtslage künftig 
auch Erwerbseinkünfte aus einer privaten Berufstä- 
tigkeit auf Übergangsgelder von Ministem und Par- 
lamentarischen Staatssekretären anzurechnen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Richtigkeit dieser Lösung liegt auf der Hand. 
Wenn und soweit schon private Erwerbseinkünfte in 
entsprechender Höhe erzielt werden, besteht kein 
Bedürfnis und keine Rechtfertigung für ein Über- 
gangsgeld. Diese Logik ist ebenso einfach wie zwin- 
gend, so daß man sich wundem mag, wamm die bis- 
herige Rechtslage anders war. Jedenfalls besteht 
jetzt insoweit Einigkeit im gesamten Haus, als diese 
längst überfällige Änderung des Bundesministerge- 
setzes beschlossen wird. 

Im Rechtsausschuß ist aber die Frage der Gleich- 
behandlung der Übergangsgelder von Ministern 
und Abgeordneten problematisiert worden. Hier 
könnte die Lösung theoretisch natürlich darin liegen, 
die Regelung für Minister zu verschlechtern. Sie 
könnte theoretisch aber auch darin zu finden sein, 
diejenige für Abgeordnete zu verbessern. 

(Lachen bei der SPD) 

- Theoretisch! 

Jedenfalls hat die Koalition im federführenden In- 
nenausschuß meiner Meinung nach zu Recht die 
Auffassung vertreten, daß es sich bei dem Recht der 
Minister und Parlamentarischen Staatssekretäre und 
bei dem Recht der Abgeordneten um unterschiedli- 
che Materien handelt, 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

die man schon vom Verfahren her nicht vermengen 
sollte. Veränderungen im Versorgungsrecht der Ab- 
geordneten zu beschließen - was ja theoretisch auch 
ein Lösungsweg gewesen wäre -, ohne den üblichen 
parlamentarischen Weg einzuhalten - also Befassung 
des Präsidiums, des Bundestages und der Rechtsstel- 
lungskommission mit der Materie sowie Beratung im 
ersten Ausschuß -, erschien uns nicht angebracht. 

Ebenso haben wir es abgelehnt, weitergehende 
Änderungswünsche der Opposition in den Gesetz- 
entwurf einzubeziehen. Damit ist selbstverständlich 
nicht ausgeschlossen, daß diese Themen in anderem 
Zusammenhang wieder aufgegriffen werden. 
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(A) Im Gegenteil, die F.D.P. tritt für die Überprüfung 
aller Versorgungssysteme ein, für eine Rentenreform 
und für Änderungen bei den Beamtenpensionen. Es 
ist selbstverständlich, daß daher auch die Versorgung 
von Politikern nicht in allen Punkten dauerhaft so 
bleiben wird wie jetzt. 

Im laufenden Gesetzgebungsverfahren ging es uns 
aber nur um die Lösung eines einzigen ganz konkre- 
ten Problems, um die Beseitigung eines bestimmten 
Mißstandes - nicht um mehr und nicht um weniger. 

Die F.D.P.-Fraktion wird dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung daher zustimmen. 

(Beifall bei der F.D.P) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Frau Dr. Dagmar Enkelmann, 
PDS. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Dank dem „stem" sind 
wir ja nun darüber informiert, was so einzelne Mi- 
nister und Staatssekretäre verdienen - vielleicht 
sollte man besser sagen: was sie bekommen - 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

und welche Pensionsansprüche zum Teil schon nach 
sehr kurzer Zeit erworben werden. Das sind übrigens 
Antworten, auf die der Kollege Schlauch zum Teil 
heute noch wartet. Die Bundesregierung hat erklärt, 
daß sie einfach nicht in der Lage ist, in kurzer Zeit 
diese Antworten zu geben. 

(B) 

Da wird wohl mancher Rentner und manche Rent- 
nerin blaß werden vor Neid. Aber die Frage ist: Geht 
es hier tatsächlich um Neid oder vielleicht sogar um 
Sozialneid, wie manchen vorgeworfen wird? - Nein, 
meine Damen und Herren, hier geht es gm schrei- 
ende Ungerechtigkeit. Ich meine, daß Konsequenz 
an dieser Stelle uns allen sehr gut getan hätte. 

(Beifall bei der PDS) 

Das hätte gegen Politik — oder - sagen wir es besser 
- gegen Politikerverdrossenheit und gegen die Un- 
glaubwürdigkeit von Politikern gewirkt. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Die Pen- 
sion von Gysi hätte ich gerne gekürzt; das 
ist wahr! Das tue ich aber trotzdem nicht!) 

Ich muß sagen, mich haben die jüngsten Umfrage- 
ergebnisse zum Thema Glaubwürdigkeit oder Ver- 
trauen eigentlich sehr schockiert. Das Ergebnis war 
nämlich, daß das Vertrauen in die Kirche, in Green- 
peace, in die Polizei, ja, sogar in die Bundeswehr grö- 
ßer ist als das Vertrauen in Politiker. 

Ich werde auch im letzten Jahr meiner Zugehörig- 
keit zu diesem Haus nicht kapieren, mit welcher Un- 
verfrorenheit Sie angesichts riesiger Steuerausfälle 
Sparmaßnahmen vor allem im sozialen Bereich 
durchboxen und gleichzeitig Besitzstandswahrung 
bei Abgeordnetenbezügen, Minister- und Staatsse- 
kretärs gehältem betreiben. Mit großer Kaltblütigkeit 
haben Sie die Bedingungen für künftige gravierende 
Einschnitte bei Renten eines großen Teils der Bürge- 


rinnen und Bürger geschaffen; Pensionsansprüche (C) 
von ehemaligen Staatssekretären aber bleiben unan- 
getastet. 

Von den vielen guten Vorschlägen der Opposition 
zur Neuregelung des Bundesministergesetzes ist nur 
einer übriggeblieben, nämlich die Anrechnung von 
Erwerbseinkünften aus privater Berufstätigkeit auf 
das Übergangsgeld. Glaubt man eigentlich, damit 
den Volkszom beruhigen zu können, mit einer Maß- 
nahme, die, wie auch Kollege Stadler gesagt hat, 
längst überfällig war und bei der er sich selber wun- 
dert, warum sie nicht schon längst durchgekommen 
ist? Diese Neuregelung kam ja eigentlich nur deswe- 
gen zustande, weil die Presse die Öffentlichkeit über 
diese Situation informiert hat und sich die Öffentlich- 
keit dann für eine solche Neuregelung stark gemacht 
hat. Ich fürchte nämlich, daß ansonsten nichts pas- 
siert wäre. 

Dann wird in einer solchen Situation der Vorwurf 
erhoben, daß durch Debatten dieser Art, also durch 
Debatten, die durch das Parlament selbst initiiert 
wurden, sich das Parlament selbst beschädigen 
würde. Wodurch beschädigt sich eigentlich dieses 
Parlament? Durch eine Politik, die den Kleinen 
nimmt und den Großen immer mehr gibt, 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Hören Sie 
doch mit dem Quatsch auf! Das glaubt 
Ihnen doch kein Mensch!) 

durch eine Klientelpolitik, bei der die Schwächsten 
der Gesellschaft auf der Strecke bleiben. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Hören Sie (D) 
doch mit dem Scheiß auf! Das kann ich 
nicht mehr hören!) 

Das Parlament beschädigt sich durch Kungelei, 
durch Politik hinter verschlossenen Türen ohne Öf- 
fentlichkeit, 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

auch durch fehlende Transparenz im Umgang mit 
Rechten von Abgeordneten, Ministem und Staatsse- 
kretären, einschließlich der Versorgungsbezüge. Seit 
Jahren ist es nicht nur Herr von Arnim, 

(Zuruf von der F.D.P.: Ein gut bestallter Pro- 
fessor!) 

der immer wieder die überzogenen Ansprüche, 
Pensionsregelungen, Übergangszahlungen kritisiert. 

Seit Jahren erleben wir eine Inflation von Parlamen- 
tarischen Staatssekretären, die nicht angetastet wer- 
den. 

Vor diesem Hintergrund ist die Neuregelung ein 
kleiner Schritt, der völlig unzureichend ist. Aber an- 
sonsten gibt es absolut keine Bewegung. 

Aber das Personalkarussell dreht sich schon wie- 
der, allerdings nicht bei den Staatssekretären. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Frau Abgeord- 
nete, bitte kommen Sie zum Schluß. Die Redezeit ist 
zu Ende. 
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(A) Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Ich komme zum 
letzten Satz. - Ich weiß, daß Ihnen das nicht paßt. 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Das ist 
auch genug, wirklich genug! Es reicht 
jetzt!) 

Diesmal ist der Bauministerposten zu haben. Es 
bleibt also nur zu fragen: Wer will noch mal, wer hat 
noch nicht? Der Betreffende würde auch diverse Pen- 
sionsansprüche erwerben. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS - 
Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Überlegen 
Sie einmal, wo Sie herkommen!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich schließe die 
Aussprache. 

Der Abgeordnete Gerald Hafner möchte einen An- 
trag zur Geschäftsordnung stellen. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Gerald Hafner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
stelle gemäß der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages den Antrag, die heute im Rahmen die- 
ses Tagesordnungspunktes zur Abstimmung stehen- 
den Vorlagen an die nachfolgenden Ausschüsse zur 
nochmaügen Beratung zurückzuüberweisen: feder- 
führend an den Innenausschuß und mitberatend an 
den Rechtsausschuß und den Haushaltsausschuß. 

Der Grund ist ganz einfach. Es ist ja vorhin in der 

(B) Debatte schon zur Sprache gekommen. Ich beziehe 
mich zunächst nur auf den Teil der Beratung, den ich 
selbst miterlebt habe. Ich bin Mitglied des Rechtsaus- 
schusses. Wir haben die Vorlage am Mittwoch dieser 
Woche, also gestern, im Rechtsausschuß erstmalig 
beraten. Der Rechtsausschuß war über die eklatante 
Ungleichbehandlung von Regierungsmitgliedem auf 
der einen und Parlamentsmitgliedern auf der ande- 
ren Seite verwundert, sah auch Probleme im Hinblick 
auf Art. 3 des Grundgesetzes und hat deshalb ein- 
stimmig folgendes beschlossen: 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck- 
sache 13/7554 im Hinblick auf eine Gleichbe- 
handlung von Abgeordneten und Mitgliedern 
der Bundesregierung zu überarbeiten. 

Dies ist bis zum heutigen Tage nicht erfolgt. Ich 
meine, daß wir es als Abgeordnete und Mitglieder 
dieses Hauses und damit auch als Vertreter derer, die 
uns gewählt haben, als Vertreterinnen und Vertreter 
des deutschen Volkes, uns und den Wählerinnen und 
Wählern schuldig sind, unsere Beschlüsse einzuhal- 
ten. Wenn wir der Ansicht sind, eine solche Sache ist 
nicht zu Ende beraten und bedarf einer Überarbei- 
tung, können wir nicht nach dem Motto „Augen zu 
und durch" die Beratungen einfach abschließen, son- 
dern dann müssen wir uns die Zeit für eine gründli- 
che Beratung nehmen. Dies ist meine persönliche 
Auffassung, und es ist der Antrag meiner Fraktion. 
Ich glaube aber, dies entspricht auch dem Willen al- 
ler Mitglieder des Rechtsausschusses, die den von 


mir eben vorgetragenen Beschluß einstimmig über (C) 
alle Fraktionsgrenzen hinweg gefaßt haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Wer wünscht das 
Wort zu dem Geschäftsordnungsantrag? - Ich erteile 
das Wort dem Abgeordneten Marschewski. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir wei- 
sen diesen Antrag, verehrter Kollege Häfner, zurück. 

Wenn wir nicht beschließen, was heute Gegen- 
stand der Beratung ist, dann erfolgt weiterhin eine 
Ungleichbehandlung zwischen öffentlichem Einkom- 
men und privatem Einkommen. Wir wollen, daß die 
Fälle der letzten unmittelbaren Vergangenheit gelöst 
werden. Das geht nur so, daß wir dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zustimmen. 

Eine zweite kurze Bemerkung. Wir haben nun 
wirklich mehrfach im Innenausschuß darüber disku- 
tiert. Wir haben in der letzten Sitzung auch noch ein- 
mal darüber diskutiert, wir haben abgestimmt, wir 
haben uns seit vielen Wochen damit befaßt. Ich 
denke, dies ist wirklich verabschiedungsreif. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Als nächster hat 
das Wort zur Geschäftsordnung der Abgeordnete 
Conradi. ^ 

Peter Conradi (SPD): Die Rücküberweisung gäbe 
die Möglichkeit, die eklatante Ungleichbehandlung 
von Mitgliedern der Bundesregierung und Bundes- 
tagsabgeordneten hinsichtlich der Übergangsgelder 
- und darum geht es - noch einmal ernsthaft im 
Rechtsausschuß sowie im Innenausschuß zu beraten. 

Deswegen stimmen wir dem Überweisungsantrag 
zu, zumal wir der Meinung sind, viele Kollegen miß- 
billigen diese Ungleichbehandlung. Vielleicht finden 
wir einen gescheiten Weg, das abzubauen. Deswe- 
gen werden wir zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Die nächste 
Wortmeldung kommt von Frau Dr. Enkelmann. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir stimmen ebenfalls 
diesem Überweisungsantrag zu, selbst wenn es Dif- 
ferenzen zum Inhalt geben sollte. Ich denke, es geht 
in erster Linie um eine saubere gesetzgeberische Ar- 
beit. Die sind wir unseren Wählerinnen und Wählern 
schuldig. 

Deshalb sollten wir alle für eine Rücküberweisung 
plädieren. 


(Beifall bei der PDS) 
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(A) Vizepräsidentin Michaela Geiger: Weitere Wort- 
meldungen zur Geschäftsordnung liegen mir nicht 
vor. 

Sie haben gehört, hebe Kolleginnen und KoUegen, 
der Abgeordnete Häfner hat die Rücküberweisung 
des Gesetzentwurfs federführend an den Innenaus- 
schuß sowie an den Rechts- und den Haushaltsauss- 
schuß beantragt. Über diesen Antrag stimmen wir 
zuerst ab. 

Wer stimmt für den Antrag des Abgeordneten Häf- 
ner? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Damit 
ist der Geschäftsordnungsantrag des Abgeordneten 
Häfner mit den Stimmen von CDU/CSU und F.D.P. 
bei zwei Gegenstimmen und zwei Enthaltungen aus 
der CDU/CSU gegen die Stimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen, SPD und PDS abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von 
der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf 
zur Änderung des Bundesministergesetzes auf 
Drucksache 13/7554. Der Innenausschuß empfiehlt 
auf Drucksache 13/8974 Nr. 1, den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 13/7554 unverändert anzunehmen. 

Es hegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor, über den wir zuerst ab- 
stimmen. Wer stimmt für den Änderungsantrag auf 
Drucksache 13/9039? - Wer stimmt dagegen? - Ent- 
haltungen? - Dann ist der Änderungsantrag mit den 
Stimmen von CDU/CSU und F.D.P bei vier Enthal- 
tungen der CDU/CSU gegen die Stimmen des restli- 
chen Hauses abgelehnt. 

^ Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wohen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzent- 
wurf ist damit in zweiter Beratung mit den Stimmen 
von CDU/CSU und F.D.P gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen, SPD und PDS und eine 
Stimme aus der CDU/CSU angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen woben, sich zu erhe- 
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit den gleichen Mehrheitsver- 
hältnissen wie zuvor angenommen. 

Abstimmung über den Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD zur Änderung des Bundesministergesetzes 
und des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Parlamentarischen Staatssekretäre auf Drucksache 
13/6452. Der Innenausschuß empfiehlt auf Drucksa- 
che 13/8974 Nr. 2, den Gesetzentwurf abzulehnen. 
Ich lasse über den Gesetzentwurf der SPD auf Druck- 
sache 13/6452 abstimmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wohen, um das 
Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltun- 
gen? - Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung mit 
den Stimmen von CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stimmen der SPD bei Enthaltung von Bündnis 90/Die 
Grünen und PDS abgelehnt. Damit entfäht nach un- 
serer Geschäftsordnung die weitere Beratung. 


Abstimmung über den Gesetzentwurf der Fraktion (C) 
Bündnis 90/Die Grünen zur Änderung des Bundes- 
ministergesetzes und des Gesetzes über die Rechts- 
verhältnisse der Parlamentarischen Staatssekretäre 
auf Drucksache 13/7329. Der Innenausschuß emp- 
fiehlt auf Drucksache 13/8974 Nr. 3, den Gesetzent- 
wurf abzulehnen. Ich lasse über den Gesetzentwurf 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
13/7329 abstimmen. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wohen, um das Handzei- 
chen. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - 
Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung mit den 
Stimmen von CDU/CSU und F.D.P. bei Enthaltung 
der SPD gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die 
Grünen und PDS abgelehnt. Damit entfäht nach un- 
serer Geschäftsordnung die weitere Beratung. 

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 7 a und 7 b 
auf: 

a) - Zweite und dritte Beratung des von den 

Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än- 
derung des Bundesversorgungsgesetzes 

-Drucksache 13/8705- 
(Erste Beratung 197. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des vom Bun- 
desrat eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zur Änderung des Gesetzes über die 
Versorgung der Opfer des Krieges (Bun- 
desversorgungsgesetz) 

- Drucksache 13/8246- (D) 

(Erste Beratung 197. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

-Drucksache 13/8980- 
Berichterstattung: 

Abgeordnete Andrea Fischer (Berlin) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So- 
zialordnung (11. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/ 

CSU und F.D.P. Leistungsausschluß bei 
Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit 
und Menschlichkeit 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Volker 
Beck (Köln), Andrea Fischer (Berlin) und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Keine Versorgungsrenten für Kriegsver- 
brecher und Angehörige der Waffen-SS 

-Drucksachen 13/7061, 13/1467, 13/8980- 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Andrea Fischer (Berlin) 

Es hegt ein Entschließungsantrag der Gruppe der 
PDS vor. 
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Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
der Abgeordneten Birgit Schnieber-Jastram, CDU/ 
CSU-Fraktion. 

Birgit Schnieber-Jastram (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Mehr als fünf 
Jahrzehnte nach dem Ende des zweiten Weltkriegs 
und der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft ist 
es endlich gelungen, eine Ungerechtigkeit im Versor- 
gungsgesetz zu beseitigen. Denn es ist natürlich eine 
Ungerechtigkeit, wenn NS-Schergen, die sich feiger 
und unmenschlicher Verbrechen schuldig gemacht 
haben, staatlich versorgt werden, während die Opfer 
keinerlei Entschädigung erhalten. 

Allerdings gab es zwei Sachverhalte, die bei einer 
Neuregelung beachtet werden mußten. 

Erstens. Sozialrecht ist grundsätzlich kein Straf- 
recht. Verbrechen sollen im Gefängnis verbüßt wer- 
den und nicht durch Altersarmut. Der Rechtsstaat 
verdient seinen Namen nicht zuletzt wegen seiner 
immanenten Systematik, wegen der Gleichheit aller 
vor dem Gesetz. Aber: Verbrechern gegen die 
Menschlichkeit auch noch staatliche Versorgung an- 
gedeihen zu lassen, das ist, glaube ich, absolut un- 
tragbar. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das Dilemma, das sich hier auf tut, ist kein leicht 
lösbares. Die Normen des Rechtsstaates sollten nicht 
leichtfertig angetastet werden. Andererseits geht es 
uns absolut gegen den Strich, NS-Folterknechten 
und Mördern Renten zu zahlen - auch wenn sie eine 
Kriegsverletzung davongetragen haben. 

Die Regierungskoalition und die Bündnisgrünen 
haben einen, wie ich finde, vertretbaren und ange- 
messenen Weg gefunden. Das Prinzip dabei lautet: 
Greueltaten müssen schwerer wiegen als Kriegsver- 
letzungen. Wer Menschen gequält, gemeuchelt und 
massakriert hat, kann dafür von der Bundesrepublik 
keine Versorgungsleistungen erwarten, auch wenn 
er im weiteren Verlauf des Krieges einen Arm, ein 
Bein verloren hat. Sozialrecht wird dadurch nicht 
zum Strafrecht. Es behält sich nur vor, Verbrechen 
nicht auch noch mit Versorgung zu belohnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Auch in der Anhörung vor dem Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung im Mai dieses Jahres wurde 
überzeugend dargestellt, daß gegen die Einführung 
eines Ausschlußtatbestandes in das Bundesversor- 
gungsgesetz für solche Personen, die gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit oder der Rechts- 
staatlichkeit verstoßen haben, grundsätzlich keine 
durchgreifenden Bedenken bestehen. Die Möglich- 
keit eines Ausschlusses aus der Versorgung sind wir, 
glaube ich, den Opfern schuldig - aber auch Millio- 
nen von deutschen Soldaten, die, ohne Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit begangen zu haben, an 
der Front gekämpft haben. Mördern die gleiche Ver- 


sorgungsleistung wie Soldaten zu gewähren, das (C) 
halte ich für absolut inakzeptabel. 

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Damit komme ich zu einem zweiten Punkt, den es 
bei der Neuregelung zu beachten galt, nämlich: Wie 
erkenne ich die Mörder und unterscheide sie von 
denjenigen Soldaten oder Zivilisten, die sich keines 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit schuldig ge- 
macht haben? Denn die Beweislage ist natürlich al- 
lein auf Grund der Überheferung sehr lückenhaft; 
wir sind heute 50 Jahre weiter. Auch diese Frage ist 
nicht leicht zu beantworten. 

Wir haben im Ausschuß lange über die Möglich- 
keiten beraten, die es hierbei gibt. Für jeden Abge- 
ordneten, egal, welcher Partei, war klar, daß kein 
Parteibonze, kein SS-Angehöriger, kein Wehr- 
machtssoldat oder Polizeibeamter aus seiner indivi- 
duellen Schuld entlassen werden soll. Darüber gab 
es, glaube ich, große Einigkeit im Ausschuß. 

Der Dissens betraf die Frage, ob allein die Zugehö- 
rigkeit zu einer Formation, speziell der Waffen-SS, 
schon ein Grund zum Ausschluß aus der Kriegsopfer- 
versorgung sein kann. Die Debatte, die über die Kri- 
terien damals im Deutschen Bundestag ablief, war 
äußerst schwierig und, ich finde, der brisanten The- 
matik angemessen. Auch die Ausschußdiskussion 
war fair und dieser Thematik angemessen. Dafür 
möchte ich mich bei allen Kollegen herzlich bedan- 
ken. 

Ich brauche, glaube ich, jetzt nicht noch einmal die ^ 
unterschiedlichen Positionen auszuführen. Alle Be- 
teiligten wissen, daß die Regierungskoalition immer 
gesagt hat: Wir wollen von der individuellen Schuld 
reden. Die Grünen haben lange Zeit gesagt: Laßt uns 
die Zugehörigkeit zu einer Organisation zum Krite- 
rium machen. 

Es ist gut, daß wir heute so weit sind, sagen zu kön- 
nen: Der Nachweis einer individuellen Schuld muß 
- wir halten das gemeinsam für richtig - geführt wer- 
den. Diese Einigung hinsichtlich dieser Thematik ist, 
glaube ich, sehr wertvoll. 

Die Neuerung, die jetzt in das Versorgunsgesetz 
auf genommen wurde, trägt dem Rechnung. In Zu- 
kunft müssen Mitglieder der Waffen-SS oder anderer 
besonders belasteter Organisationen besonders über- 
prüft werden, wenn sie Leistungen nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz erhalten oder beantragen. 
Können ihnen Verbrechen nachgewiesen werden, 
werden die Leistungen eingestellt. 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Ich möchte auf eines hinweisen, was hier sehr 
wichtig ist, und zwar auf die Vertrauenssituation. Das 
Vertrauen in die Situation des Berechtigten gegen 
seine Verstrickung in den Terror muß eine Rolle spie- 
len und abgewogen werden. 

Ich möchte ein Beispiel nennen. 60 Prozent der Be- 
zieher von Leistungen aus dem Bundes Versorgungs- 
gesetz sind Witwen, die häufig noch nicht einmal 
wissen, welche Verbrechen ihre Männer im Nazire- 



18368 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 203. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1997 


Birgit Schnieber-Jastram 

(A) gime begangen haben. Sie dafür haftbar zu machen, 
was die Männer getan haben, und sie in die Armut 
zu schicken, das wäre, glaube ich, verantwortungs- 
los. Das geht, glaube ich, nicht. 

Daß aber bei Organisationen wie der Waffen-SS, 
die sich während des Krieges einen grausamen Ruf 
erworben hat und die für viele Massaker verantwort- 
lich war, eine sorgfältige Prüfung des Leistungsemp- 
fängers erfolgt, halten wir für richtig. Es ist meiner 
Meinung nach eine Lösung, die verfassungsmäßig 
möglich ist, dem rechts staatlichen Prinzip des indivi- 
duellen Schuldnachweises entspricht und trotzdem 
weitgehend ausschließt, daß Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit auch noch staatlich alimentiert wer- 
den. 

In diesem Zusammenhang begrüße ich, daß die 
Fraktion der Grünen im Ausschuß den Antrag ge- 
stellt hat, daß wir dazu nach Ablauf eines Jahres ei- 
nen Bericht erhalten; denn wir müssen in der Tat se- 
hen, wie dieses Gesetz wirkt und wie realistisch und 
realisierbar es in seinen einzelnen Teilen ist. 

Den Antrag der PDS zu diesem Thema werden wir 
heute ablehnen, weil wir sagen: Wenn wir dem An- 
trag zu diesem Zeitpunkt zustimmen, haben wir kein 
Gesetz. Ich denke, daß wir nach der Zwischenbüanz 
in einem Jahr über alles gut reden können. 

Wir sind sehr froh, daß wir nach einer langen Dis- 
kussion auch in den SPD-Reihen viele Kollegen fin- 
den, die sich dem anschließen. Wir respektieren auch 
andere Meinungen in diesem Bereich. Es ist uns ge- 
lungen, eine Schwachstelle aus dem Sozialrecht zu 
beseitigen, weil wir heute nach 50 Jahren manches 
anders sehen als diejenigen, die das früher geregelt 
haben. 

Ich möchte mich für die gute Diskussion im Parla- 
ment und im Ausschuß bedanken. Ich hoffe darauf, 
daß wir eine große Mehrheit für die Lösung eines 
Problems finden, bei dem wir alle eine besondere 
Verantwortung tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Ulrike Mäscher. 

Ulrike Mäscher (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
gen! Liebe Kolleginnen! Die SPD -Fraktion wird dem 
Gesetz zur Änderung des Bundesversorgungsgeset- 
zes in der vom Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung beschlossenen Fassung zustimmen. Sie stimmt 
diesem Gesetzentwurf zu, weü sie das Signal, das 
von dieser Änderung des Bundesversorgungsgeset- 
zes ausgehen soll, unterstützt. Die SPD-Bundestags- 
fraktion will auch nach außen ein deutliches Zeichen 
für einen anderen Umgang mit den Verbrechen und 
den Verbrechern der Naziherrschaft setzen. 

So wird das, was wir heute im Bundestag beschlie- 
ßen werden, auch in der Öffentlichkeit wahrgenom- 
men. „Die Zeit“ schrieb in der letzten Woche unter 


der Überschrift „Aus für die Schergen": „Der Bun- (C) 
destag streicht NS- Verbrechern die Rente " . 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
sich in einer öffentlichen Anhörung mit den verfas- 
sungsrechtlichen, aber auch mit den praktischen 
Umsetzungsproblemen dieser Gesetzesmaterie und 
der geplanten Änderung sehr gründlich auseinan- 
dergesetzt. Es geht dabei nicht um die allgemeinen 
Altersrenten oder Pensionsansprüche von Kriegsver- 
brechern oder Tätern des Naziregimes, sondern es 
geht darum, ob eine Entschädigungsrente für die ge- 
sundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen einer 
Schädigung infolge Kriegseinwirkung gestrichen 
oder gekürzt werden kann. 

Das Gesetz, das heute beschlossen wird, kann nur 
diejenigen Täter treffen, die zum Beispiel ein Bein 
verloren haben. Es könnte aber auch die Witwe eines 
Täters treffen, der bei einem Luftangriff umgekom- 
men ist. Der Bundestag schafft heute also nicht die 
Voraussetzungen dafür, den NS- Verbrechern die 
Rente zu streichen, sondern er versucht, für einen 
durch äußere Kriegseinwirkungen eher zufällig defi- 
nierten Personenkreis die Möglichkeit der Renten- 
kürzung oder -Streichung zu schaffen. 

Wie schwierig das für Personen ist, die seit 40 Jah- 
ren diese Rente bekommen, zeigt die komplizierte 
Regelung des sogenannten Vertrauensschutzes, die 
die erwünschte Wirkung des Gesetzes möglicher- 
weise erheblich einschränkt. Ich zitiere hier ein Bei- 
spiel aus der Begründung - Frau Schnieber-Jastram 
hat es bereits angeführt -: 

Wenn beispielsweise eine Witwe, die von den ( D ) 
Greueltaten ihres verstorbenen Ehemannes bis- 
her nicht einmal Kenntnis hatte, seit Jahrzehnten 
Hinterbliebenenversorgung erhält, kann in die- 
sem Fall das Vertrauen auf die Fortgewährung 
der Leistung überwiegen. 

Die hochgespannten Erwartungen, endlich die 
jahrzehntelangen beschämenden Versäumnisse bei 
der Strafverfolgung von Tätern, die gegen Grund- 
sätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen haben, damit aufarbeiten zu können, wer- 
den, fürchte ich, ins Leere gehen. Ob es um Kriegs- 
richter oder um die Richter am Volksgerichtshof geht, 
um die Ärzte, die grausame und unmenschliche Ex- 
perimente an KZ-Häftlingen vorgenommen haben, 
ob es um Verbrechen der Wehrmacht geht: Das Ge- 
setz, das heute beschlossen wird, wird sie nicht errei- 
chen, es sei denn, sie hätten gesundheitliche Schä- 
den durch Kriegshandlungen erfahren. 

Aber ich will das Zeichen, das von dieser Gesetzes- 
änderung ausgehen kann, gar nicht kleinreden. Die 
SPD-Fraktion stimmt diesem Gesetz ja auch zu. Ich 
möchte nur festhalten, daß es auch gute, rechtsstaat- 
liche Gründe gibt, dieses Gesetz abzulehnen, weil es 
nach Meinung derjenigen, die dem nicht zustimmen 
werden, durch die Streichung oder Kürzung sozial- 
rechtlicher Ansprüche den falschen Weg einschlägt, 
weü es damit strafrechtliche Bewertungen vornimmt. 

In unserem Rechtsstaat haben Strafgerichte darüber 
zu entscheiden, ob Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit und Rechtsstaatlichkeit vorliegen, welche 
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Ulrike Mäscher 

(A) Schuld den Täter trifft und welches Strafmaß der Tat 
angemessen ist. 

Wohin die Vermischung von Strafrecht und der Ab- 
erkennung von sozialrechtlichen Versorgungsan- 
sprüchen führt, zeigt die Aberkennung von sozial- 
rechtlichen Ansprüchen für Kriegsdienstverweigerer, 
Fahnenflüchtige und Wehrkraftzersetzer wegen 
„Unwürdigkeit“ durch die deutsche Wehrmachtsge- 
richtsbarkeit. Ich gebe zu, dies waren nicht unbe- 
dingt rechtsstaatliche Gerichte. 

Ich bedanke mich bei allen Mitgliedern des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung, daß es in un- 
seren Ausschußberatungen gelungen ist, beide Posi- 
tionen - die breite Zustimmung und die Ablehnung - 
sorgfältig zu beraten und beide Positionen zu respek- 
tieren. Für die Mitglieder im Ausschuß war es klar, 
daß es bei der Ablehnung des Gesetzes durch einige 
sozialdemokratische Abgeordnete nicht darum geht, 
ob diese Abgeordneten die antifaschistische Tradi- 
tion ihrer Partei verraten, wie das Volker Beck in ei- 
nem Interview mit der „taz“ unterstellt hat. Herr 
Beck, es ist anmaßend und arrogant, jemandem wie 
Rudolf Dreßler, Konrad Güges und anderen den 
Bruch mit der antifaschistischen Tradition der SPD zu 
unterstellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fordere Sie auf, nein, ich bitte Sie, diese Unter- 
stellung zurückzunehmen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sehr 
richtig!) 

(B) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
versuchen heute, mit diesem Gesetz ein Stück Ge- 
rechtigkeit zu schaffen und ein Zeichen für einen an- 
deren Umgang mit der deutschen Vergangenheit zu 
setzen. Dazu gehört aber auch der für die SPD viel 
entscheidendere Schritt hin zu einem anderen Um- 
gang mit den Opfern des Naziterrors, mit den Deser- 
teuren, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

den Zwangsarbeiten! und Zwangsarbeiterinnen in 
den deutschen Industriebetrieben oder den Ghetto- 
Betrieben wie zum Beispiel in Lodz, mit den Opfern 
aus den Konzentrationslagern in Osteuropa - ich er- 
innere nur an die Lage der wenigen alten überleben- 
den Juden des Holocaust in den baltischen Staaten -, 
mit den Homosexuellen, den Sinti und Roma oder 
den Zwangssterilisierten. Die Liste der vergessenen 
Opfer ist damit noch lange nicht abgeschlossen. 

Ich weiß, einiges ist auf dem Verhandlungswege. 
Ob es zu einem guten, befriedigenden und befrie- 
denden Ergebnis führt - ich hoffe es. Aber gerade die 
neuen Urteile zur Entschädigung und zur Anerken- 
nung von Ansprüchen von Zwangsarbeiten! und 
Zwangsarbeiterinnen zeigen, wieviel von uns hier im 
Bundestag noch getan werden muß. Das Wieviel be- 
zieht sich nicht nur auf materielle Leistungen, son- 
dern auch auf die Anerkennung der Opfer. Nur 
wenn alle Parteien im Bundestag diese Aufgabe der 
Anerkennung und Unterstützung der bisher ver- 
drängten und vergessenen Opfer anpacken, kann 
der Versuch gelingen, ein Mehr an Gerechtigkeit im 


Umgang mit unserer deutschen Vergangenheit zu er- (C) 
ringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Entschließungsantrag der PDS wird von der 
SPD -Fraktion abgelehnt, weil er für diese Anstren- 
gung, den Opfern gerecht zu werden, der untaugli- 
che Versuch ist. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Volker Beck, Bündnis 90/Die Grünen. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine Damen und Herren! Der Bundestag beschließt 
heute mit Unterstützung aller Fraktionen die Strei- 
chung der Kriegsopferrenten für Kriegsverbrecher. 

Dies ist ein großer moralischer und politischer Erfolg 
und Fortschritt. Noch 1995 hatten alle Parteien die 
Meinung vertreten, es gehe nicht. Jahrelanges Boh- 
ren der Grünen hat bei der Diskussion um Kriegsop- 
ferrenten für Kriegsverbrecher ein Einlenken von Re- 
gierung und Koalition und diese Woche auch von der 
SPD bewirkt. Damit sind wir sehr zufrieden. 

Diese Frage berührt das düsterste Kapitel unserer 
Geschichte. Es bedurfte zwar 50 Jahre und der öf- 
fentlichen Skandalisierung der Praxis bei den Versor- 
gungsrenten. Aber schließlich hat der Bundestag die 
Kraft gefunden, falsche Bewertungen des Gesetzge- pj 
bers zu korrigieren. Er hat damit auch einen wichti- 
gen Schritt für die Geschichtsaufarbeitung geleistet. 

Wir kommen damit Forderungen vieler Verbände aus 
der jüdischen Welt, der Initiative „Gegen das Verges- 
sen“ und des Bundesrates nach. 

Es ist uns gelungen, in den Verhandlungen zwei 
Verbesserungen des Gesetzentwurfes durchzuset- 
zen: Erstens. Bei freiwilliger Mitgliedschaft in der SS 
oder Waffen-SS wird künftig besonders intensiv ge- 
prüft, ob der Ausschlußtatbestand gegeben ist. Zwei- 
tens. Aus der dehnbaren Soll- Bestimmung beim Lei- 
stungsentzug ist eine verbindliche Muß-Bestimmung 
unter Wahrung des Vertrauensschutzes geworden. 

Wir wollten bei Mitgliedschaft in der SS grund- 
sätzlich einen Leistungsausschluß vorsehen. Vor dem 
Hintergrund der Regelungen des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes, das übrigens als soziales Leistungs- 
gesetz bezüglich eines anderen Unrechtstatbestan- 
des, eines besonderen Schicksals, durchaus ver- 
gleichbar ist - schon die bloße Mitgliedschaft in der 
NSDAP führt zum Leistungsausschluß -, ist dies 
durchaus vertretbar. Diese Forderung war allerdings 
nicht durchsetzbar. Ich meine, wir müssen hier 
durchaus bewerten, ob eine besondere Solidarlei- 
stung der Gemeinschaft der Steuerzahler für Kriegs- 
verbrecher, die eine Kriegsverletzung erlitten haben, 
angemessen ist. Wir haben diese Frage in der Ver- 
gangenheit immer verneint. 

Frau Mäscher, ich habe nicht verstanden, daß die 
SPD vor dem Hintergrund ihrer antifaschistischen 
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Volker Beck (Köln) 

(A) Tradition bei dieser Frage so große Schwierigkeiten 
gehabt hat, 

(Dr. Comelie Sonntag-Wolgast [SPD]: 

Haben Sie es jetzt noch nicht begriffen?) 

insbesondere vor dem Hintergrund der Tatsache, daß 
wir in dieser Wahlperiode ähnliche Gesetzesvorha- 
ben mit den Stimmen der SPD verabschiedet haben. 

(Dr. Comelie Sonntag- Wolgast [SPD]: Sind 
Sie nicht fähig, Argumente anzunehmen?) 

Ich wollte aber mit diesen Aussagen und dem Aus- 
druck meines Unverständnisses niemand persönlich 
beleidigen. Ich respektiere Ihre Beweggründe, ob- 
wohl ich sie inhaltlich weder zu teilen noch nachzu- 
vollziehen vermag. 

Wir werden in einem Jahr zu prüfen haben, wie die 
Praxis mit diesem Gesetzentwurf gelaufen ist. Vor 
diesem Hintergrund werden wir auch prüfen, ob man 
Nachbessemngen vornehmen muß. 

Gerade die besondere Großzügigkeit des Gesetz- 
gebers gegenüber den Tätern, den Kriegsverbre- 
chern unter den Kriegsopfern, hat NS-Opfer- Ver- 
bände und jüdische Organisationen in der Vergan- 
genheit immer wieder empört. Sie klagen aber auch 
über immer noch offene Fragen bei der Entschädi- 
gung der Opfer des Nationalsozialismus. Seit Grüne 
diesem Hause angehören, haben wir sie dabei aktiv 
unterstützt. 

Meine Damen und Herren, für die Entschädigung 
der Zwangsarbeiter, die Entschädigungsrenten für 
B schwerstverfolgte Juden aus Osteuropa und die ver- 
gessenen NS-Opfer in Deutschland liegen unsere 
Vorschläge auf dem Tisch des Hauses. Die Zeit ist 
knapp. Ich appelliere an Sie alle, diese Problematik 
zu erwägen. Die heutige Entscheidung macht die Lö- 
sung dieser Fragen nicht weniger dringlich. Ich 
wünschte mir auch bei der Entschädigung der NS- 
Opfer eine ähnlich breite Mehrheit hier im Hause 
wie bei dieser heutigen Reform. 

(Beifaü beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Koüegin Dr. Babel, F.D.P 

Dr. Gisela Babel (F.D.P): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir beraten heute in zweiter 
und dritter Lesung eine Änderung des Bundesversor- 
gungsgesetzes, das weit in die Vergangenheit 
Deutschlands zurückreicht. Ich begrüße es sehr, daß 
es gelungen ist, diese Änderung der einschlägigen 
Vorschriften auf einen so breiten, parteiübergreif en- 
den parlamentarischen Konsens zu gründen. 

Das Bundesversorgungsgesetz regelte die Ansprü- 
che von Kriegsopfern gegenüber dem Staat. Nun hat 
es aber auch Kriegsopfer gegeben, die während des 
Krieges schwere Schuld auf sich geladen haben. Es 
gibt Kriegsopfer, die sich Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Rechtsstaatlichkeit haben zu- 
schulden kommen lassen. Bereits bei der Verabschie- 
dung des Bundesversorgungsgesetzes in den 50er 


Jahren hat eine ausgedehnte parlamentarische De- (C) 
batte über die Frage stattgefunden, ob man auch 
denjenigen eine solche Opferrente gewähren sollte, 
die Kriegsverbrechen begangen haben. 

Damals hat man eine seltsame Lösung gefunden. 

Man hat das nämlich für das Inland anders als für das 
Ausland geregelt. Für im Inland lebende Opfer hat 
man gesagt: Solche Versorgungsansprüche gewährt 
man unabhängig von der Frage, ob Verbrechen vor- 
hegen, während man die Strafverfolgung für diese 
Verbrechen ausschließlich den Strafgerichten über- 
lassen wollte. Für im Ausland lebende Opfer hinge- 
gen hat man gesagt: Hier ist es, gerade weil das in 
den Ostländem nicht ganz überschaubar war, nicht 
sicher ob es eine Strafverfolgung geben würde. Des- 
halb hat man die Opferrente hier unter die Bedin- 
gung gestellt, daß keine Verbrechen begangen wor- 
den sind. 

Über die damals gefundene Lösung wollen wir 
heute nicht schulmeisterlich rechten. Ohne konkre- 
ten Anlaß hätten wir die Vorschriften nach so langer 
Zeit der Rechtspraxis vielleicht auch nicht geändert. 
Aber diesen konkreten Anlaß gab es - Herr Beck, 
entschuldigen Sie, daß ich da nicht ganz Ihrer Wer- 
tung folge, daß das nur die Initiative der Grünen war -: 
Nach Wegfall des Eisernen Vorhangs galt es nämlich 
zu entscheiden und neu zu bewerten, ob nun auch 
ehemalige Wehrmachtsangehörige in den baltischen 
Staaten Versorgungsansprüche geltend machen 
könnten und ob es hier nun wiederum eine Versa- 
gung wegen Menschenrechtsverletzung geben 
sollte. 

Wir waren also erneut in die Entscheidung gerufen 
worden. Es ist einleuchtend, daß in diesem Zusam- 
menhang die Diskussion neu aufbrach, ob die dama- 
lige Entscheidung, den im Inland lebenden Kriegs- 
verbrechern eine Kriegsopferrente zu gewähren, 
richtig ist oder ob sie verändert werden muß. 

Nach eingehender Beratung und Anhörung kommt 
es jetzt zu der Korrektur, die ich seitens der F.D.P. 
sehr begrüße. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Danach wird es künftig möglich sein, Kriegsverbre- 
chern im Inland wie im Ausland eine Leistung zu ver- 
sagen. 

Die Diskussion hat sich lange an der Frage entzün- 
det - Frau Mäscher hat das hier noch einmal deutlich 
ausgeführt -, ob mit dieser Neuausrichtung des Bun- 
desversorgungsgesetzes strafrechtliche Elemente in 
ein Sozialrecht hineingetragen werden. Ich bin der 
Meinung, daß das nicht der Fall ist. Sozialrecht darf 
nicht zu strafrechtlichen Zwecken genutzt werden. 
Aber hier sind es Sozialleistungen, die nicht auf den 
eigenen Beiträgen der Betroffenen beruhen. Insofern 
ist das eine andere Bewertung als bei der Rente. Bei 
den Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
hat der Staat ein breiteres Ermessen - das zeigt sich 
auch an der differenzierten Lösung, die damals ge- 
funden worden ist -, ob und unter welchen Voraus- 
setzungen diese Leistungen gewährt werden. Daß 
Verbrechen gegen Menschlichkeit oder Rechtsstaat- 
lichkeit einen Versagensgrund nach dem Bunde sver- 
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Dr. Gisela Babel 

(A) sorgungsgesetz darstellen können, gilt jetzt in glei- 
cher Weise für Inland und Ausland. 

Im Einvernehmen mit den Verfassungsressorts, 
dem Bundesjustiz- und -Innenministerium, haben 
wir nach meiner Überzeugung eine gute Lösung ge- 
funden. Ich begrüße es ausdrücklich, daß sich 
Bündnis 90/Die Grünen dieser Lösung jetzt ange- 
schlossen haben und daß sie die bloße Mitgliedschaft 
in der SS noch nicht als einen Versagungsgrund, 
sondern nur als ein Indiz für die genauere Überprü- 
fung, ob Kriegsverbrechen vorliegen, anerkannt ha- 
ben. Nach meiner Auffassung ist es auch ein Gebot 
des Rechtsstaates, daß vor der Versagung einer sozia- 
len Leistung individuell die Schuld nachgewiesen 
werden muß. Die freiwillige Mitgliedschaft soll nach 
Wülen des Gesetzgebers nur dieses Indiz sein. Ich 
glaube, daß das ein Weg ist, der für alle gangbar ist. 

Insgesamt haben wir bei diesem sehr sensiblen 
und schwierigen Thema jetzt ein Ergebnis gefunden, 
das verfassungsrechtlich korrekt, vor allem aber ge- 
recht ist. Die F.D.P.- Fraktion stimmt dem Gesetzent- 
wurf zu, 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Dr. Knake- Werner, PDS. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch die PDS be- 
grüßt, daß heute vom Bundestag ein einmütiges Si- 
^ gnal für einen anderen Umgang mit Verbrechern des 
Naziregimes ausgeht; endlich, 50 Jahre danach. Wir 
haben uns mit dem vorliegenden Gesetzentwurf den- 
noch relativ schwergetan. Denn gerade bei uns be- 
steht die Sorge, daß damit erneut eine unheilige Ver- 
mischung von Sozialrecht und Strafrecht entsteht - 
eine nicht ganz unbegründete Sorge, wie Sie alle 
wissen. 

Ich denke allerdings, das Problem liegt hier tat- 
sächlich anders. Das Bundesversorgungsgesetz 
kennt schon jetzt Ausschlußregelungen. Frau Babel 
hat darauf hingewiesen. Wir halten es für mehr als 
berechtigt, daß jene ihre Ansprüche auf Entschädi- 
gung verwirken, die zum Zeitpunkt der Schädigung 
selbst an Verbrechen gegen die Menschlichkeit be- 
teiligt waren. Dieser Grundsatz - im Zivilrecht gang 
und gäbe - muß auch im Bundesversorgungsgesetz 
greifen und damit endlich für Kriegsverbrecher und 
andere Verbrechen der NS-Herrschaft gelten. 

Wir sind darüber hinaus der Auffassung, daß mit 
dem Bundesversorgungsgesetz 1950 ein Sozialrecht 
geschaffen wurde, dem auch höchst politische Mo- 
tive zugrunde lagen. Man kann wohl davon aus ge- 
hen, daß dieses Gesetz insbesondere durch die Rege- 
lung, neben den notwendigen medizinischen auch 
den beruflichen Nachteilsausgleich zu schaffen, auch 
für die privilegierte Versorgung von Tätern des NS- 
Regimes funktionierte. Dies, denke ich, muß endlich 
korrigiert werden. Deshalb werden ich und die mei- 
sten anderen Abgeordneten der PDS dem Gesetzent- 
wurf, der hier vorliegt, zustimmen. 


Unabhängig von unserem Ab Stimmung s verhalten (C) 
sind wir mit dem vorgelegten Gesetzentwurf nicht 
zufrieden. Ich finde, er bleibt in einzelnen Punkten 
doch recht schwammig und läßt offen, wie und gegen 
wen das Aberkennungsverfahren laufen soll. Wie 
weisen wir individuelle Schuld nach? Müssen Verur- 
teilungen vorhegen, oder welche anderen Prüfkrite- 
rien soll es geben? Es bleibt ein wirklich schwieriges 
Feld. 

Die Entscheidung heute ist trotzdem ein wichtiges 
Signal für die Öffentlichkeit. Deshalb wollen wir Sie 
auch mittragen. Aber, das gesamte Regelwerk des 
Versorgungs-, Fürsorge- und Entschädigungsrechts 
für die NS-Herrschaft gehört überprüft und politisch 
verantwortlich und sozial gerecht ausgestaltet. 

Dies, Frau Schnieber-Jastram, ist auch das Anhe- 
gen unseres Entschheßungsantrages. Es geht uns 
nicht darum, den Gesetzentwurf aufzuhalten, son- 
dern einen weitergehenden Auftrag zu formulieren. 

Wir wissen ahe, daß es in dieser Beziehung noch viel 
zu tun gibt. Von den Kolleginnen und Kollegen ist 
das hier genannt worden. 

Wir müssen also nicht nur dafür sorgen, daß Opfer- 
renten für Kriegsverbrecher beseitigt werden, son- 
dern wir müssen vor ahen Dingen auch dafür sorgen, 
daß endhch die Opfer des NS-Regimes angemessen 
entschädigt werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schheße die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesversor- 
gungsgesetzes. Das sind die Drucksachen 13/8705 
und 13/8980 Nr. 1. Ich bitte diejenigen, die dem Ge- 
setzentwurf in der Ausschußfassung zustimmen wol- 
len, um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - 
Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zwei- 
ter Beratung gegen drei Stimmen aus der SPD-Frak- 
tion mit den Stimmen des Hauses im übrigen ange- 
nommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wohen, sich zu erhe- 
ben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Gesetz- 
entwurf ist damit angenommen; Abstimmungsver- 
hältnis wie zuvor. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung emp- 
fiehlt unter Nr. 2 seiner Beschlußempfehlung auf 
Drucksache 13/8980 die Annahme einer Entschlie- 
ßung. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp- 
fehlung ist, soweit ich gesehen habe, einstimmig an- 
genommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie- 
ßungsantrag der Gruppe der PDS auf Drucksache 13/ 
8995. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Entschließungs- 
antrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose 

(A) und der SPD gegen die Stimmen der Gruppe der I - Also keine sofortige Abstimmung. (C) 


PDS bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die Grü- 
nen abgelehnt. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung zu dem vom Bundesrat einge- 
brachten Entwurf zur Änderung des Bundesversor- 
gungsgesetzes. Das ist die Drucksache 13/8980 Nr. 3. 
Der Ausschuß empfiehlt, den Gesetzentwurf auf 
Drucksache 13/8246 für erledigt zu erklären. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen- 
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist einstimmig angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung zu dem Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. zu einem Leistungsaus- 
schluß bei Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit 
und Menschlichkeit, Drucksache 13/8980 Nr. 4. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/ 
7061 für erledigt zu erklären. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltun- 
gen? - Die Beschlußempfehlung ist einstimmig ange- 
nommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung zu dem Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen „Keine Versorgungsrenten 
für Kriegsverbrecher und Angehörige der Waffen- 
SS", Drucksache 13/8980 Nr. 5. Der Ausschuß emp- 
fiehlt, auch diesen Antrag für erledigt zu erklären. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen- 
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleich- 
gewichts 

-Drucksache 13/8725- 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung war für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Ich 
höre aber eben, daß die Redner ihre Beiträge zur De- 
batte zu Protokoll geben. Es handelt sich um die 
Kollegen Karl Diller, Gunnar Uldall, die Kollegin 
Magareta Wolf, den Kollegen Paul K. Friedhoff, die 
Kollegin Dr. Christa Luft und den Kollegen 
Dr. Heinrich L. Kolb/) Ich gehe davon aus, daß das 
Haus mit dieser Verfahrensweise einverstanden ist. - 
Ich höre keinen Widerspruch. 

Dann schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zum Antrag der Fraktion der SPD 
„Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge- 
wichts", Drucksache 13/8725. Die Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. haben beantragt, die Vorlage 
zur federführenden Beratung an den Ausschuß für 
Wirtschaft und zur Mitberatung an den Haushalts- 
ausschuß zu überweisen. Die Fraktion der SPD ver- 
langt dagegen sofortige Abstimmung. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Das hat sich 
geändert! - Wilhelm Schmidt [Salzgitter] 
[SPD]: Ist erledigt! Ziehen wir zurück!) 

* ) Anlage 4 


Dann frage ich, ob die Überweisungen wie vorge- 
schlagen vorgenommen werden sollen? - Ich höre 
keinen Widerspruch. Dann wird so verfahren. 

Ich höre, daß es wegen der Verfahrensweise hin- 
sichtlich des nächsten Tagesordnungspunktes ein 
kleines zeitliches Problem gibt. Deshalb unterbreche 
ich die Sitzung für etwa fünf Minuten. 

(Unterbrechung von 19.28 bis 19.35 Uhr) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die unterbro- 
chene Sitzung wird fortgesetzt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Mar- 
gareta Wolf (Frankfurt), Antje Hermenau, Kri- 
stin Heyne, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Begrenzung der Bankenmacht und Verbesse- 
rung der Unternehmenskontrolle - Voraus- 
setzung für mehr Transparenz und Innovation 

- Drucksache 13/7737 - 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Finanzausschuß 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wo- 
bei die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 10 Minuten 
erhalten soll. - Ich höre keinen Widerspruch. Dann 
ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kolle- 
gin Margareta Wolf, Bündnis 90/Die Grünen. 

Margareta Wolf (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da- 
men und Herren! Die vom Bundeskabinett in der 
letzten Woche vorgelegte Aktienrechtsnovelle ist - 
ich glaube, das ist auf der Seite der Opposition un- 
streitig - ein zahnloser Papiertiger und zur Begren- 
zung der Bankenmacht völlig ungeeignet. 

(BeifaH beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vom ursprünglichen Anspruch der Bundesregie- 
rung, den Einfluß der Banken zu beschränken und 
insbesondere ihren dauerhaften Industriebesitz zu 
begrenzen, ist praktisch nichts mehr übriggeblieben. 
Wir bedauern, daß auch die fast einjährige Bera- 
tungszeit, Herr Koüege Gres, zwischen Referenten- 
entwurf und Kabinettsbeschluß nicht dafür genutzt 
worden ist, wirksame Reformmaßnahmen zur Stär- 
kung von Innovation und Wettbewerbsfähigkeit im 
Gesetzentwurf zu verankern. 

(Hans Martin Bury [SPD]: Sie lernen es 
nicht mehr) 

- Genau. 
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Margareta Wolf (Frankfurt) 

(A) Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie ver- 
fahren nach dem Motto: Es wird viel geändert, damit 
alles bleibt, wie es ist. Spätestens seit den spektaku- 
lären Firmenpleiten von Schneider, KHD und Balsam 
- um nur einige zu nennen - wissen wir doch, wissen 
Sie auch, daß die Banken einen entscheidenden Ein- 
fluß auf die deutsche Wirtschaft nehmen, eine Kon- 
trolle von außen aber kaum möglich ist. 

Mit wechselseitigen Beteiligungen kontrollieren 
sich die vier größten Banken sowie die großen Versi- 
cherungskonzeme untereinander selbst. Mit Hilfe 
dieser Ring- und Überkreuzverflechtungen hat sich 
eine geschlossene Gesellschaft etabliert, die gegen 
Wettbewerb und demokratische Kontrolle weitge- 
hend abgeschirmt ist. Diesen wettbewerblichen 
Nachteilen wollen wir durch unseren Antrag begeg- 
nen. 


Obwohl der verehrte Herr Wirtschaftsminister die 
für das Bankensystem typische Akkumulation der 
Einflußmöglichkeiten der Banken vor noch gar nicht 
allzu langer Zeit als „wettbewerbliches Gefahren- 
potential" bezeichnet hat, tun Sie so, als gäbe es we- 
der ein Wettbewerbs- noch ein Innovationsproblem. 


(B) 


Obwohl auch Landesminister Brüderle und der 
ehemalige wirtschaftspolitische Sprecher Otto Graf 
Lambsdorff in den vergangenen Monaten vermehrt 
auf die Wettbewerbsnachteile durch Beteiligung hin- 
gewiesen haben, legen die F.D.P. -Minister im Kabi- 
nett einen Gesetzentwurf vor, der die Schwäche des 
Finanzplatzes Deutschland eher verstärken wird. - 
Soviel zur sogenannten Wirtschaftspartei, soviel zur 
Homogenität der völlig ausgelaugten F.D.P. 

(Beifaü beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD) 


Wir verfolgen mit unserem vorüegenden Antrag 
die Zielsetzung, den direkten und indirekten Beteili- 
gungsbesitz von Banken an branchenfremden Unter- 
nehmen auf 5 Prozent des Grundkapitals zu begren- 
zen. Enge Ausnahmen sollten zum Beispiel für Risi- 
kokapitalgesellschaften gelten. 

Wir wissen doch, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, daß die gesetzlich zulässige Wahrnehmung 
von mehreren Aufsichtsratsmandaten zu einer er- 
heblichen personellen Verflechtung zwischen Kredit- 
instituten und branchenfremden Unternehmen mit 
der Folge der Konzentration ökonomischer und poli- 
tischer Macht in der Hand einer relativ kleinen 
Gruppe geführt hat. 

Auch an diesen Sachverhalt trauen Sie sich nicht 
heran. Sie ziehen keine Folgerungen aus dem demo- 
kratischen Problem - ich sage explizit: dem demokra- 
tischen Problem -, das wir bei der gescheiterten 
feindlichen Übernahme im Frühjahr dieses Jahres 
bei Krupp/Thyssen erlebt haben. Warum verbieten 
Sie nicht die Wahrnehmung von Aufsichtsratsmanda- 
ten in konkurrierenden Unternehmen? Warum be- 
gegnen Sie nicht der Klage ausländischer Anleger, 
die sagen, daß der Zugang zum deutschen Kapital- 
markt sehr schwierig sei? 

Aus der Sicht meiner Fraktion sind insbesondere 
folgende Maßnahmen erforderlich, um das volkswirt- 


schaftlich schädliche Einflußpotential der Banken zu (C) 
reduzieren. 

Das ist erstens die Beschränkung des Beteiligungs- 
besitzes an branchenfremden Unternehmen auf ma- 
ximal 5 Prozent. Das sind zweitens die Abschaffung 
des weisungslosen Depotstimmrechts der Banken 
und die Begrenzung der maximalen Zahl von Auf- 
sichtsratsmandaten auf fünf. Das ist drittens das Ver- 
bot der Wahrnehmung von Aufsichtsratsmandaten in 
konkurrierenden Unternehmen sowie viertens die Si- 
cherstellung der Unabhängigkeit der Kapitalanlage - 
gesellschaften. 

Der Anteilsbesitz von Banken an Kapitalgesell- 
schaften ist Quelle verschiedener Interessenkonflikte 
- das ist inzwischen bekannt - und gilt vielfach als 
Grund dafür, daß das Investmentsparen in der Bun- 
desrepublik im internationalen Vergleich nur eine 
geringe Bedeutung hat. Darauf hat Dieter Wolf, der 
Chef des Bundeskartellamtes, auf meine Frage in der 
Anhörung hingewiesen. 

Ein empirisch zu beobachtendes Indiz für Miß- 
stände in diesem Bereich ist die Tatsache, daß Anla- 
geberater der Banken Kunden oft nachdrücklich auf 
die Investmentfonds der Tochtergesellschaften hin- 
weisen, ohne über mögliche Alternativen anderer 
Gesellschaften oder Anlageformen zu informieren. 
Außerdem ist empirisch ebenfalls belegt, daß Anla- 
geentscheidungen bankeigener Kapitalanlagegesell- 
schaften entscheidend davon abhängen, an welchen 
Emissionen die Bankmutter beteiligt ist, was als Zei- 
chen für verbotenen Insiderhandel bzw. für ineffizi- 
ente Aktienemissionen zum Nachteil der Invest- _ 
mentsparer gewertet werden kann. 

Wir orientieren uns in unserem Antrag an den 
USA. Hier gibt es die strikte Trennung von Ge- 
schäftsbanken und Investmentfonds mit der Folge, 
daß das Investmentvermögen in den USA im Jahre 
1995 pro Kopf 15758 DM betrug. In Deutschland wa- 
ren es in 1995 lediglich 3 073 DM. Ich muß mich doch 
sehr wundern, daß die Bundesregierung hier über- 
haupt keinen Handlungsbedarf sieht. Weiterhin se- 
hen wir entsprechend der internationalen Standards 
verbindliche Regelungen für Unternehmensübernah- 
men vor. Dies sind Standards, die den Kleinaktionär 
schützen und somit die Akzeptanz für Übernahmen 
fördern. 

Ich freue mich, daß wir in vielen dieser Punkte die 
Unterstützung von Persönlichkeiten wie Otto Graf 
Lambsdorff, Dieter Wolf und auch der Investment- 
bank Goldman Sachs haben. Auch zahlreiche Wis- 
senschaftler, die in diesem Sektor tätig sind, unter- 
stützen die Position der SPD und die von uns. Ich 
habe manchmal den Eindruck, daß Sie von der Koali- 
tion bei der Beratung Ihres Gesetzentwurfes völlig 
isoliert und dickhäutig nur mit der alten strukturkon- 
servativen Garde in den Banken diskutiert haben. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen endlich 
für die Zukunftsfähigkeit des Finanzplatzes Deutsch- 
land ein Aktienrecht, das den Eigentümern direkte 
Einflußmöglichkeiten gibt. Wir brauchen im Aktien- 
recht die Voraussetzung dafür, daß das Rentensystem 
eine zusätzliche Säule erhält und endlich auf Vermö- 
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(A) gensbildung und Vorsorge aufbaut. Wir brauchen 
endlich ein Wertpapier- und Börsenrecht, das das 
Vertrauen der inländischen und ausländischen Anle- 
ger in den Aktienmarkt fördert. Wir brauchen die 
Rahmenbedingungen für eine Aktienkultur in 
Deutschland, die wir bisher nicht haben. 

Gegenüber den anderen internationalen Finanz- 
plätzen krankt der Finanzplatz Frankfurt auf der Pro- 
duktseite ganz eindeutig an einer Innovationsschwä- 
che. Problematisch ist das unzureichende Produktan- 
gebot an DM-Aktien. In vergleichbaren Ländern ist 
die Börsenkapitalisierung deutlich höher. Das ist be- 
kannt. Voraussetzungen für eine Aktienkultur sind 
mehr Transparenz und Wettbewerb im Bankensek- 
tor. Voraussetzung für mehr Transparenz und Wett- 
bewerb sind die beschriebenen Rahmenbedingun- 
gen. 

Systembedingt haben deutsche Banken kein Inter- 
esse an einer starken Entwicklung des Aktienmark- 
tes. Lassen Sie mich diese These an einem Beispiel 
erklären: Ein kapitalsuchendes Unternehmen mit 
ausschüeßüchem Zugang zu deutschen Universal- 
banken hat bei Fragen zur Eigenkapitalausstattung 
in der Regel den Filialleiter seiner Hausbank als lo- 
kalen Ansprechpartner, der dort in erster Linie für 
das Kreditgeschäft verantwortlich zeichnet. Unab- 
hängig davon, ob dort die Kompetenz über die Bör- 
seneinführung vorhanden ist, hegt es doch gar nicht 
im Interesse der Bank, diese Unternehmen dem Ka- 
pitalmarkt zuzuführen, da eine Kreditbeziehung dau- 
erhafter und damit profitabler ist. Ein Zahlenver- 
gleich soll das verdeutlichen: 1996 gab es in Deutsch- 

(B) land elf Börseneinführungen; in den USA waren es 
772, in Großbritannien etwas über 300. 

Meine Damen und Herren, durch den fehlenden 
Wettbewerb der Systeme, durch die Unfähigkeit, 
Rahmenbedingungen für mehr Wettbewerb im Ban- 
kensektor zu setzen, und durch die daraus resultie- 
rende Unterversorgung deutscher Unternehmen mit 
Risikokapital wird der Strukturkonservatismus fest- 
geschrieben. Daraus wird man den Schluß ziehen 
müssen, daß das deutsche Bankensystem in der heu- 
tigen Ausprägung einer der strukturellen Nachteile 
ist, unter denen der Wirtschaftsstandort Deutschland 
mit allen Ihnen bekannten Folgen gegenwärtig lei- 
det. Diese strukturellen Nachteile haben Sie zu ver- 
antworten, wenn Sie diesen im Kabinett verabschie- 
deten Gesetzentwurf hier einbringen und beschlie- 
ßen lassen. 

Danke schön. 

(Beifah beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Koüege Joachim Gres, CDU/CSU. 

Joachim Gres (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der von dem An- 
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen angespro- 
chene Themenkreis überlappt sich teilweise mit dem 
Entwurf der Bundesregierung eines Gesetzes zur 
KontroUe und Transparenz im Unternehmensbereich, 


der vor einigen Tagen - ich sage auch: endlich - vom (C) 
Bundeskabinett verabschiedet worden ist. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ist weit- 
gehend mit dem Referentenentwurf auf Basis des Er- 
gebnisses der Koalitionsrunde identisch. Dieser Refe- 
rentenentwurf war zusammen mit dem entsprechen- 
den SPD-Gesetzentwurf schon Gegenstand einer 
ganztägigen Anhörung im Rechtsausschuß. Wir kön- 
nen daher jetzt zur abschließenden Beratung in die 
Fachausschüsse gehen, und ich hoffe, daß wir diesen 
Gesetzentwurf jetzt sehr rasch in diesem Hause ver- 
abschieden können. 

In diesen thematischen Zusammenhang gehört 
aber auch der Gesetzentwurf über Stückaktien, der 
Entwurf eines Kapitalaufnahmeerleichterungsgeset- 
zes und der Entwurf des Euro-Einführungsgesetzes. 
Zusammen mit dem Dritten Finanzmarktförderungs- 
gesetz werden wir dann Anfang kommenden Jahres 
ein ganzes Bouquet von Neuregelungen, Vereinfa- 
chungen und Verbesserungen für den Finanzstand- 
ort Deutschland haben. Dies ist eine sehr begrüßens- 
werte Entwicklung. 

Daß die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hierbei 
nicht abseits stehen will, kann ich zwar verstehen, 
und ich begrüße es, daß sie sich in der Endphase der 
Diskussion um diese wichtigen Fragen noch mit ei- 
nem Entschließungsantrag einzukünken versucht. 
Allerdings läßt der Entschüeßungsantrag von 
Bündnis 90/Die Grünen irgendeine neue oder origi- 
nelle oder praktisch umsetzbare Idee vermissen. Alle 
Vorschläge, die Sie in Ihrem Entschüeßungsantrag 
machen, sind in den letzten Monaten und Jahren hin _ 
und her gewendet worden und wurden entweder im 
Gesetzentwurf der Bundesregierung ganz oder teü- 
weise berücksichtigt oder aber sind von der überwie- 
genden Fachwelt verworfen und deshalb von den 
Koalitionsarbeitsgruppen bzw. dem Gesetzentwurf 
des BMJ auch nicht berücksichtigt worden. 

(Hans Martin Bury [SPD]: Ihr Gesetzentwurf 
wird von der Fachwelt verworfen!) 

Sollten Sie aUerdings mit Ihrem Entschüeßungsan- 
trag das Opfer von bestimmten Professoren gewor- 
den sein, die auch schon einmal der SPD hilfreich 
waren, von deren Vaterschaft die SPD heute nichts 
mehr wissen wül, so wäre das bedauerüch. Aber die 
überwiegende Fachwelt hat das, was Sie hier vorge- 
schlagen haben, weitgehend zurückgewiesen. Es ist 
deswegen ein wenig mühsam, hier zum wiederholten 
Male auf die von Ihnen heute erneut beschworene 
Macht der Banken einzugehen. 

Natürüch haben Banken auch in Deutschland 
Macht, ebenso wie Versicherungsgesellschaften, In- 
dustrieunternehmen, Gewerkschaften, Medienkon- 
zerne. Während aber SPD und Grüne gegenüber die- 
sen Unternehmen oder Institutionen mit ihren jewei- 
ügen Beteiligungen an Drittunternehmen, ihren per- 
soneUen Querverbindungen und ihren unternehme- 
rischen Zielen - man denke bei den Versicherungen 
zum Beispiel an die AHfinanzkonzepte oder bei den 
EVUs an ihr Eindringen in mittelständisch geprägte 
Märkte - einen speziellen gesetzüchen Eingriff in die 
Betätigungsmöglichkeiten dieser Unternehmen nicht 
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(A) für erforderlich halten oder nicht wagen, konzentriert 
sich die Kritik gerne auf die Banken, wobei der öf- 
fentlich-rechtliche Bankensektor trotz seiner Domi- 
nanz in bestimmten Teilen der Wirtschaft in einer 
seltsamen Art und Weise außen vor bleibt, obwohl 
doch die SPD oder die Grünen zum Beispiel in Nord- 
rhein-Westfalen oder Hessen als tragende Teile der 
dortigen Koalitionen ihren Einfluß geltend machen 
könnten, damit die Staatsbanken in diesen beiden 
Ländern all die Mißstände abstellen, die sie hier so 
lauthals beklagen. 

Aber offenbar stört es die Grünen und die SPD 
nicht, wenn die WestLB zum Beispiel 34 Prozent der 
Mauser KG, 34 Prozent der Preussag AG, 25 Prozent 
der Batteriefabrik Hoppecke, 20 Prozent von Tri- 
umph-Adler, 10 Prozent von Babcock, 10 Prozent von 
Krupp-Hoesch, 100 Prozent vom Reisebüro Thomas 
Cook, 30 Prozent von TUI, 100 Prozent der Westdeut- 
schen Spielbanken, 100 Prozent des Nordwestlotto, 
100 Prozent der Westdeutschen Lotterie, 13 Prozent 
von Kaufhof, 10 Prozent von Metro, 11 Prozent von 
VEW hält usw. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nur ei- 
nige Punkte aus dem Antrag der Grünen anspre- 
chen, die beispielhaft die Schwierigkeiten und die 
Grenzen für gesetzliche Eingriffe beleuchten, die 
ausschließlich gegen den Bankenbereich gerichtet 
sind. 

Zum einen fordern die Grünen - und auch die SPD 
- eine Begrenzung des bestehenden Beteiligungsbe- 
sitzes der privaten Banken an bankfremden Unter- 
nehmen auf 5 Prozent. Bei allem Diskussionsbedarf 
um die wirkliche oder angebliche kumulative Macht 
von Banken - der Deutsche Juristentag hat dazu in 
eindrücklich er Weise Stellung bezogen - ist ein der- 
artiger Zwangseingriff in Eigentumspositionen von 
juristischen Personen ein Problem, das im Hinblick 
auf Art. 14 Grundgesetz nicht ganz einfach zu lösen 
ist. Die Grünen wissen das und haben das in ihrem 
Entschließungsantrag selber angesprochen. 

Möglicherweise wäre dieses verfassungsrechtliche 
Problem leichter zu lösen, wenn es eine steuerliche 
Flankierung für die bei den Banken zwangsweise 
entstehenden hohen Gewinne bei Veräußerungen 
von Beteiligungen gefunden würde. Auch dieses Pro- 
blem haben die Grünen in der Begründung ihres An- 
trages angesprochen. Allerdings bitte ich Sie, doch 
einen Moment darüber nachzudenken, ob es ord- 
nungspolitisch und verfassungsrechtlich sinnvoll und 
zulässig wäre, Banken bei der Auflösung stiller Re- 
serven steuerlich zu privilegieren, anderen Unter- 
nehmen oder mittelständischen Konzernen aber, die 
ebenfalls Beteiligungen halten und diese veräußern 
wollen, die steuerliche Privilegierung zu versagen. 

Hätten die Grünen und die SPD daran mitgewirkt, 
die von uns geplante große Steuerreform zu verwirk- 
lichen, hätten sie dieses Problem auf Grund der ho- 
hen Besteuerung von zwangsweise herbeigeführten 
Veräußerungsgewinnen drastisch entschärft. Auch 
das wissen Sie. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Aber 
doch nicht so eine Steuerreform!) 


Aus Angst vor der eigenen Courage fordern die (C) 
Grünen in ihrem Entschließungsantrag darüber hin- 
aus auch Ausnahmen von der geforderten Begren- 
zung des Beteiligungsbesitzes der Banken, nämlich 
dann, wenn es um Sanierung von Unternehmen 
geht, um Existenzgründungen oder um Beteiligun- 
gen an Risikokapitalgesellschaften. 

Welche Bank wird sich zum Beispiel an sanie- 
rungsbedürftigen Unternehmen beteiligen, wenn die 
Bank und der Markt wissen, daß sich die Bank nach 
kurzer Zeit wieder von diesen Beteiligungen trennen 
muß, also zu einem Zeitpunkt, an dem diese Sanie- 
rung dank der finanziellen Hilfe der Bank geglückt 
ist und das neugegründete Unternehmen über die 
schwierige Startphase hinaus ist? Derartige Beteili- 
gungen stehen preislich natürlich immer unter er- 
heblichem Abgabedruck. Philanthropen sind Banken 
nun einmal nicht. Sie werden es auch per Entschlie- 
ßungsantrag der Grünen nicht werden. Die Folge 
also wäre, daß Banken sich zukünftig nicht mehr an 
Sanierungen in dem bisherigen Maß beteiligten. 

Dies wollen wir, die Koalition, im Interesse des Er- 
halts von Arbeitsplätzen nicht. 

Schließlich verweisen die Grünen in ihrem Antrag 
bei der Frage des Beteiligungsbesitzes der Banken 
auch auf die europarechtliche Problematik und hof- 
fen auf eine europarechtliche Harmonisierung. Es 
ist unter Fachleuten mittlerweile vorherrschende 
Meinung, daß ausländischen Banken, insbesondere 
Banken mit Sitz in der EU, der Erwerb von Beteili- 
gungen an inländischen bankfremden Unternehmen 
mittels deutscher Gesetze nicht untersagt werden 
kann. Also würde das Gesetz, das Sie anregen, nach (D) 
Ihren Vorstellungen nur dazu führen, daß an die 
Stelle von deutschen Banken ausländische Banken 
oder in- und ausländische Versicherungsuntemeh- 
men in die freigemachten Positionen bei deutschen 
Unternehmen rücken würden. Eine solche Konse- 
quenz kann doch niemand hier in diesem Hause 
ernsthaft wollen, zumal eine Europarechtsharmoni- 
sierung im Sinne der Grünen nicht zu erwarten steht. 

Meine Damen und Herren, auch zu dem Thema 
Depotstimmrecht ist den Grünen mit ihrem Ent- 
schließungsantrag wirklich nichts Originelles einge- 
fallen, insbesondere weil irgendein Vorschlag dafür 
fehlt, wie das Vakuum ausgefüllt werden soll, wenn 
die weisungsfreien Depotstimmrechtsvollmachten 
für Banken ersatzlos wegfallen und sich die Aktio- 
näre im Rahmen ihrer rationalen Apathie weiterhin 
so verhalten wie bisher, nämlich sehr selten bzw. so 
gut wie nie Einzelvollmachten zu allen Einzeltages- 
ordnungspunkten einer Hauptversammlung erteilen. 

Die Behauptung der Grünen, das Absinken der 
Hauptversammlungspräsenzen auf 15 Prozent sei 
ungefährlich, demokratisch oder ganz normal, ist 
nicht nur abenteuerlich, sondern gefährlich. Das Bei- 
spiel der VW AG zeigt im Gegenteil, daß dort wegen 
des gesetzlichen Verbotes von weisungslosen Depot- 
stimmrechten der Banken die Hauptversammlungs- 
präsenzen mittlerweile derart gering sind, daß das 
Land Niedersachsen mit seinem Anteil von 20 Prozent 
am Aktienkapital der VW AG regelmäßig die Haupt- 
versammlungsmehrheit und oft genug sogar die sat- 



18376 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 203. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1997 


Joachim Gres 

(A) zungsändernde Hauptversammlungsmehrheit hat, so 
daß der VW-Konzem vor einigen Wochen von dem 
zuständigen Oberlandesgericht dazu verurteilt wor- 
den ist, einen Abhängigkeitsbericht zu erstellen, weil 
der VW-Konzem vom Land Niedersachsen faktisch 
abhängig ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Gres, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Graf Lambsdorff? 

Joachim Gres (CDU/CSU): Ja, gerne. 

Dr. Otto Graf Lambsdorff (F.D.P.); Herr Kollege 
Gres, darf ich Sie angesichts Ihrer mich völlig über- 
zeugenden Kritik am VW-Gesetz und den besonde- 
ren Bestimmungen dort fragen, warum denn Ihre 
Landtagsfraktion in Niedersachsen so ernsthaft dar- 
auf bestanden hat, diesen Teil aus dem KonTraGe- 
setz herauszuwerfen, und wamm die Bundesregie- 
rung dem dann gefolgt ist? 

Joachim Gres (CDU/CSU): Graf Lambsdorff, ich 
kann nur vermuten, daß sich die Landtagsfraktion 
über das, was ich hier gerade ausgeführt habe, nicht 
vollständig im klaren war. Vielleicht sollten wir mit 
ihnen noch einmal ein Gespräch führen. 

(Heiterkeit bei der SPD - Dr. Otto Graf 
Lambsdorff [F.D.P]: Da könnten Sie noch 
einmal nachhelfen!) 

(B) 

- Ich will es gerne tun. 

Meine Damen und Herren, man muß eines wissen 

- das sollten sich auch die Grünen durch einfaches 
Rechnen selber zur Erfahrung machen Bei einer 
nur löprozentigen Hauptversammlungspräsenz ge- 
nügen für eine Mehrheit auf der Hauptversammlung 
7,5 Prozent des Aktienkapitals des Unternehmens. 
Für eine satzungsändemde Dreiviertelmehrheit ge- 
nügen 11,25 Prozent des Aktienkapitals. 

Praktisch gewendet heißt das, daß zum Beispiel bei 
der Deutschen Babcock AG, die zu 10 Prozent im Be- 
sitz der WestLB und zu 90 Prozent im Streubesitz ist, 
die WestLB mit ihrem 10 prozen tigen Aktienpaket 
bei einer nur 15prozentigen Hauptversammlungs- 
präsenz nicht nur die Mehrheit, sondern sogar knapp 
die satzungsändemde Mehrheit hätte. Das gleiche 
gilt für Firmen wie Schering AG, das gleiche gilt für 
Unternehmen wie Mannesmann. Ich will es hier 
nicht weiter ausführen. 

Daß dies alles nicht richtig und sinnvoll sein kann 
und daß wir - auch nicht indirekt - den Weg für soge- 
nannte „corporate raiders" eröffnen sollten, die mit 
einer geringen Beteiligung an einem Unternehmen 
die Mehrheit in der Hauptversammlung an sich rei- 
ßen können, sollte hier eigentlich wegen der damit 
verbundenen Auswirkungen unstreitig sein. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Achten Sie bitte 
auf die Zeit, Herr Kollege. 


Joachim Gres (CDU/CSU): Meine Damen und (C) 
Herren, ich komme zum Schluß. Ich glaube, daß das 
Konzept, das die Koalitionsfraktionen vorlegen, in 
sich ausgewogen ist, daß es Vorschläge enthält, die 
weit über die Scheuklappenbetrachtungsweise der 
Grünen, die sich nur auf die Bankenmacht fokussie- 
ren, hinausgeht. Ich glaube, daß wir gut beraten 
sind, die Diskussion, die die Grünen heute führen 
wollen, in die breite Diskussion zur Reform des Akti- 
enrechtes einmünden zu lassen. 

Diese Diskussion sollte in der Sache geführt wer- 
den, Schaufensteranträge der Grünen gegen die 
Banken helfen uns dabei nicht weiter. 

Vielen Dank. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Koüege Professor Dr. Pick, SPD. 

Dr. Eckhart Pick (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Herr Gres, ich erinnere mich, daß 
die Grünen mit ihrem Antrag immerhin ein halbes 
Jahr früher zu Stuhle gekommen sind als die Bundes- 
regierung. Das Ganze ist ja noch nicht einmal einge- 
bracht. Sie sind also in guter Gesellschaft, wenn Sie 
das meinen. 

(Joachim Gres [CDU/CSU]: Doch, doch! Die 
Drucksache hegt vor!) 

- Die Bundesrats drucksache? Ja, die habe ich gese- 
hen. 

(D) 

Meine Damen und Herren, der Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen liefert erneut Anlaß, sich des 
Themas „Macht der Banken" anzunehmen. Es wird 
von niemandem - abgesehen von den Banken selbst 

- bestritten, daß es an vielem fehlt. 

Es mangelt an Transparenz hinsichtlich ihrer Betei- 
ligungen am Grundkapital von Aktiengesellschaften. 

Es herrscht Dunkel im Hinblick auf die Lenkung und 
Gestaltung geschäftlicher Aktivitäten der von ihnen 
beeinflußten Gesellschaften. Es herrscht schließlich 
Mißtrauen, ob die Ausübung von Stimmrechten, die 
ihnen von Aktionären zur Verwaltung übertragen 
sind, wirklich in deren Interesse geschieht. 

Es geht also nicht nur um die Verbesserung der 
Untemehmenskontrolle, wie der Antrag sagt. Viel- 
mehr geht es einerseits darum, Licht in die vielfälti- 
gen, verzweigten und wechselseitigen Verknüpfun- 
gen zwischen Banken und anderen Unternehmen zu 
bringen, also Transparenz zu schaffen, und anderer- 
seits darum, den Aufsichtsrat zu einem echten Kon- 
trollorgan zu machen. 

Der Entwurf der SPD eines Transparenz- und Wett- 
bewerbsgesetzes vom Januar 1995 hat viele der im 
Antrag von Bündnis 90/Die Grünen vorgesehenen 
Maßnahmen bereits formuliert. Dieser Gesetzentwurf 
wurde kürzlich durch ein Gesetz zur Regelung von 
Untemehmensübernahmen ergänzt. Damit, denke 
ich, hat die SPD ein komplettes Regelwerk entwic- 
kelt, um den von dieser weltweit einmaligen Gemen- 
gelage ausgehenden Fehlentwicklungen zu Lasten 
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(A) des Finanz-, Wirtschafts- und Börsenstandortes 
Deutschland zu begegnen. 

Die Anhörung des Rechtsausschusses am 29. Ja- 
nuar 1997 hat in vielen Punkten Reformbedarf erken- 
nen lassen. Nicht das Ob war umstritten, sondern das 
Wie. Also wurde nur die Frage nach dem Weg zu 
mehr Transparenz und Kontrolle des Geschäftsge- 
bahrens auf der Seite der Banken unterschiedlich be- 
antwortet. 

Ich habe heute einen Artikel in der „Süddeutschen 
Zeitung" gelesen, in dem ausgerechnet - darin liegt 
vielleicht Ironie - die Deutsche Gesellschaft für Wert- 
papiersparen ausgeführt hat, daß alles zu bekritteln 
sei, was im Moment auf diesem Gebiet geschehe. 
Nur, das Depotstimmrecht dürfe nicht abgeschafft 
werden. Wenn man weiß, daß diese Gesellschaft zum 
Interessenbereich der Deutschen Bank gehört, wun- 
dert das einen auch nicht. 

Die Punkte im Antrag der Grünen, „Beteiligungs- 
besitz", „Stimmrechte", „Untemehmenskontrolle" 
sowie „Kreditvergabe und Kapitalmarkt", sind mit 
Ausschluß des zuletzt genannten Beispiele für ein 
dringendes Regelungsbedürfnis. 

Die Kreditvergabe und die damit angesprochene 
besondere Förderung des Mittelstandes stellt leider 
nicht nur ein Defizit im Kreditgeschäft der Geschäfts- 
banken, sondern auch anderer öffentlicher Kreditin- 
stitute wie Sparkassen und Volksbanken dar. Die in 
dem Antrag enthaltenen Vorstellungen zum Aufbau 
eines funktionsfähigen privaten Risikokapitalmark- 
tes sind bedenkenswert. Allerdings sollte man bei 

(B) der Finanzierung von Start-ups junger Unternehmen 
im Wege der Bereitstellung entsprechenden Kapitals 
endlich das Wort „Risiko" durch das Wort „Wagnis" 
ersetzen. Das Lieblingswort der Deutschen, nämlich 
„Risiko", sollte eher im Sinne von Chancen verstan- 
den werden. Aber wahrscheinlich ist es inzwischen 
im Kreditbereich so verinnerlicht, daß es die Mentali- 
tätslage vieler Vorstände zutreffend beschreibt. Das 
englische Wort „venture Capital" spricht dagegen 
Bände, was Zuversicht und Optimismus betrifft. 

Wir stimmen darin überein, daß Beteiligungen von 
Banken an branchenfremden Unternehmen auf je- 
weils 5 Prozent beschränkt sein sollen. Wir stimmen 
mit Ihnen darin überein, daß wechselseitige Beteili- 
gungen zum Ausschluß bzw. zum Ruhen des jeweili- 
gen Stimmrechts führen sollen. 

Beim Depotstimmrecht gehen wir über Ihre Vor- 
schläge insofern hinaus, als wir das Depotstimmrecht 
jetziger Prägung abschaffen und durch unabhängige 
Aktionärsvertreter ersetzen wollen. 

Hinsichtlich der Zahl der Aufsichtsratsmandate 
gehen wir wie im Antrag von einer Höchstzahl von 
fünf pro Person aus; in unserem Vorschlag zählt aller- 
dings der Aufsichtsratsvorsitz doppelt. Mit Ihnen 
sind wir der Meinung, daß Aufsichtsratsmandate 
nicht gleichzeitig in konkurrierenden Unternehmen 
ausgeübt werden dürfen. 

Alles in allem stellen wir fest, daß hier überlegens- 
werte Ansätze zu mehr Transparenz und Wettbewerb 
auf diesem Sektor entwickelt worden sind. Ich bin 


gleichzeitig skeptisch in bezug auf den Regie- (C) 
rungsentwurf, der in der Presseerklärung des Ju- 
stizministeriums sinnvollerweise als „KonTraG" und 
„StückAG" vorgestellt worden ist - was wohl nichts 
anderes als „kontraproduktiv" und „Stückwerk" hei- 
ßen soll. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Graf Lambsdorff, F.D.P. 


Dr. Otto Graf Lambsdorff (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Frau 
Wolf, Sie können allein daraus, daß ich hier stehe, er- 
sehen, wie wenig ausgelaugt und wie quicklebendig 
wir sind. Ich sitze friedlich beim Abendbrot - ich war 
überhaupt nicht für diese Debatte vorgesehen - und 
höre, daß der Kollege Funke im Vermittlungsaus- 
schuß festgehalten wird. Schon werde ich gebeten, 
hierherzukommen, obwohl man weiß, daß ich in ei- 
ner entscheidenden Position eine andere Meinung 
vertrete als der Kollege Funke. Bei uns geht es liberal 
und lebendig zu; von ausgelaugt kann gar keine 
Rede sein. 


(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 


Ich möchte ganz kurz etwas zu dem Entwurf des 
KonTraG und zu dem, was wir hier gehört haben, sa- 
gen. Wir sind ja in sehr vielen Punkten in der Ziel- 
richtung einig, zum Beispiel, was die Hauptver- 
sammlung, die Aufsichtsräte, die Mehrfachstimm- 
rechte, die Höchststimmrechte und die Transparenz 
anlangt. Ich finde, daß im Regierungsentwurf, den 
wir demnächst hier behandeln werden - heute ist er 
ja noch gar nicht an der Reihe -, durchaus vernünf- 
tige und sinnvolle Sachen stehen. Wir stimmen mit 
Ihnen vermutlich nicht in bezug auf das Depotstimm- 
recht überein. Ich glaube, man könnte einige Vor- 
kehrungen treffen, mit denen man auch da für mehr 
Transparenz sorgen kann. Man sollte es aber nicht 
abschaffen, es sei denn, man wül die Präsenz auf den 
Hauptversammlungen ruinieren. 


(D) 


Daß das Bankensystem - das System, Frau Wolf - 
ein struktureller Nachteil der deutschen Volkswirt- 
schaft sei, das müssen Sie näher erläutern. Wenn 
man sich dem System zuwendet, geht es sofort um 
die Frage: „Universalbanken oder Trennbanken?" 
Ich glaube, daß die Universalbank weiterhin das 
richtige System ist. Es gibt einige Schwachpunkte, 
die geklärt werden sollten, etwa die Haftungsfragen, 
etwa die Wirtschaftsprüferfragen, etwa die Zusam- 
menarbeit zwischen Aufsichtsrat und Hauptver- 
sammlung und die Berichterstattung. Dafür sind, 
glaube ich, ganz vernünftige Regelungen vorgese- 
hen. 


Nun zu dem Punkt, in dem wir unterschiedüche 
Meinungen vertreten, wobei, wie Sie wissen, meine 
Meinung auch nicht von dem KonTraG -Entwurf ge- 
tragen und gedeckt wird. Ich nenne das Stichwort - 
bitte in Anführungsstrichen, ich sage das für die Ste- 
nographen, Herr Conradi hat das vorhin so schön 
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Dr. Otto Graf Lambsdorff 

vorgemacht und den Hinweis gegeben, ich will das I Allein die Barreserve der Deutschen Bank beträgt 


gleich auf greifen - „Macht der Banken“. 

Herr Gres, wir haben darüber in der Arbeitsgruppe 
der Koalition diskutiert. Wir sind verschiedener Mei- 
nung. Ich teile Ihre Auffassung, wir können nicht ge- 
gen Art. 14 des Grundgesetzes losmarschieren. Wir 
können vom Finanzminister keine großen steuerli- 
chen Entlastungen erwarten. Das ist ihm nicht zu- 
mutbar. Aber für die Zukunft eine Beschränkung des 
industriellen Beteiligungsbesitzes der Banken vorzu- 
sehen, das ist nach meiner Meinung notwendig, das 
ist nach meiner Meinung wünschenswert. Doch dar- 
auf konnte sich die Koalition nicht verständigen. 
Wenn Herr Funke heute noch als Regierungsvertre- 
ter sprechen will - mir wurde sogar freundlicher- 
weise sein Redeentwurf hierhergeliefert, doch den 
konnte ich schlecht vorlesen, weil ich in diesem 
Punkte seine Meinung nicht vertreten konnte -, 
dann mag er das sagen. 

Für mich ist das ein Thema, mit dem ich mich seit 
20 Jahren beschäftige. Ich war deswegen erfreut, daß 
der Entwurf dieses Gesetzes noch sechs Monate im 
Bundeskanzleramt geschmort hat, weil ich von dort 
hörte, auch der Bundeskanzler habe ein offenes Ohr 
für das Stichwort „Macht der Banken". 

Nun, der Bundeskanzler hat sich, wie die „Börsen- 
zeitung" heute schreibt, anfänglich an dieser Ge- 
spensterjagd beteiligt und ist zu besserer Einsicht ge- 
kommen. Bei ihm hat es nur sechs Monate gedauert, 
bei mir ist in 20 Jahren die bessere Einsicht nicht zu- 
tage getreten. Ich werde mich weiter darum bemü- 
hen. 

(Joachim Gres [CDU/CSU]: Wir arbeiten 
daran!) 

- Herr Gres, man muß sich ja nicht immer nach Schü- 
ler richten: Verstand sei stets bei wenigen nur gewe- 
sen. Die Mehrheit, das sind vielleicht nicht nur zah- 
lenmäßig mehr, es sind vielleicht sogar die Klügeren. 
Ich werde weiter darüber nachdenken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Uwe- Jens Rössel, PDS. 

Dr. Uwe-Jens Rössel (PDS): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der zur Zeit stattfindende 
Prozeß gegen den Immobilienspekulanten Schnei- 
der, der Versuch der feindlichen Übernahme Thys- 
sen/Krupp, das maßlose Depotstimmrecht und ande- 
res zeigen deutlich, welchen Einfluß die Banken - 
namentlich die Großbanken - in Deutschland haben 
und wie skrupellos sie ihn ausnutzen, wenn sie sich 
Vorteüe davon versprechen. 

Welche ökonomische und finanzielle Macht da- 
hintersteht, zeigt allein die Tatsache, daß die Büanz- 
summe der Deutschen Bank 1996 knapp 900 Milliar- 
den DM betrug. Das ist fast das Doppelte von dem, 
was jährlich als Volumen des Bundeshaushalts aus- 
gewiesen wird. 


immense 23 Müliarden DM. So weist es der uns vor- 
hegende Geschäftsbericht aus. Weitere 90 Milliarden 
DM sind Finanz- und Sachanlagen. 

Zum Vergleich: Die Steuereinnahmen aller deut- 
schen Kommunen betragen in diesem Jahr voraus- 
sichtlich 89 Milharden DM, das ist also vergleichbar. 

Während in der Deutschen Bank 5 Müharden DM 
aus der Schneider-Pleite praktisch als Peanuts abge- 
schrieben werden sollen, sind die deutschen Groß- 
banken äußerst zurückhaltend, wenn es um Kredite 
für kleine und mittelständische Unternehmen sowie 
Handwerksbetriebe geht. Während Schneider Mü- 
hardenkredite ohne ernsthafte Prüfung der Werthal- 
tigkeit seiner Immobilien erhält, fordern die deut- 
schen Großbanken von mittelständischen Unterneh- 
men vielerorts Sicherheiten in drei- bis vierfacher 
Höhe des ausgereichten Kredits. Tausende Unterneh- 
mungen wurden wegen solcher Praktiken in den Ruin 
sowie Hunderttausende Menschen in die Arbeitslo- 
sigkeit getrieben. Eine unverantwortliche Situation. 

Den Großbanken wurden dann auch noch die 
Nachfolgeinstitute der Banken der DDR regelrecht 
in den Rachen geschmissen. Das stellte bereits der 
Bundesrechnungshof 1995 fest. Die PDS hat darauf 
basierend weiter recherchiert und die Erkenntnisse 
im Antrag 13/8656 vor wenigen Wochen deutlich ge- 
macht. 

Dr. Winfried Wolf [PDS]: Hört! Hört! 

In unterschiedlichen, vertraglich vereinbarten Stu- 
fen der Geschäftsübemahmen kassierte dem zufolge 
beispielsweise die Deutsche Bank insgesamt 297 Mü- 
lionen DM an Gebühren von der Deutschen Kredit- 
bank AG, einem der Nachfolgeinstitute der Banken 
der DDR, und bezahlte später einen Kaufpreis in 
Höhe von lediglich 310 Milhonen für die Anteile die- 
ser Bank an einer gemeinsamen Tochter. Diese be- 
trieb aber das eigentiiche Bankgeschäft in Ost- 
deutschland. Auf diese Weise sicherte sich die Deut- 
sche Bank den Zugriff auf Hunderttausende von 
Kundinnen und Kunden. Gleichzeitig konnte sie im 
Ergebnis dieses Geschäftes ein funktionierendes 
Netz mit 112 Filialen in Ostdeutschland faktisch von 
einem Tag zum anderen übernehmen. Ähnliche 
Schnäppchen gelangen übrigens auch der Dresdner 
Bank. 

Das Ergebnis ist hier so eindeutig, daß auch der 
Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundesta- 
ges in einer Ausarbeitung zu dem Schluß kommt, 
daß die monopolartige Struktur des deutschen Ban- 
kensektors durch diese Privatisierungspraxis im 
Osten verfestigt wurde. Kontroüe und Strukturverän- 
derung, so der Wissenschaftliche Dienst unseres Ho- 
hen Hauses, tut not - wie wahr, wie wahr! 

Viele der im Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen getroffenen FeststeHungen und der unter- 
breiteten Vorschläge finden unsere Unterstützung. 
Es gibt auch einige Differenzen; über die wird aber 
in den Ausschüssen zu reden sein. 

Vielen Dank. 


(C) 


(BeifaU bei der PDS) 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Hans Martin Bury, SPD. 

Hans Martin Bury (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! Der Antrag der Grünen ist 
voll und ganz zu unterstützen, schon deshalb, weil er 
auf dem SPD-Entwurf eines Transparenz- und Wett- 
bewerbsgesetzes basiert, den wir bereits am 30. Ja- 
nuar 1995 in den Bundestag eingebracht haben. 

(Dr. Uwe- Jens Rössel [PDS]: Dann muß er ja 
gut sein!) 

Frau Wolf, Ihre Forderungen decken sich weitge- 
hend mit diesem TWG. In einigen wenigen Punkten 
gehen Sie darüber hinaus, so zum Beispiel bei der 
Forderung nach vollständiger Abschaffung des De- 
po tstimmr echtes - einer Forderung, die angesichts 
der Erfahrung, daß die Banken trotz gegenteiliger 
Beteuerungen eben doch am Depotstimmrecht kle- 
ben, und angesichts der Erfahrung, daß die Koalition 
trotz eines Alternativvorschlages, den wir mit dem 
TWG entwickelt haben, diesen nicht aufgreift, durch- 
aus überlegenswert ist, ebenso bei der Forderung, 
das Verbot der Wahrnehmung von Aufsichtsratsman- 
daten in konkurrierenden Unternehmen nicht auf die 
einzelne Person zu beziehen, sondern auf das jewei- 
lige Institut auszudehnen. Das entspricht einer For- 
derung des Kartellamts in der Anhörung des Rechts - 
ausschusses. 

Während der Antrag der Grünen Gutes und Neues 
enthält, gilt für das KonTraG das, was unabhängige 
Sachverständige dem Entwurf in der Anhörung des 
Rechtsausschusses am 29. Januar 1997 bescheinig- 
ten: „Was neu ist, ist nicht gut, und was gut ist, ist 
nicht neu. " 

Das KonTraG klingt nicht nur so, es ist auch nichts 
anderes als ein Placebo. Auch ein Placebo kann wir- 
ken, wenn die Betroffenen Vertrauen in seine Wirk- 
samkeit haben. Die Autorität der Bundesregierung 
ist jedoch verspielt. Vertrauen in ihre Reformfähig- 
keit hat heute wirklich niemand mehr. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
der Abg. Margareta Wolf [Frankfurt] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Zustimmen können dem Gesetz nur diejenigen, 
die von den zu behebenden Mißständen profitieren. 
Das KonTraG ist, wie die Schutzgemeinschaft der 
Kleinaktionäre heute richtig formulierte, ein Mana- 
gerschutzgesetz, ja es ist auch ein Bankenschutzge- 
setz. 

Verglichen mit den vollmundigen Ankündigungen, 
mit denen die Koalition am 11. November 1994, fast 
auf den Tag genau vor drei Jahren, in ihrer Koaliti- 
onsvereinbarung Maßnahmen zur Beschränkung der 
Bankenmacht und zur Verbesserung der Untemeh- 
menskontrolle angekündigt hat, ist das KonTraG ein 
Kniefall vor den Frankfurter Banken und ihren Alli- 
ierten in den Versicherungskonzernen. Selbst Graf 
Lambsdorff ist nach 20 Jahren müde geworden. Er 
war immer ein großer verbaler Vorkämpfer gegen die 
Bankenmacht. Seine Fraktion hat dann immer ver- 


hindert, daß es tatsächlich zu einer wirksamen Be- (C) 
schränkung kam. 

Was Sie vorlegen, meine Damen und Herren von 
der Bundesregierung, ist eine zahnlose Scheinre- 
form. Beim Anteilsbesitz von Banken und Versiche- 
rungen soll überhaupt nichts verändert werden. Herr 
Gres, es ist schon paradox, wenn ausgerechnet Sie 
beklagen, daß Versicherungen nicht einbezogen 
würden. Wir haben das im Transparenz- und Wettbe- 
werbsgesetz getan. Sie greifen das nicht auf, ja leh- 
nen dieses ab. 

Bei Aufsichtsräten ändert sich - ginge es nach Ih- 
nen - faktisch nichts. Kein einziger der Multi-Auf- 
sichtsräte müßte ein einziges Mandat abgeben. Das 
Problem von Aufsichtsräten in konkurrierenden Un- 
ternehmen wird gar nicht erst angegangen. 

Auch beim Depotstimmrecht ändert sich praktisch 
nichts. Die neue Wahlpflicht der Banken bei Beteili- 
gungen von mehr als 5 Prozent ist vollkommen unge- 
eignet, den Konflikt zwischen den Interessen einer 
kreditgebenden Bank und denen der zu vertretenden 
Aktionäre zu beseitigen. Hierzu hat sich auch Graf 
Lambsdorff eindeutig geäußert. Dem Mißbrauch des 
Depotstimmrechts bleibt Tür und Tor geöffnet. 

Es handelt sich um ein Schlüsselthema in der Frage 
der Bankenmacht. Denn aus Depotstimmen und ei- 
genem Anteilsbesitz resultieren Hauptversamm- 
lungsmehrheiten der Großbanken von durchschnitt- 
lich 84 Prozent in den Hauptversammlungen der gro- 
ßen Publikumsgesellschaften. Das heißt: Gegen die 
Banken geht faktisch nichts, mit ihnen allerdings lei- 
der auch nicht viel. P) 

Auch bei den wechselseitigen Verflechtungen, 
dem Hauptinstrument der Manager zur Abschottung 
vor externer Kontrolle - hier hat auch der letztjährige 
Deutsche Juristentag erheblichen Handlungsbedarf 
angemahnt, Herr Gres tut die Regierung nichts. 

Im Zusammenhang mit dem Übernahmegesetz 
hatten wir gestern eine ganztägige Anhörung des 
Finanzausschusses zum Dritten Finanzmarktförde- 
rungsgesetz. Dabei haben Investmentbanker mit in- 
ternationalem Horizont gesagt, daß sich die Bundes- 
republik mit diesem freiwilligen Übemahmekodex 
weltweit der Lächerlichkeit preisgibt. Wir haben eine 
verbindliche gesetzliche Übemahmeregelung vorge- 
schlagen: im Interesse der Kleinaktionäre, des Min- 
derheitenschutzes und der Stärkung des Finanzplat- 
zes Deutschland. 

Bei der Transparenz will die Bundesregierung nur 
das gesetzlich vorschreiben, was die meisten Unter- 
nehmen in den letzten Jahren ohnehin schon freiwil- 
lig praktiziert haben. Die Haftungsregelungen wer- 
den zwar verändert, in der Praxis aber nicht ver- 
schärft. Nach dem Willen der Bundesregierung kön- 
nen Manager und Aufsichtsräte nach Fehlverhalten 
auch künftig in ihren Sesseln sitzen bleiben, wäh- 
rend die Arbeitnehmer auf der Straße stehen. 

Dieses Prinzip kennen wir von dieser Bundesregie- 
rung: Sie sitzen noch immer hier, und die Bürger zah- 
len die Zeche. Es ist höchste Zeit, das zu ändern. Die 
Strukturkonservativen in Deutschland AG und Bun- 
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Hans Martin Bury 

(A) desregierung sind das Innovationshindemis Nummer 
eins in Deutschland. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Parlamentarische Staatssekretär Funke. 

Rainer Funke, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Justiz: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zunächst entschuldige ich mich dafür, daß 
ich etwas verspätet gekommen bin. Ich bin in der Tat 
im Vermittlungsausschuß aufgehalten worden; Herr 
Vesper kann es bezeugen. 

(Achim Großmann [SPD]: Der war aber 
pünktlich! - Hans Martin Bury [SPD]: Da 
blockieren Sie doch auch nur!) 

- Das Gesetz, das wir durchbringen wollten, haben 
wir durchgekriegt. 

(Zuruf von der SPD - Andreas Schmidt 
[Mülheim ] [CDU/CSU]: Das ist doch nur der 
Bury!) 

- Nein, dazu hatten wir leider keine Gelegenheit. Die 
Frage der WestLB ist in der Tat klärungsbedürftig, 
kann hier aber nicht berücksichtigt werden, weil wir 
einen aktienrechtlichen Ansatz wählen. Wir bemü- 
hen uns um die Optimierung unserer Unternehmens- 
verfassung. Das ist für uns im internationalen Wett- 
bewerb erforderlich. Sie wissen, meine Damen und 

(B) Herren, daß dieses Thema auf der internationalen Ta- 
gesordnung steht. 

Deutsche Emittenten stehen im unmittelbaren 
weltweiten Wettbewerb mit Risikokapitalnachfra- 
gern. Die Bedeutung internationaler Anleger und ih- 
rer Erwartungen nimmt zu. Dies verlangt von unse- 
ren Unternehmen eine intensivere Kommunikation 
des Managements mit den Marktteilnehmern über 
Untemehmenspolitik und Entwicklung sowie mehr 
Transparenz und Publizität in allen Bereichen. 

Wir bemühen uns mit unserem KonTraG - in der 
Tat kein besonders geschickter Name; das gebe ich 
zu -, uns an diese internationalen Standards anzuleh- 
nen. Komplexe, weltweit operierende Unternehmen 
benötigen eine Leitungs- und Überwachungsstruk- 
tur, die von den Anlegern als effizient und verläßüch 
verstanden wird. Dies gilt auch für die Rechnungsle- 
gung. Dazu komplementär werden wir § 292 a HGB 
noch novellieren, Herr Gres. Im übrigen berät der 
Rechtsausschuß schon darüber. 

An diesem Regierungsentwurf werden Sie bemer- 
ken, daß ein eindeutig kapitalmarktorientierter An- 
satz gewählt worden ist. Das ist in unseren Augen zu 
begrüßen und hat in der Tat einige Diskussionen er- 
forderlich gemacht. Deswegen sind wir in Ihren Au- 
gen vielleicht etwas spät dran. Aber wir werden es 
noch in dieser Legislaturperiode schaffen. 

Wichtig scheinen mir die Abschaffung der Höchst- 
stimmrechte und auch die Zusammenarbeit von Auf- 
sichtsrat und Abschlußprüfer. 


Diese Vorschläge sind von Ihnen, Frau Wolf, in Ih- (C) 
ren Antrag aufgenommen worden. Andere Vor- 
schläge halte ich dagegen für nicht so sachgerecht. 

Da wird zum Beispiel gefordert, daß jemand, der vor- 
her im Vorstand war, anschließend für fünf Jahre 
nicht mehr in den Aufsichtsrat wechseln darf. Das 
klingt auf den ersten Blick ganz hübsch und gut. Auf 
den zweiten Bück ist es in meinen Augen unmögüch. 

Schauen wir uns doch die Realität an. Die Börsen- 
gänge kommen ganz wesentüch aus den gewachse- 
nen Familienuntemehmen. Auch Sie wollen - das 
haben Sie vor einem Monat gesagt - mehr Familien- 
untemehmen an die Börse führen. Aber wenn Sie 
dem Gründer dieser Aktiengesellschaft, der noch im 
Vorstand war, nicht den Rückzug in den Aufsichtsrat 
ermögüchen, ist das sicherlich kontraproduktiv. 

Ein anderer Punkt: Sie wollen das Recht des Aktio- 
närs beschneiden, seiner Depotbank Stimmrechts- 
vollmacht zu erteilen. Der Aktionär soll für jede 
Hauptversammlung und jede Aktie Einzelweisungen 
vergeben. Auch das klingt zunächst einmal gut und 
wird von dem einen oder anderen hier im Raum be- 
fürwortet. 

Aber die Kleinaktionäre werden dann - vernünfti- 
gerweise - auf die Stimmrechtsausübung verzichten. 

Das sehen Sie zum Beispiel bei der Allianz, bei der 
Münchener Rück und bei VW. Bei VW haben wir 
eine Beteiügung von 37 bis 41 Prozent in der Haupt- 
versammlung, selbst wenn Niedersachsen seinen 
20prozentigen Anteil vertritt. Daran sehen Sie, daß 
der Kleinaktionär sein Stimmrecht nicht wahrnimmt. 

(D) 

Das führt dazu, daß wir das, was auch Sie wollen, 

Frau Wolf, nämlich eine größere Aktionärsdemokra- 
tie, eher konterkarieren. Sie haben einen Vorschlag 
gemacht, um das ein wenig auszubremsen. Ich 
glaube nicht, daß dieser Vorschlag geeignet ist, weil 
er den 20 größten Aktionären zugute käme, und das 
kann auch nicht im Sinne unserer Poütik sein. 

Zu den Bankenbeteiligungen ist bereits genügend 
gesagt worden. Ich schließe mich den Worten von 
Herrn Gres an. Ich glaube, daß unser Vorschlag eines 
Verbots der Kumulation von Eigen- und Vollmachts- 
stimmen insoweit punktgenauer und gezielter ist. 

Meine Damen und Herren, einen Vorschlag, den 
wir gleichzeitig mit einbringen, nämlich den betref- 
fend die Stückaktie, möchte ich ganz kurz erwähnen, 
weil Sie, lieber Herr Pick, das als Stückwerk bezeich- 
net haben. Ich glaube nicht, daß Sie das Gesetz rich- 
tig gelesen haben; denn international wollen auch 
Sie - so habe ich Sie bisher immer verstanden - die 
Stückaktie und nicht an der Nominalaktie festhalten. 
Deswegen sollten Sie solche Wortspielereien gerade 
bei Ihrem wissenschaftlichen Anspruch nicht betrei- 
ben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose 

(A) Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 13/7737 an die in der Tagesordnung auf- 
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit 
einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Über- 
weisung so beschlossen. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 10 a bis 
10 h auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Reform des Wohnungsbaurechts (Wohnungs- 
baureformgesetz - WoBau-ReformG) 

-Drucksache 13/8802- 

Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (fe- 
derführend) 

Rechtsausschuß 

Finanzausschuß 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

b) Erste Beratung des vom Bundesrat einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes und 
anderer wohnungsrechtlicher Gesetze 

(Wohnungsbauänderungsgesetz 1997 - Wo- 
BauÄndG 1997) 

-Drucksache 13/7918- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (fe- 
derführend) 

Rechtsausschuß 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
jgj Finanzausschuß 

c) Erste Beratung des von dem Abgeordneten 
Klaus-Jürgen Warnick und der Gruppe der 
PDS eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Anpassung der wohngeldrechtlichen Re- 
gelungen - Wohngeldanpassungsgesetz (Wo- 
GAG) 

- Drucksache 13/8961 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (fe- 
derführend) 

Haushaltsausschuß mitberatend und gern. § 96 GO 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Fran- 
ziska Eichstädt-Bohlig, Helmut Wilhelm (Am- 
berg), Marieluise Beck (Bremen), weiterer Ab- 
geordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Für die Reform des sozialen Wohnungsbaus 
und eine neue Wohnungsgemeinwirtschaft 

-Drucksache 13/7710- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (fe- 
derführend) 

Finanzausschuß 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Gesundheit 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Achim Großmann, Angelika Mertens, Norbert 
Formanski, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 


Grundzüge für ein Gesetzbuch des sozialen (C) 
Wohnens 

- Drucksache 13/7841 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (fe- 
derführend) 

Rechtsausschuß 

Finanzausschuß 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

f) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (18. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Achim Groß- 
mann, Norbert Formanski, Wolfgang Thierse, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 

Anhebung der Freibetragsregelungen nach 
dem Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 

-Drucksachen 13/3665, 13/6453- 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Jürgen Sikora 
Dagmar Wöhrl 
Norbert Formanski 

g) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 
zu dem Antrag des Abgeordneten Klaus-Jür- 
gen Warnick und der Gruppe der PDS 

(D) 

Ergänzung des Eigenheimzulagengesetzes 

-Drucksachen 13/4835, 13/6563- 

Berichterstattung : 

Abgeordneter Reiner Krziskewitz 

h) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 201 zu Petitionen 

(Förderung nach dem Eigenheimzulagenge- 
setz) 

-Drucksache 13/7439- 

Es liegt ein Änderungsantrag der Gruppe der PDS 
vor. Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist 
für die Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Wider- 
spruch höre ich nicht. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Bun- 
desminister Dr. Klaus Töpfer. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Für diese 
Legislaturperiode hatten wir uns ein großes woh- 
nungspolitisches Programm vorgenommen. Ich 
glaube, man kann festhalten: Wir haben sehr viel da- 
von geschafft. Ich werte es auch als einen großen Er- 
folg, von dem die Bürgerinnen und Bürger insgesamt 
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Bundesminister Dr. Klaus Töpfer 

(A) profitieren, daß dies überwiegend im Einvernehmen 
mit der Opposition gelungen ist. 

(Achim Großmann [SPD]: Da müssen Sie 
etwas verwechseln!) 

Beispiele dafür sind die neue, höchst erfolgreiche 
Eigenheimzulage, die zu einem Zuwachs der Geneh- 
migungen beim Wohneigentum in Höhe von über 
10 Prozent geführt hat, die Verbesserungen beim 
Bausparen - die zusätzlichen Abschlüsse betragen 
fast über 30 Prozent - und das kostengünstige 
Bauen. 

(Achim Großmann [SPD]: Töpfers Memoiren!) 

Die durchschnittlichen Kosten pro Eigenheim sind 
um 7 Prozent gesunken. Weitere Beispiele sind das 
Mietenüberleitungsgesetz Ost, die Schaffung eines 
einheitlichen Wohngeldrechts für Ost und West mit 
den Wohngeldüberleitungsvorschriften und das neue 
Bau- und Raumordnungsgesetz. Das ist insgesamt 
ein breites Spektrum in vielen Bereichen, das wir 
nach intensiver Diskussion in Übereinstimmung mit 
der Opposition abgearbeitet haben. 

Wir haben Unterstützung für die erfolgreiche För- 
derpolitik zur Erneuerung des Wohnungsbestandes 
und der Städte in den neuen Ländern - auch verbun- 
den mit der Kostensenkungsinitiative - gefunden. 
Ich kann festhalten: Die Wohnungs- und Städtebau- 
politik ist ein sehr positives Kapitel im Buch der deut- 
schen Einheit geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

ß) Dies ist nicht nur der Politik zuzuschreiben. Ich 
danke nachhaltig denen, die in den Wohnungsgesell- 
schaften, den Genossenschaften und die insgesamt 
daran mitgewirkt haben. 

Wir können deutlich festhalten: Die Situation auf 
dem Mietwohnungsmarkt hat sich verändert. Wir 
sind zu einem Mietermarkt gekommen. Wenn sich 
die Belastungen für die Mieter erhöhen, dann des- 
halb, weil die Mietnebenkosten steigen, was mehr 
als zu beklagen ist. Die Netto- Kaltmieten steigen je- 
doch nicht mehr. Gleiches gilt für die Neuvertrags- 
mieten. Es gibt einen deutlichen Anstieg beim 
Wohneigentum. 

Es gibt also allen Grund dazu, auch das letzte Kapi- 
tel der notwendigen Reformen in dieser Legislaturpe- 
riode in Angriff zu nehmen und dieses Wohnungs- 
baureformgesetz einzubringen. Dieses haben wir im 
Vorfeld intensiv diskutiert. Darüber haben wir mit 
den maßgeblichen Verbänden gestritten. Wir haben 
uns wissenschaftlich beraten lassen. Wir haben über 
anderthalb Jahre mit den Kolleginnen und Kollegen 
aus den Bundesländern hierüber gestritten. Wir ha- 
ben davon gelernt und das, was wir vorlegen, in 
ganz besonderer Weise mit Blick auf die Verände- 
rung beim Sozialwohnungsbestand entsprechend 
weiterentwickelt. Die Aussage der Diffamierungs - 
kampagne, nach so einem Gesetz ginge demnächst 
eine flächendeckende Mieterhöhung über ganz 
Deutschland, kann wirklich nur noch jemand treffen, 
der sich mit der Materie gar nicht beschäftigt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 


Unsere Zielsetzung ist es, hier etwas vorzulegen, (C) 
das am Ende gemeinsam verabschiedet wird. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das ist 
wahr!) 

Wenn man das Feldgeschrei, das bei solchen Dingen 
am Anfang immer ertönt, sortiert, merkt man, daß of- 
fenbar sehr viele Gemeinsamkeiten vorhanden sind. 

Ich kenne kaum jemanden, der nicht der Meinung 
ist, daß diese Reform dringend gemacht werden muß. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P]: So 
ist es!) 

- Ich sehe mich von vielen in unserem Lande, die 
wohnungspolitischen Sachverstand haben, bestätigt. 

Ich will Ihnen nur die Eckpunkte nennen, die wir 
mit diesem Gesetz in Angriff nehmen: Zusammenfas- 
sung und Vereinheitlichung des Wohnungsbau- 
rechts, gezielte Förderung der Bedürftigen durch 
Neubestimmunmg der Zielgruppen statt breiter 
Schichten der Bevölkerung, Nutzung des vorhande- 
nen Wohnungsbestandes als sozialen Wohnraum 
statt ausschließlicher Neubauförderung, Sicherung 
ausgewogener Bewohner Strukturen in allen Wohn- 
gebieten - eine ganz besonders wichtige Verände- 
rung und Erweiterung -, Stärkung der Stellung der 
Kommunen - denn zunehmende Teilmarktunter- 
schiede verlangen eine örtlich und regional differen- 
zierte Wohnungspolitik Fördergerechtigkeit durch 
einkommens- und vergleichsmietenorientierte Wohn- 
kostenentlastung statt Kostenmiete, Stärkung der 
Wohneigentumsförderung, Stärkung von Selbsthilfe (D) 
und genossenschaftlichem Wohnen, Ausschöpfung 
von Kostensenkungspotentialen, umweltgerechtes 
und barrierefreies Bauen sowie die Verzahnung 
von Wohnungs- und Städtebau. Das sind die Eck- 
punkte, die wir mit dem Gesetzentwurf aufgegriffen 
haben. 

Ich habe natürlich mit Genugtuung zur Kenntnis 
genommen, daß sowohl die Wohnungswirtschaft als 
auch der Deutsche Mieterbund intensiv und drin- 
gend vor einem Scheitern der Reform gewarnt ha- 
ben. Sie haben die Länder aufgefordert, konstruktiv 
an einer gesetzgeberischen Lösung mitzuwirken. 
Wenn ich hier den Kollegen Vesper sehe, weiß ich, 
daß er ohnehin nur in den Bundestag kommt, um 
mitzuteilen, daß er weiterhin konstruktiv mitwirken 
wird. 

(Minister Dr. Michael Vesper [Nordrhein- 
Westfalen): So ist es!) 

Insofern ist meine Hoffnung bereits durch seine An- 
wesenheit hier voll und ganz bestätigt worden. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das 
mit dem „weiter" ist nicht so sicher!) 

Noch Anfang dieser Woche hat der uns allen be- 
kannte Präsident des Bundesverbandes deutscher 
Wohnungsunternehmen, Jürgen Steinert, den Bun- 
desrat eindringlich vor einem Scheitern des Woh- 
nungsgesetzbuches gewarnt. 
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Bundesminister Dr. Klaus Töpfer 

Der Direktor des Deutschen Mieterbundes hat in 
der „Leipziger Volkszeitung" vom 13. August 1997 
gesagt: 

Auch nach Auffassung des Deutschen Mieter- 
bundes ist der soziale Wohnungsbau reformbe- 
dürftig. Die Länder wären gut beraten, an einer 
konstruktiven Lösung mitzuwirken. 

Treffsicher und zeitgerecht zur heutigen Sitzung hat 
der Deutsche Mieterbund noch einmal in einer Pres- 
seerklärung gesagt: Das von Bundesbauminister 
Töpfer vorgelegte Reformvorhaben zeige durchaus 
akzeptable Wege auf und berücksichtige auch Be- 
denken und Forderungen des Deutschen Mieterbun- 
des. Insbesondere sei der Plan, die Mieten im Sozial- 
wohnungsbestand an die ortsüblichen Vergleichs- 
mieten heranzuführen, aufgegeben worden. In der 
Neubauförderung gehe es darum, die soziale Treffsi- 
cherheit, die Effizienz und die Flexibilität der Instru- 
mente zu verbessern. 

Wenn Sie es schon nicht mir glauben: Glauben Sie 
es Herrn Rips vom Mieterbund, daß das, was wir vor- 
gelegt haben, eine vernünftige Startbasis für eine Re- 
form darstellt! Ich plädiere mit großem Nachdruck 
dafür, daß wir das voranbringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Da der Kollege Vesper und andere aus diesem 
Hause, die wohnungspolitisch in besonderer Weise 
engagiert sind, aus Nordrhein-Westfalen kommen, 
mache ich mir die Freude, die Wertung von Staatsmi- 
nister a.D. Huonker, der in Nordrhein- Westfalen den 
GdW in besonderer Weise beeinflußt, zu zitieren, der 
auf einer Tagung rheinland-pfälzischer Wohnungs- 
untemehmen am 16. Oktober in Mainz unter ande- 
rem ausführte, daß Bund und Länder beim Woh- 
nungsgesetzbuch praktisch kaum noch auseinander 
seien und „es so gut wie keine Streitpunkte mehr 
gebe, die man nicht in mehr als zwei Ausschußsit- 
zungen des Parlaments zum Konsens führen könne". 
Der Mann hat recht. Wenn Sie es mir nicht glauben, 
glauben Sie es Herrn Huonker! Ich glaube, er ist 
nach wie vor Mitglied der SPD und ein wohnungs- 
politisch kenntnisreicher Mann. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Aber 
solche Einsichten bekommen sie erst, wenn 
sie hier nichts mehr zu sagen haben!) 

Mir geht es darum, deutlich zu machen: Es gibt gar 
keine Diskussion darüber, daß wir eine Reform brau- 
chen. Ich glaube, daß das, was wir vorgelegt haben, 
eine außerordentlich gute Grundlage für diese Re- 
form darstellt und daß wir es den Bürgerinnen und 
Bürgern in Deutschland wirklich schuldig sind, zu ei- 
ner vernünftigen Regelung noch in dieser Legislatur- 
periode zu kommen. 

Lassen Sie mich einige wenige Sätze zu den Vor- 
würfen gegen diesen Entwurf sagen: 

Wir verabschieden uns nicht aus der Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus. 450 Millionen DM ste- 
hen im Gesetz; sie standen auch im alten Gesetz. 
Wer das als Ausstieg aus der Förderung bezeichnet, 
kannte das alte Gesetz nicht; hier ist nichts ver- 
schlechtert worden. 


Es steht ganz eindeutig im Entwurf, daß die Rück- (C) 
flüsse wieder dem sozialen Wohnungsbau zugeführt 
werden müssen. Der Bund erhält gegenwärtig jähr- 
lich zirka 1,5 Milharden DM an Rückflüssen. Das ist 
deutlich mehr als die 450 Milhonen DM, die im Ge- 
setz stehen. 

Die Befürchtung der kommunalen Seite, wir woll- 
ten sie besonders belasten, ist absolut nicht gerecht- 
fertigt. Wir wollen ganz im Gegenteil die kommunale 
Seite stärken, weil sie vor Ort wirklich besser darüber 
entscheiden kann, welche Lösungen verwirklicht 
werden sollten. 

Ich sage nicht - Dietmar Kansy hat uns immer dazu 
aufgefordert, das nicht zu tun -: Ihr schlagt den 
Bund, wir schlagen die Länder. Aber wenn ich mir 
die Ansätze für den sozialen Wohnungsbau ansehe, 
jetzt zuletzt in Hamburg, dann muß ich sagen: Alle 
müssen sich gegenwärtig ein gutes Stück nach der 
Decke des finanziell Möglichen strecken. Ich glaube, 
um so mehr ist es eine Verpflichtung, ahes daranzu- 
setzen, daß wir die noch vorhandenen Mittel zielge- 
nau einsetzen. Dieses Wohnungsgesetzbuch wird ei- 
nen guten Beitrag dazu leisten. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Achim Großmann, SPD. 

Achim Großmann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! So hat sich der Bauminister ^ 
seine letzte Rede im Bundestag vielleicht nicht vor- 
gestellt. Mit den Gedanken schon irgendwo anders 
quasi bei Nacht und Nebel einen verkorksten Ge- 
setzentwurf vorzustellen - 

(Lachen bei der F.D.P. - Hildebrecht Braun 
[Augsburg] [F.D.P.]: Ach, Herr Großmann!) 

es gibt wahrlich schönere Momente im Leben eines 
Ministers. 

Wie dem auch sei - wir haben es schon in seiner 
Rede gehört -: Heute geht es nicht nur um das Woh- 
nungsbaureformgesetz, sondern auch um ein Fazit 
der dreijährigen Arbeit des vierten Bauministers in 
der zu Ende gehenden Ära Kohl. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Na, 
wartet mal ab!) 

Ihre Vorgängerin hat Ihnen, Herr Töpfer, einen riesi- 
gen Reformstau hinterlassen. Sie hatten eine große 
Chance, ihn abzuarbeiten. Aber Sie haben das nicht 
geschafft. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 

Herr Großmann, er hat sich doch so nett zur 
SPD geäußert!) 

Im frei finanzierten Mietwohnungsbau gibt es nach 
wie vor ungezügelte Subventionen für Luxusbauten. 

Das völlig falsche System hat Deutschland die höch- 
sten Baukosten, Abschreibungsleerstände und Inve- 
stitionsruinen beschert. Änderungsvorschläge der 
SPD haben Sie ignoriert. 
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Achim Großmann 

(A) Beim Wohngeld verging drei Jahre lang kein Mo- 
nat, keine Woche, wo nicht blumige Presseerklärun- 
gen und Versprechungen gemacht wurden. Übrigge- 
bheben ist ein eklatanter Wortbruch. Wohngeldbe- 
zieher, das Parlament und die Bundesländer wurden 
getäuscht. 

Das Altschuldenhilfegesetz fanden Sie im Nachlaß 
Ihrer Vorgängerin. Statt es zügig zu novellieren, Mie- 
tern und Wohnungswirtschaft mit pragmatischen, fle- 
xiblen und mieterfreundlichen Lösungen zu helfen, 
haben Sie die Probleme vor sich hergeschoben, Inve- 
stitionen behindert, unseriösen Investoren Tür und 
Tor geöffnet und die Wohnungswirtschaft mit ihren 
ganz speziellen und regionalen Problemen im Regen 
stehen lassen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Die Städtebauiörderung haben Sie um 40 Prozent 
gekürzt. Als Sie ins Amt kamen, gab es 1 Milharde 
DM Städtebauförderungsmittel. 1998 werden es nur 
noch 600 Milhonen DM sein und in Westdeutschland 
nur noch 80 Millionen DM. 

Zum 25jährigen Jubiläum des Städtebauförde- 
rungsgesetzes kann man im Westen nur noch kärgli- 
che Reste dieses so wichtigen Instrumentes finden, 
das Arbeitsplätze schafft und sich größtenteils selbst 
refinanziert. Den sozialen Wohnungsbau wohen Sie 
abwickeln. Standen 1994 noch 3,4 Milharden DM zur 
Verfügung, so sollen es 1998 nur noch 1,4 Milharden 
DM sein. Gleichzeitig legen Sie einen Gesetzentwurf 
vor, der die Möghchkeit zur völligen Abschaffung 

(B) des sozialen Wohnungsbaus vorsieht. 

Ihre wahren Absichten haben Sie im vorhegenden 
Gesetzentwurf verwässert. Sie haben so getan, als ob 
es gar nicht so sei, daß die Mieten flächendeckend 
erhöht werden sohten. Aber Sie sohten dazu stehen, 
daß in Ihrem ersten Entwurf genau dies stand. Die 
Bundesregierung wohte zunächst die Mieten von 
2,5 Milhonen Sozialwohnungen anheben. Damals 
hat es auch aus Bayern Kritik gegeben. Nun wissen 
wir, Herr Töpfer: Ihr Nachfolger soh aus Bayern kom- 
men. In der Öffenthchkeit wird der Eindruck er- 
weckt, der einzige Befähigungsnachweis für dieses 
Amt sei die Mitgliedschaft in der CSU, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

und das Ausleseverfahren komme dem der Süddeut- 
schen Klassenlotterie gleich. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Das 
hat Herr Oswald nicht verdient!) 

Wie dem auch sei: Zur Bewertung der Vorschläge 
der Bundesregierung will ich den CSU-Innenminister 
Beckstein zitieren. Er hat Ihnen im Februar 1996 ei- 
nen Brief geschrieben. Da heißt es wörtlich - das ge- 
hört zur Geschichte dieses Gesetzes, und das sollen 
die Menschen auch wissen 

Wie können wir eine Reform des Sozialwoh- 
nungsbestandes politisch vertreten, die damit be- 
ginnt, daß auf breiter Front die Sozialmieten bis 
zu mehreren Mark je Quadratmeter Wohnfläche 


im Monat steigen und das - zumindest optisch - (C) 

einseitig zugunsten der Vermieter? Einkommens- 
schwächeren Mietern soll zwar mit einer Zusatz- 
förderung die gestiegene Miete wieder auf eine 
für sie tragbare Höhe gesenkt werden. Die Finan- 
zierung dieser Subjektförderung ist aber völlig of- 
fen und birgt erhebliche finanzielle Risiken. Auch 
ist mit einem hohen zusätzlichen Verwaltungs- 
aufwand zu rechnen. 

Originalton Beckstein. 

Dieses Thema ist noch nicht vom Tisch. Sie haben 
den GdW zitiert, und auch ich werde ihn aus seiner 
gestrigen Presseerklärung zitieren. Das konnte ge- 
stern jeder hören. In der Presseerklärung plädiert der 
GdW nach wie vor für die Anhebung der Sozialmie- 
ten im Bestand auf die Höhe der ortsüblichen Ver- 
gleichsmiete. 

Die Annahme, dies würde zu einer Stabilisierung 
der großen Quartiere des sozialen Wohnungsbaus 
führen, ist geradezu abenteuerlich. 

(Beifaü bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

In Berlin hebt der Bausenator gerade die Fehlbele- 
gungsabgabe in einigen Bezirken auf, senkt also die 
Mieten für bestimmte Bewohner, damit sozial stabi- 
lere Mieter nicht ausziehen. In dem Ifo-Gutachten r 
das Sie selbst in Auftrag gegeben haben, Herr Bau- 
minister, steht: 

Ein behutsames Vorgehen ist in benachteiligten 
Quartieren angeraten, um nicht durch Mietforde- 
rungen, die im Vergleich zu den dort herrschen- ( D ) 
den Wohnverhältnissen als unangemessen hoch 
angesehen werden, eine Auszugswelle der bes- 
ser situierten Mieter und damit eine Destabilisie- 
rung der Bewohnerschaft zu provozieren. 

Also selbst das von Ihnen bestellte Gutachten weist 
darauf hin, daß Mietsteigerungen im Bestand, wie sie 
der GdW noch gestern gefordert hat und wie auch 
Sie sie zunächst vorgesehen haben, völlig kontrapro- 
duktiv sind. 

Ein zweiter Punkt. Sie setzen nach wie vor - daran 
ist nichts geändert worden - eindeutig auf die Präfe- 
renz der einkommensorientierten Förderung, ein 
gravierender Fehler. Zitat aus Becksteins Brief - die 
Kritik gilt heute wie vor einigen Monaten 

Zwar haben wir noch nicht einmal allererste si- 
chere Erfahrungen zur Effizienz der Einkom- 
mensorientierten Förderung, da auch die ersten 
geförderten Wohnungen noch im Bau sind. Bisher 
wissen wir nur: Es ist nicht einfach, für die Pilot- 
projekte der Einkommensorientierten Förderung 
Investoren zu finden, und hier und da werden 
Zweifel an der Effizienz dieser Methode laut; 
auch ist die Einkommensorientierte Förderung 
verwaltungsaufwendiger als ältere Fördermetho- 
den. 

Deutlicher kann man die Kritik nicht äußern. Da 
soll auf eine Methode gesetzt werden, die sich in der 
Praxis überhaupt noch nicht bewährt hat, und Sie 
halten an diesem falschen Weg fest. Was wir brau- 
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Achim Großmann 

(A) chen, sind sicherlich mehrere Förderwege, so wie sie 
in dem Gesetz vorgesehen sind, das jetzt Gültigkeit 
hat. 

Ähnlich unstrukturiert sind viele andere Passagen 
in Ihrem Gesetzentwurf. Ein Vorrang für die Be- 
standsförderung engt den wohnungspolitischen För- 
derspielraum unnötig ein. Wir brauchen beides, Neu- 
bau- und Bestandsförderung entsprechend den re- 
gionalen Prioritäten. Sie schlagen vor, daß nur die 
Gemeinden an der Wohnungsbauförderung teilha- 
ben, die sich selbst finanziell beteiligen. Das ist 
strukturpohtischer Unfug. Denn gerade Kommunen 
mit hoher Arbeitslosigkeit und einer hohen Zahl von 
Sozialhilfeempfängem, mit Schwierigkeiten bei Kon- 
versionsflächen und Industriebrachen sind finanziell 
so klamm, daß sie ihre Probleme gar nicht alleine lö- 
sen können und Hilfe auch ohne eigene Leistungsfä- 
higkeit benötigen. 

Der verordnete Ausstieg aus dem Kostenmietprin- 
zip ist kurzsichtig. Warum soll der Bund den Ländern 
einen Förderweg verbieten, der in einzelnen Ländern 
fast ausschließlich mit Landesmitteln finanziert wird? 
Und warum weigert sich der Bund, die vereinbarte 
Förderung über eine Öffentlich rechtliche Qualifika- 
tion so aufzuwerten, daß sie mittelfristig in der Lage 
wäre, die Kostenmiete zu ersetzen? 

(Beifall bei der SPD) 

Derzeit jedenfalls ist die vereinbarte Förderung, in 
die rund zwei Drittel der Summen der Wohnungs- 
bauförderung schon jetzt fließen, nicht selten ein 
^ Wohnungsbau „de luxe 1 ' nur für einkommenskräfti- 
gere Mieter. 

Völlig unakzeptabel ist die geplante Kostenver- 
schiebung zum Nachteil der Länder und die ungesi- 
cherten Aussagen zur finanziellen Sicherung des so- 
zialen Wohnungsbaus. Die Wohnungsbaumittel - ich 
habe das eben dargelegt - fallen schneller als die 
Kurse an den Börsen in Südostasien, und der Rück- 
zug des Bundes aus der Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaus wird in vielen Paragraphen des Gesetzes 
vorbereitet. 

Alles in allem ist der Gesetzentwurf unausgegoren 
und wohnungspolitisch nicht ausreichend durch- 
dacht. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Er verleugnet wichtige Erfahrungen aus den letzten 
Jahren und verschiebt die finanzielle Verantwortung 
vom Bund weg auf Länder und Gemeinden. Mit ihrer 
Kritik stehen wir nicht allein da. Dann macht es Sinn, 
daß ich den zahlreichen Zitaten, die Sie eingeführt 
haben, ein paar andere entgegensetze. So wie Sie 
ein Mitglied der SPD, Herrn Huonker, zitiert haben, 
fange ich einmal mit Frau Roth an, der CDU-Ober- 
bürgermeisterin aus Frankfurt. Sie sagt nämlich als 
Präsidentin des Deutschen Städtetages: 

Ohne tragfähige Finanzierungsregelungen wer- 
den die Städte zur gesamten Reform nein sagen 
müssen. 


Auch der Gesamtverband der Wohnungswirtschaft (C) 
- das haben Sie wohlweislich verschwiegen - sieht 
ganz viele Kritikpunkte. Ich erinnere nur an den un- 
säglichen Versuch, die Genossenschaften durch eine 
falsche Regelung zu strangulieren. Die Deutsche An- 
gestellten-Gewerkschaft spricht schließlich vom 
„Abschied einer sozialen Wohnungspolitik". Der 
Deutsche Mieterbund bemängelt die fehlende finan- 
zielle Ausstattung des Gesetzes, vom Wohngeldwort- 
bruch ganz zu schweigen. Kein Wort übrigens von 
Ihnen heute zum Thema Wohngeld. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie sehen, Herr Töpfer, das Gesetz ist in der jetzi- 
gen Vorlage überhaupt nicht entscheidungsreif. Sie 
werden, Herr Töpfer, den Weg dieses Gesetzentwur- 
fes wahrscheinlich nicht weiter verfolgen und auch 
nicht sein Scheitern für den Fall, daß die gravieren- 
den Mängel nicht beseitigt werden. Trotz vieler woh- 
nungspolitischer Differenzen haben wir in der Ver- 
gangenheit auch einiges gemeinsam gestaltet. Sie 
wissen ja, immer wenn Sie auf die SPD gehört haben, 
sind dabei gute Gesetze herausgekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Heute bleibt mir nur, Ihnen gute Wünsche für Ihre 
neue Aufgabe mit auf den Weg zu geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich denke, Ihre persönliche Qualifikation steht dabei 
außer Frage. Aber sicher ist es nicht angenehm, von 
einem maroden Laden in den nächsten zu wechseln. ( D ) 

In einer dpa-Meldung vom heutigen Tage heißt es: 

Woran sie genau arbeiten und welche konkreten 
Nutzen sie eigentlich erbringen, sind immer wie- 
der heftig umstrittene Problemfragen der Organi- 
sation, die den Ruf hat, Steuergelder für wenig er- 
folgreiche Programme zu verplempern. 

Erst beim zweiten Lesen merkt man, daß nicht vom 
Bundeskabinett die Rede ist. 

Wir wünschen Ihnen viel Glück und versprechen 
Ihnen, die Wohnungsbauförderung unter einer SPD- 
Regierung so zu modernisieren, daß der soziale Woh- 
nungsbau auch in Zukunft seinen festen Platz in 
Deutschland hat. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Zuruf von der CDU/CSU: 

Träumer!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
Herr Minister Dr. Vesper, Bundesrat/Nordrhein- 
Westfalen. 

Minister Dr. Michael Vesper (Nordrhein-Westfa- 
len); Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Verehrter Noch- Amtskollege Töpfer, Sie 
haben in einem Punkt schon recht: Es geht mir 
darum, konstruktiv mitzuarbeiten. Mein ganzes Na- 
turell strahlt sozusagen Konstruktivität aus. Ich bin 
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Minister Dr. Michael Vesper (Nordrhein- Westfalen) 

(A) gerne bereit, mit Ihnen jedes Pils zu trinken, aber 
nur, wenn es kein Alster ist. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Mögen 
Sie das nicht?) 

- Nein, das mag ich nicht. Ich bin für die klaren Lö- 
sungen, Herr Kollege. 

In diesem Gesetzentwurf sieht die Verpackung an- 
ders aus als der Inhalt. Es ist doch genau so: Jeder 
hier im Raum weiß - das ist fast ein bißchen gespen- 
stisch, meine Damen und Herren -, daß diese Ein- 
bringung für die Bundesregierung und für die Koali- 
tion nichts anderes ist als eine Fingerübung. Sie ha- 
ben sich entschieden, nicht den Weg der Kooperation 
mit den Ländern und Gemeinden zu gehen. Sie glau- 
ben nicht nur nicht mehr daran, diese Reform durch- 
setzen zu können; ich habe sogar den Eindruck, Sie 
wollen sie selbst gar nicht mehr. Es geht Ihnen einzig 
und allein nur noch darum, den Schwarzen Peter der 
Reformunfähigkeit von sich selber weg- und anderen 
zuzuschieben. Das lassen wir nicht zu. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Zuruf von der SPD: Das 
Beste, was Sie können!) 

Ich finde das Ganze aus sachlichen Gründen in zwei- 
erlei Hinsicht besonders ärgerlich: 

Erstens beschädigen Sie mit dieser ganzen Aktion 
den sozialen Wohnungsbau. Ich glaube, da können 
noch so viele Imagekampagnen beschlossen und fi- 
nanziert werden, den öffentlichen Schaden, den Sie 
dem Ansehen des sozialen Wohnungsbaus zugefügt 

(B) haben, werden wir so schnell nicht wieder beseitigen 
können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Indem Sie jedes, aber auch jedes Vorurteil gegen die 
Praxis des sozialen Wohnungsbaus mit regierungs- 
amtlicher Autorität versehen haben, indem Sie hor- 
rende und empirisch fragwürdige Schätzungen über 
Fehlbelegungsquoten salonfähig machen und die 
Fakten, zum Beispiel aus Nordrhein-Westfalen mit 
einen Anteil von immerhin der Hälfte des gesamten 
Bestandes an Sozialwohnungen, überhaupt nicht zur 
Kenntnis nehmen, greifen Sie den sozialen Woh- 
nungsbau in einer Pauschalität an, die er nicht ver- 
dient hat. Sie ziehen ihm damit auch ein Stück Boden 
unter den Füßen weg. Das ist angesichts vieler Inno- 
vationen des sozialen Wohnungsbaus gerade in den 
letzten Jahren nicht gerechtfertigt. Das finde ich be- 
sonders ärgerlich an den ganzen Diskussionen, die 
Sie angezettelt haben. 

Der zweite Grund ist, daß der soziale Wohnungs- 
bau in der Tat eine grundlegende Reform nötig hätte. 
Den Weg dorthin haben Sie aber mit Ihren halbherzi- 
gen und teilweise dilettantischen Bemühungen für 
diese Legislaturperiode leider verbaut. 

Ich sage ganz klar: Der soziale Wohnungsbau ist 
reformwürdig und auch reformfähig. Dazu liegt eine 
ganze Reihe konzeptioneller Überlegungen vor, zum 
Beispiel der Vorschlag der Bundestagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen oder auch die Stellungnah- 
men der A-Länder gemeinsam mit den beiden Frak- 


tionen. Aber Sie haben in einem Anfall von Hybris (C) 
wohl gedacht: Wir machen das mal eben ohne die A- 
Seite; die klopfen wir schon irgendwie weich. Da ha- 
ben Sie sich erfreulicherweise getäuscht. Eine Zu- 
stimmung des Bundesrates zu diesem Gesetzentwurf 
wird es nicht geben. Er ist darum schon heute Maku- 
latur. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD - Dr.-Ing. Dietmar Kansy 

[CDU/CSU]: Wir haben ihn ja noch nicht 
einmal im Detail behandelt!) 

Dabei ist es äußerst schade, Herr Kansy, daß damit 
eine gemeinsame Reform blockiert wurde. Es gibt 
nämlich eine Menge möglicher Gemeinsamkeiten, 
die jetzt bis zum Ende der Legislaturperiode offenbar 
verspielt sind. Zum Beispiel könnte doch ein gemein- 
sames Reformziel darin liegen, den sozialen Woh- 
nungsbau gemeinsam zu erneuern und Innovations- 
chancen zu nutzen, statt ihn beständig in Frage zu 
stellen. 

Die Reform des sozialen Wohnungsbaus ist eine 
Daueraufgabe. Es ist doch völlig unstreitig, daß wir 
die Förderung fortlaufend an die veränderten Rah- 
menbedingungen anpassen müssen. Ich habe dabei 
überhaupt keine Angst vor einem Wettbewerb der 
Fördersysteme. Im Gegenteil, wir brauchen diesen 
Wettbewerb. Nur sollte sich diesem Wettbewerb 
eben auch die vereinbarte Förderung weiterhin stel- 
len. Wer aber die in der Breite noch nicht erprobte 
einkommensorientierte Förderung zur Richtschnur 
machen und die Länder mit engen Reglementierun- 
gen gängeln will, der gibt solche Innovationschancen 
von vornherein auf. Von daher ist Ihr Entwurf letzt- ^ 
lieh - es tut mir leid, das sagen zu müssen - im ei- 
gentlichen Sinne reformfeindlich. 

Wir können uns zum Beispiel auch schnell darauf 
einigen, Herr Kollege Töpfer, Maßnahmen zur Be- 
standserhaltung in der Wohnungspolitik stärker zu 
gewichten. Wir wollen einen sparsamen Umgang mit 
den natürlichen Ressourcen, einen effizienten Ein- 
satz öffentlicher Mittel und gemischte Belegungs- 
strukturen erreichen. Aber dazu steht mir in diesem 
Entwurf viel zuviel Lyrik und viel zuwenig Handfe- 
stes. Am meisten fehlt das Geld, das finanzielle En- 
gagement des Bundes. Es ist doch absurd: Sie wollen 
auf der einen Seite immer mehr regeln und die Län- 
der immer mehr gängeln, aber auf der anderen Seite 
tragen Sie immer weniger zur Finanzierung des so- 
zialen Wohnungsbaus bei. In Nordrhein-Westfalen 
sind es gerade noch einmal 11 Prozent. Wenn man 
dann noch zusätzliche Vorgaben für Bestandserhal- 
tungsmaßnahmen einführen will, die die Umsetzung 
vorhandener Programme mit dem bisherigen Instru- 
mentarium erschweren, bleibt als Fazit nur: Ziel ver- 
fehlt. 

Unabdingbare Voraussetzung für eine Reform des 
sozialen Wohnungsbaus bleibt eine Anpassung des 
Wohngelds an die Miet- und Einkommensentwick- 
lung. Wenn ich das betone, dann geht es mir nicht 
darum, mangelnden Reformwillen hinter einem 
schwer einlösbaren Junktim zu verbergen. Dieser 
enge Zusammenhang ergibt sich aus der Sache 
selbst. Es ist unglaubwürdig, wenn die Bundesregie- 
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Minister Dr. Michael Vesper (Nordrhein- Westfalen) 

(A) rung über Jahre die Umstellung von der Objekt- zur 
Subjektförderung zur ordnungspolitischen Grund- 
lage ihrer Wohnungspolitik macht und dann die be- 
stehende Subjektförderung in dieser Form austrock- 
nen läßt. 

In diesem Punkt, Herr Töpfer, konnten Sie nach 
Lust und Laune Ihrer alten Gewohnheit frönen, näm- 
lich Dinge anzukündigen, die hinterher nicht einge- 
halten wurden. Ich habe mir nicht - wie offensichtlich 
Herr Großmann - die Mühe gemacht, zu zählen, wie 
oft Sie verbindlich angekündigt haben, daß die 
Wohngeldnovelle jetzt aber wirklich komme. Ich 
weiß nur: Sie haben diese Ankündigungen nicht ein 
einziges Mal eingehalten und einen Vorschlag vorge- 
legt. Es ist daher nicht nachvollziehbar, daß dieser 
Zusammenhang in der Gegenäußerung der Bundes- 
regierung zur Stellungnahme des Bundesrates be- 
stritten wird. 

Mit einer Wohngeldnovelle meine ich keine Wohn- 
geldstruktumovelle, bei der minimale Verbesserun- 
gen des Tabellenwohngeldes von Kommunen und 
Sozialhilfeträgem finanziert werden sollen. Die Ver- 
werfungen beim Wohngeld beruhen eben nicht auf 
einer Übersubventionierung der Sozialhilfeträger, 
sondern sie gehen auf die jahrelang unterlassene 
Wohngeldanpassung zurück. 

Ein gemeinsames Reformziel mit uns könnte es 
auch sein, die Zielgenauigkeit wohnungspolitischer 
Subventionen zu verbessern. Ich habe Verständnis 
dafür, wenn es Ihnen, Herr Töpfer, mißfällt, daß in 
Bayern die Fehlbelegungsabgabe erst bei einer 
ßj Überschreitung der Einkommensgrenzen von 55 Pro- 
zent einsetzt. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P]: So 
ist es!) 

Nur, dann lösen Sie die Probleme doch dort, wo sie 
entstehen! 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 

Herr Vesper, das ist auch ein Fehlbeleger- 
schutzgesetz!) 

Ich gehe mit Ihnen, wenn Sie zu einer bundesein- 
heitlichen Toleranzschwelle für die Fehlbelegungs- 
abgabe kommen wollen. Ich sage Ihnen: Wir haben 
in Nordrhein-Westfalen mit einem Anteil von der 
Hälfte aller Sozialwohnungen den höchsten Sozial- 
wohnungsbestand. Wir haben mit der Schwelle von 
10 Prozent gute Erfahrungen gemacht. Ich würde 
mich freuen, wenn Sie diesem Vorschlag zustimmen 
könnten. 

Ihr Gesetzentwurf trägt jedoch nichts zu einer hö- 
heren Subventionsgerechtigkeit bei; denn ohne eine 
Festlegung der Einkommensgrenzen bei der Woh- 
nungsbauförderung gehen alle Vorschläge zum För- 
derausgleich ins Leere. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Dr. Vesper, Sie können als Mitglied des Bundesrates 
natürlich reden, solange Sie wollen. Aber es gibt im 


Hause gewisse Vereinbarungen. Würden Sie viel- (C) 
leicht zwischendurch einmal auf die Uhr sehen? 

Minister Dr. Michael Vesper (Nordrhein-Westfa- 
len): Einverstanden. Das tue ich gerne. Ich komme 
bald zum Schluß. 

Ich möchte gerne noch auf den Gesetzentwurf hin- 
weisen, den der Bundesrat eingebracht hat und den 
wir heute in diesem Zusammenhang beraten. Es muß 
auch ein Reformziel sein, bei der Wohnungsbauför- 
derung dem gesellschaftlichen Wandel und neuen 
Formen des Zusammenlebens Rechnung zu tragen. 

Die Vorschläge des Bundesrates hierzu hegen auf 
dem Tisch. 

Auch die Bundestagsfraktion der Grünen hat ein 
umfassendes Konzept zur Gleichbehandlung von Le- 
bensgemeinschaften vorgelegt. Auf Antrag von 
Nordrhein -Westfalen schlägt der Bundesrat vor, den 
Sozialwohnungsbestand für auf Dauer angelegte Le- 
bensgemeinschaften zu öffnen, natürlich nur dann, 
wenn die übrigen Voraussetzungen eingehalten wer- 
den. Wir müssen die Realitäten gerade in den Groß- 
städten zur Kenntnis nehmen. Ich frage mich, warum 
Sie diese Vorschläge nicht übernehmen; denn wenig- 
stens hier könnten Sie doch mit uns gehen. 

Auch die klarere Zielgruppenorientierung - Herr 
Kollege Töpfer, das wissen Sie - wird von uns geteilt. 
Allein, ich finde in dem Gesetzentwurf dazu keine 
konkreten Weichenstellungen. Wenn ich mir ansehe, 
was Sie in bezug auf die Bestandsmieten vorgehabt 
haben, dann kann ich nur sagen: Das ist nicht trag- 
bar. (D ) 

(Zuruf von Bundesminister Dr. Klaus Töp- 
fer) 

- Ja, das haben Sie mittlerweile verändert. Aber es 
wird inzwischen wieder eine Optionslösung verlangt. 

(Otto Schüy [SPD]: Ich finde, jetzt sollte 

nicht diese Schärfe in die Debatte gebracht 
werden!) 

- Manchmal muß es sein, Herr Abgeordneter Schily. 

Ich weiß, daß Sie ein Vertreter des Floretts und nicht 
des Degens sind. Aber manchmal muß man richtig 
zulangen können. Das ist klar. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das sind 
Düsseldorfer Erfahrungen!) 

Ich möchte abschließend sagen: Der Bund zieht 
sich mehr und mehr aus der finanziellen Verantwor- 
tung zurück. Zugleich will er aber immer mehr für 
die Länder regeln. Die notwendige Wohngeldanpas- 
sung wurde immer wieder hinausgeschoben. 

Die soziale Wohnraumförderung ist eben kein Aus- 
laufmodell. Der soziale Wohnungsbau ist reformfä- 
hig, aber Ihr Gesetzentwurf verfehlt genau dieses 
Ziel, die notwendigen Reformen jetzt durchzusetzen. 

Herr Kollege Töpfer, gestatten Sie mir abschlie- 
ßend noch ein persönliches Wort. Ich habe die Zu- 
sammenarbeit mit Ihnen immer geschätzt. Sie wer- 
den jetzt wohl der achte lebende Ex-Bauminister 
werden, und Sie zählen mit der kurzen Dauer Ihrer 
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(A) Tätigkeit zu den Bauministem mit der längsten 
Amtszeit. 

Ich wünsche Ihnen jedenfalls alles Gute für Ihre 
neue Funktion. Meine besten Wünsche begleiten Sie 
nach Nairobi. Ich bitte Sie nur um einen Gefallen: 
Nehmen Sie doch bitte in Ihrem Reisegepäck diesen 
Gesetzentwurf mit! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Hildebrecht Braun, F.D.P 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein 
Hauch von Nostalgie scheint die Debatte heute zu 
prägen. Da tritt zunächst einmal der amtierende Bau- 
minister ans Mikrophon und serviert uns mehr oder 
weniger einen kleinen Nachruf, wenn ich das richtig 
verstanden habe, einen Abschiedsgesang. Ich war 
ganz erstaunt; ich dachte, wir führten heute ein Fach- 
gespräch über die Wohnbaurechtsreform. Statt des- 
sen hören wir etwas von den Erfolgen der Wohn- 
eigentumsförderung, die unbestreitbar sind 

(Dr. Karl-Heinz Homhues [CDU/CSU]: 

Immerhin! Die sind auch unbestreitbar!) 

und über die ich mich genauso freue wie Sie. 

Ehrlich gesagt, möchte ich jetzt keinen weiteren 
Nachruf versuchen. Ich glaube, ein Vermächtnis gibt 
es heute noch nicht zu verteilen und auch nicht zu 
kommentieren. Noch ist er Minister, und ich muß sa- 
gen: Ich kann auch sehr gut damit leben, daß Sie 
Bauminister sind. Wir haben in der Tat viele Dinge 
gemeinsam richtig gemacht. Wenn ich es richtig 
sehe, dann ist dieser Gesetzentwurf, über den wir 
hier sprechen, auch einer, den wir sehr wohl positiv 
kommentieren können. 

Es ist ja schon eine wundersame Geschichte: Da 
tritt hier Herr Vesper auf und weint einem Gesetzent- 
wurf, den er gar nicht schätzt, Krokodilstränen nach. 
Im Grunde will er genau wie die SPD von Reform 
sprechen, aber nichts reformieren. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: So ist 
das!) 

Er will all die Dinge, die den sozialen Wohnungs- 
bau wirklich ändern würden, im Grunde nicht haben. 
Dann sollte man das aber auch deutlich sagen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Bei Ihnen 
ist es weder noch, Herr Braun!) 

Er kommt hier auch in einer optischen Mogelpak- 
kung, die dem Protokoll nicht zu entnehmen ist. Er 
trägt ein blaues Hemd und dazu eine gelbe Krawatte 
und erweckt damit den optischen Anschein von libe- 
raler Sachlichkeit. Dabei ist ihm diese jedenfalls 
heute gar nicht eigen. 

Aber kommen wir zur Sache. Ich will über zwei 
SPD -Politiker sprechen, die ich heute eigentlich gern 
hier sehen würde. 


Der eine ist der Präsident des Gesamtverbands der (C) 
Wohnungswirtschaft, Herr Steinert Er war früher so- 
zialdemokratischer Wirtschaftssenator von Hamburg. 

Er hat in Reit im Winkl bei der bayerischen Tagung 
des Gesamtverbands der Wohnungs Wirtschaft mit al- 
ler Deutlichkeit und Härte als Verbandschef eines 
wichtigen Wirtschaftsverbands in Deutschland ge- 
sagt, dieses Land brauche sofort eine Steuerreform. 
Diese Steuerreform sei zwar beschlossen worden, 
aber sie sei verhindert worden, und die Verhinderer 
säßen im Bundesrat. So waren seine Worte in Reit im 
Winkl, 

(Franziska Eichstädt-Bohlig [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Wann kommen Sie zum 
Thema?) 

wohlgemerkt die Worte eines verantwortungsvollen 
SPD-Politikers. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir haben eine weitere SPD -Politikerin, die eigent- 
lich in einer ganz vergleichbaren Position ist, nämlich 
die Präsidentin des Deutschen Mieterbundes. Ich 
dachte, Frau Fuchs wäre heute hier. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Wo ist 
sie denn eigentlich heute?) 

Sie läßt erklären, daß der soziale Wohnungsbau 
von dieser Bundesregierung und dieser Koalition an 
die Wand gefahren werde. Die Mittel würden alle 
wild zurückgefahren, und damit würde er praktisch 
nicht mehr existenzfähig sein. 

(Franziska Eichstädt-Bohlig [BÜNDNIS 90/ , D * 

DIE GRÜNEN]: Erzählen Sie uns doch mal, 
was die F.D.P. zu bieten hat!) 

Dies wird wohlgemerkt ohne einen Hinweis darauf 
vorgebracht, daß in sozialdemokratisch regierten 
Ländern wie Niedersachsen, dem Saarland, Hessen 
und Sachsen-Anhalt überhaupt nur noch Mittel für 
den sozialen Wohnungsbau als korrespondierende 
Mittel bereitgestellt werden, damit die Bundeszu- 
schüsse überhaupt noch entgegengenommen wer- 
den können. 

So ist die Realität, und ich wünschte mir, daß die 
Sozialdemokraten die Ehrlichkeit hätten, zu sagen: 

Das Geld geht allen aus, dem Bund wie den Ländern. 

Die Länder - gerade die sozialdemokratisch regier- 
ten, die ich genannt habe - fahren ihre Investitionen 
im sozialen Wohnungsbau noch viel stärker zurück, 
als es der Bund tut, 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
der CDU/CSU) 

obwohl der soziale Wohnungsbau im wesentlichen 
Länderaufgabe und eben nicht Bundesaufgabe ist. 

Der Verpflichtungsrahmen für den sozialen Woh- 
nungsbau ist von 1996 auf 1997 um 2,2 Milliarden 
DM zurückgefahren worden. Allein 2 Milliarden DM 
davon, also das Zehnfache der Mittel, um die der 
Bundestag, nämlich diese Koalition, die Summe zu- 
rückgeschraubt hat, stammen von den Ländern. Das 
sollte man wenigstens erwähnen, wenn man in die- 
sem Zusammenhang die Bundesregierung kritisiert. 
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Hildebrecht Braun (Augsburg) 

(A) Meine Damen und Herren, das Gesetz zur Reform 
des Wohnungsbaurechts enthält viele Ansätze, die 
aus dem Konzept der F.D.P. zum sozialen Wohnen 
herrühren. Der Gesetzentwurf ist insgesamt gut. 
Würde er voraussichtlich nicht wieder an der Blok- 
kade des Bundesrates scheitern, würden wir einen 
wichtigen Schritt zu mehr Gerechtigkeit, zu mehr Ef- 
fizienz und damit zu neuer Attraktivität im sozialen 
Wohnungsbau machen. 

Allerdings teile auch ich die Kritik des GdW. Der 
Entwurf geht nicht weit genug. Denn die Regelun- 
gen zum Neubau im System des sozialen Wohnungs- 
baus mögen hilfreich sein; sie erfassen aber nicht die 
übergroße Mehrheit der betroffenen Wohnungen. 
Die finden wir nämlich im Bestand. Gerade dort sind 
die Ungerechtigkeiten durch das schlimme System 
des ersten Förderwegs übergroß. Das bundesweite 
Problem von Fehlbelegern in Höhe von 42 Prozent 
wird nicht mutig angegangen, sondern unmutig 
übergangen. Die Zersplitterung der Regelungen 
zur Fehlbelegungsverhinderung oder -erschwerung 
bleibt erhalten. Während Nordrhein- Westfalen - ein 
Lob in diesem Zusammenhang Ihren Vorgängern, 
aber auch Ihnen, Herr Vesper - Fehlbeleger schon 
bei zehnprozentiger Überschreitung der gesetzlichen 
Einkommensgrenze konsequent zur Kasse bittet, 
schützt Bayern in skandalöser Weise die Fehlbeleger. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Wolf-Michael Catenhusen 
[SPD]: Und dann soll Oswald Minister wer- 
den!) 

Wer dort mit drei Kindern ein Jahreseinkommen von 
130000 DM hat und damit zu den Großverdienern 
gehört, zahlt keinen Pfennig Fehlbelegungsabgabe. 
Im Saarland gibt es, so glaube ich, überhaupt keine 
Fehlbelegungsabgabe. Aber darüber wollen wir 
nicht weiter sprechen. Das sind die „großen Leistun- 
gen" der Kanzlerkandidaten. Die wollen wir lieber 
höflich verschweigen. 

Natürlich brauchen wir ein Gesetz, das auch im 
Bestand die antiquierte Orientierung der Miethöhe 
an der sogenannten Kostenmiete mit all ihren Zufäl- 
ligkeiten und abstrusen Auswirkungen verhindert. 
Wenn sich der Bundesgesetzgeber schon wegen des 
Widerstands der Länder daran gehindert sieht, ein- 
heitlich für alle Bundesbürger, deren Einkommen 
über den vorgesehenen Grenzen hegen, eine Rege- 
lung zu treffen, nach der die Miete in Schritten auf 
die ortsübliche Vergleichsmiete angehoben werden 
kann, so wäre doch zumindest eine Optionsklausel 
richtig, die es den Ländern überläßt, ob sie diesen 
richtigen Weg beschreiten wollen oder nicht. 

Ich sehe überhaupt nicht ein, warum der Bund 
Länder nicht ermächtigen soll, von diesem Instru- 
ment Gebrauch zu machen. Ob sie das dann tun oder 
nicht, mögen sie selbst politisch verantworten Wir 
werden deswegen dafür kämpfen, daß die Options- 
klausel wieder in dieses Gesetz hineinkommt. 

(Achim Großmann [SPD]: Aha, Mieterhö- 
hungen!) 

Ich möchte am Schluß noch eines betonen: Am 
richtigsten wäre eine Reform, die all die Gesetze, die 


wir jetzt in diesem Zusammenhang haben, ganz (C) 
schlicht nicht mehr nötig macht. Zweites Wohnungs- 
baugesetz, Wohnungsbindungsgesetz, Gesetz über 
den Abbau der Fehlsubventionierung, Zweite Be- 
rechnungsverordnung, Neubaumietenverordnung - 
all das hat man - ich möchte sagen: typisch deutsch - 
zur Regelung des sozialen Bauens eingeführt und hat 
damit ein groteskes Gerüst von Regelungen gefun- 
den, mit denen niemand mehr umgehen kann und 
die dazu führen, daß in diesem Zusammenhang eine 
skandalöse Ungerechtigkeit entstanden ist, daß wir 
Wohngettos bekommen haben usw. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch) 

Wir alle kennen diese Kritik; sie wird ja bundes- 
weit erhoben. Es kommt nicht von ungefähr, daß uns 
hierzu ein Gutachten der Arge Bau, das Empirica- 
Gutachten und im Rahmen des Gutachtens zur deut- 
schen Wohnungspolitik von 1994 ein großes Kapitel 
hinsichtlich des Wohnungsbaus vorhegt, das kein gu- 
tes Haar an diesem System läßt. Hier ist eine grund- 
legende Reform erforderlich. Sie wäre so einfach. 

Mögen doch der Bund und die Länder den Kom- 
munen das Geld geben, das sie jetzt ausgeben. Ge- 
ben Sie es den Kommunen! Denn sie sind vor Ort 
und können am besten über den Mitteleinsatz ent- 
scheiden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
die Redezeit läuft aus. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P. ): Mögen sie 
dies wie in Fellbach ausgeben, um den Leuten, die 
wirkhch dringend eine billige Wohnung brauchen, 
dies auch zu ermöglichen. Das wäre der richtige und 
flexible Ansatz. Für den werden wir auch weiterhin 
kämpfen. Ein Zwischenschritt wäre dieses Gesetz. Es 
würde die Dinge deutlich verbessern. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Klaus-Jürgen Wamick. 

Klaus-Jürgen Warnick (PDS): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich stehe vor der unange- 
nehmen Aufgabe, in nur fünf Minuten meine Auffas- 
sung und die der PDS-Bundestagsgruppe zu acht 
zum Teil außerordentlich umfangreichen Gesetzent- 
würfen, Anträgen und Beschlußempfehlungen lie- 
fern zu dürfen. Deswegen werde ich mich auf einige 
wenige grundsätzliche Aussagen beschränken müs- 
sen. 

Zum Anfang wenige Worte zu dem, was Minister 
Töpfer gesagt hat: Wie Sie versuchen, andere vor Ih- 
ren Karren zu spannen, 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ist 
klasse, nicht?) 

und wie Ihnen dies teilweise auch gelingt, das ist 
schon äußerst geschickt. Mit Aussagen über den 
Direktor des Deutschen Mieterbundes, Herrn Rips, 
beweisen Sie jedenfalls, daß Sie ein wahrer Weltmei- 
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(A) ster im Verbreiten von Halb Wahrheiten sind. Sie pik- 
ken nur das Positive heraus und lassen das Negative 
weg. Ich habe die Presseerklärung hier. Nichts von 
dem, was an Kritischem in ihr steht, haben Sie vorge- 
tragen: „Die Politik der Bundesregierung ... spart 
den sozialen Wohnungsbau zu Tode." Es stimmt 
zwar, daß zitiert wurde, das Reformvorhaben sei 
„eine geeignete Diskussionsgrundlage". Aber es 
heißt auch: 

Scharf rügte der Direktor des Deutschen Mieter- 
bundes die finanzielle Ausblutung des sozialen 
Wohnungsbaus durch die Bundesregierung. Man 
könne nicht ernsthaft inhaltliche Reformen be- 
treiben, wenn gleichzeitig der Geldhahn zuge- 
dreht wird ... Das Wohngeld muß endlich, wie 
ständig versprochen, erhöht werden. 

Von all dem kein Wort! 

Daß es bei Wohnungsförderung und sozialem 
Wohnungsbau Reformbedarf gibt, ist einer der weni- 
gen Punkte, die hier von niemandem bestritten wer- 
den; denn der Gegensatz zwischen ständig steigen- 
dem Wohnflächenverbrauch sowie Wohnflächen mit 
hohem Standard einerseits und steigender Woh- 
nungsnot und Obdachlosigkeit andererseits ist of- 
fensichtlich. Beim Wohnungsmarkt ist es genauso 
wie in allen anderen Bereichen der Gesellschaft: Die 
Umverteilung von unten nach oben ist im vollen 
Gange. Bestes Beispiel sind die Steuergeschenke für 
vermögende Westdeutsche; ich verweise auf den 
„Spiegel "-Artikel dieser Woche. Überrascht hat mich 
der Artikel allerdings nicht. Meine Kolleginnen und 

(B) Kollegen sowie ich haben seit Jahren darauf hinge- 
wiesen und Veränderungen gefordert. Der vorlie- 
gende Gesetzentwurf ändert diese skandalöse Politik 
nicht. 

Daß der Regierungsentwurf wenig taugt und wi- 
dersprüchlich ist, möchte ich Ihnen an wenigen 
Punkten deutlich machen. 

Erste Falschaussage: Die Bundesregierung be- 
hauptet in ihrem Entwurf des Wohnungsbaurechtes: 

Das Gesetzbuch schafft dauerhafte und zukunfts- 
weisende Grundlagen für eine soziale Wohn- 
raumförderung und deren Finanzierung. 

Ich frage: Wie zukunftsweisend kann ein Wohnungs- 
baurecht sein, das die Gretchenfrage der Umstellung 
von indirekten auf direkte steuerliche Förderungs- 
möglichkeiten im Wohnungsbau nicht angeht, das 
nicht alle Instrumente der Förderung wirklich mit 
einbezieht, das die Frage der Wohnungsgemeinnüt- 
zigkeit nicht anspricht, das zu vielen wichtigen Fra- 
gen wie der Förderung von Genossenschaften und 
des barrierefreien Bauens nur unverbindliche Allge- 
meinplätze hineinschreibt und das nicht verläßliche 
und außerordentlich langfristige Bedingungen für 
das Wohngeld festschreibt? 

Da sind wir schon bei der zweiten Falschaussage, 
daß der „vom Bundesrat angenommene Zusammen- 
hang mit einer Leistungsverbesserung beim Wohn- 
geld nicht besteht". Was für ein Witz! Das vorge- 
schlagene Modell eines neuen Wohnungsbaurechts 


ist ohne ausreichende Wohngeldregelungen über- (C) 
haupt nicht machbar. 

Über das Wohngeld komme ich zum dritten Wi- 
derspruch. Die Bundesregierung beweist mit ihren 
Haushaltsansätzen für 1998, daß sie ihre eigenen 
ideologischen Vorgaben überhaupt nicht ernst 
nimmt. Ich kann mich jedenfalls nicht erinnern, 
daß die PDS den Grundsatz „Objektförderung re- 
duzieren und Subjektförderung erhöhen" erfunden 
hätte. Dies ist seit Jahren der wohnungspolitische 
Leitsatz der Koaütion, sozusagen ihr Glaubensbe- 
kenntnis. Kollege Vesper hat darauf schon hinge- 
wiesen. 

Dieser Leitsatz soll bedeuten, daß zukünftig nicht 
mehr der Wohnungsbau gefördert werden soll, son- 
dern statt dessen all die Mieterinnen und Mieter, die 
sich die dann zu teuren Wohnungen des Marktes 
nicht mehr leisten können. Sie können eine finan- 
zielle Unterstützung des Staates - hier in Form von 
Wohngeld bzw. einkommensabhängigen Zusatzför- 
derungen - bekommen. Gleichzeitig die Subjektför- 
derung, also Wohngeld, und die Objektförderung, 
also Mittel für den sozialen Wohnungsbau, zu kür- 
zen zeigt, daß vom wohnungspolitischen Gesamt- 
konzept nur noch ein Scherbenhaufen übriggeblie- 
ben ist. 

Wie widersprüchlich die politischen Vorstellungen 
der Koaütion weiterhin sind, zeigt die zum Teil be- 
rechtigte Kritik am Gießkannenprinzip, ist sie doch 
mit der Gießkanne überhaupt nicht zimperüch, wenn 
es um die Unterstützung von Bonn nach Berlin zie- 
hender Bundesbediensteter geht. Oder soll ich eine 
soziale Gerechtigkeit darin sehen, daß der Ministen- 1 J 
aldirektor aus der hohen Leitungsebene in weiten 
Teüen genau dieselbe fünfstelüge Umzugsförderung 
wie die Mitarbeiterin des Plenardienstes erhält, ob- 
wohl ersterer auch ohne Zusatzförderung keinen dra- 
matischen sozialen Abstieg in Berlin befürchten 
müßte? Das Wort „Gießkanne" sollten Sie von der 
Koalition aus den verschiedensten Gründen besser 
meiden wie der Teufel das Weihwasser. 

All diesen Ungereimtheiten steht der seit Mai 
1996 dem Bundestag vorüegende ganzheitliche Ent- 
wurf der PDS für eine umfassende Reform der Woh- 
nungsförderung und die Erarbeitung eines Wohnge- 
setzbuches gegenüber, der alle wohnungspolitischen 
Instrumente einbezieht. Neben einem neuen Miet- 
höhe- und Mietspiegelgesetz, einem neuen Wohn- 
geldgesetz und der Sicherung kommunaler Bele- 
gungsrechte spielen darin vor allem die Einführung 
einer neuen Wohnungsgemeinnützigkeit und der 
Umbau des Steuerrechts eine entscheidende Rolle. 

Unser heute vorüegender Entwurf eines Wohn- 
geldanpassungsgesetzes unternimmt den wiederhol- 
ten Versuch, mit moderaten, dem Bundesratsantrag 
von 1995 entlehnten - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 

Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Klaus-Jürgen Warnick (PDS): - ich bin sofort am 
Schluß - Anhebungsbeträgen für Westdeutschland 
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Klaus-Jürgen Warnick 

(A) das Wohngeld zum 1. Januar 1998 endlich den ge- 
stiegenen Mieten anzupassen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS - Dr.-Ing. Dietmar 

Kansy [CDU/CSU]: Immer an Wandlitz den- 
ken!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Josef Hollerith das Wort. 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Wohnungs- 
baupolitik dieser Bundesregierung ist eine beispiel- 
gebende Erfolgsstory. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

- Hören Sie zu! - So stellte der Bund allein seit 1990 
nahezu 23 Milharden DM Finanzhilfen für den sozia- 
len Wohnungsbau bereit. Mit deren Komplementär- 
mitteln kamen somit 133 Milliarden DM zum Einsatz. 
Allein in diesem Zeitraum sind 870000 Wohnungen 
mit direkten öffentlichen Hilfen geschaffen worden. 

Insgesamt stellte der Markt seit Anfang 1991 im 
Westen über 2,6 Milhonen Wohnungen, überwie- 
gend frei finanziert, bereit. In den neuen Ländern 
wurden etwa 375 000 Wohnungen gebaut und etwa 
3,5 Milhonen Wohnungen modernisiert. Das ist eine 
beispielgebende Erfolgsstory. 

Der Vermietermarkt hat sich zu einem Mieter- 
markt gewandelt. Die Mietpreise sind auf breiter 

(B) Front gesunken, in manchen Regionen bis zu 30 Pro- 
zent. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: So 
ist es!) 

Es gibt nicht wenige Gegenden in Deutschland, wo 
frei finanzierte Wohnungen preiswerter sind als im 
ersten Förderweg neu gebaute Wohnungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist ein beispielgebender Erfolg dieser unserer 
Pohtik. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der so- 
ziale Wohnungsbau steht vor neuen Herausforderun- 
gen, vor Herausforderungen für neue Märkte - ich 
nenne als Beispiele die zielgenaue Förderung etwa 
für Behinderte, die gezielte Förderung für kinderrei- 
che Familien oder für aheinerziehende Männer und 
Frauen - und der Herausforderung durch das Pro- 
blem der Gettobildung in den Beständen. Wir ken- 
nen das Problem des Wohnumfeldes gerade in den 
neuen Bundesländern. 

Der soziale Wohnungsbau steht vor einer weiteren 
Herausforderung: Er ist in seinen Instrumenten effi- 
zienter zu organisieren. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 

Sehr richtig!) 

Wir hatten gerade das Beispiel von Minister Vesper 
in NRW: Durch eine vereinbarte Förderung können 
wir gleiche Wohnquahtät zu 20 Prozent geringeren 


Kosten herstellen. Dies bedeutet, um beim Beispiel (C) 
NRW zu bleiben, das zugegebenermaßen viel für den 
sozialen Wohnungsbau tut, daß mit dem gleichen 
Geld statt der vorhandenen 25000 Wohnungen im 
sozialen Wohnungsneubau 30000 Wohnungen her- 
gestellt werden könnten, wenn wir das System des 
sozialen Wohnungsbaus effizienter gestalteten. * 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Schließlich verlangt die Tatsache, daß wir feststel- 
len müssen, daß nach zwei bis vier Jahren etwa 30 
bis 40 Prozent der neu gebauten Sozialwohnungen 
fehlbelegt sind, also von Mietern belegt sind, deren 
Einkommen über den Berechtigungsgrenzen hegt, 
eine Reform dieses Systems. Ich weiß wohl, meine 
sehr verehrten Damen und Herren von der Opposi- 
tion, daß wir für eine Reform den Bundesrat brau- 
chen, wo wir eine rot-grüne Mehrheit vorfinden. 
Auch weiß ich - jedenfalls schien es so nach dem, 
was uns Herr Vesper vorgetragen hat -, daß der Kan- 
didat aus dem Saarland offensichtlich mit seiner Poh- 
tik der verbrannten Erde in der SPD und in rot-grü- 
nen Kreisen mehrheitsfähig ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Opposition, ich meine nicht, daß Sie mit einer sol- 
chen Politik Erfolg haben werden. Sie werden sich 
damit in der Öffenthchkeit als reformunfähig und als 
Reformverweigerungspartei darstellen. Das Ergebnis 
wird nicht sein, daß Sie Wählerstimmen bekommen, 
sondern das Ergebnis wird sein, daß Ihnen die Wäh- 
ler den Zuspruch versagen werden. 

Meine große Sorge ist, daß diese Reformverweige- pj 
rung von einer großen Zahl der Menschen in unse- 
rem Lande dem politischen System in Deutschland 
insgesamt angelastet wird und daß dieses pohtische 
System insgesamt wegen Ihrer Reformverweige- 
rungspolitik durch Wahlenthaltung Schaden nimmt. 

Herr Kollege Großmann, ich habe Sie und Kollegen 
von Ihnen an sich bei aller Unterschiedlichkeit von 
Standpunkten in der Sache und in Fachfragen ge- 
rade auch in den Verhandlungen des Vermittlungs- 
ausschusses zum Baugesetzbuch als in der Sache 
kompetent und durchaus auch fähig kennengelemt, 
im Detaü der Sache wegen Kompromisse zu finden. 

Wir laden Sie ein, diesen Weg einer konstruktiven 
sachpolitischen Auseinandersetzung auch beim 
Wohnungsgesetzbuch mit uns zu gehen: um der Sa- 
che und der Menschen in unserem Lande willen. 

(Franziska Eichstädt-Bohlig [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Sobald ein vernünftiger 
Gesetzentwurf vorliegt!) 

Ich möchte Ihnen zehn Kernpunkte dieses Reform- 
vorhabens vorstellen: 

Erstens. Das Wohnungsgesetzbuch bedeutet 
Rechtsvereinfachung, das heißt Zusammenfassung 
und Vereinheitlichung des Wohnungsbaurechtes. In 
Zahlen ausgedrückt: Für die künftig neue Förderung 
reichen auf Bundesebene zirka 80 statt bisher 280 Pa- 
ragraphen. 

Zweitens. Das Wohnungsgesetzbuch konkretisiert 
bedürftige Haushalte als Zielgruppe der Förderung. 
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(A) Die Länder legen die Einkommensgrenzen fest. Ich 
halte dies für richtig, weil wir unterschiedliche Ver- 
hältnisse haben. In Rostock sind die Verhältnisse an- 
ders als in Garmisch-Partenkirchen. Deswegen ist es 
richtig, wenn die Länder in die Lage versetzt werden, 
bedürfnisgerecht unterschiedliche Einkommens- 
grenzen festzulegen. 

Drittens. Das Wohnungsgesetzbuch fordert und 
fördert eine flexible Bestandspolitik, die gerade in 
den neuen Bundesländern dringend benötigt wird. 

Viertens. Das Wohnungsgesetzbuch gewährleistet 
ausgewogene Bewohnerstrukturen in allen Wohn- 
gebieten bis dahin, daß es Freistellungen vom För- 
derausgleich ermöglicht, wenn dies aus Gründen der 
Erhaltung ausgewogener Bewohnerstrukturen not- 
wendig ist, zum Beispiel in Großsiedlungen, wenn es 
darum geht, wegzugswülige Mieter mit günstigen 
Mieten im Quartier zu halten. 

Fünftens. Das Wohnungsgesetzbuch gewährleistet 
einkommens- und vergleichsmietenorientierte För- 
derung. Die Kostenmiete wird abgeschafft. Wir wis- 
sen, daß der erste Förderweg mit seiner Kostenmiete 
der teuerste Wohnungsbau ist. Wir wissen, daß das 
Neuinstrument der vereinbarten Miete im Ergebnis 
gleiche Wirkungen zu effizienteren Bedingungen als 
das alte System haben wird. 

Sechstens. Das Wohnungsgesetzbuch bedeutet 
auch Förderung für selbstgenutztes Wohneigentum, 
etwa auch in der Situation, wenn die Entlastungswir- 
kung des Eigenheimzulagengesetzes nicht ausreicht, 
am Anfang oder am Ende mit diesen Instrumenten 

(B) flankierend zu fördern. 

Siebtens. Das Wohnungsgesetzbuch gibt der 
Selbsthilfe und dem genossenschaftlichen Wohnen 
einen besonderen Rang, worüber ich mich sehr freue. 
Es ist in allen Debatten fraktionsübergreifend ein ge- 
meinsames Anhegen der Wohnungspolitik, die Hilfe 
zur Selbsthilfe zu stärken. Dieses leistet das Woh- 
nungsgesetzbuch. 

Achtens. Das Wohnungsgesetzbuch stärkt die Stel- 
lung der Kommunen mit der Möglichkeit der Sanie- 
rung der Bestände. 

Neuntens. Das Wohnungsgesetzbuch schafft die 
Kostenmiete auch im Sozialwohnungsbestand ab. 

Zehntens. Das Wohnungsgesetzbuch paßt die fö- 
derativen Finanzbeziehungen an die verfassungs- 
rechtlichen Gegebenheiten an - Zuständigkeit der 
Länder - und sichert dauerhaft die finanzielle Beteili- 
gung des Bundes. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich lade 
Sie - auch Sie, hebe Kolleginnen und KoUegen der 
Opposition - um der Sache wülen zu einer dialog- 
orientierten, konstruktiven Mitarbeit bei diesem 
wichtigen Reform Vorhaben ein. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Wolfgang Spanier. 


Wolfgang Spanier (SPD): Herr Präsident! Meine (C) 
Damen und Herren! Herr Braun, mit aller Entschie- 
denheit muß ich Ihre Angriffe auf den Bundesbau- 
minister zurückweisen. Sie haben vorhin gesagt, 
seine Rede sei kein Beitrag zu einem Fachgespräch 
gewesen. Nachdem ich nun Ihre Ausführungen und 
die - so wül ich es ausdrücken - gestanzte Festan- 
sprache des Herrn Hollerith gehört habe, muß ich 
den Bundesbauminister wirklich ganz energisch in 
Schutz nehmen. Er hat hier geradezu tiefschürfende 
Ausführungen gemacht. 

(Beifall bei der SPD - Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy [CDU/CSU]: Was heißt „geradezu"?) 

Herr Töpfer, wir haben viel Verständnis für Ihr Be- 
mühen, aus dieser Bundesregierung auszusteigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ungeheuerlich 
ist das!) 

Es ist natürlich ein politisches Signal: zuerst Herr 
Waigel, dann Herr Seehofer und nun Herr Töpfer. 

(Achim Großmann [SPD]: Die anderen 
haben noch keinen UNO- Job gefunden!) 

Der Bundeskanzler pflegt zu dieser Erosion zu be- 
merken: Die Karawane zieht weiter. Um im Bild zu 
bleiben - das betone ich hier -: Der Karawanenführer 
merkt also offensichtlich nicht, daß sich die ersten 
Kamele bereits absetzen, und er merkt vor allen Din- 
gen nicht, daß die Karawane die Orientierung verlo- 
ren hat und sich nur noch im Kreise dreht. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ist das 
jetzt ein Sachbeitrag? - Peter Götz [CDU/ p, 

CSU]: So ein Schmarren!) U 

Der Stellungnahme des Bundesrates zu Ihrem Ge- 
setzentwurf kann ich nur zustimmen - die Stellung- 
nahme hat den Nagel auf den Kopf getroffen: 

Mit dem Gesetzentwurf wird auch die soziale 
Wohnungspolitik wirtschaftsliberalen Prinzipien 
und kurzatmigen Spardiktaten unterworfen . . . 

Die Folge davon ist - das möchte ich hier mit allem 
Emst sagen - eine Verstärkung der sozialen Schiel- 
lage in unserem Land. Es gibt nicht nur eine soziale 
Schieflage in bezug auf das Einkommen und das Ver- 
mögen, sondern auch in bezug auf die Wohnraum- 
versorgung. Mein Fraktionskollege Zöpel hat für 
mich vor kurzem in einer Rede sehr klar ausgedrückt, 
was das heißt. Er sagte: Es gibt in Deutschland keine 
generelle Wohnungsnot, aber es gibt Not mitten im 
Luxus. 70 bis 80 Prozent der Bevölkerung haben kein 
Problem mit ihrer Wohnung, zumindest keines, das 
sie wirklich trifft. Aber 20 bis 30 Prozent der Bevölke- 
rung leben so, wie keiner von den restlichen 80 Pro- 
zent, wie keiner von uns wohnen möchte. Das ist ein 
Skandal. Noch schlimmer ist: Dieser Skandal weitet 
sich aus. 

(Achim Großmann [SPD]: Leider wahr!) 

In diesem Zusammenhang kommt mir die Diskus- 
sion um die Zielgruppe staatlicher Wohnungsförde- 
rung doch manchmal - vorsichtig gesagt - recht 
merkwürdig vor. Die Diskussion kreist darum, ob die 
Förderung breiten Schichten der Bevölkerung zugute 
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(A) kommen oder ob sie nur die Bedürftigen, diejenigen, 
die sich nicht selbst mit ausreichendem Wohnraum 
versorgen können, unterstützen soll. 

Objektive Tatsache ist: Der Staat unterstützt die 
breiten Schichten der Bevölkerung. Die oberen 70 
bis 80 Prozent erhalten 55 bis 100 Müliarden DM 
jährlich in Form von Zulagen und vor allem in Form 
von Steuerverzicht. Und die unteren 20 Prozent? - 
Hier führen wir endlose Diskussionen um 500 Millio- 
nen oder 1 Müliarde DM mehr für den sozialen Woh- 
nungsbau; hier führen wir endlose Diskussionen 
über die Verbesserung des Wohngeldes. 

(Iris Gleicke [SPD]: Das ist leider wahr!) 

Wir teilen die Kritik der Mehrheit des Bundesrates 
an dieser Einengung der Zielgruppe. Das verstärkt 
letztüch nur die Bildung von Armutsgettos. 

Dazu gehört auch die berechtigte Kritik an der 
Überführung der Sozialmieten in das Vergleichsmie- 
tensystem. Dazu ist hier von Achim Großmann das 
Notwendige gesagt worden. 

In diesem Zusammenhang lassen Sie mich eine 
persönliche Bemerkung zu dem Ziel der sozial ge- 
mischten Wohnstrukturen machen. Dazu hat ja die 
SPD in ihrem Antrag auch eine Reihe von Vorschlä- 
gen gemacht. 

Bei Ihnen habe ich aber zunehmend den Verdacht, 
daß es Ihnen letztlich nur darum geht, Armut räum- 
lich besser zu verteilen, weü Sie - und das könnte ich 
Ihnen hier sicherlich ausführlich belegen - durch 
Ihre Politik insgesamt nichts tun, um den Ursachen 

(B) dieser Büdung von Armutsgettos - nicht nur in den 
großen Städten, sondern mittlerweüe in jeder deut- 
schen Stadt - nun endlich zu Leibe zu rücken. 

(Beifall bei der SPD - Iris Gleicke [SPD]: 

Das ist leider wahr!) 

Weniger sozialer Ausgleich und größere soziale 
Schieflage - das entsteht auch durch den Rückgang 
des preiswerten Wohnungsbestandes. Sie setzen 
dem Ganzen sozusagen noch eins drauf durch den 
Ausverkauf bundeseigener Wohnungen - konzepti- 
onslos, lediglich blinder Aktionismus eines hilflosen 
Finanzministers. 

Ihr wirtschaftsliberaler Ansatz wird auch bei der 
Förderung von Genossenschaftsmitgliedern deut- 
lich. Es ist wirklich fast nicht zu fassen, daß Sie we- 
gen ideologischer Scheuklappen bis heute nicht ver- 
standen haben, was genossenschaftüches Eigentum 
bedeutet. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Sie wollen die Ausweitung der eigentumsorientierten 
Förderung analog zum Eigenheimzulagengesetz. Die 
Folge: Zerschlagung der wirtschaf tlichen Leistungs- 
fähigkeit bestehender Genossenschaften durch den 
Ausverkauf der besten Wohnungsbestände, Aushöh- 
lung des genossenschaftlichen Gedankens. 

Im Interesse der Mieterinnen und Mieter und mit 
dem Ziel eines größeren sozialen Ausgleichs möchte 
ich auch auf unseren Antrag - der in dieser Debatte 


nicht untergehen soll - zur Anhebung der Freibe- (C) 
träge bei den Einkommensgrenzen für den Zugang 
zu Sozialwohnungen hin weisen. Die Änderungen 
1994 haben ein sicherlich unbeabsichtigtes Ergebnis 
gehabt, nämlich die Schlechterstellung von Behin- 
derten, die nicht häuslich pflegebedürftig sind, das 
heißt nach Auskunft des Reichsbundes: von 75 Pro- 
zent der Behinderten. 

Die Verbesserung ist hier dringend erforderlich, 
auch eine Anhebung, eine Verbesserung der Freibe- 
träge für die Kinder von Alleinerziehenden. Bisher 
wurden sie nur für Kinder bis zum Alter von zwölf 
Jahren gewährt, wir beantragen die Herauf setzung 
der Altersgrenze auf 14 Jahre. 

Zentraler Kritikpunkt am Gesetzentwurf ist aber 
das Fehlen der Wohngeldnovelle. In § 4 wird zwar 
wörtlich festgestellt: „Das Wohngeldgesetz gilt als 
Teü des Gesetzes", aber ein neues Wohngeldgesetz, 
x-mal angekündigt - Fehlanzeige. Achim Großmann 
hat gesagt, was dazu zu sagen ist: eklatanter Wort- 
bruch. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden wieder unter zeitlichen Druck geraten, 
weü das Wohngeld Ost Ende des Jahres 1998 ausläuft. 

Sie werden sich dann nicht mehr darum kümmern 
müssen, Herr Minister, aber wir werden wieder in die 
gleiche Situation geraten wie in der Vergangenheit. 

Ich will an dieser Stelle einige Anmerkungen zu 
dem machen, was Herr Töpfer die Strukturreform 
des Wohngeldes zu nennen behebt. Ihre Begrün- 
dung ist, daß ein Ungleichgewicht zwischen pau- 
schaliertem Wohngeld und Tabellenwohngeld be- 
steht, das beseitigt werden muß. 

In der Tat, wir haben beim pauschalierten Wohn- 
geld einen deutlichen Anstieg, aber das hegt doch 
nicht an einer Bevorzugung der Sozialhilfe bezieher, 
sondern an der Entwicklung des Sozialhilfebezugs 
insgesamt. Die Kürzungen treffen auch nicht - so ist 
die Sozialhüfe nun einmal geregelt - die Sozialhilfe- 
bezieher, sondern sie führen einzig und allein zur 
Mehrbelastung der Kommunen. 

Was mich hier wirklich stört, ist der versteckte Miß- 
brauchsvorwurf gegenüber den Kommunen, der im- 
mer wieder deutlich wird. Ich kann nur alle Kollegin- 
nen und Kollegen bitten, sich in den eigenen Kom- 
munen einmal zu erkundigen, wie das dort gehand- 
habt wird. Ich glaube, daß sich damit dieser Miß- 
brauchsverdacht von selbst erledigt. 

Die Kommunen haben ein eigenes finanzielles In- 
teresse, auf Obergrenzen bei den Mieten zu achten. 

Aber wenn wir nun schon wissen, daß wir differen- 
zierte Wohnungsteilmärkte haben, dann werden wir 
auch sehen, daß es für einzelne Kommunen sehr, 
sehr schwierig ist, dies einzuhalten. 

Eines möchte ich Ihnen auch noch zu bedenken 
geben: Sie übersehen die Dauer des Sozialhilfebezu- 
ges. Nach Angaben der Bundesregierung beziehen 
50 Prozent der Sozialhilfeempfänger diese Hüfe we- 
niger als zwölf Monate. Wollen Sie die nun ständig 
ein- und ausziehen lassen? Hier, meine ich, sollten 
Sie von der Sache her diese Regelung, dieses Vorha- 
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(A) ben überprüfen. Das gilt auch für die Grünen. Ich 
habe mir sagen lassen, daß sie hier in dieser Sache 
ähnliche Vorstellungen entwickelt haben. 

Also: Unsere Vorschläge zu einem Gesetzbuch des 
sozialen Wohnens hegen vor. Es ist von Minister Ves- 
per und von anderen deutlich gemacht worden, daß 
Ihr Gesetzentwurf keine Chancen hatte. Vielmehr 
verstärkt sich der Verdacht, daß es mit diesem Ge- 
setzentwurf gar nicht so ernst gemeint gewesen ist. 

Wir werden nach der Wahl, mit einer neuen Mehr- 
heit, hier ein vernünftiges, sozial gerechtes Gesetz- 
buch des Wohnens verabschieden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Fran- 
ziska Eichstädt-Bohlig [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
das Wort der Abgeordneten Hannelore Rönsch. 

Hannelore Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Heute abend wollten wir eigentlich das Wohnungs- 
baureformgesetz beraten. Die Opposition konnte es 
sich natürlich wieder nicht verkneifen, dem Woh- 
nungsbauminister doch noch einige Unfreundlich- 
keiten mit auf den Weg zu geben. 

(Zuruf von der SPD: Lesen Sie doch einmal 
die Rede nach, die er eben gehalten hat!) 

^ Ich muß sagen, Herr Kollege Großmann, das hat 
mich etwas enttäuscht; denn ab und an gab es tat- 
sächlich auch im Wohnungsbau mit der Opposition 
Gemeinsamkeiten. Daß Sie heute nur das angespro- 
chen haben, was Ihnen so in die Reihe paßt - dann 
auch noch unvollständig -, nehme ich Ihnen übel. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das ist 
aber hart!) 

Sie haben zum Beispiel das Altschuldenhilfe-Ge- 
setz angesprochen. Mit diesem Altschuldenhilfe-Ge- 
setz ist eine mieternahe Privatisierung in den neuen 
Bundesländern mögüch gewesen. Jetzt haben mehr 
Mieter Wohneigentum. Das Vergleichsmietensystem 
ermöglichte vergleichbare Mieten in Gesamtdeutsch- 
land. 

Warum haben Sie das kosten- und flächenspa- 
rende Bauen nicht erwähnt? - Ich hätte erwartet, Sie 
sprechen über diese Initiative des Ministers, die in 
Deutschland sehr erfolgreich umgesetzt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Haben Sie darüber geredet, daß im Zusammen- 
hang mit C0 2 durch die Förderung über die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau in den neuen Bundeslän- 
dern 70 Milliarden DM investiert worden sind - ich 
denke, eine beachtliche Leistung -, 

(Beifall des Abg. Wolfgang Dehnel [CDU/ 
CSU]) 

was bei einer Abschiedsrede Erwähnung hätte fin- 
den müssen? 


Ganz verräterisch ist für mich, daß Sie das Eigen- (C) 
heimzulagengesetz mit keinem Wort erwähnt haben. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch längst ver- 
frühstückt!) 

Es paßt wohl nicht in Ihre Denkweise, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland mehr und mehr Mieter 
Eigentum erwerben und die Eigentumsquote in den 
alten Bundesländern und in den neuen Bundeslän- 
dern ganz erfreulich steigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Ich will Ihnen die Zahlen noch einmal nennen: Die 
Zahl der Baugenehmigungen für den Eigenheimbau 
ist 1996 um 10,5 Prozent und 1997- allerdings erst 
bis zum Monat August - um 9,3 Prozent gestiegen. 

Ich denke schon, daß das einer Erwähnung wert ge- 
wesen wäre, und ich hätte mich gefreut, wenn die 
Opposition hier nicht nur Unfreundlichkeiten gesagt 
hätte. Sie haben bei den Haushaltsberatungen noch 
Gelegenheit, das eine oder andere Positive zu sagen. 

Was heute abend von den beiden SPD-Kollegen 
abgeliefert wurde 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: War 
schwach!) 

das paßte in das alte Bild „Verunsicherung von Mie- 
tern“. Es wurden hier Szenarien entwickelt, die mit 
der Wirklichkeit auf dem Wohnungsmarkt in der 
Bundesrepublik Deutschland aber auch nicht ansatz- 
weise etwas zu tun haben. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich denke, daß wir in der Wohnungspolitik auf ei- 
nem ausgesprochen guten Weg sind. Ich will zwei 
Beispiele nennen: die Entwicklung der Mietpreise 
und den Wohnungsneubau, dessen Fortschritt ich 
eben schon mit Zahlen belegt habe. Bei der Woh- 
nungsbaudebatte im November letzten Jahres sind 
wieder Worte gefallen wie: Die Mieter müssen in die- 
ser Bundesrepublik Deutschland große Angst haben, 
daß ihnen von dieser bösen Regierung das Dach über 
dem Kopf weggenommen wird und daß die Vermie- 
ter sie auf die Straße setzen. 

Sie haben bei der Haushaltsberatung die Chance, 
den Mietern diese Angst zu nehmen. 

(Achim Großmann [SPD]: Die Mieter haben 
Angst, daß Sie das Mietrecht novellieren!) 

- Die Mieter haben davor keine Angst. Sie haben 
Angst vor einer Opposition, die nichts anderes tut, 
als die Leute zu verunsichern und ihnen in ihrem 
Wohnbedürfnis Sorgen zu bereiten. 

(BeifaU des Abg. Peter Götz [CDU/CSU] - 

Achim Großmann [SPD]: Sie haben uns 
doch gerade noch gelobt!) 

Sie haben horrende Mieterhöhungen vorausgesagt. 

Wir erleben jetzt, daß der Mietzins bröckelt, und die 
Mieterverbände, selbst der Deutsche Mieterbund, er- 
warten auf kurze Sicht keine nennenswerten Mieter- 
höhungen. - Ich vermisse an dieser Stelle übrigens 
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(A) wieder Frau Fuchs, die bei Mietdebatten nie dabei 
ist. 

(Achim Großmann [SPD]: Die hat bestimmt 

Wichtigeres zu tun, als Ihnen zuzuhören!) 

- Aber bei einer Wohnungsbaudebatte, Herr Groß- 
mann, könnte sie vielleicht einmal - auch wenn die 
immer so spät stattfinden - im Bundestag anwesend 
sein. 

(Achim Großmann [SPD]: Die kennt Ihre 
Reden!) 

- Vielleicht hätte sie Ihnen mal zuhören können oder 
hätte zu dem Stellung nehmen können, was der 
Deutsche Mieterbund heute zu dem Wohnraumge- 
setz gesagt hat, das der Minister vorgelegt hat. 

Ich würde mich freuen, wenn Sie die Angst der 
Mieter ein Stück abbauen könnten. Ich glaube, wir 
sind in der Bundesrepublik Deutschland auf einem 
guten Weg. Gegenüber 1995 hat es einen Mietzins- 
rückgang um fast 6 Prozent gegeben. 

(Zuruf von der SPD: Aber nur in Wiesbaden 
bei den 30-DM-Mieten!) 

Bei den Neuvertrags mieten lag der Rückgang sogar 
bei 7 Prozent. Das sind alles Tatsachen, die Sie zur 
Kenntnis nehmen könnten, wenn Sie es wollten. 

(Franziska Eichstädt-Bohlig [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Sagen Sie doch mal was zur 
Einkommensentwicklung, Frau Rönsch!) 

Aber es paßt Ihnen besser ins Bild, Angst zu erzeu- 
gen. Das tun Sie in diesem Politikfeld wie auch in an- 
deren. 

Die Mieten in den neuen Ländern sind 1994 noch 
um 10,8 Prozent angestiegen. In diesem Jahr, 1997, 
wird ein Anstieg von unter 3 Prozent vorhergesagt. 
Das Mietenüberleitungsgesetz hat damit keineswegs 
zu dem von der Opposition gefürchteten drastischen 
Anstieg der Mieten in den neuen Bundesländern ge- 
führt. Vielmehr ist eine Beruhigung am Wohnungs- 
markt eingetreten. Auch nach Einschätzung des 
Deutschen Mieterbundes werden zum 1. Januar 1998 
keine nennenswerten Mietzinserhöhungen mehr er- 
wartet. 

Ich denke, daß wir hier gemeinsam feststellen 
könnten, daß wir in Deutschland einen Mietermarkt 
haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Warum wehren Sie sich dagegen? Wir haben einen 
ausgeglichenen Markt. All die Schreckensszenarien, 
die Sie hier immer vorgetragen haben, sind Gott sei 
Dank nicht eingetreten. Ich würde mich freuen, 
wenn Sie das ein Stück anerkennen würden. Viele 
Mieter können ihre Miete heute in Verhandlungen 
mit dem Vermieter aushandeln, weil diese Regierung 
ein großes Wohnungsangebot geschaffen hat. Ich 
will die einzelnen Zahlen nicht mehr nennen; das hat 
mein Kollege Hollerith schon getan. 


Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin (C) 
Rönsch, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abge- 
ordneten Iwersen? 

Hannelore Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): 

S elb stverständlich . 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön. 

Gabriele Iwersen (SPD): Frau Rönsch, wie erklären 
Sie sich eigentlich die hohe Zahl von Obdachlosen ln 
Deutschland? Können Sie auch dazu mal Stellung 
nehmen? 

Hannelore Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Ge- 
rade zu diesem Problem haben wir hier schon einige 
Debatten gehabt. 

(Gabriele Iwersen [SPD]: Ja!) 

Ursachen von Obdachlosigkeit sind sehr vielfältig. 

Sie liegen sehr oft im privaten Bereich. Sie kann 
durch Arbeitslosigkeit, durch Scheidung, durch Al- 
koholismus, durch Krankheit bedingt sein. Obdach- 
losigkeit ist sehr oft auch selbst gewählt. Sie können 
Obdachlosigkeit aber nicht damit begründen, daß es 
keine Wohnungen auf dem Wohnungsmarkt, daß es 
nicht genügend Wohnungen im sozialen Wohnungs- 
bau gibt. 

(Zurufe von der SPD: Genau damit!) 

Ich würde Ihnen empfehlen, sich einmal mit der Ob- 
dachlosenbehörde in Ihrer Kommune auseinanderzu- 
setzen, 

(Gabriele Iwersen [SPD]: Da sind Sie bei 
mir gerade richtig!) 

damit Sie sehen, welche Ursachen Obdachlosigkeit 
hat. Ursache ist nur selten das fehlende Dach über 
dem Kopf oder der fehlende Wohnraum. 

(Zustimmung bei der F.D.P.) 

Die Ursachen für Obdachlosigkeit gehen viel tiefer 
und sind vielfältiger. Es sprengt den Rahmen der De- 
batte am heutigen Abend, darauf weiter einzugehen. 

Ich glaube aber, Obdachlosigkeit ist es wert, daß 
man sich ernsthaft damit beschäftigt und sie nicht 
zur Polemik mißbraucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, obwohl 
bei uns in der Bundesrepublik eine Vielzahl an Woh- 
nungen im sozialen Wohnungsbau zur Verfügung 
steht, brauchen wir eine Reform im sozialen Woh- 
nungsbau. Das, was der Minister hier vorgelegt hat, 
regt zur Diskussion an; das gestehe ich ein. Aber ich 
glaube, man kann darauf sehr wohl aufbauen. 

Wie ich in der heutigen Ausgabe der „Welt“ gele- 
sen habe - Frau Eichstädt-Bohlig hat hier für die Grü- 
nen gesprochen -, sehen auch Sie diesen Reformbe- 
darf und sind wohl der Meinung, daß man über die 
vorgelegte Konzeption des Ministers diskutieren 
sollte. Ich lade Sie ausdrücklich dazu ein. Das, was 
die SPD -Fraktion hier heute geboten hat, ist wieder - 
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(A) wie in anderen Politikfeldern - Verweigerung pur. So 
kann man keine Zukunft gestalten. 

(Beifall bei der F.D.P. - Achim Großmann 
[SPD]: Lesen Sie mal all unsere Entwürfe!) 

Ich bitte ganz einfach darum, daß Sie mitwirken. An 
der einen oder anderen Stelle sind wir mit Sicherheit 
gesprächsbereit. 

Wir haben seit 1990 1 Million Sozialwohnungen 
gebaut. Ich gestehe durchaus ein, daß wir die Finan- 
zierung zurücknehmen mußten. Aber das hat der 
Bund doch nicht allein getan. Betrachten Sie doch 
einmal die Bundesländer. Ich greife mein Bundes- 
land Hessen heraus. Herr Starzacher, der Finanz- 
minister, hat zugegeben, daß es eine relativ ent- 
spannte Lage auf dem Wohnungsmarkt gebe und er 
die Landesmittel für diesen Bereich durchaus zurück- 
fahren könne. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 

Wenn das ein Sozialdemokrat sagt, ist das 
etwas anderes!) 

- Ja, das sagt ein Sozialdemokrat in Hessen, weil er 
die gegenwärtige Wohnungsmarktsituation sieht, 
aber auch, weil er seine eigene Kassenlage sieht. 

Ich wünschte mir schon, daß auch ein Stück Ver- 
nunft und nicht nur Polemik bei der Opposition im 
Bundestag einkehrt. Ich lade Sie herzlich zur Mitwir- 
kung an diesem Reformgesetz ein. Dieses Gesetz ist 
notwendig, und es ist für Mieter und Vermieter in un- 
serem Lande zwingend erforderlich, daß wir die an- 
ßj stehenden Reformen gemeinsam durchführen. 

Das, was Sie heute unserem Wohnungsbauminister 
mit auf seinen Weg gegeben haben, war zuwenig, 
Herr Großmann. Es ist auch - das sage ich Ihnen - Ih- 
rer nicht würdig. Nutzen Sie die Haushaltsdebatte, 
um das eine oder andere Positive aus der gemeinsa- 
men Arbeit zu benennen. Wir werden es tun. Wir 
wünschen unserem Minister alles Gute. Die Haus- 
haltsdebatte wird uns die Gelegenheit geben, seine 
Arbeit noch einmal umfänglich zu würdigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich schließe 
die Aussprache. 

Wir kommen zu den Abstimmungen. Interfraktio- 
nell wird die Überweisung der Vorlagen auf den 
Drucksachen 13/8802, 13/7918, 13/8961, 13/7710 und 
13/7841 an die in der Tagesordnung auf geführten 
Ausschüsse vorgeschlagen. 

Das Wohnungsbauänderungsgesetz 1997 auf 
Drucksache 13/7918 soll zusätzlich dem Finanzaus- 
schuß überwiesen werden. 

Das Wohngeldanpassungsgesetz auf Drucksache 
13/8961 soll dem Haushaltsausschuß zur Mitbera- 
tung und gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwie- 
sen werden. 

Sind Sie damit einverstanden? - Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 


Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- (C) 
empfehlung des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau zu dem Antrag der Frak- 
tion der SPD zur Anhebung der Freibetragsregelun- 
gen nach dem Wohnungsbauförderungsgesetz 1994. 

Das ist die Drucksache 13/6453. Der Ausschuß emp- 
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/3665 abzuleh- 
nen. Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge- 
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, 
daß die Beschlußempfehlung mit den Stimmen der 
Koalition bei Stimmenthaltung der Fraktion des 
Bündnisses 90/Die Grünen gegen die Stimmen des 
Hauses im übrigen angenommen worden ist. 

Ich gebe das Wort zur Erklärung zur Abstimmung 
nach § 31 der Geschäftsordnung für die Beschluß- 
empfehlung des Finanzausschusses und des Petiti- 
onsausschusses dem Abgeordneten Warnick. 

Klaus-Jürgen Warnick (PDS): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mit Ihrer Erlaubnis, Herr 
Präsident, fasse ich wegen des unmittelbaren Zusam- 
menhangs und aus Zeitgründen die Motive für mein 
Abstimmungsverhalten hinsichtlich der zwei Ergän- 
zungen des Eigenheimzulagengesetzes in einer Be- 
gründung zusammen. Das dauert dann nur zwei Mi- 
nuten, und beinahe hätte ich gesagt: Es tut auch gar 
nicht weh. 

Ich stimme für die Ergänzungen des Eigenheimzu- 
lagengesetzes, weil das Gesetz in seiner jetzigen 
Form zutiefst ungerecht ist, indem es auf der einen 
Seite Gruppen von Vermögenden begünstigt, die 
nach ihrer sozialen Lage nie und nimmer eine finan- P) 
zielle Unterstützung des Staates benötigen, und auf 
der anderen Seite mehrere Gruppen von Wenig-Ver- 
mögenden ausschließt, die die Hilfe des Staates viel 
dringender benötigen. 

Ich stimme für die Ergänzungen des Eigenheimzu- 
lagengesetzes, weil durch das bestehende Gesetz 
staatliche Gelder sinnlos verschenkt werden, aber 
gleichzeitig staatliche Hilfe unter Hinweis auf fehl- 
ende Finanzmittel abgelehnt wird. 

Ich stimme für die Ergänzungen des Eigenheimzu- 
lagengesetzes, weil diese Veränderungen zwei vom 
derzeitigen Gesetz benachteiligte Betroffenengrup- 
pen gleichstellen würden. 

Ich stimme für die Ergänzungen des Eigenheimzu- 
lagengesetzes, weil die Bundesregierung nicht im- 
mer und überall die Priorität eigentumsbildender 
Maßnahmen vor sich hertragen kann, um gleichzei- 
tig ostdeutsche Bürgerinnen und Bürger, die Woh- 
nungen zwischen dem 28. Juni 1995 und dem 26. Ok- 
tober 1995 aus kommunalen Beständen bzw. von 
Bahn, Post, TLG usw. erworben haben, nicht genauso 
zu stellen wie Käufer, die im gleichen Zeitraum eine 
zwangsverkaufte Wohnung nach AHG erworben ha- 
ben. 

Ich stimme für die Ergänzungen des Eigenheimzu- 
lagengesetzes, weil ich dafür eintrete, daß wenig- 
stens der Teil der Millionen vom verheerenden 
Grundsatz „Rückgabe vor Entschädigung" betroffe- 
nen Ostdeutschen, die unter das Sachenrechtsberei- 
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Klaus-Jürgen Warnick 

(A) nigungsgesetz fallen, nicht auch noch zusätzlich da- 
durch bestraft wird, daß er beim erzwungenen Hin- 
zukauf des Grundstücks meist keine Eigenheimzu- 
lage erhält. 

Ich stimme für die Ergänzungen des Eigenheimzu- 
lagengesetzes, weil ich dafür eintrete, daß diese Un- 
gerechtigkeiten endlich beseitigt werden. 

In der Abstimmungshaltung wird auch deutlich, 
welchen Erwerbern der ausgeprägte Eigentumsfeti- 
schismus wirklich dienen soll und ob es tatsächlich 
erwünscht ist, daß auch Ostdeutsche, die wegen un- 
verschuldeter Sonderbedingungen bei der Förde- 
rung benachteiligt sind, zukünftig gleichberechtigt 
behandelt werden. 

Ich werde deshalb den Ergänzungen zustimmen. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit kommen 
wir zu den Abstimmungen. 

Wir kommen zunächst zur Beschlußempfehlung 
des Finanzausschusses zu dem Antrag der Gruppe 
der PDS zur Ergänzung des Eigenheimzulagengeset- 
zes, Drucksache 13/6563. Der Finanzausschuß emp- 
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/4835 abzuleh- 
nen. Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge- 
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, 
daß die Beschlußempfehlung mit den Stimmen der 
Koalition gegen die Stimmen der Gruppe der PDS 
bei Stimmenthaltung im übrigen angenommen wor- 

(B) den ist. 

(Walter Schöler [SPD]: Die SPD hat der Aus- 
schußempfehlung zugestimmt!) 

- Ich habe die Handzeichen nicht gesehen, aber 
wenn Sie mir das sagen, berichtige ich das dahin ge- 
hend, daß die Fraktion der SPD zugestimmt hat. 

(Zurufe von der SPD) 

- Meine verehrten Kollegen, das kann alles Vorkom- 
men. Das bedecken wir mit dem Mantel der christli- 
chen Nächstenhebe. 

Wir kommen zur Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses, Sammelübersicht 201 auf Drucksa- 
che 13/7439. Dazu liegt ein Änderungsantrag der 
Gruppe der PDS auf Drucksache 13/8954 vor, über 
den wir zuerst abstimmen. Wer dem Änderungsan- 
trag der Gruppe der PDS zustimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun- 
gen? - Dann stelle ich fest, daß der Änderungsantrag 
der Gruppe der PDS mit den Stimmen des gesamten 
Hauses gegen die Stimmen der Gruppe der PDS ab- 
gelehnt worden ist. 

Jetzt stimmen wir über die Beschlußempfehlung 
des Petitionsausschusses ab. Wer der Beschlußemp- 
fehlung des Petitionsausschusses zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimment- 
haltungen? - Dann stelle ich fest, daß die Beschluß- 
empfehlung mit den Stimmen des Hauses gegen die 
Stimmen der Gruppe der PDS angenommen worden 
ist. 


Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11a bis 11c auf: (C) 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten Ul- 
rike Höfken, Gerald Häfner, Güa Altmann 
(Aurich), weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einge- 
brachten entwurf eines ... Gesetzes zur Ände- 
rung des Grundgesetzes 

(Verankerung des Tierschutzes in der Verfas- 
sung) 

-Drucksache 13/8249- 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Bildung Wissenschaft, Forschung, Technolo- 
gie und Technikfolgenabschätzung 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Hermann Bachmaier, Marianne Klappert, Bri- 
gitte Adler, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs ei- 
nes ... Gesetzes zur Änderung des Grundge- 
setzes 

- Drucksache 13/8597 - 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Büdung Wissenschaft, Forschung, Technolo- 
gie und Technikfolgenabschätzung 

c) Erste Beratung des von den Abgeordneten ^ 
Eva-Maria Bulling- Schröter, Dr. Ruth Fuchs, 

Dr. Günter Maleuda, weiteren Abgeordneten 
und der Gruppe der PDS eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Grund- 
gesetzes 

-Drucksache 13/8678- 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Büdung Wissenschaft, Forschung, Technolo- 
gie und Technikfolgenabschätzung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. 

Ich stelle fest, daß alle dazu angemeldeten Reden 
zu Protokoll gegeben worden sind.*) Ich sehe und 
höre keine weitere Wortmeldung. Ich nehme an, daß 
Einverständnis mit der Abgabe der Reden zu Proto- 
koll besteht. - 

Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzent- 
würfe auf den Drucksachen 13/8249, 13/8597 und 
13/8678 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es dazu anderwei- 
tige Vorschläge? - Das ist nicht der Fall. Dann sind 
die Überweisungen so beschlossen. 


* ) Anlage 5 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

(A) Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung des Zwischenberichts der Enquete- 
Kommission „Überwindung der Folgen der 
SED-Diktatur im Prozeß der deutschen Ein- 
heit“ 

Teilbericht zu dem Thema 

„Errichtung einer selbständigen Bundesstil- 
tung des öffentlichen Rechts zur Aufarbeitung 
von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur 
in Deutschland“ 

-Drucksache 13/8700- 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos- 
sen. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort dem 
Abgeordneten Hartmut Koschyk. 

Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Zu später Stunde 
befassen wir uns im Deutschen Bundestag mit einer 
zentralen Frage der Deutschen: Wie gehen wir nach 
den Diktaturerfahrungen des 20. Jahrhunderts, wie 
gehen wir nach zwei Diktaturen in Deutschland in 
diesem Jahrhundert mit dieser Vergangenheit um? 
Wollen wir die Vergangenheit ruhen lassen, „Gras 
darüber wachsen lassen“, oder stellen wir uns der hi- 

(B) storischen Wahrheit mit allen Folgefragen zu Schuld, 
Verantwortung usw.? 

Ich bekenne mich eindeutig zu der Auffassung, die 
unser Bundespräsident, Roman Herzog, im März 
1996 vor der Enquete-Kommission „Überwindung 
der Folgen der SED-Diktatur im Prozeß der deut- 
schen Einheit“ vertreten hat: 

... die historische Wahrheit muß uns über allem 
anderen stehen. Ohne diese Wahrheit gibt es 
kein realistisches Bild dessen, wozu Menschen 
fähig sind, keine Bestrafung der wirklich Schuldi- 
gen, die stets auch ein Teil Bewährung der Men- 
schenrechtsidee ist, es gibt kein Wissen darum, 
was es in alle Zukunft zu verhindern gilt. 

Der Bundespräsident weiter: 

Wenn die Wahrheit nicht ausgesprochen wird, 
entsteht Argwohn, und das ist das Schlimmste, 
was einem Volk, einer Gesellschaft passieren 
kann, denn Argwohn vergiftet alles, das gesamte 
öffentliche und das gesamte private Leben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dies bedeutet, 
daß die Aufklärung über eine Diktatur, im konkreten 
Fall die Aufarbeitung der SED-Diktatur, nicht allein 
historischer Selbstzweck ist, sondern vor allem demo- 
kratische Daseinsfürsorge. Durch die kritische Be- 
schäftigung mit der SED-Diktatur stabilisieren wir 
unsere freiheitlich-demokratischen, rechtsstaatlichen 


und menschenrechtlichen Fundamente. Die Dikta- (C) 
turaufarbeitung in diesem antitotalitären Sinne ist 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nicht nur 
von staatlichen Einrichtungen getragen werden darf. 

Es ist deshalb nachdrücklich zu begrüßen, daß es in 
diesem Bereich zahlreiche private Aufarbeitungsini- 
tiativen, Opferverbände und Einzelpersönlichkeiten 
gibt, die sich offensiv und kritisch mit der SED-Dikta- 
tur auseinandersetzen. Diese gesellschaftliche Ver- 
ankerung des Aufarbeitungsprozesses muß erhalten 
bleiben. Was kann einer Demokratie denn auch Bes- 
seres widerfahren? 

Diese gesellschaftliche Verankerung des Aufar- 
beitungsprozesses ist jedoch aus vielfältigen Grün- 
den längerfristig nicht gesichert. Zum einen fehlt es 
den Akteuren häufig an Mitteln und Unterstützung; 
zum anderen gibt es leider ein nicht zu unterschät- 
zendes Kartell der Beschweiger und Beschöniger. 
Auch ziehen bereits Legenden über den SED-Staat 
immer weitere Kreise. Da werden die DDR und ihre 
„sozialen Errungenschaften“ gerühmt. Da wird die 
DDR als „Friedensstaat“ bezeichnet, als „Land der 
Gleichen". All dies läßt sich trefflich widerlegen. 
Doch von vielen werden diese Legenden geglaubt, 
nicht nur von überzeugten Anhängern und von 
Funktionsträgern des ehemaligen Regimes. 

Der Schriftsteller Lutz Rathenow fragt zu Recht in 
diesem Zusammenhang: 

Erzeugt das Verschwinden eines Staates Ent- 
zugserscheinungen? Selbst bei denen, die seine 
Gegner waren? 

Rathenows Erklärung für dieses Phänomen lautet: p) 

Es gibt zwei Reaktionsmuster auf die Auflösung 
des Staates: trotziges Beharren auf dem guten al- 
ten System oder dem schlechten alten Staat, der 
doch auch sein Gutes hatte. 

Kann sich, so müssen wir uns fragen, das wieder- 
vereinigte Deutschland, kann sich unsere Demokra- 
tie damit abfinden, daß ein Großteil der Bürger unse- 
res Landes solchen Verzerrungen anhängt? Ich 
glaube, daß sich dies längerfristig zum Krebsschaden 
für die Demokratie auswachsen kann. Es geht hier 
schließlich nicht um den ganz normalen Streit unter 
Demokraten, sondern es geht hier um die Fortset- 
zung der Systemauseinandersetzung zwischen De- 
mokratie und Diktatur nach dem Ende der realsozia- 
listischen Herrschaftssysteme. Es geht um die Grund- 
lagen unseres Gemeinwesens. Die Demokraten müs- 
sen diese geistige Auseinandersetzung suchen. Sie 
dürfen nicht zulassen, daß die Verdränger histori- 
scher Wahrheiten die Oberhand gewinnen. 

Dabei muß zweifelsohne behutsam vorgegangen 
werden. Eingefleischte Anhänger des SED-Staates 
sind in den meisten Fällen sicher nicht zu überzeu- 
gen. Doch dem voranschreitenden Erinnerungsver- 
lust vieler Bürger und dem häufig unzureichenden 
historischen Urteilsvermögen kann und muß begeg- 
net werden. Der Diktaturcharakter der fortgeschritte- 
nen Zwangsherrschaft namens DDR ist vielen Men- 
schen in unserem Land heute schwer verständlich. 

Die häufig lautlose Verfolgung in der Spätphase des 
SED-Staates wurde von vielen nicht wahrgenommen. 
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Hartmut Koschyk 

(A) Der Direktor des Hannah-Arendt-Instituts in Dres- 
den, Professor Henke, formulierte bei einer Anhö- 
rung der Enquete-Kommission am vergangenen 
Montag in Berlin: 

Der leise Terror ist schwerer faßbar; er wirkte dif- 
fuser in die unterworfene Gesellschaft hinein; er 
ist didaktisch nicht einfach und überhaupt nur als 
ein hochintegrierter Verfolgungs- und Diszipli- 
nierungsmechanismus darstellbar. 

Wer diese Tatsachen vor Augen hat, dem ist erklär- 
bar, warum der Diktaturcharakter des SED-Staates 
vielen nicht sofort einsichtig ist. Diese Tatsachen be- 
legen aber auch, warum unter die Aufarbeitung der 
SED-Dikatur kein Schlußstrich gezogen werden darf. 

Bereits der Einsetzungsbeschluß gab unserer En- 
quete-Kommission daher auf, zu prüfen, ob für die 
Weiterführung des Prozesses der Aufarbeitung der 
SED-Diktatur auch zusätzliche institutioneile Mittel, 
zum Beispiel im Rahmen einer Stiftung, zu schaffen 
sind. Die Enquete-Kommission hat diesen Prüfauf- 
trag erledigt und empfiehlt in dem heute dem Deut- 
schen Bundestag vorgelegten Zwischenbericht die 
Errichtung einer selbständigen Bundesstiftung zur 
Aufarbeitung der SED-Diktatur. Der Sitz dieser Stif- 
tung soll Berlin sein. Die CDU/CSU-Fraktion unter- 
stützt diese Empfehlung und setzt sich für eine bal- 
dige Errichtung der Stiftung ein, was jetzt eine zü- 
gige Beratung in den zuständigen Ausschüssen und 
eine baldige Verabschiedung eines Gesetzes zur Er- 
richtung dieser Stiftung erfordert. 

(B) Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Koschyk, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab- 
geordneten Kronberg? 

Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Gerne. 

Heinz-Jürgen Kronberg (CDU/CSU): Herr Kollege 
Koschyk, Sie nannten eben den zukünftigen Sitz der 
Stiftung. Eine Frage: Ist in den Diskussionen der 
Kommission von Kollegen je der Ort Weimar ins 
Auge gefaßt worden? 

Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Wir haben in der 
Enquete-Kommission von Anfang an für Berlin als 
Sitz dieser Stiftung plädiert und drücken das auch in 
dem heute dem Bundestag vorhegenden Zwischen- 
bericht aus. 

Mit dieser Empfehlung hat die Enquete-Kommis- 
sion bewiesen, wie ernst sie ihren Auftrag nimmt. 
Die Kommission hat den Auftrag, Beiträge zur poli- 
tisch-historischen Analyse und zu einer politisch-mo- 
ralischen Bewertung der SED-Diktatur zu leisten. Sie 
soll zur Festigung des demokratischen Selbstbewußt- 
seins, des freiheitlichen Rechtsempfindens und des 
antitotalitären Konsenses in Deutschland beitragen. 
Allen Tendenzen zur Verharmlosung und Rechtferti- 
gung von Diktaturen, speziell der SED-Diktatur, soll 
entgegengetreten werden. 

Als ein ebenso geeignetes wie notwendiges Instru- 
ment, damit die Aufarbeitung der SED-Diktatur auch 


in Zukunft unter diesen Maximen betrieben wird, er- (C) 
scheint der Enquete-Kommission die vorgeschlagene 
Stiftung. Mit ihr - das will ich deutlich sagen - soll 
beileibe kein „ Zentralinstitut " entstehen, wie einige 
Kritiker in Unkenntnis unseres Zwischenberichtes in 
der Öffentlichkeit vermuten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Geplant ist, daß die Stiftung ihre Arbeit bereits im 
Jahr 1998 aufnimmt. In einer Anlaufphase wird die 
Stiftung erste vordringliche Aufgaben zu erledigen 
haben. Dazu gehören vor allem die Förderung von 
Projekten von Aufarbeitungsinitiativen und Opfer- 
gruppen sowie eine Bestandssicherung der vom phy- 
sischen Zerfall bedrohten Archive dieser Gruppen. 

Es ist nämlich für die weitere Forschung über die 
SED-Diktatur wichtig, daß nicht nur die Dokumente 
des Systems und der Täter überliefert werden. 

Die Arbeit der Opfergruppen und Aufarbeitungs- 
initiativen in unserem Land hat eine gesamtstaatliche 
Bedeutung. Deshalb darf sich der Bund hier seiner 
Verpflichtung nicht entziehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb muß die zu errichtende Stiftung durch Mittel 
aus dem Bundeshaushalt finanziert werden. 

Wir sind den Kollegen im Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages dankbar, daß sie im Einzel- 
plan 06 des Bundeshaushaltes 1998 die Vorausset- 
zungen für die Etatisierung dieser Stiftung im näch- 
sten Jahr bereits geschaffen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und (D) 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es muß jedoch - darauf legen wir großen Wert - in 
dem Gesetz zur Errichtung der Stiftung die Voraus- 
setzung dafür geschaffen werden, daß noch zu ver- 
einnahmende, nicht restitutionsbelastete Teile des 
Vermögens der Parteien und Massenorganisationen 
der ehemaligen DDR der Stiftung zugeführt werden 
können. 

Die Chancen stehen nicht ungünstig, hebe Kolle- 
ginnen und Kollegen, daß zum Beispiel die rund 
500 Millionen DM der Firma Novum, die an die Kom- 
munistische Partei Österreichs verschoben worden 
sind, für den Bund zurückgeholt werden können. 
Dieser Betrag ist noch nicht durch die Unabhängige 
Kommission Parteivermögen und durch die Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
verplant. 

Die Aufarbeitung der SED-Diktatur mit ihren viel- 
fältigen Aspekten auf der Basis eines antitotalitären 
Konsenses ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, 
daß die innere Einigung unseres Landes gelingt. 
Deshalb plädieren wir dafür, daß der Deutsche Bun- 
destag diesen Zwischenbericht der Enquete-Kom- 
mission heute annimmt, ihn an zuständige Aus- 
schüsse unseres Hauses verweist und daß wir alsbald 
in diesem Haus ein Gesetz zur Errichtung dieser Stif- 
tung verabschieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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(A) Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Markus Meckel. 

Markus Meckel (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Was lange währt, wird manchmal 
gut. In diesem Falle bin ich davon überzeugt, daß es 
gut geworden ist. Ich bin sehr froh, daß wir diesen 
Zwischenbericht der Enquete-Kommission zur Ge- 
staltung und zum Aufbau dieser von uns vorgeschla- 
genen Stiftung hier gemeinsam und im Konsens ver- 
abschieden können und wirklich wollen. 

Schon am Ende der ersten Legislaturperiode war 
dieser Vorschlag aufgeschrieben und gemacht. Wir 
als Sozialdemokraten hatten einige Vorstellungen 
dazu eingebracht. Auch andere Überlegungen der 
Gesellschaft sind in diese Fragen eingeschlossen. 
Wir wissen, daß es eine ganze Reihe von Menschen 
gibt, die längerfristig an diesem Projekt gearbeitet 
haben und es dringend wünschen. Das Gesetz wird 
von vielen Menschen dringend gewollt und ge- 
braucht aus den Gründen, die Herr Koschyk schon 
nannte und auf die ich gleich noch einmal zurück- 
komme. 

Aufarbeitungsfragen sind keine Fragen von Mehr- 
heiten einer Gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben diese Erfahrung in Deutschland nach 1945 
gemacht und gemerkt, daß es eigentlich erst die 
nächste Generation war, die es geschafft hat, daß 
diese Fragen wirklich die gesamte Gesellschaft 
durchdringen und dann auch identitätsbildend ge- 
worden sind. 

(Beifaü bei der SPD) 

Obwohl es Minderheiten sind, haben sie eine 
wichtige Aufgabe für die ganze Geseüschaft und 
sind wichtig für das Selbstverständnis unserer inzwi- 
schen wieder geeinten Nation und für die politische 
und demokratische Kultur im geeinten Deutschland. 

Ich glaube, daß das für diese Minderheiten in der 
Geseüschaft wichtig ist. Das sind die genannten Auf- 
arbeitungsinitiativen. Es gibt übrigens weit mehr als 
60 im Osten Deutschlands. Nur wenige sind öffent- 
lich bekannt, aber sie leisten eine wichtige Arbeit. 
Darüber hinaus gibt es in manchen anderen - auch 
älteren - Verbänden des Westens, in Akademien und 
Bildungseinrichtungen Leute, die mit Recht - das ist 
wichtig - diese Fragen immer wieder auf die Tages- 
ordnung setzen. 

Wir haben uns in Deutschland mit zwei Diktaturen 

auseinanderzusetzen. Wir müssen dies differenziert 
tun, ohne Gleichsetzungen, indem wir einfach die 
eine mit der anderen auf die gleiche Stufe stehen, 
aber doch so, daß wir Kontinuitäten nicht verleugnen 
und gemeinsame Erfahrungen der Betroffenen in 
diesen beiden Diktaturen zur Sprache bringen. 

Wir haben in Deutschland immer noch zwei Ge- 
sehschaften. Wir sind eine Nation. Auch in Zeiten 
des Geteütseins waren wir dies. Es galt, dieses Be- 
wußtsein in den Menschen wachzuhalten. Wir leben 
aber heute trotz der staatlichen Einheit immer noch 


in zwei Gesellschaften. Wir sind das Volk in Europa, (C) 
das sich selbst am wenigsten kennt, weü bis heute 
viel zu wenige Begegnungen zwischen beiden Ge- 
sehschaften - auch nach der deutschen Einheit - 
stattfinden. 

Dies macht deutlich: Aufarbeitung ist nicht nur 
eine Sache der ostdeutschen Länder oder der ehema- 
ligen DDR-Bürger, sondern sie ist eine gesamtdeut- 
sche Aufgabe, denn im Osten hatte jeder nur seine 
eigenen Erfahrungen gemacht. Es gehörte zum Sy- 
stem dieser Diktatur, daß sie keine Öffentlichkeit 
hatte und es keinen Diskurs gab, der es in einer plu- 
ralistischen Geseüschaft ermöglicht, auch Perspekti- 
ven anderer wahrzunehmen und dadurch mögüchst 
die Gesamtheit - natürüch differenziert und mit un- 
terschiedücher Perspektive - in den Bück zu nehmen. 

Die DDR wurde von denen, die sie erlebt haben, aus 
sehr unterschiedücher Perspektive wahrgenommen. 

Oft ist der Streit, der heute auch unter ehemaligen 
DDR-Bürgern über die Bewertung dieser Erfahrun- 
gen ausgetragen wird, ein Ergebnis solcher verschie- 
dener Perspektiven, weißer Flecken, Fehlwahrneh- 
mungen und der Ausschnitte, die man selber erlebt 
hat. Auch ich selber, der ich mich für jemanden halte, 
der sich schon früher bemüht hat, mögüchst nicht nur 
in die eine eigene Ecke zu sehen, habe durch die Ar- 
beit dieser Enquete-Kommission und die Beschäfti- 
gung mit diesen Fragen manch Neues über die DDR 
gelernt. Diese Einsicht brauchen wir im Osten, ob- 
wohl es viele heute vielleicht nicht so sehen. Wir 
brauchen sie auch im Westen, weü auch hier die Per- 
spektive natürüch auf die DDR eingeengt und oft nur 
flüchtig war, so daß man heute verwundert auf die 
Ostdeutschen bückt und vieles nicht versteht. ^ 

Ich glaube, daß es ganz wichtig ist, zwischen dem 
Bück auf dieses System, das - ich sage es deutlich - 
ein Unrechtssystem, eine Diktatur war, und dem ei- 
genen gelebten Leben in dieser Diktatur zu unter- 
scheiden. Es gibt Leute, die daran interessiert sind, 
diese beiden BÜckwinkel zu vermischen. Wenn ge- 
sagt wird, die DDR sei ein Unrechtsregime gewesen, 
sagen sie: Ich habe in der DDR doch nicht lauter Un- 
recht getan. Aber das ist auch nicht gemeint. Wichtig 
ist, daß ich lerne, das eigene gelebte Leben in den 
Horizont dieser Erfahrungen zu stehen. In unserer 
Vätergeneration war man auch nicht davon über- 
zeugt, daß der Krieg gut war, und hat trotzdem wich- 
tige Erfahrungen in diesen Randsituationen des Krie- 
ges von Kameradschaft und Freundschaft gemacht, 
die das Leben lange geprägt haben. Diese Unter- 
scheidung ist wichtig. Daß ein sinnvoües Leben in 
der Diktatur mögÜch war, ist unbestreitbar. Gleich- 
zeitig muß aber die Bewertung dieses Systems klar 
und deutüch sein. 

(Beifaü bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der F.D.P. und der PDS) 

Die Stiftung, die wir gemeinsam errichten woüen, 
soü nun - das ist gesagt worden - kein Zentraünstitut 
etwa für poütische Büdung oder die wissenschaftli- 
che Forschung sein, das anderen Forschern die Mittel 
wegnimmt. Es soü nicht aües in eigener Regie ma- 
chen, keine eigene Akademie und kein Forschungs- 
institut sein, sondern die verschiedenen Träger in der 
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Markus Meckel 

(A) Gesellschaft, Verbände, einzelne Menschen und Be- 
völkerungsgruppen in der konkreten Region oder 
solche, die bundesweit tätig sind, dazu anregen und 
dabei unterstützen, sich dezentral und pluralistisch 
mit diesem Thema zu befassen und so einen Beitrag 
zum Zusammenwachsen von uns Deutschen und da- 
mit einen Beitrag für die Zukunft zu leisten. Die Er- 
füllung dieser Aufgabe ist dringlich, weil sehr viele 
Gruppen - es sind, wie ich schon sagte, mehr als 60- 
vor dem finanziellen Aus stehen. Deshalb ist es sehr 
wichtig, daß wir sie nicht sozusagen zusammenbre- 
chen lassen, um dann in zwei Jahren zu sagen: Jetzt 
könnt ihr eure Gruppe wiederauf bauen. Wir müssen 
vielmehr Kontinuität schaffen und helfen, die wich- 
tigsten Projekte mit voranzutreiben. 

Wir haben damals zu DDR-Zeiten mit Hüfe von 
Spiritusabzugsmaschinen Durchschläge geschrie- 
ben, die heute kaum noch lesbar sind. Es ist ganz 
wichtig, daß dieses Material der Täter in bezug auf 
Demokratie, Widerstand und Opposition erhalten 
bleibt, nicht nur das Material von denen, die sie be- 
obachtet haben. Wir brauchen für die Zukunft das 
Belegen der demokratischen Tradition durch eigene 
Zeugnisse. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS) 

Natürlich wird es nötig sein, zu helfen, daß die po- 
litische Büdung weitergeht. Wir merken schon jetzt 
an manchen Orten, daß das Interesse daran nachläßt. 
Ich bin aber sicher, daß sowohl für Wissenschaft und 
Forschung als auch für die politische Bildung das In- 
teresse in den nächsten Jahren wieder steigen wird, 
vielleicht nicht morgen, aber ganz sicher übermorgen 
und noch sicherer in der nächsten Generation. 

Nach einer Diktatur haben wir es immer mit Op- 
fern zu tun. Ich sage deutlich: Wir sind mit den Op- 
fern nicht immer gut umgegangen, weder nach der 
Zeit des Nationalsozialismus noch nach der stalinisti- 
schen Zeit der DDR-Diktatur. Ich sage hier noch ein- 
mal, daß ich nicht mit dem zufrieden bin, was der 
Deutsche Bundestag in bezug auf die Opfer in den 
Unrechtsbereinigungsgesetzen geregelt hat. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS) 

Opfer brauchen Begleitung. Diese soll durch die Stif- 
tung stärker gewährleistet sein. 

Ich freue mich, daß wir dies im Konsens machen 
konnten. Es ist wichtig, daß das nicht die Sache einer 
Partei ist und daß sich nicht irgendeiner das Ver- 
dienst als besonderer Förderer der Aufarbeitung so- 
zusagen ans Jackett heftet. Es ist vielmehr ganz 
wichtig, daß dies gemeinsam möglich war. 

Ich möchte noch einmal meiner Hoffnung Aus- 
druck geben, daß dieser faire Geist, dies miteinander 
zu erarbeiten, auch dann anhält, wenn es jetzt - hof- 
fentlich sehr schnell - um den Gesetzentwurf und 
darum geht, die Strukturen zu schaffen. Ich hoffe fer- 
ner, daß wir in der Zukunft die gleiche gute Erfah- 
rung machen wie im Gespräch mit den Haushältern 
aller Fraktionen, die den Weg frei gemacht haben, 


daß möglichst bald im nächsten Jahr die Arbeit be- (C) 
ginnen kann. 

Ich hoffe, daß das, was wir jetzt der interessierten 
Öffentlichkeit sagen, keine Luftblase ist. Gewiß, die 
öffentlichen Kassen werden mit vielen wichtigen 
Ausgaben belastet. Aber ich glaube, daß die Fragen 
der Aufarbeitung zentrale Zukunftsfragen sind. Ein 
wichtiger Anfang ist gemacht. Ich hoffe, daß wir 
auch die weiteren Schritte gemeinsam so gehen, daß 
es ein Dienst an der Gesellschaft und ein Dienst an 
der Zukunft und an der politischen, demokratischen 
Kultur unseres Landes ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Gerald Häfner. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Aufar- 
beitung ist immer verbunden mit vielen Fragen an 
uns wie an die Menschen in Ost und West: Wie war 
es möglich, daß nach der Diktatur des Dritten Rei- 
ches erneut eine Diktatur auf deutschem Boden ent- 
stehen konnte? Wie war es möglich, daß so viele 
Menschen zu willfährigen Bütteln und Helfershelfern 
dieses Systems wurden? Wie hätten wir - diese Frage 
stelle ich, der aus dem Westen stammt und der sich 
diese Frage immer wieder gestellt hat - gehandelt? ^ 

Viele sagen heute, die Aufarbeitung liege doch 
schon hinter uns. Ich sage: Sie hat erst angefangen; 
sie liegt vor uns. Aufarbeitung ist nicht irgend etwas. 
Rückwärtsgewandtes, das man mit einem Schluß- 
strich beenden kann. Aufarbeitung ist vielmehr 
wichtig, weil sie Lehren für die Zukunft sichert. Sie 
ist die Voraussetzung dafür, daß Menschen in der Zu- 
kunft unter Erkenntnis der Ursachen und der Folgen 
von Diktatur, Terror und Totalitarismus mehr und 
eher bereit sind, für Demokratie, für Selbstbestim- 
mung und für Freiheit zu kämpfen, und daß sie in der 
Lage sind zu Wachsamkeit, Engagement und Zivil- 
courage. 

Aufarbeitung ist keine Sache von Tagen, auch 
nicht von wenigen Jahren, sondern Aufarbeitung 
geht sogar weit über Generationengrenzen hinaus. 
Unsere Erfahrung mit der Aufarbeitung nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in anderen Ländern ist 
bisher immer wieder die gewesen, daß Menschen, 
die unmittelbar von dem Übergang in ein neues Sy- 
stem betroffen sind, erst einmal damit beschäftigt 
sind, diesen Übergang zu bewältigen, und daß all die 
Fragen erst später - oft erst von der nächsten Genera- 
tion - gestellt werden. 

Die Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit, der 
Stasiakten, dessen, was an Materialien gesichert ist, 
beschäftigt sich in sehr großem Maße mit dem Unter- 
drückungsapparat, mit dem Herrschaftssystem und 
in viel geringerem Maße mit dem, was auch da war, 
mit dem Widerstand, mit der Opposition und mit den 
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(A) Ansätzen politischer Organisation von unten, von Wi- 
derstand. 

Das hängt eben auch damit zusammen, daß wir - 
auch das ist ein Verdienst der Bürgerbewegung ge- 
wesen - die Materialien der Staatssicherheit gesi- 
chert haben, daß sie von einer großen Bundesbe- 
hörde verwaltet werden. Aber was ist mit den Mate- 
riahen des Widerstands, mit den Materiahen der Op- 
position? - Sie sind bisher so gut wie nicht erfaßt. Sie 
lagern noch privat bei einzelnen Menschen, ir- 
gendwo im Schrank. 

Dies ist zum Beispiel ein erster Punkt, für den die 
Stiftung einen ganz wesentlichen Beitrag wird lei- 
sten müssen und können. Die Stiftung wird die Mittel 
zur Verfügung stellen müssen, um dieses Material zu 
sichern und damit auch den anderen Teü der 
Geschichte mehr als bisher aufzuhehen, die Ge- 
schichte des Widerstands und der Opposition in der 
DDR. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ein zweiter wichtiger Punkt, an dem die Stiftung 
sehr rasch tätig werden muß, ist die Beratung und 
Hilfe für die vielen Opfer des Totalitarismus. 

Der dritte, mir persönhch am wichtigsten erschei- 
nende Punkt ist die Unterstützung der Aufarbei- 
tungsinitiativen, die sich erfreulicherweise überall im 
Land gebüdet haben. Markus Meckel und auch Hart- 
mut Koschyk haben es bereits angesprochen: In die- 
sen Initiativen wirken viele der Menschen, die über 

(B) lange Zeit die persönliche und moralische Substanz 
hatten, diesen Prozeß zu tragen. Sie waren und sind 
eine wichtige Avantgarde für die ganze Gesellschaft. 

Die bisherigen Fördermittel laufen in den meisten 
Fällen in Bälde aus. Wenn es nicht gelingt, diese Stif- 
tung bald ins Werk zu setzen, dann werden viele In- 
itiativen bald nicht mehr Weiterarbeiten können. 

Deshalb: Wir wollen diese Stiftung, weil wir der 
Meinung sind - zum Glück ist das Konsens zwischen 
allen Fraktionen hier im Haus -, daß Aufarbeitung 
nicht primär ein Prozeß, in Parlamenten und Gerich- 
ten sein kann. Nein! Wir wollen Aufarbeitung viel- 
mehr als einen gesellschaftlichen Prozeß verstanden 
wissen, als einen politischen Prozeß, der „unten", in 
der Gesellschaft selbst, durchgeführt wird. Schon aus 
diesem Grunde wollen wir mit dieser Stiftung gerade 
nicht einen neuen Apparat, ein neues Institut, einen 
neuen Wasserkopf schaffen, sondern wir wollen eine 
äußerst schlanke Stiftung schaffen, die Mittel dafür 
zur Verfügung stellt, daß diese wertvolle Arbeit 
durch freie Initiativen geleistet werden kann. 

Ich finde es immer am schönsten, wenn man Ge- 
setze macht - und dies hier ist ein solches -, die im 
wesentlichen Entwicklungen ermöglichen und Frei- 
räume schaffen. Das ist weit besser als Gesetze, die 
nur Dinge verbieten oder beenden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Häfner, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 


Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich (C) 
bedanke mich für den Hinweis, Herr Präsident. 

Diese Stiftung ermöglicht, daß die für das ganze 
Deutschland so wichtige Arbeit der Aufarbeitung 
auch in Zukunft von denjenigen Menschen geleistet 
werden kann, die dafür zuvörderst befähigt sind. 
Ohne diese Stiftung wird der Prozeß ins Stocken 
kommen - mit all den schwerwiegenden Folgen, die 
das für unser ganzes Land hat. Deswegen freue ich 
mich, daß wir diese Stiftung interfraktionell befür- 
worten. Das letzte, was wir jetzt noch alle gemeinsam 
schaffen müssen, ist, die Mittel dafür zu bekommen, 
denn ohne die Mittel wäre alles nichts, und die mü- 
hevolle Arbeit von drei Jahren wäre umsonst gewe- 
sen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Professor Dr. Rainer Ortleb. 

Dr. Rainer Ortleb (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn man dem Parlament an- 
trägt, eine Stiftung zu beschließen, dann muß man si- 
cherlich begründen, daß man sie braucht. Meine drei 
Vorredner haben das bereits überzeugend und aus- 
reichend getan. Es ist das Schicksal des Redners 
Nummer 4 nach unserem Reglement, daß er substan- 
tiell eigentlich nichts Wesentliches zur Begründung 
hinzufügen kann. ^ 

Erlauben Sie mir deshalb, daß ich mich ein wenig 
nachdenklich über diesen Prozeß äußern will, den 
wir mit dieser Stiftung am Leben erhalten wollen. 

Zwei Diktaturen in Deutschland in nicht einmal 
60 Jahren - das hat Hartmut Koschyk schon erwähnt 
- müssen zu denken geben, ob wir die Mittel heuti- 
ger präziser Geschichtsbetrachtung schon jetzt im- 
mer richtig ausnutzen. Wenn wir Geschichte weit zu- 
rückgewandt betrachten, wissen wir, daß wir Ton- 
scherben, Knochen und irgendwelche Aufzeichnun- 
gen, die wir kaum entziffern können, als Grundlage 
haben und daß das, was wir daraus schließen kön- 
nen, eigentlich Spekulation ist. 

Hier im Falle eines gewichtigen Geschichtsab- 
schnitts in Deutschland haben wir die Chance, uns 
weit über die Not der Spekulation hinaus in tiefer 
Sachlichkeit mit den Prozessen zu befassen. Das ist 
eine völlig andere Situation, als es sie jemals in Jah- 
ren zuvor gegeben hat. Diese Chance zu verpassen 
wäre ein Fehler. 

Die Enquete -Kommission der letzten Legislaturpe- 
riode und diejenige, die jetzt arbeitet, haben ver- 
sucht, etwas anzustoßen, was wissenschaf tlicher 
Selbstlauf in der Regel nicht leisten kann. Es ist hier 
eine politische Führung erfolgt. Wir müssen eine Ein- 
richtung schaffen, die das fortsetzt. Der Weg dazu ist 
eine solche Institution. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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(A) Ich will darauf verweisen, daß wir Geschichte nicht 
nur in Fundstücken sehen dürfen, sondern auch als 
Summe individueller Schicksale und ihrer subjekti- 
ven Betrachtung. Interessant ist, daß eine der Be- 
richterstattergruppen in unserer Kommission, näm- 
lich die, die sich mit dem Leben in der DDR befaßt, 
bisher am schlechtesten vorangekommen ist, wenn 
ich das so offen und deutlich sagen darf. Denn hier 
wird die Macht des Subjektiven immer wieder von 
dem Versuch überlagert, das Objektive einzufangen. 

Wie schwierig der Umgang mit Geschichte ist, die 
mit Mitteln erforscht werden kann, die es vorher 
nicht gab, mag ein einfaches Beispiel zeigen: Als 
Mitte der 20er Jahre der Rundfunk funktionsfähig 
wurde, war es in der ersten deutschen Diktatur die- 
ses Jahrhunderts der bekannte Demagoge Goebbels, 
der es verstanden hat, den Rundfunk zu benut- 
zen, um seine ideologische Meinung zu verbreiten. 
Der Scherz, den Rundfunkempfänger „Goebbels' 
Schnauze" zu nennen, trifft zutiefst die Problematik 
dieser Frage. 

Warum war die zweite Diktatur so anders in dieser 
Frage? Weü es wenigstens zwei unterschiedliche 
Rundfunkempfangsmöglichkeiten gab, was die 
zweite Diktatur ein wenig in Funktions Schwierigkei- 
ten brachte und letztendlich darin mündete, daß ein 
friedlicher Prozeß zu einem Abstreifen dieser Dikta- 
tur bis zur deutschen Einheit führen konnte. 

All das zu untersuchen und zu analysieren macht 
es wert, eine solche Einrichtung zu schaffen. Gefeilte 
Politologie ist das eine. Aber ich habe manches Werk 
aus den letzten zwei, drei, vier Jahren gelesen, bei 
* * dessen Lektüre ich mich fragen mußte: Hat hier je- 
mand versucht, Fakten süffisant wissenschaftlich so 
zu deuten, wie sie seinem wissenschaftlichen Ziel 
entsprachen oder entsprechen sollten, oder hat er 
wirklich beschrieben, was stattgefunden hat? 

(Beifall bei der F.D.P, der CDU/CSU und 
der SPD) 

Die Chance des Instituts, das wir schaffen wollen, ist 
es gerade, daß dort sozusagen neben gepflegter fau- 
ler Computemutzung noch der Mensch als das ei- 
gentliche Subjekt des Prozesses Eingriffsmöglichkei- 
ten hat, solange wir über Zeitzeugen verfügen. 

All dies zusammen rechtfertigt, daß wir uns dafür 
einsetzen müssen, ein solches Institut zu schaffen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. , der CDU/CSU und 
der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Dr. Ludwig Elm das Wort. 

Dr. Ludwig Elm (PDS): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! In der Gruppe der PDS ist der Mei- 
nungsbildungsprozeß zum vorliegenden Zwischen- 
bericht der Enquete-Kommission und zur vorgeschla- 
genen Stiftung noch nicht abgeschlossen. Es zeich- 
net sich allerdings eine Mehrheit ab, die die Errich- 
tung der vorgeschlagenen Stiftung bejaht. Die noch 


vorhandenen Vorbehalte weiterer Kollegen gründen (C) 
sich kaum auf die Ablehnung des Stiftungsprojektes 
an sich, als vielmehr auf zwiespältige Erfahrungen in 
der Diskussion über die Geschichte der DDR seit 
1990. 

Wir, wenn ich das für die schon vorhandene deutli- 
che Mehrheit sagen darf, bejahen damit den An- 
spruch derjenigen, die in der DDR politisch bevor- 
mundet, verfolgt und unterdrückt wurden, darauf, ri- 
goros die repressiven Seiten und Momente des Herr- 
schaftssystems der DDR aufzudecken, die überliefer- 
ten Quellen und Dokumente der Opposition zu be- 
wahren und förderliche Bedingungen für die Er- 
schließung und Darstellung ihrer systemkritischen, 
auf Menschen und politische Freiheitsrechte gerich- 
teten Bestrebungen, Aktionsformen und der dabei er- 
fahrenen Willkür, Demütigung und Repression zu 
schaffen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Mehrheitlich aus Traditionen der SED kommend, 
erinnern wir uns, daß bis zum Herbst 1989 die öffent- 
liche, kritische und wahrheitsgemäße Erörterung der 
Opposition, des Widerstands, der Unterdrückung 
und der angestrebten Alternativen nicht möglich 
war. Es ist recht und billig, dies nunmehr und künftig 
nachzuholen und leisten zu wollen und dafür gesell- 
schaftliche wie staatliche Unterstützung zu bean- 
spruchen. 

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wies- 
loch] [SPD]) 

Unsere Zustimmung bezieht sich nicht auf alle 
Feststellungen, Wertungen und Vorgaben in den 
analytischen und konzeptionellen Passagen des Zwi- 
schenberichts. Wir lehnen beispielsweise die Vor- 
wegnahme der Ergebnisse und Urteile künftiger For- 
schungen zur Geschichte und Gesellschaft der DDR 
ab. Wir können diese Vorlage auch nicht isoliert von 
den Erfahrungen mit Vorurteilen, Einseitigkeiten 
und unzulässigen Pauschalisierungen in den Ge- 
schichtsdiskussionen der letzten Jahre in diesem 
Land betrachten. Niemand übersieht zum Beispiel, 
daß Erschütterungen und Umbrüche in dieser Di- 
mension stets auch von Ressentiments, Nostalgien 
und Legendenbüdungen begleitet sind. 

Andererseits erleben wir auch, daß diese Schlag- 
worte nicht selten klischeehaft gegen den individuel- 
len Anspruch von Millionen auf den ganz persönli- 
chen Umgang mit ihrer Lebensgeschichte oder ge- 
gen die differenzierte Betrachtung und Bewertung 
von Geschichte überhaupt gewandt werden. Ich war 
beeindruckt, daß ich aus den Ausführungen des Ge- 
nossen Meckel 

(Heiterkeit bei der SPD) 

- pardon -, des Kollegen Markus Meckel - heraushö- 
ren konnte, daß er ebenfalls das Verständnis für die 
Probleme, denen sich viele der Betroffenen gegen- 
übersehen, problematisiert hat. 

Es ist auch anzumerken, daß nicht jede Gegner- 
schaft zur DDR seit ihrer Gründung uneingeschränkt 
der „europäischen Freiheitsgeschichte" zugerechnet 
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(A) werden kann. Allzu verhalten ist weiterhin im öffent- 
lichen Geschichtsdiskurs der kritische Bück auf die 
Geschichte der Bundesrepublik. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Ludwig Elm (PDS): Diese und weitere in der 
politischen und der Geschichtsdiskussion anstehen- 
den Streitfragen sind Herausforderungen für die Zu- 
kunft und als solche auch Erwartungen an die Wirk- 
samkeit der zukünfitgen Stiftung. Sie schränken aber 
die einleitend genannte zustimmende Position insge- 
samt nicht ein. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich schließe 
damit die Aussprache. Interfraktionell wird Überwei- 
sung der Vorlage auf Drucksache 13/8700 an die in 
der Tagesordnung auf geführten Ausschüsse vorge- 
schlagen. - Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die heutige 
Tagesordnung um die Beratung des Antrags der 
Gruppe der PDS, Keine Verlängerung der Verjäh- 
rungsfristen, auf Drucksache 13/9041 zu erweitern. 
Der Antrag soll jetzt gleich zusammen mit den 
Zusatzpunkten 7 und 8 beraten werden. Sind Sie da- 
mit einverstanden? - Das ist der Fall. 

(B) 

Dann rufe ich die Zusatzpunkte 7 und 8 sowie den 
soeben aufgesetzten Zusatzpunkt 10 auf: 

ZP7 Erste Beratung des von den Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur weiteren Verlänge- 
rung strafrechtlicher Verjährungsvorschriften 

(3. Verjährungsgesetz -3. VerjG) 

-Drucksache 13/8962- 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

ZP8 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Wirtschaftskriminalität in Deutschland insge- 
samt wirkungsvoll bekämpfen 

-Drucksache 13/8970- 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

ZP10 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Uwe-Jens Heuer, Dr. Gregor Gysi und der 
Gruppe der PDS 

Keine Verlängerung der Verjährungsfristen 

- Drucksache 13/9041 - 


Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für (C) 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. 

Es sind alle Reden der Fraktionen sowie für den 
Bundesrat die Rede der Ministerin des Landes Thü- 
ringen, Frau Lieberknecht, zu Protokoll gegeben 
worden, so daß noch der Kollege Heuer für die 
Gruppe der PDS zu Wort kommt. * ) 

Bitte sehr, Herr Kollege Heuer, Sie haben das Wort. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Tatsache, daß die anderen 
Kollegen nicht sprechen, könnte vielleicht so gedeu- 
tet werden, daß darüber noch einmal nachgedacht 
wird. 

Wir sind gegen die nochmalige Verlängerung der 
Verjährungsfrist. Die Verjährung ist doch nicht ir- 
gendeine zur freien Disposition der Politik stehende 
Spielregel. Sie ist ein Rechtsinstitut, an dem man sich 
nicht nach Beheben und politischer Opportunität ver- 
greifen darf. Die Verjährung soll dem Rechtsfrieden 
dienen. Die Störung des Rechtsfriedens durch eine 
Straftat ist nach Ablauf bestimmter Fristen nicht 
mehr gegeben. Der Täter ist in einer anderen persön- 
lichen Verfassung. Die Beweislage wird um so 
schwieriger, je länger die Tat zurückliegt. Deshalb 
gibt es die Verjährung. Das ist in Rechtswissenschaft 
und Rechtspflege unbestritten. 

(Unruhe) 

- Meine Damen und Herren, Sie könnten mir viel- pj 
leicht zuhören. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Nur wenn Sie 
etwas zu sagen haben!) 

Die Redner Ihrer Fraktionen haben auf ihre Redezeit 
verzichtet. Hören Sie dann aber wenigstens zu! An- 
sonsten hätten Sie ja reden können. 

Das Argument, es seien noch nicht alle Straftaten 
aufgedeckt und man müsse deshalb die Frist verlän- 
gern, stellt das Rechtsgut der Verjährung überhaupt 
in Frage. Die Verjährung ist doch gerade für die Fälle 
geschaffen worden, wo Straftaten unaufgeklärt ge- 
bheben sind. Die Konsequenz des Arguments besteht 
darin, die Verjährung überhaupt abzuschaffen oder 
sie immer dann zu verlängern, wenn die Aufklärung, 
aus welchen Gründen auch immer, nicht richtig 
funktioniert hat. 

Daß die Opfer die Verjährung nicht wollen, mag 
man verstehen. Rechtsstaatlich haltbar ist das jedoch 
nicht. Ich schließe mich Herrn Eylmann an, der in ei- 
nem „Spiegel "-Interview zu diesem Aspekt der Sa- 
che gesagt hat: 

Man darf die Strafverfolgung nie in die Hand der 
Opfer legen. Sie sind notwendigerweise befan- 
gen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSUJ: Aber auch 
nicht in die Hand der Täter!) 

* ) Anlage 6 
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Dr. Uwe-Jens Heuer 

(A) Ich befinde mich mit meinem ablehnenden Stand- 
punkt in guter Gesellschaft mit dem Justizminister 
und den Rechtsexperten der CDU/CSU-Fraktion. 
Herr Schmidt-Jortzig, Herr Eylmann und Herr Geis 
haben sich öffentlich sehr kategorisch gegen eine 
Verlängerung der Verjährungsfrist ausgesprochen. 
Andere Kollegen im Rechtsausschuß haben sich mir 
gegenüber ähnlich geäußert. Meine Herren Kolle- 
gen, lassen Sie sich um Gottes und des Rechtsstaates 
willen von Ihren Fraktionsoberen nicht zu Hampel- 
männern machen! Behalten Sie Ihren Standpunkt 
von gestern in dieser Frage auch heute und morgen! 

Nach meiner Meinung ist der Gesetzentwurf ver- 
fassungswidrig. Die abermalige Verlängerung der 
Verjährungsfrist widerspricht dem aus Art. 20 des 
Grundgesetzes folgenden Rechtsstaatsprinzip. Eine 
Körperverletzung, eine Freiheitsberaubung, die im 
Oktober 1949 begangen wurde und heute der soge- 
nannten Regierungskriminalität zugerechnet wird, 
verjährt im Oktober des Jahres 2000, also nach 
51 Jahren. Das ist doch eine eklatante Verletzung 
des Übermaßverbotes und des Grundsatzes der Ver- 
hältnismäßigkeit; es reicht bis in den Bereich der 
Willkür hinein. 

Die Verlängerung betrifft aber nicht nur die soge- 
nannte Regierungs- und Vereinigungskriminalität. 
Wenn das Gesetz durchgeht, verjährt jegliche Kör- 
perverletzung, jegliche Freiheitsberaubung der 
Jahre 1992 oder 1993 im Westen nach fünf Jahren, im 
Osten dagegen nach sieben Jahren. 

Meine Damen und Herren von den Koalitionsfrak- 
tionen, Sie wollen zweierlei Recht für Ost und West 
fortschreiben. Der vielbeschworenen inneren Einheit 
leisten Sie damit keinen guten Dienst. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Heuer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Häfner? 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Ja, bitte. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Frage ist ganz kurz: Warum wurde eigen tüch die Kör- 
perverletzung von 1967, von der Sie eben sagten, 
daß sie bis zum Jahr 2000 verfolgt werden könne, 
nicht schon 1968 zur Anklage gebracht? 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Das ist eine 
sehr gute Frage!) 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Das ist der Grund, wes- 
wegen Sie das Ruhen der Verjährung beschlossen 
haben. Inzwischen aber sind es weitere sieben Jahre. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das 
stand nicht in seinem Redetext! Darauf 
konnte er nicht antworten!) 

Die Verlängerung der Verjährungsfrist verstößt ge- 
gen den Gleichheitsgrundsatz aus Art. 3 Abs. 1 des 
Grundgesetzes: „Alle Menschen sind vor dem Gesetz 
gleich", es sei denn, Sie fügen noch einen Satz hinzu: 


Für ehemalige Bürger der DDR können durch Gesetz (C) 
und Rechtsprechung Ausnahmen festgelegt werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Weitere Wort- 
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe damit die 
Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorla- 
gen auf den Drucksachen 13/8962 und 13/8970 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vorgeschlagen. Der Antrag der Gruppe der PDS auf 
Drucksache 13/9041 soll an die gleichen Ausschüsse 
überwiesen werden. Gibt es andere Vorschläge? - 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann sind 
die Überweisungen so beschlossen. 

Damit rufe ich Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Volker Beck (Köln), Rita Grießhaber, Marie- 
luise Beck (Bremen), weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse nichteheli- 
cher Lebensgemeinschaften (Nichteheliche- 
Lebensgemeinschaften-Gesetz -NeLgG) 

-Drucksache 13/7228- 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Finanzausschuß 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Dj 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wo- 
bei die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieben Mi- 
nuten erhalten soll. - Ich sehe und höre keinen Wi- 
derspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe dem Abge- 
ordneten Volker Beck das Wort. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nichtehe- 
liche Lebensgemeinschaften sind zu einem wichti- 
gen gesellschaftlichen Faktor geworden. Dennoch 
werden die Menschen in einer solchen Gemeinschaft 
von der Rechtsordnung häufig noch als Fremde be- 
handelt, gleichgültig, wie lange sie schon zusam- 
mengelebt haben. 

Dabei leben in der Bundesrepubük über 3,3 Milho- 
nen Frauen und Männer in nichtehelicher Lebensge- 
meinschaft mit gemeinsamer Haushaltsführung; Ten- 
denz steigend. Hinzu kommt eine unbekannte Zahl 
an Paaren, die sich als Lebensgemeinschaft betrach- 
ten, aber nicht zusammen wohnen. Diese Paare wer- 
den vom Statistischen Bundesamt gar nicht erst er- 
faßt, ebensowenig lesbische und schwule Lebensge- 
meinschaften. 

Seit vielen Jahren wird über die rechtliche Aner- 
kennung nichtehelicher Lebensgemeinschaften de- 
battiert. Der Deutsche Juristentag hatte bereits 1988 
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Volker Beck (Köln) 

(A) Handlungsbedarf angemahnt. Und was tut die Bun- 
desregierung? 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Nichts!) 

An Stelle einer längst überfälligen staatlichen Aner- 
kennung verteilt sie lieber Broschüren, worin sie die 
Menschen vor den rechtlichen Risiken und den 
Schrecknissen des nichtehelichen Daseins warnt. 
Diese Bundesregierung lebt familienpolitisch offen- 
sichtlich noch im Biedermeier. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Na! Na! 

- Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Das ist sehr 
in Mode!) 

Immerhin: Mit der nun beschlossenen Reform des 
Kindschaftsrechts wird die nichteheliche Familie 
erstmals im Sorgerecht anerkannt. Allerdings mit 
dem absurden Effekt: Die Rechtsbeziehungen zwi- 
schen dem Kind und den beiden nichtehelichen El- 
temteilen sind damit zwar geregelt, aber die beiden 
Eltern stehen in keinerlei Angehörigenverhältnis zu- 
einander. Das ist einfach widersinnig. Die Rechts- 
und Familienpolitik muß endlich den veränderten 
Lebensverhältnissen Rechnung tragen. 

Die konkrete Ausgestaltung eines Rechts der 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft ist freilich ein 
prekäres Thema. Auch viele Reformbefürworter in 
Rechtswissenschaft und Publizistik haben bislang 
wohlweislich vermieden, sich konkret auf eine be- 
stimmte Definition oder ein bestimmtes Tableau von 
Rechten und Pflichten festzulegen. Das sind sehr 
schwierige Abwägungsfragen. Damit die Sache aber 
^ endlich vorangeht, wagen Bündnis 90/Die Grünen 
heute den Sprung ins kalte Wasser. Unser Gesetzent- 
wurf versteht sich als offenes Diskussionsangebot an 
alle, die ernsthaft an einer Reform Interesse haben. 

Zu unserem Entwurf im einzelnen: Wir wollen im 
Familienrecht ein neues Rechtsinstitut der nichteheli- 
chen Lebensgemeinschaft einführen. Lebenspartner 
erhalten damit umfassend die Rechtsstellung von Fa- 
milienangehörigen. Das hat insbesondere Auswir- 
kungen im Mietrecht, im Recht des sozialen Woh- 
nungsbaus, beim Zeugnisverweigerungsrecht, bei 
den Regelungen zur Studienplatzvergabe, beim Aus- 
kunftsrecht, bei Unfällen, im Arbeitsförderungsge- 
setz, im Erbrecht und bei der Erbschaftsteuer sowie 
im Kindschaftsrecht. 

Unsere Definition der nichtehelichen Lebensge- 
meinschaft orientiert sich an der Rechtsprechung 
und knüpft an tatsächliche Gegebenheiten an: ange- 
legt sein auf Dauer, innere Bindung, gegenseitiges 
Einstehen füreinander. Es ist keine obligatorische 
amtliche Registrierung vorgesehen, da dies dem We- 
sen der nichtehelichen Lebensgemeinschaft als frei 
eingegangenem Zusammenleben widerspräche. Wir 
wollen lediglich fakultativ eine notarielle Beurkun- 
dung anbieten. 

Wir wollen also keine Zwangsverrechtlichung. Der 
Gesetzentwurf sieht im Grundsatz von einer Rege- 
lung der Innenverhältnisse in der Partnerschaft ab. 
Wenn ein Partner nicht heiraten will, dann meist des- 
halb, weil die Leute kein vorgestanztes Normgefüge 
von Rechten und Pflichten für ihre Beziehung wollen. 


Diesen Willen muß der Gesetzgeber respektieren. Er (C) 
soll auf Zwangsbeglückungen klipp und klar ver- 
zichten. So soll beispielsweise im Regelfall kein 
Unterhalts anspruch bestehen. Es bleibt den Part- 
nerinnen und Partnern selbst überlassen, Unterhalts- 
ansprüche vertraglich zu vereinbaren. 

Freilich müssen wir aber auch hier den Schutz des 
Schwächeren im Auge haben. In engen Grenzen 
wollen wir Ausnahmen vom Grundsatz des Nichtein- 
greifens ermöglichen, zum Beispiel, wenn es grob 
unbillig wäre, Unterhalt zu versagen, oder aber für 
den Fall, daß es innerhalb der Beziehung zu Gewalt- 
tätigkeiten kommt. Hier wollen wir das bislang nur 
für Ehegatten geltende Wohnungszuweisungsver- 
fahren auch auf nichteheliche Partnerschaften aus- 
dehnen. 

Das Rechtsinstitut der nichtehelichen Lebensge- 
meinschaft zielt vor allem auf heterosexuelle Paare. 

Es soll aber auch Schwulen und Lesben offenstehen. 
Anders als heterosexuelle Paare haben homosexu- 
elle Paare bislang nicht die Wahl zwischen ehelicher 
und nichtehelicher Lebensgemeinschaft. Wir wollen, 
daß homosexuelle Paare die gleiche Wahlfreiheit er- 
halten wie heterosexuelle. Das Eheverbot für 
Schwule und Lesben muß weg. Dazu haben wir im 
Bundestag bereits eine Initiative zur Öffnung der 
Ehe für gleichgeschlechtliche Paare eingebracht. 

Unser heutiger Gesetzentwurf ersetzt keineswegs 
die Forderung nach dem Eheschließungsrecht; er er- 
gänzt diese Forderung vielmehr für die homosexuel- 
len Paare, die auch nach Durchsetzung der Ehefrei- 
heit lieber nichtehelich bleiben möchten. Er ist ein 
Beitrag zu mehr Wahlfreiheit und Liberalität. 

Nichteheliche heterosexuelle Lebensgemeinschaf- 
ten haben sich dauerhaft oder für eine bestimmte Le- 
bensphase gegen die Ehe entschieden. Sie gehen da- 
mit weniger rechtliche Verpflichtungen ein als Ehe- 
leute. Daher sind bestimmte Rechtsfolgen der Ehe 
auch nicht auf sie anwendbar. Wir streben also keine 
platte Gleichschaltung mit Ehepaaren an; wir wollen 
aber, daß für nichteheliche Lebensgemeinschaften 
das Verhältnis zwischen Rechten und Pflichten aus- 
gewogen und stimmig wird. Es muß endlich Schluß 
damit sein, daß der Staat diese Solidargemeinschaf- 
ten nur dann zur Kenntnis nimmt, wenn er sie finan- 
ziell schröpfen kann. 

(Beifaü beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Dr. Dietrich Mahlo. 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kol- 
lege Beck, Ihr Gesetzentwurf, den wir hier in erster 
Lesung beraten, hat aus unserer Sicht zwei Mängel, 
einen handwerklichen und einen inhaltlichen. 

Der handwerkliche Mangel besteht darin, daß der 
Gesetzentwurf, der maßgeblich an den zentralen Be- 
griff der nichtehelichen Lebensgemeinschaft an- 
knüpft, diesen Begriff nicht ausreichend präzise und 
nicht ausreichend nachprüfbar definiert. Nach dem 
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Dr. Dietrich Mahlo 

(A) Entwurf ist eine nichteheliche Lebensgemeinschaft 
im Sinne des Gesetzes eine Lebensgemeinschaft, die 
„sich durch innere Bindungen auszeichnet", die „ein 
gegenseitiges Einstehen" begründet, und „über die 
Beziehungen in einer reinen Haushalts- und Wirt- 
schaftsgemeinschaft " hinausgeht. 

Man fragt sich: In welcher Hinsicht soll sie darüber 
hinausgehen? Man fragt sich: Wann begründet eine 
Gemeinschaft das gegenseitige Einstehen füreinan- 
der, wenn einer der maßgeblichen Punkte Ihres Ge- 
setzes doch darin besteht, das Auslösen einer Unter- 
haltspflicht gerade zu unterbinden? Was heißt, eine 
Gemeinschaft ist durch innere Bindungen ausge- 
zeichnet? Innere Bindungen gibt es viele. Jeder weiß: 
Sie kommen und gehen, und sie können sich auch in- 
haltlich verändern, ohne daß das nach außen doku- 
mentiert würde. 

Wie kann man wichtige Rechtsfolgen, zum Beispiel 
im Erbrecht und im Familienrecht, an Kriterien fest- 
machen, deren Vorliegen kaum feststellbar - das 
heißt: kaum nachprüfbar - ist? Einem derartigen Ge- 
setzentwurf fehlt aus diesem Grund die Handhabbar- 
keit. 

Das Hauptdefizit jedoch ist ein inhaltliches. 

(Zuruf der Abg. Christina Schenk [PDS]) 

- Ich weiß ja, Frau Kollegin, daß Sie da anderer An- 
sicht sind. Sie kommen immer in eigener Sache hier- 
her. Dann würde ich mich ein bißchen mehr zurück- 

(B) halten,- das will ich Ihnen ganz offen sagen. 

(Christina Schenk [PDS]: Es ist doch normal 
bei einem Abgeordneten, daß er in eigener 
Sache hierherkommt!) 

- Es ist für mich nicht unbedingt ausgemacht, daß 
man in eigener Sache hierherkommt. Das will ich für 
meine Person zurückweisen. Ich würde in einer eige- 
nen Angelegenheit hier kaum sprechen; das will ich 
Ihnen auch sagen. 

Das Hauptdefizit des Gesetzentwurfs sehe ich 
darin, daß seine Botschaft verkürzt lautet: Man 
möchte die mit einer Eheschließung verbundenen 
Rechte genießen, von den Pflichten aber, bitte sehr, 
verschont bleiben. Man will die verfassungsmäßigen 
Privilegien der - ungeliebten - Ehe beseitigen, indem 
man anderen Instituten die gleichen Privilegien ge- 
währt. Man will eine sogenannte Lebensgemein- 
schaft eingehen, aber sich jederzeit daraus lösen 
können. Im Todesfall will man erben wie ein Ehe- 
gatte, im Notfall aber nicht Unterhalt leisten wie ein 
Ehegatte. Man wül den Kuchen essen und behalten. 

Es ist die alte Melodie der Opposition: Deutscher 
werden, aber gleichzeitig Ausländer bleiben; Tips 
veröffentlichen, wie man das soziale Netz total nut- 
zen kann, aber die hohen Lohnnebenkosten be- 
klagen; Steuerabsetzungsmöglichkeiten dezimieren, 
aber die Steuerquote insgesamt nicht senken; einen 
Rentenbeitrag von 21 Prozent bejammern, aber die 


Rentensteigerungen der Zukunft nicht senken wol- (C) 
len. Von allem nur die Schokoladenseite. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: Kommen Sie 
bitte zum Thema! - Wolf-Michael Catenhu- 
sen [SPD]: Aber Sie kriegen alles in den 
Griff?!) 

- Das gehört zusammen; es gehört zum Thema. Das 
ist ja gerade das Problem. Für mich ist das genau die 
gleiche Position. 

Sie haben in der Bundesrepublik die freie Wahl: 

Sie können eine Ehe eingehen oder ein freies Zusam- 
menleben wählen. Niemand zwingt Sie. Aber was 
Sie nicht können, ist, sich aus allem nur die Rosinen 
rauspicken. 

Ich lese in Ihrer Begründung, die nichteheliche Le- 
bensgemeinschaft sei ein frei eingegangenes Zusam- 
menleben. Das ist nicht der Punkt. Auch die Ehe ist 
in Deutschland in der Regel ein frei eingegangenes 
Zusammenleben. Entscheidend dürfte aber in Ihren 
Augen nicht das freie Eingehen, sondern das freie - 
sprich: folgenlose - Herauskommen sein. 

Meine Damen und Herren, hier liegt ein problema- 
tischer Gesetzentwurf vor, der en passant das Pro- 
blem der gleichgeschlechtlichen Lebensgemein- 
schaft Huckepack nimmt und dieser nebenbei die 
Weihen einer quasi ehelichen Einrichtung zuordnet. 

Ich will die Verhandlungen im Rechtsausschuß 
nicht vorwegnehmen, auch nicht abwürgen, aber mir 
schwant, daß wir in der Sache ziemlich weit ausein- 
ander sind. 

(D) 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort der Abgeordneten Margot von Renesse. 

Margot von Renesse (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Beck, das Gute vorweg - 
wir wollen uns ja nicht immer nur ärgern -: Es ist ein 
richtiges Problem, das Sie angesprochen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein schönes Pro- 
blem!) 

- Es ist nicht nur ein schönes, es ist ein unwahr- 
scheinlich breites. 

Die Rechtsprechung zu den nichtehelichen Le- 
bensgemeinschaften und ihren Rechtsfolgen ist in- 
zwischen stapelweise angewachsen. Ich habe das 
einmal gesammelt: ich habe es mir vom Wissen- 
schaftlichen Dienst einmal geben lassen. Das füllt in- 
zwischen Bände. Die Scheidung nach Gesellschafts- 
recht ist in den Gerichten jedenfalls nicht unüblich. 

Gleichzeitig ist das Problem auch ein verfassungs- 
rechtliches; denn wenn wir jede Menge Richterrecht 
haben, dann stellt sich langsam die Frage, ob der Ge- 
setzgeber bei einer Gewaltenteilung nicht auch ein- 
mal ranmüßte. Ich denke, er muß es. In dem Punkt 
sind wir uns einig. 

Nur, jetzt kommt das Negative. Ich werde meine 
zehn Minuten nicht ausfüllen. Die brauche ich gar 



18408 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 203. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1997 


Margot von Renesse 

(A) nicht, denn Sie wissen, was ich an Ihrem Entwurf zu 
bemängeln habe. Das wissen alle Grünen. Ich habe 
zu einem anderen Entwurf einmal gesagt: heiße Luft. 
In diesem Falle bleibe ich bei dem luftigen Vergleich. 
Ich sage einmal: Es ist ein Luftballon ohne Pelle. Auf 
diesem Luftballon, der auch noch blau oder grün an- 
gestrichen ist, steht: Grüne wählen. Es ist ein 
Wunschzettel an den Weihnachtsmann. Fällt uns 
noch was ein, was wir gerne hätten? 

Das Problem ist: Sie machen die ganze Geschichte 
im Familienrecht fest. Du hebe Güte, Herr Beck! Das 
Familienrecht ist das strikteste Verantwortungsrecht, 
was wir überhaupt kennen, und es fragt nicht nach 
Liebe. Das Wort Liebe finden Sie im Familienrecht 
überhaupt nicht. Sie sind Biedermeier. Die Liebe ist 
eine Himmelsmacht. Sie sind Operette. Die Liebe ist 
wunderbar und romantisch, aber kein Anknüpfungs- 
punkt für Rechtsfolgen, weder für Erbrecht noch für 
Erbsteuerrecht. 

Die Menschen stehen sich das so vor: Da kommt ir- 
gendwann nach dem Tode des Freundes die Freun- 
din oder der Freund - was immer es ist - und sagt: 
Ich will erben, er hat mich doch gehebt. Dann kommt 
womöghch Nummer zwei und sagt: Mich auch. Nun 
sagen Sie, das geht ja nur bei einem. Aber es gibt so 
viele, die gleich mehrere heben. 

Mich erinnert Ihr Anknüpfungstatbestand Liebe 
an einen Kollegen mit einer richtigen Ruhrgebiets- 
schnauze, der sagte: Schläft man mal mit einem Mäd- 
chen, gleich denken die Leute, man hätte was mit 
ihr. 

m) (Heiterkeit bei der SPD, der CDU/CSU und 

der F.D.P.) 

Sie haben eine Reihe von richtigen Problemen in 
Ihrer Sache genannt, aber die Anknüpfungstatbe- 
stände sind sogar bei Ihnen andere als famihenrecht- 
hche. Sie sind nämlich zum Beispiel die gemeinsame 
Wohnung. Da wollen Sie das aber an ein Paar bin- 
den, zum Beispiel beim Hausrat. Das geht ja auch 
gar nicht anders. Die Hausratsverordnung können 
Sie schlechterdings nicht anwenden, wenn einer in 
München und der andere in Berlin wohnt. Oder wol- 
len Sie da etwa auch ein Angehörigenerbrecht? Das 
geht schon nach dem Mietrecht nicht, weil das die 
gemeinsame Wohnung voraussetzt. Aber es gibt 
Leute, die leben zu dritt oder zu viert in einer Woh- 
nung. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das sind Zustände!) 

Und da soll das alles nicht gelten? Wenn Sie die Gel- 
tung aber auf Paare begrenzen und Liebe zur Vor- 
aussetzung machen, dann nehmen Sie davon eine 
ganze Menge Leute, die das dringend brauchen, aus. 

Außerdem sagen Sie selbst: Diejenigen, die noch 
verheiratet sind, aber in nichteheücher Lebensge- 
meinschaft leben, wollen Sie mit Ihrem Entwurf nicht 
schützen. 

Ich rede schon viel zu lange. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Nein, ist 
gut, mach mal weiter!) 

- Ich will das ja gar nicht. 


Ich hoffe, daß wir den Entwurf im Rechtsausschuß (C) 
schnell begraben und an seine Stelle etwas Besseres 
setzen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU, der F.D.P und der 
Abg. Dr. Ruth Fuchs [PDS]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Hildebrecht Braun. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
vorgelegte Entwurf enthält Teile, die sich mit Vorstel- 
lungen der Liberalen decken. Er enthält aber auch 
Teile, denen wir gar nicht zustimmen können. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das ist der Operet- 
tenteil! - Heiterkeit bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

- So fröhlich kann dieser Entwurf gar nicht stimmen. 

Die Materie, um die es hier geht, ist in der Tat von er- 
heblicher Bedeutung. Ich darf deshalb darum bitten, 
daß Sie auch zu solch später Stunde noch ein bißchen 
Aufmerksamkeit zustande bringen. 

Der Entwurf unterscheidet in den meisten Teilen 
nicht zwischen einer nichtehelichen Lebensgemein- 
schaft von Mann und Frau und homosexuellen Le- 
bensgemeinschaften. Diese Unterscheidung er- 
scheint aber notwendig. Für eine Lebensgemein- 
schaft von Mann und Frau bietet das BGB das Tradi- 
tionsinstitut der Ehe an. Die Ehe ist nach unserem (D) 
Grundgesetz in besonderer Weise geschützt. Die 
F.D.P steht zum Institut der Ehe, obwohl sie natürlich 
weiß, daß die außerordentlich hohe Zahl von Schei- 
dungen einerseits, andererseits die nur noch einge- 
schränkte Zustimmung der jungen Menschen zu die- 
sem Institut Zweifel an dem Konzept der Ehe in tradi- 
tioneller Form nahelegen. 

Wenn Mann und Frau sich gegen die Ehe entschei- 
den, dann ist dies eine bewußte Entscheidung, die zu 
respektieren ist. Sie darf aber auch nicht, Herr Beck, 
umgedeutet werden in eine Entscheidung, die quasi 
eine Entscheidung zugunsten einer Gemeinschaft 
sein soll, die zwar nicht Ehe heißt, sich aber im we- 
sentlichen doch an dem Modell der herkömmlichen 
Ehe orientiert. Ich neige dazu, den Menschen, die 
heiraten könnten, sich aber gegen die Ehe entschei- 
den, jegliche Freiheit der Lebensgestaltung zu belas- 
sen. Dringenden Regelungsbedarf kann ich zumin- 
dest dann nicht erkennen, wenn die Verbindung von 
zwei Menschen kinderlos gebheben ist bzw. wenn 
keiner der beiden Partner ein Kind in die Lebensge- 
meinschaft einbringt. 

Wir versprechen eine sorgfältige Prüfung der Vor- 
schläge zur gemeinschaftlichen elterlichen Sorge, 
wenn eine Frau mit einem Mann und dessen Kind 
zusammenzieht. Jeder hier im Haus weiß, daß die 
F.D.P die gemeinschaftliche elterliche Sorge von fak- 
tischen Eltern für wünschenswert hält. Zumindest 
gilt es, gesetzüche Hindernisse für eine solche Rege- 
lung aus dem BGB zu streichen. 
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Hildebrecht Braun (Augsburg) 

(A) Ich kann nicht erkennen, warum wir für nicht ver- 
heiratete heterosexuelle Paare ein gesetzliches Erb- 
recht, eine steuerliche Privilegierung in der Einkom- 
mensteuer oder in der Erbschaftsteuer schaffen soll- 
ten. Wer diese Vorteile haben will, soll heiraten. Er 
soll damit aber auch die Verpflichtungen für den 
Partner bzw. die Partnerin übernehmen, die mit dem 
gesetzlichen Vertragsmuster Ehe verbunden sind. 
Diese Verpflichtungen sind ohnehin nicht mehr so 
groß, wie viele glauben. Für den Zeitraum nach Auf- 
lösung einer Ehe können Verpflichtungen schon jetzt 
notariell in sehr weitgehendem Maße abgedungen 
werden. Ich mache keinen Hehl daraus, daß ich diese 
Gestaltungsmöglichkeiten ohnehin für sehr, viel- 
leicht sogar zu weitgehend halte. 

Ganz anders stellen sich für die F.D.P. die Fragen 
im Zusammenhang mit der homosexuellen Lebens- 
gemeinschaft. Hier ist durch eine Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts deutlich geworden, daß 
Art. 6 des Grundgesetzes wohl einer Eheschließung 
von homosexuellen Partnern entgegensteht. Wenn 
somit das Rechtsinstitut Ehe Heterosexuellen Vorbe- 
halten bleibt, so muß eine Regelung für homosexu- 
elle Partner gefunden werden, die eine Bindung zu- 
einander in gleicher Weise wünschen, wie dies bei 
Ehepartnern kennzeichnend ist. 

Eine echte Einstehensgemeinschaft von Homose- 
xuellen verdient einen gleichartigen staatlichen 
Schutz, wie ihn Eheleute haben, da der Anknüp- 
fungspunkt für eine rechtliche Sonderbehandlung 
gegenüber anderen Zusammenschlüssen von Men- 
schen derselbe ist wie bei Eheleuten: Sie wollen 

(B) füreinander dasein, also füreinander einstehen, und 
ihr Leben gemeinsam gestalten. Sie wollen sich öf- 
fentlich bekennen, zueinander zu gehören, weil sie 
sich lieben. Liebe ist - Frau von Renesse, ich kann 
Ihnen da nur zustimmen - ein sehr schwieriger Be- 
griff, wie wir alle wissen. Wenn er aber seine Erfül- 
lung bei Eheleuten findet oder finden kann, dann 
können homosexuelle Paare, die sich füreinander 
entschieden haben, dies in gleicher Weise geltend 
machen. 

Ich bin davon überzeugt, daß die Entwicklung im 
Denken der Menschen in Deutschland ebenso wie 
zumindest im europäischen Ausland dahin gehen 
wird, daß homosexuelle Verbindungen von Men- 
schen, die dauerhaft zueinander gehören wollen, in 
gleicher Weise anerkannt werden wie die Verbin- 
dung von Eheleuten. 

Die F.D.P. wird diese Entwicklung nicht nur mitge- 
hen, sondern sie auch maßgeblich mitgestalten. Die 
F.D.P. weiß aber auch, daß die beiden großen Par- 
teien in Deutschland gegenwärtig noch nicht so weit 
sind, eine Gesetzgebung im skizzierten Sinne mitzu- 
tragen. Wir werden uns daher noch ein bißchen in 
Geduld üben müssen. Ich bin allerdings davon über- 
zeugt, daß weitere Schritte in diese Richtung in der 
nächsten Legislaturperiode unternommen werden 
können. 

Noch in dieser Legislaturperiode werden wir dafür 
sorgen, daß hinterbliebene Lebenspartner von ver- 
storbenen homosexuellen Mietern die Wohnung 
übernehmen können. Das ist ein wichtiger Schritt 


zur Beendigung der Diskriminierung von homosexu- (C) 
eilen Paaren, den wir aus unserem Verständnis von 
Menschenwürde und von hieraus resultierenden 
Rechten durchgesetzt haben. Ich wünschte, für sol- 
che Schritte könnten Mehrheiten im Parlament auch 
ohne die Vorreiterrolle der Rechtsprechung gefun- 
den werden. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort der Abgeordneten Christina Schenk. 

Christina Schenk (PDS): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der Entwurf der Bündnisgrünen, 
mit dem quasi eine „Ehe light" installiert werden 
soll, entstammt der Mottenkiste konservativer Fami- 
lienvorstellungen, schreibt die Diskriminierung 
Nichtverheirateter fort und leistet genau das nicht, 
worauf es ankommt, nämlich den Abbau der Privile- 
gien der Ehe. Das ist die Voraussetzung, wenn für 
die zunehmende Etablierung - wie hier richtig fest- 
gestellt wurde - neuer Formen des Zusammenlebens 
eine gerechte gesetzliche Grundlage geschaffen wer- 
den soll. 

Die Definition der nichtehelichen Lebensgemein- 
schaft als „auf Dauer angelegt" finde ich rührend 
naiv. Mit jeder Beziehung - vom One-night-Stand 
abgesehen - ist die Hoffnung verknüpft, sie möge 
von Dauer sein. Es gibt heutzutage jedoch keine 
Ewigkeitsgarantien mehr. „Auf Dauer angelegt" p) 
wird so zum moralisierenden, ideologischen Begriff, 
der nicht justitiabel ist und in einem Gesetz aus mei- 
ner Sicht nichts zu suchen hat. 

Begrüßenswert ist, daß eine gegenseitige Unter- 
haltsverpflichtung nicht eingeführt werden soll. Ich 
finde es jedoch schon peinlich, daß die Grünen 
zwar die Abschaffung der Anrechnung des Einkom- 
mens des Partners bzw. der Partnerin bei der Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe wollen, aber dann nicht 
den Mut haben, dafür einen offensiven Vorschlag 
anzubieten. 

Es gibt spätestens seit dem Aufkommen der 
Frauen- und der Lesbenbewegung in der Bundesre- 
publik eine fundierte Kritik an der Institution Ehe. 

Die Abschaffung des Ehegattensplittings ist überfäl- 
lig, und auch die steuerliche Absetzbarkeit von Un- 
terhaltszahlungen ist absolut nicht mehr zeitgemäß. 
Dazu ist von den Grünen heutzutage kein Wort mehr 
zu hören. 

Zum Sorgerecht, Herr Beck: Die Absicht, den Per- 
sonenkreis zu erweitern, der ein Kind gemeinsam ad- 
optieren kann, ist zu begrüßen. Das ist eine Uraltfor- 
derung. Das Problem dabei ist jedoch, daß nach Ihren 
Vorstellungen die Adoption der einzige Weg für nicht 
leibliche Eltern bleibt, Sorgerechte zu erlangen. Die 
Diskussion ist da angesichts der Vielfalt der Lebens- 
formen und der - wie schon oft gesagt - vielfach be- 
grenzten Halbwertszeit von Beziehungen viel weiter 
und fordert neben der Adoptionsmöglichkeit eine 
rechtlich abgesicherte Mit- bzw. Ko-Eltemschaft, wie 
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Christina Schenk 

(A) die PDS es in ihrem Antrag zur Kindschaftsrechtsre- 
form vorgesehen hatte. 

Nicht hinnehmbar ist auch, daß das Aufenthalts- 
recht ausländischer nichtehelicher Partner bzw. Part- 
nerinnen nicht geregelt ist. 

Mit dieser „Ehe light" für nichteheliche Lebensge- 
meinschaften haben die Bündnisgrünen es fertigge- 
bracht, ein abgestuftes System der Verrechtlichung 
des Zusammenlebens vorzuschlagen: Ganz oben 
steht - unangetastet - die Ehe. Dann kommt eine ab- 
gespeckte Variante für nichteheliche Paare. Und völ- 
lig außen vor bleiben diejenigen, die ihr Leben jen- 
seits der Zweisamkeit gestalten wollen. 

Die Diskriminierung also bleibt. Der emanzipatori- 
sche Ansatz der Grünen, mit dem sie einst für soviel 
Furore gesorgt haben, ist einer verdrucksten Orien- 
tierung an den Mustern gewichen, die ja gerade zur 
Diskriminierung von Lebensformen führen. Ein über- 
aus trauriger Vorgang! 

Die PDS wird noch in diesem Jahr einen Antrag 
zur tatsächlichen Gleichstellung aller Lebensweisen 
in den Bundestag einbringen. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
das Wort dem Parlamentarischen Staatssekretär Rai- 
ner Funke. 

(B) Rainer Funke, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Justiz: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In der Tat, nichteheliche Lebensgemein- 
schaften sind - wie in der Begründung Ihres Ent- 
wurfs, Herr Beck, richtig ausgeführt - zu einem wich- 
tigen gesellschaftlichen Faktor geworden. Die Bun- 
desregierung hat wiederholt klargestellt, daß es zur 
Freiheit des einzelnen gehört, in Übereinstimmung 
mit einem anderen eine rechtlich nicht reglemen- 
tierte Form gemeinsamer Lebensgestaltung einzuge- 
hen. 

Das Recht kann vor dieser Entwicklung sicherlich 
nicht die Augen verschließen. Ich teile deshalb den 
Wunsch, nichtehelichen Lebensgemeinschaften dort, 
wo es notwendig ist, rechtlichen Schutz zu gewäh- 
ren. 

Dabei darf es allerdings nicht zu einer Situation 
kommen, in der den Partnern einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft sozusagen Meistbegünstigung 
zuteil wird. 

Wir können deshalb den Partnern einer nichtehe- 
lichen Lebensgemeinschaft nicht, wie es der Ent- 
wurf vorsieht, auf der einen Seite Vergünstigungen 
gewähren - etwa im Miet- und Erbrecht, bei der Zu- 
weisung von Sozialwohnungen, im Versicherungs- 
recht, bei der Zuteilung von Studienplätzen und im 
Steuerrecht - und damit Dritten, dem Staat oder Pri- 
vaten, umfassende Rechtspflichten gegenüber den 
Partnern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 
aufbürden und auf der anderen Seite keine Regeln 


für das Verhältnis der Partner untereinander vorse- (C) 
hen. 

Der Entwurf läßt für das Verhältnis der Partner un- 
tereinander sogar ausdrücklich eine Lücke, sieht 
man von einem bescheidenen Trennungsunterhalt 
bei gröbster Unbilligkeit ab. 

Ausgangspunkt muß demgegenüber sein, die 
Gründe sorgsam zu gewichten, die die Rechtsord- 
nung veranlassen, Ehe und Familie in bestimmten 
Bereichen gegenüber anderen Lebensformen anders 
zu behandeln. 

Meiner Meinung nach bedarf es deshalb zunächst 
der zielgenauen und systemgerechten Einpassung 
einzelner - ich betone: einzelner - Regelungsberei- 
che, um den Belangen von nichtehelichen Lebensge- 
meinschaften stärker als bisher Rechnung zu tragen. 

Als Etappenziel auf diesem Weg müssen wir pri- 
mär Regelungen in Bereichen finden, in denen ein 
Regelungsbedarf und derzeit keine Möglichkeit be- 
steht, ungerechte Schlechterstellungen aufzufangen. 

Mit der jüngst verabschiedeten Kindschaftsrechts - 
reform, bei der sich Frau von Renesse ganz beson- 
ders hervorgetan hat, haben wir dem Phänomen au- 
ßerehelicher Lebensformen auf einem besonders 
sensiblen Gebiet bereits Rechnung getragen. So wird 
die gemeinsame Sorge für Kinder nunmehr auch 
dann möglich sein, wenn die Eltern nicht miteinan- 
der verheiratet sind. 

Aber auch darüber hinaus kann Regelungsbedarf 
bestehen. Ein wichtiger Bereich betrifft das Recht ^ 
des nichtehelichen Lebenspartners, beim Tod des 
Partners in dessen Mietverhältnis einzutreten, wenn 
die Partner einen gemeinsamen Haushalt geführt ha- 
ben. Auch bei anderen mietrechtlichen Normen 
kann die Interessenlage eine Gleichbehandlung der 
Partner nichtehelicher Lebensgemeinschaften recht- 
fertigen. Sie wissen, daß wir in unseren Entwürfen 
für eine Mietrechtsreform entsprechende Vorschrif- 
ten vorgesehen haben. 

Wir sind uns also insoweit einig. Es kann, Herr 
Beck, Regelungsbedarf in Einzelbereichen bestehen. 
Dieser Bedarf wird aber nicht durch den hier vorlie- 
genden Gesetzentwurf erfüllt. Entscheidend ist es, in 
jedem Einzelfall Regelungsbedürftigkeit und Rege- 
lungsfähigkeit zu untersuchen. Ich glaube, daß wir 
uns bei diesem Vorhaben auf einem guten Weg be- 
finden. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzent- 
wurfs auf Drucksache 13/7228 an die in der Tages- 
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. - 
Ich sehe und höre keine anderen Vorschläge. Dann 
ist die Überweisung so beschlossen. 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/ 
CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
F.D.P. 

Belarus muß zu Demokratie und Rechtsstaat- 
lichkeit zurückkehren 

-Drucksache 13/8659- 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. - Dann ist das so 
beschlossen. 

Es sind alle Reden zu Protokoll gegeben worden.*) 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Dann 
schließe ich die Aussprache. 


Wir kommen zur Abstimmung über den gemein- 
samen Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, der 
SPD, des Bündnisses 90/Die Grünen und der F.D.P. 
zur Wiederherstellung der Demokratie und Rechts- 
staatlichkeit in Belarus auf Drucksache 13/8659. Ich 
bitte diejenigen, die dem Antrag zuzustimmen wün- 
schen, um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß der 
Antrag mit den Stimmen des Hauses bei Stimment- 
haltung der Gruppe der PDS angenommen worden 
ist. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages- 
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Freitag, den 14. November 1997, 
9.00 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 23.06 Uhr) 


*) Anlage 7 
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Abgeordnete(r) 


entschuldigt bis 
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Becker-Inglau, Ingrid 

SPD 

13. 11. 97 

Bindig, Rudolf 

SPD 

13. 11.97 * 

Dr. Däubler-Gmelin, 

SPD 

13. 11. 97 

Herta 

Dreßler, Rudolf 

SPD 

13. 11. 97 

Fischer (Unna), Leni 

CDU/CSU 

13. 11.97 

Hoff mann (Chemnitz), 

SPD 

13. 11. 97 

Jelena 

Dr. Homhues, Karl-Heinz 

CDU/CSU 

13. 11.97 

Hovermann, Eike 

SPD 

13. 11. 97 

Klose, Hans-Ulrich 

SPD 
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Kriedner, Arnulf 

CDU/CSU 

13. 11. 97 

Kurzhals, Christine 

SPD 
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Lehn, Waltraud 

SPD 

13. 11.97 
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SPD 
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•) für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates 


Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 5 
(a - Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Festlegung 
eines vorläufigen Wohnortes für Spätaussiedler, 
b - Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Bundesvertriebenengesetzes, 
c - Antrag: Für eine integrative Aussiedlerpolitik, 
d - Beschlußempfehlung zu dem Antrag: 

Bericht des Beauftragten der Bundesregierung 
für Aussiedlerfragen) 

Ulla Jelpke (PDS): In nur zwei Wochen wird hier 
ein Gesetzentwurf durch die Gremien geprügelt, 
ohne daß eine parlamentarische Beratung stattfinden 
konnte, die diese Bezeichnung auch verdienen 
würde. Zudem wurde weder den Betroffenen noch 


den Kirchen oder Wohlfahrtsverbänden Gelegenheit 
gegeben, angehört zu werden. Der Evangelischen 
und Katholischen Kirche blieb nur die Möglichkeit, 
in eiligen Brandbriefen auf die Verfassungswidrig- 
keit und Verlogenheit des Gesetzentwurfes hinzu- 
weisen. 

Und warum diese Hektik? Nur weil die Bundesre- 
gierung die letzten zwei Jahre schlicht weg gepennt 
hat. Sie hatte übersehen, daß das Wohnortgesetz für 
Aussiedlerinnen und Aussiedler Ende diesen Jahres 
ersatzlos ausläuft. Und fünf Minuten vor Zwölf fällt 
es Ihnen wio Schuppen aus den Haaren - zu Lasten 
nicht nur der Rechte der Betroffenen, sondern auch 
der parlamentarischen Kontrolle. 

Wir können diesem Gesetzentwurf nicht zustim- 
men. Die PDS lehnt die Beschränkung der Freizügig- 
keit für Aus Siedlerinnen und Aussiedler grundsätz- 
lich ab. Wir fordern gleiche Rechte für alle Men- 
schen, die ihren Lebensmittelpunkt in der Bundesre- 
publik haben. Nicht nur aus dem Aussiedlergesetz, 
sondern auch aus dem Ausländer- und dem Asylver- 
fahrensgesetz muß die Einschränkung der Freizügig- 
keit gestrichen werden. 

Eine Kleine Anfrage meines Büros machte deut- 
lich: die Bundesregierung verschließt die Augen da- 
vor, daß Aussiedlerinnen und Aussiedler immer öfter 
Ziel fremdenfeindlicher Überfälle werden. Diese un- 
verhohlene Ignoranz der Bundesregierung ist nach- 
vollziehbar. Hat doch die Bonner Politik zu dieser 
neuen Form des Rassismus maßgeblich beigetragen. 

Zu Zeiten des Kalten Krieges wurden sie euphorisch (D) 
begrüßt - unsere Blutsbrüder und -Schwestern aus 
Osteuropa. Heute gelten diese Menschen als uner- 
wünscht. 

Aussiedlerinnen und Aussiedlern werden von 
Union und SPD faktisch zu Staatsangehörigen zwei- 
ter Klasse gemacht. Sie werden Sondergesetzen un- 
terworfen, die immer zahlreicher werden. Dazu zäh- 
len nicht nur das heute zur Debatte stehende Wohn- 
ortgesetz, sondern auch die Kürzungen nach dem 
Fremdrentengesetz, die Absenkung von Eingliede- 
rungsgeld auf Eingliederungshilfe und die Kürzung 
von Sprachkursen. So wird Integration verhindert. 

Aussiedlerinnen und Aussiedler werden zudem 
zwangsweise in Orte gewiesen, in denen - darauf 
weisen die Kirchen hin - oftmals Arbeitslosenraten 
von bis zu 40% herrschen. Dort gibt es in der Regel 
zumeist keine angemessenen Wohnmöglichkeiten. 
Immer wieder werden Generationen von Aussiedle- 
rinnen und Aussiedler notdürftig in einem Wohn- 
raum zusammengepfercht. 

Ausländerfeindliche Politik wird in Bonn konzi- 
piert und in der Provinz nachvollzogen, sei es in 
Rostock oder wie jüngst in Gollwitz. 

Die Bundesregierung - und leider auch die SPD - 
betrieb auch gegenüber den Spätaussiedlern eine sy- 
stematische Politik der Abschreckung: Verelendung, 
Ausgrenzung und Rassismus fallen nicht vom Him- 
mel. Sie sind Teil einer Strategie, die darauf abzielt, 
Spätaussiedler aus Deutschland rauszutreiben. Und 
diejenigen, die hierbleiben, sollen ruhig über die 
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(A) Mißstände hierzulande nach Hause schreiben. Dann 
bleiben vielleicht die Daheimgebliebenen in Rußland. 

Und wozu das alles? Damit sich ein sichtlich nervö- 
ser Innenminister zurücklehnen und mit geschlosse- 
nen Augen mit einer „Beruhigung des Aussiedlerzu- 
zugs 11 prahlen kann. 


Anlage 3 

Erklärung nach § 31 

der Abgeordneten Christa Lörcher (SPD) 
zur Abstimmung über den Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Festlegung eines vorläufigen Wohnortes 
für Spätaussiedler 
(Tagesordnungspunkt 1 a) 

Ziel dieser gesetzlichen Regelung ist eine gleich- 
mäßige Verteüung von Spätaussiedlern und Spätaus- 
siedlerinnen auf das Bundesgebiet sowie eine gleich- 
mäßige Inanspruchnahme von Ländern und Kommu- 
nen durch die Aufnahme und Ansiedlung von Spät- 
aussiedlern und Spätaussiedlerinnen. Das Wohnungs- 
zuweisungsgesetz, zuletzt geändert zum 1. März 
1996, hatte das gleiche Ziel; die Koppelung von 
Wohnortzuweisung mit dem Anspruch auf Leistun- 
gen nach dem Bundessozialhilfegesetz und dem Ar- 
beitsförderungsgesetz war auf zwei Jahre befristet. 

Das Ziel einer möglichst gleichmäßigen Aufnahme 
von Spätaussiedlern und -aussiedlerinnen in Bundes- 
ländern, Kommunen und Wohngebieten, durch die 
eine Integration der Zugewanderten und ein gutes 
Zusammenleben aller erleichtert wird, teile ich aus- 
drücklich. Eine Verlängerung der auf zwei Jahre be- 
fristeten Maßnahmen halte ich allerdings für außer- 
ordentlich problematisch, und zwar aus folgenden 
Gründen: Die Wohnortzuweisung und die damit ver- 
bundenen Bedingungen sind ein Eingriff in die ver- 
fassungsmäßig verbürgten Rechte von Freizügigkeit, 
Art. 11 GG, und Benachteiligungsverbot, Art. 3 GG. 
Diese gesetzlichen Regelungen sind für die Betroffe- 
nen eine große Härte; die durch das Gesetz in ihrem 
Wohnort festgelegten Menschen haben sich in ihrer 
Lebensplanung auf das Auslaufen dieses Gesetzes 
im nächsten Jahr eingestellt. Die mit der neuerlichen 
Änderung vorgesehene Verlängerung dieser Maß- 
nahmen ist ein Vertrauensbruch Gegenüber den zu 
uns gekommenen Menschen, die von diesen Rege- 
lungen betroffen sind, und denjenigen, die sich in 
der Betreuungs- und Beratungsarbeit mit Spätaus- 
siedlern und Spätaussiedlerinnen auf das bisher gül- 
tige Gesetz verlassen haben. 

Zum anderen bedauere ich, daß eine für die betrof- 
fenen Menschen so weitgehende gesetzliche Rege- 
lung verabschiedet werden soll ohne Anhörung und 
Einbeziehung der Betroffenen, ihrer Verbände und 
der zuständigen Wohlfahrtsorganisationen in den 
Entscheidungsprozeß. Dieses Verfahren halte ich für 
undemokratisch und nicht geeignet, das Vertrauen in 
unseren Staat zu stärken. 

Aus den angeführten Gründen stimme ich dem 
oben genannten Gesetzentwurf der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. nicht zu. 


Anlage 4 (C) 

Zu Protokoll gegebene Red$n 
zu Tagesordnungspunkt 8 
(Antrag: Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts) 

(Es folgen Reden 4/1 bis 4/5) 

Karl DiHer (SPD): Die SPD-Fraktion fordert mit dem 
vorgelegten Antrag den Bundestag auf, festzustellen, 
daß das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht im 
Sinne des Art. 115 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes 
gestört ist. Diese Feststellung ist notwendig, weü das 
Bundesverfassungsgericht in seinem Urteü zum 
Art. 115 von 1989 ausdrücklich verlangt, daß das Par- 
lament sich mit dieser Frage auseinandersetzt und 
einen entsprechenden Beschluß faßt, wenn die Kre- 
ditaufnahme die Summe der Investitionen überstei- 
gen soll. 

Die Bundesregierung hat mit der Vorlage des Ent- 
wurfs des Nachtragshaushalts diese Ausnahmerege- 
lung zur Kreditaufnahme in Anspruch genommen 
und die Kreditaufnahme von 53,3 auf 71,2 Müliar- 
den DM auf gestockt bei Investitionsausgaben von 
59,1 Milliarden DM. Sie hat auch im Kleingedruck- 
ten, das heißt in der Begründung zum Haushaltsge- 
setz, dann dafür die Störung des gesamtwirtschaft- 
lichen Gleichgewichts reklamiert. Dies reicht nicht. 

Zum einen lassen wir es nicht im kleingedruckten 
durchgehen, daß die Bundesregierung so offensicht- 
lich ihre Ziele und insbesondere ihre beschäftigungs- 
politischen Ziele verfehlt bzw. die Öffentlichkeit be- 
wußt getäuscht hat. Zum anderen bedarf es nach der pj 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes 
eben schlicht des parlamentarischen Aktes der Be- 
schlußfassung. 

Die Bundesregierung hat das Eingeständnis der 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
über Monate bewußt verschleppt. Schon bei der Auf- 
stellung und Beschlußfassung zum Haushalt 1997 im 
Herbst vorigen Jahres wäre bei ehrlicher Veranschla- 
gung dieses Eingeständnis fällig gewesen. Wir hat- 
ten schon damals den entsprechenden Antrag ge- 
stellt, den Sie von der Koalition wider besseres Wis- 
sen abgelehnt haben. Wir haben damals auch in 
einem Entschließungsantrag festgehalten, daß die 
Arbeitsmarktkosten eklatant zu niedrig angesetzt 
waren. Zur Erinnerung: Die Bundesregierung legte 
vor einem Jahr für 1997 eine durchschnittliche Ar- 
beitslosenzahl von 3,95 Millionen zugrunde, und nun 
werden es etwa 4,4 Millionen DM, also fast 500000 
mehr. 500000 mehr, obwohl das Wirtschaftswachs- 
tum, wie danach geplant, etwa 2,5 vom Hundert er- 
reichen wird. Die Zunahme der Arbeitslosigkeit ge- 
genüber der Vorausschätzung der Bundesregierung 
ist mithin nicht konjunkturell bedingt, sondern hegt 
schlicht an den rosaroten Prognosen dieser Regie- 
rung. 

Spätestens nach der Vorlage des Jahreswirtschafts- 
berichts war ganz offensichtlich, daß der Haushalt 
nur noch Makulatur war und sich ein Finanzierungs- 
loch von rund 20 Milharden DM auftat. Wir haben 
gedrängt, endlich einen Nachtrag einzubringen, um 
der Entwicklung gegenzusteuem; aber die Regie- 
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(A) rung hat in ihrer Halsstarrigkeit den Kopf in den 
Sand gesteckt und den Canossagang verweigert, bis 
ihr die Zahlungsunfähigkeit drohte. Dann erst hat sie 
sich zum Eingeständnis gezwungen gesehen, daß 
das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht gestört ist. 

Aber lediglich formal die Störung festzustellen und 
dann ungeniert die Haushaltslöcher mit neuen Kre- 
diten zu stopfen geht nicht. Das entspricht nicht der 
Verfassung. Ihr bloßes Lippenbekenntnis ist kein 
Freibrief zur hemmungslosen Schuldenaufnahme, 
weil das Bundesverfassungsgericht die Überschrei- 
tung der Verschuldungsgrenze glasklar an eine Be- 
dingung gebunden hat: Mit der Kreditaufnahme muß 
eine Politik umgesetzt werden, die geeignet ist, die 
Massenarbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen. Da 
haben Sie nun wirklich aber überhaupt nichts vorzu- 
weisen. Sie streichen im Gegenteil noch Arbeits- 
markthilfen und erhöhen durch diese Politik ganz un- 
mittelbar die Arbeitslosenzahl. Ihr Nachtragshaushalt 
1997 und Ihre Politik sind deshalb verfassungswidrig. 

Die verhängnisvolle Beziehung dieses Finanz- 
ministers zur verfassungsrechtlichen Verschuldungs- 
grenze wird mehr und mehr zur traurigen unendli- 
chen Geschichte: 1996 waren Aufstellung und Voll- 
zug verfassungswidrig. Der Bundesrechnungshof hat 
dies jüngst erst festgestellt, und die SPD-Fraktion hat 
das Bundesverfassungsgericht zur Klärung angeru- 
fen. Zu 1997 habe ich gerade unsere Bewertung dar- 
gelegt. Der Haushalt 1998 wird, wenn er denn so von 
der Koaütion verabschiedet wird, wie sie ihn im 
Haushaltsausschuß beschlossen hat, ebenfalls verfas- 
sungswidrig sein. Über 16 Milliarden DM des Investi- 
tionsvolumens sind nämlich mit Haushaltsvermerken 
belegt, die eine Deckungsfähigkeit für konsumtive 
Ausgaben, zum Beispiel für Personal, vorsehen. Da- 
mit sind sie keine eindeutigen Investitionen mehr. 
Die Nettokreditaufnahme für 1998 hegt deshalb weit 
über der Summe der eindeutigen Investitionen. 

Außerdem ist 1998 die tatsächliche Neuverschul- 
dung um rund 24 Milliarden DM höher als ausgewie- 
sen infolge der Parklösungen für Telekom und Aus- 
gleichsbank bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau. 
Schließlich sind die Privatisierungen in einem Volu- 
men von 28 Milharden DM nichts anderes als Des- 
investitionen, die von der Summe der Investitionen 
abzusetzen sind, wenn die Investitions summe als 
ökonomische Kategorie im Sinne des Art. 115 GG 
einen Sinn machen soh. 

Und in den Jahren nach 1998, in der Finanzpla- 
nung bis 2001, geht der Konflikt der Bundesregie- 
rung mit der Verfassung unvermindert weiter, wenn 
sie denn an der Regierung bhebe. Die Hiobsbotschaf- 
ten der Steuerschätzung, die Beitragsanhebung in 
der Rentenversicherung, die Absenkung des Solida- 
ritätszuschlages haben nämlich die vorgelegte 
Finanzplanung völlig über den Haufen geworfen. 
Durch diese zusätzhchen Belastungen steigt das 
Finanzierungsdefizit 1999, 2000 und auch 2001 weit 
über die Summe der jeweils geplanten Investitionen. 
Deshalb muß die Bundesregierung mit einer Über- 
arbeitung der Finanzplanung vor der Bundestags- 
wahl den Bürgern sagen, wie sie durch Ausgaben- 
kürzungen, Steuererhöhungen oder sonstige Maß- 
nahmen die riesigen Löcher schließen will. 


Nach den jetzigen Zahlen für die von der Bundes- (C) 
regierung vorgelegten Planungen ist die FeststeUung 
der Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge- 
wichts jedenfalls nicht nur für dieses Jahr, sondern 
gleich für den gesamten Zeitraum bis 2001 fähig. Wir 
nehmen diesen Verfassungsverstoß nach wie vor 
sehr ernst, wie wir mit dem Gang nach Karlsruhe ge- 
zeigt haben, und werden weitere Schritte sorgfältig 
prüfen. 

Gunnar Uidall (CDU/CSU): Mit ihrem Antrag und 
der beigefügten Begründung hat die SPD wieder ein- 
mal ihre hervorragenden Kenntnisse des Haushalts- 
rechts unter Beweis gesteht. Meinen Glückwunsch 
zu dieser herausragenden Leistung möchte ich je- 
doch verbinden mit dem Hinweis darauf, daß sie da- 
mit nichts Neues zu Papier gebracht hat. Die SPD hat 
vielmehr aus der Begründung des Gesetzentwurfes 
der Bundesregierung zum Nachtragshaushaltsgesetz 
1997- Drucksache 13/8199- abgeschrieben. Es ist 
schon etwas merkwürdig, daß ein Antrag, der sich 
zur Zeit in der Ausschußberatung befindet, noch ein- 
mal in ähnlicher Form gesteht wird. 

Wir ahe wissen, daß nach Art. 115 des Grundgeset- 
zes die Nettokreditaufnahme die Summe der im 
Haushalt veranschlagten Investitionen nur bei einer 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
überschreiten darf. Wir ahe wissen ebenso, daß diese 
Ausnahmesituation 1997 gegeben war auf Grund der 
dramatischen Entwicklung am Arbeitsmarkt. Gerade 
deswegen sahen wir uns ja auch bereits bei den 
Haushaltsberatungen im September gezwungen, ei- 
nen Nachtragshaushalt für 1997 einzubringen. 

Der Nachtragshaushalt 1997 zeigt in dramatischer ^ 
Weise, wie sehr der Bundeshaushalt dem Zangen- 
griff der Konjunktur ausgesetzt ist. Die Eckwerte des 
Nachtragshaushalts 1997 werden durch Mehrbela- 
stungen auf Grund von Steuermindereinnahmen und 
Arbeitsmarktaufwendungen von zusammen rund 
30 Milliarden DM bestimmt. Noch im September 
1997 gingen wir dabei von steuerlichen Einnahme- 
ausfähen in Höhe von 9 Milliarden DM aus. Vor die- 
sem Hintergrund haben wir im Nachtragshaushalt 
eine zusätzliche Neuverschuldung von 17,9 Mil- 
liarden DM beschlossen. Die gesamte Neuverschul- 
dung steigt damit in 1997 auf 71,2 Milliarden DM 
und überschreitet somit die im Haushaltsplan veran- 
schlagten Investitionen um 12,1 Milliarden DM. An- 
gesichts der negativen Arbeitsmarktlage ist die Über- 
schreitung der verfassungsmäßigen Kreditgrenze 
wirtschaftlich begründet und politisch vertretbar. 

Seit den letzten Haushaltsberatungen im Septem- 
ber sind nun einige Wochen Verordnung vergangen 
und haben uns allen neue Erkenntnisse gebracht. So 
auch die neueste Steuerschätzung, deren Zahlen wir 
alle erst seit Dienstag nachmittag kennen. Die Zah- 
len bescheren allen Gebietskörperschaften - also 
Bund, Ländern und Gemeinden - weitere Steueraus- 
fälle. Keiner der Betroffenen kann es sich leisten, 
diese Zahlen achselzuckend zur Kenntnis zu nehmen 
und nichts zu tun. Alle müssen handeln, um die 
Steuerausfälle im Haushalt 1997 aufzufangen. Was 
den Bund anbelangt, so hat Finanzminister Waigel 
am Dienstag bereits ein Finanzierungskonzept auf 
den Tisch gelegt, das nun noch in die weiteren Haus- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 203. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1997 


18415 


(A) haltsberatungen einfließen wird. Mit diesem Finan- 
zierungskonzept wird es uns sogar gelingen, trotz 
weiterer Steuerausfälle für den Bund in Höhe von 
6,7 Milliarden DM die Nettokreditaufnahme auf dem 
Niveau von 71,2 Milharden DM - wie im Nachtrags- 
haushalt vorgesehen - zu belassen. 

Die eingehenden Beratungen hierzu werden - wie 
Sie alle wissen - in der kommenden Sitzungswoche 
stattfinden. Vor diesem Hintergrund halte ich es für 
angebracht, heute den Antrag der SPD nicht ab- 
schließend zu beraten. Gerade im Lichte der neuen 
Steuerschätzungszahlen werden sich die Ausschüsse 
noch einmal damit beschäftigen müssen. Deshalb 
schlage ich heute vor, den Antrag der SPD an die Aus- 
schüsse, nämlich den federführenden Wirtschaftsaus- 
schuß und den Haushaltsausschuß, zu überweisen. 

Selbst wenn wir alle wissen, daß in diesem Jahr auf 
Grund der hohen Arbeitslosigkeit das gesamtwirt- 
schaftliche Gleichgewicht - so wie es im Stabilitäts- 
gesetz von 1967 formuliert ist - gestört ist, so würde 
die Annahme des Antrags heute und hier im Plenum 
gar nichts bringen. Mit dem vorgelegten Antrag de- 
monstriert die SPD ihren bloß vordergründigen Ak- 
tionismus. Welche Folgen würden denn eintreten, 
wenn der Deutsche Bundestag heute feststellen 
würde: „Das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ist 
gestört." Antwort: Keine! 

Ich fordere die SPD dazu auf, keine Showanträge 
zu stellen, sondern in der nächsten Sitzung des Wirt- 
schaftsausschusses konkrete Vorschläge auf den 
Tisch zu legen, wie zukünftig das gesamtwirtschaft- 
liche Gleichgewicht besser gewahrt werden kann. 
Nur so macht dieses Thema Sinn, und deshalb muß 
dieser Antrag an den Wirtschaftsausschuß überwie- 
sen werden. 

Uns darf die Höhe der Arbeitslosigkeit nicht gleich- 
gültig sein. Im Gegenteil: Wir müssen alles daran set- 
zen, um mit geeigneten Reformmaßnahmen die not- 
wendigen Voraussetzungen für mehr Arbeitsplätze 
am Standort Deutschland zu verwirklichen. Die Ko- 
alitionsfraktionen haben in den letzten Monaten 
hierzu umfangreiche Vorschläge auf den Tisch ge- 
legt, die teüs in Kraft treten konnten, teüs aber auch 
an der Blockade der SPD im Bundesrat scheiterten. 

Ich sage hier in aller Deutlichkeit: Die Behandlung 
des Themas Arbeitslosigkeit als Störung des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts wird dem Problem 
nicht gerecht und wirkt auf die Betroffenen wie ein 
Hohn. Die Arbeitslosen erwarten von uns nicht ir- 
gendwelche Feststellungen, sondern konkrete Hand- 
lungen. Machen Sie den Weg frei für Reformen im 
Steuer- und Sozialversicherungssystem. Nur so kön- 
nen wir den Arbeitslosen helfen und das gesamtwirt- 
schaftliche Gleichgewicht wieder hersteilen. 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Noch am Freitag verkün- 
det der SPD-Ministerpräsident Schröder - ganz Wil- 
helm II.: Zuerst das Land, dann die Partei. Heute 
müssen wir nun auf Wunsch der SPD den vorhegen- 
den Antrag debattieren. So groß ist bei der SPD der 
Unterschied zwischen eigenem Anspruch und Wirk- 
lichkeit! Der Antrag zeigt, auf welchem Niveau die 
SPD zur Zeit Politik betreibt. Sie setzt auf Taktik statt 
auf Konzeption. Sie schreibt aus dem Entwurf des 


Nachtragshaushaltsgesetzes 1997 der Koalition ab. (C) 
Nun hofft sie, uns in die Zwickmühle zu bringen mit 
der Wahl, entweder ihrem SPD- Antrag zuzustimmen 
oder Teile unseres eigenen Gesetzentwurfes abzu- 
lehnen. Das ist sehr einfach gestrickt! Solche Mätz- 
chen sind nicht vermittelbar, nicht hier in Bonn und 
nicht draußen bei den Wählern. Sie tragen zur Poli- 
tikverdrossenheit bei. 

Wir haben eine ausführüche Begründung vorge- 
legt, weshalb eine Störung des gesamtwirtschaftli- 
chen Gleichgewichts vorhegt und warum wir die ver- 
fassungsrechtliche Ausnahme des Artikels 115 für 
1997 in Anspruch nehmen müssen: Die Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit ist deutlich höher ausgefallen, 
als bei der Planaufstellung erwartet, und um eine 
gleichgewichtige Entwicklung von Wachstum und 
Beschäftigung zu fördern, müssen die unvorhergese- 
henen Zusatzausgaben für den Arbeitsmarkt sowie 
die steuerlichen Mindereinnahmen auch durch eine 
begrenzte Erhöhung der Kreditaufnahme getragen 
werden. Steuererhöhungen hätten die Störung auf 
dem Arbeitsmarkt weiter verschärft. 

Daß diese Überlegungen der Koalition richtig wa- 
ren, zeigen die ersten Prognosen für 1998. Das 
Wachstum wird sich mit zirka 3 % festigen. Auf dem 
Arbeitsmarkt zeichnet sich im Jahresverlauf eine 
Besserung ab. 

Der SPD-Antrag geht auf die detaillierte Analyse 
der Koalition leider nicht ein. Er bleibt an der Ober- 
fläche. Er zeigt daß die SPD die Argumentation der 
Koalition nicht verstanden hat - oder bewußt verkür- 
zen will. Denn mit der Zustimmung zum SPD-Antrag 
wäre das Tor geöffnet, immer dann, wenn Arbeits- (D) 
losenzahlen steigen, die Kreditaufnahme über die In- 
vestitionen steigen zu lassen. Genau dieses Tor öffnet 
der Koalitionsantrag aber nicht. 

Die SPD wül eine hemmungslose Kreditaufnahme. 

Das ist sicherlich im Sinne ihrer Pleiteländer Nieder- 
sachsen und Saarland. Es ist jedoch nicht im Sinne 
einer soliden Finanzpolitik für Deutschland. 

Wir haben zum Nachtragshaushalt 1997 festge- 
stellt, daß zur Stabilisierung des gesamtwirtschaft- 
lichen Gleichgewichts nur eine Verbesserung der An- 
gebotsbedingungen in Frage kommt: die Senkung 
der Staatsquote, der Steuer- und Abgabenlast, die 
mittelfristige Rückführung der öffentlichen Defizite 
sowie strukturelle Reformen der sozialen Sicherungs- 
systeme, des Arbeitsmarktes und des Steuersystems. 

Der Antrag der SPD übernimmt diese wichtige Pas- 
sage nicht. Warum, wenn Sie sonst schon bei uns ab- 
schreiben? Wie sieht denn Ihre Alternative zur Über- 
windung der hohen Arbeitslosigkeit aus? 

Sie setzen auf Kaufkrafttheorie: Als wenn man sich 
wie Münchhausen am eigenen Schopf aus dem 
Sumpf ziehen könnte! Der SPD- Vorsitzende Lafon- 
taine empfiehlt kräftige Lohnsteigerungen: Das ist 
die Vernichtung von Arbeitsplätzen. Das ist ein Inve- 
stitionsprogramm für das Ausland. Wenn die SPD auf 
Nachfragepolitik setzt, verkennt sie die Realitäten 
hier und heute. Sie hat aus den 70er Jahren nichts 
gelernt. Leider ist der überwiegende Teil der Arbeits- 
losigkeit strukturell bedingt. Hier verweigert die SPD 
jedoch jede Antwort. Die SPD sollte nicht nur die 
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(A) Minderheitsposition des DIW lesen. Die Mehrheit der 
Wissenschaft und der wirtschaftswissenschaftlichen 
Institute unterstützt die angebotspolitische Konzep- 
tion der Koalition. Wenn die SPD es ernsthaft meinte 
und an der Überwindung der Störung des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts interessiert wäre, so 
sollte sie folgendes tun; Aufhebung der Blockade im 
Bundesrat, mit Einsparvorschlägen von 6 Milliarden 
DM, Zustimmung zur großen Steuerreform, Zustim- 
mung zur Rentenreform, Zustimmung zur Flexibili- 
sierung des Arbeitsmarktes, Aufforderung zur mode- 
raten Lohnpolitik. 

Tony Blair hat sich als wirtschaftspolitische Berater 
amerikanische Ökonomen geholt. Vielleicht sollte die 
SPD auch einmal weiter als nach Berlin schauen. Die 
glänzende Arbeitsmarktentwicklung in den USA ist 
ein Beleg, daß man mit Marktwirtschaft und Eigenver- 
antwortung mehr erreicht als mit Sprücheklopferei. 

Dr. Christa Luft (PDS): Für 1997 gibt die Bundes- 
regierung nach langem Zaudern eine Störung 
des gesamtgesellschaftlichen Gleichgewichts zu. Sie 
spricht allerdings beschwichtigend von einer Aus- 
nahmesituation. 

Ich kann diese Einschätzung nicht nachvollziehen, 
denn 1996 hatten wir ebenfalls die Lage, daß die 
öffentlichen Investitionen die Nettokreditaufnahme 
sogar um über 17 Milliarden DM unterschritten. 

Und auch im 98er Haushaltsentwurf ist der Keim 
für die Verfassung swidrigkeit bereits gelegt: Ein 
schmaler Puffer von rund 400 Milhonen DM zwi- 
schen Investitionen und Neuverschuldung wird nach 
y ’ der ersten Haushaltssperre, die der Bundesfinanz- 
minister gewiß im März/ April nächsten Jahres ver- 
hängt, rasch auf gebraucht sein. Es kann doch nicht 
übersehen werden, daß die Massenarbeitslosigkeit 
andauert und das Wirtschaftswachstum im Osten vor 
sich hinkümmert, die Inlandsnachfrage bleibt ge- 
dämpft, die Pleitewelle rollt, die nächsten Steueraus- 
fälle stehen ins Haus. 

Die anhaltende Störung des gesamtwirtschaft- 
lichen Gleichgewichts ist das unverkennbare Signal 
dafür, daß diese Koalitionsregierung die Staatsfinan- 
zen völlig ruiniert hat. Der immer enger werdende 
finanzpolitische Spielraum ist insbesondere Folge 
der verfehlten, den neuen Bedingungen nicht ange- 
messenen Beschäftigungs- und Steuerpolitik. 

Den freien Fall der Staatsfinanzen werden Sie mit 
dem, was Sie sparen nennen, oder mit immer aus- 
geklügelteren Tricks der optischen Einnahmen und 
Ausgabereparatur nicht aufhalten. Sie müssen sich 
Zwecks spürbarer Beschäftigungsimpulse zu anderen 
Lösungen durchringen als zur Aufhebung des Laden- 
schlußgesetzes, der Lockerung des Kündigungsschut- 
zes oder der Schaffung von Niedriglohnbereichen. 

Wir brauchen öffentliche Investitionen, um die 
ökologische Wende und die Verkehrswende in die- 
sem Lande einzuleiten und zukunftsfähige Arbeits- 
plätze zu schaffen. Höchste Zeit ist es, Finanzhilfen 
des Bundes und Steuervergünstigungen für Unter- 
nehmen an Beschäftigungswirkungen zu binden. 
Daß die Effekte verausgabter öffentlicher Gelder sich 
immer nur in privaten Gewinnen niederschlagen, die 


dann nicht einmal investiert werden, die Finanzie- (C) 
rung der Arbeitslosen aber eine Aufgabe der öffent- 
lichen Hand bleibt, ist ein untragbarer Zustand. 

Stoppen Sie unverzüglich den gesellschaftlichen 
Unsinn, daß per üppiger Sonderabschreibungen im 
Osten am Bedarf vorbei weitere Bürowolkenkratzer 
und ausladende Gewerbeparks gebaut werden. Die 
öffentliche Hand finanziert hier private Leerstände. 

Für dringliche öffentliche Investitionen aber fehlt das 
Geld. Gerade in finanziell angespannten Zeiten darf 
das nicht so bleiben. 

Das sind nur einige Vorschläge. Hören Sie auf, die 
katastrophalen Haushaltsdaten immer nur neu zu 
interpretieren. Leiten Sie eine dauerhafte Konsolidie- 
rung der Staatsfinanzen ein! Der Hauptweg läuft 
über Einnahmebescheinigungen und nicht über rigo- 
rose Ausgabenkürzungen im sozialen Bereich. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Pari Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Wirtschaft: Der Antrag der SPD ist 
unnötig und überflüssig. 

Wie so oft in der Vergangenheit geht es der SPD 
auch bei diesem Antrag offensichtlich allein um 
Effekthascherei und um selbstdeklarierten Vorwahl- 
kampf. 

Bereits in ihrem Entwurf zum Nachtragshaushalt 
hat die Bundesregierung eingehend begründet, daß 
im Jahr 1997 in der Tat eine Ausnahmesituation vor- 
hegt, die eine Überschreitung der Kreditobergrenze 
nach Art. 115 GG notwendig macht. Dieser Entwurf 
wurde hier Anfang September ausführlich debattiert. 

In unserer Gegenäußerung zur Stellungnahme des (D) 
Bundesrates zum Nachtragshaushalt 1997 Ende Ok- 
tober haben wir das nochmal sehr ausführlich darge- 
legt und begründet. Mittlerweile scheint dies ja auch 
die SPD zur Kenntnis genommen zu haben. 

Die Ausnahmesituation des Jahres 1997 zeigt sich 
in der Tat - wie die SPD in ihrem Antrag ja auch ganz 
richtig bei der Bundesregierung abgeschrieben hat - 
in einer Entwicklung am Arbeitsmarkt, die aus unse- 
rer Sicht bedrückend und unakzeptabel ist. Daran 
will ich gar keinen Zweifel lassen. 

Während jetzt, nach der letzten Schätzung der ge- 
samtwirtschaftlichen Eckwerte, mit einer Arbeits- 
losenzahl von knapp 4,4 Mülionen im Jahresdurch- 
schnitt 1997 gerechnet werden muß, konnte noch bei 
der 3. Lesung des Bundeshaushalts im November 
1996 von rd. 400 000 Arbeitslosen weniger ausgegan- 
gen werden. Dies entsprach im übrigen auch dem 
Prognoserahmen des Sachverständigenrats in sei- 
nem Jahresgutachten vom November 1996. 

Um diesen unerwarteten und dramatischen An- 
stieg der Arbeitslosigkeit nicht weiter zu verschärfen 
- etwa durch Steuererhöhungen haben wir uns im 
Nachtragshaushalt 1997 neben weiteren Privatisie- 
rungsmaßnahmen auch zu einer begrenzten Erhö- 
hung der Nettokreditaufnahme entschlossen. 

In dieser konjunkturellen Ausnahmesituation müs- 
sen wir den automatischen Stabilisatoren in den öf- 
fentlichen Haushalten Raum zum Wirken lassen. Um 
so eher können die starken außenwirtschaftlichen 
Impulse auf die Binnenwirtschaft durchschlagen. 
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(A) Den Antrag der SPD kann ich nur so verstehen, 
daß auch sie dies für die richtige Entscheidung hält. 
Ich rechne insofern fest mit Ihrer Zustimmung zum 
Nachtragshaushalt 1997. 

Gleichzeitig möchte ich aber unterstreichen: Eine 
dauerhafte Reduzierung der Arbeitslosigkeit ist nur 
über grundlegende strukturelle Reformen zu errei- 
chen. Reformen auf dem Arbeitsmarkt, bei den sozia- 
len Sicherungssystemen und vor allem im Steuersy- 
stem. 

Ohne eine durchgreifende Verbesserung der Inve- 
stitionsbedingungen in Deutschland führt kein Weg 
aus dem Dilemma am Arbeitsmarkt. Hier setzt die 
Bundesregierung an, und das ist auch der Ansatz, 
der von den meisten in- und ausländischen Wirt- 
schaftsexperten gefordert und unterstützt wird. Aller- 
dings bislang nicht von der SPD. Ihre Ablehnung der 
Steuerreform hat gezeigt, daß es Ihnen tatsächlich 
nicht ernst mit durchgreifenden Verbesserungen am 
deutschen Arbeitsmarkt ist. 

Der jetzige Antrag reiht sich da ein. Es zeigt wenig 
Phantasie, einen unbefriedigenden Zustand mit 
durchsichtigen politischen Motiven einfach festzu- 
stellen. 

Es würde von Verantwortungsbewußtsein spre- 
chen, an der Beseitigung ebendieses Zustandes mit- 
zuarbeiten. Auch im Rahmen der laufenden Haus- 
haltsberatungen wird für die SPD nochmals Gelegen- 
heit dazu sein. In diesen Zusammenhang gehört 
auch die Debatte über Art. 115. 

Ich bitte daher, den Antrag der SPD abzulehnen. 

(B) 

Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 11 

(Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes 
- Verankerung des Tierschutzes in der Verfassung) 

Norbert Röttgen (CDU/CSU): Sich für den Tier- 
schutz einzusetzen ist nicht nur sympathisch, son- 
dern notwendig. Die CDU/CSU-Fraktion mißt dem 
Tierschutz eine hohe politische Bedeutung sowie 
eine ethische Dimension zu. Der Tierschutz gehört zu 
einer humanen Gesellschaft. Für uns Christen gehö- 
ren die Tiere zur Schöpfung Gottes. Sie haben darum 
eine eigene Würde. Der Mensch, das vernunftbe- 
gabte Wesen der Schöpfung, hat die Verantwortung, 
die Tiere ihrer Art und Würde entsprechend zu be- 
handeln. 

Gerade wegen der hohen Bedeutung des Tier- 
schutzes steht das Parlament in der Verantwortung, 
die geeigneten Maßnahmen zu ergreifen. Die Frage, 
was zu den geeigneten Maßnahmen zählt, ist dabei 
keine Frage des guten Willens, sondern nüchterner 
rationaler Bewertung. Die Novelle des Tierschutzge- 
setzes, die derzeit im Parlament beraten und bald 
verabschiedet werden wird, zählt zu den geeigneten 
Maßnahmen. Das hohe Schutzniveau, das unser Tier- 
schutzgesetz bereits heute aufweist, wird durch diese 
Novelle erweitert und nochmals gesteigert. 


Dagegen läßt sich die Aufnahme des Tierschutzes (C) 
als weitgefaßte Staatszielbestimmung in das Grund- 
gesetz zwar politisch gut vermarkten, sie bringt aber 
keinen Fortschritt für das Anliegen des Tierschutzes. 
Warum ist das so? Auszugehen ist dabei von der bis- 
herigen Rechtslage. Wie ich bereits ausgeführt habe, 
weist unser Tierschutzgesetz ein sehr hohes Schutz- 
niveau auf. So lautet § 1 gleichsam als Generalnorm 
des Tierschutzgesetzes: „Zweck dieses Gesetzes ist 
es, aus der Verantwortung des Menschen für das Tier 
als Mitgeschöpf dessen Leben und Wohlbefinden zu 
schützen. Niemand darf einem Tier ohne vernünf- 
tigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zu- 
fügen. “ 

Diese allgemeine Norm wird etwa in § 7 des Tier- 
schutzgesetzes für den Bereich der Tierversuche 
konkretisiert. Diese Bestimmung definiert legitime 
Zwecke, zu deren Verfolgung Tierversuche über- 
haupt nur durchgeführt werden dürfen. Weiterhin ist 
der wissenschaftlich begründete Nachweis der Uner- 
läßlichkeit der Tierversuche sowie ihre ethische Ver- 
tretbarkeit zu belegen. Für den Fall, daß diese Tier- 
schutzbestimmungen in Kollision mit dem Grund- 
recht der Wissenschafts- und Forschungsfreiheit ge- 
raten, hat das Bundesverfassungsgericht entschie- 
den, daß das Tierschutzrecht im Lichte der Verfas- 
sung auszulegen ist. 

Mehr wird für den Tierschutz auch nicht durch die 
Aufnahme eines weitgefaßten Staatsziels erreicht. 

Dies liegt an einer doppelten Schwäche der vorge- 
schlagenen Staatszielbestimmungen. Zum einen ste- 
hen diese Staatszielbestimmungen unter einem Aus- 
gestaltungsvorbehalt des Gesetzgebers. Dies bedeu- 
tet, daß das, was genau unter Tierschutz zu verste- ( D ) 
hen ist, wie weit er reicht, wie die Abwägungskon- 
flikte zu lösen sind, wie bisher durch den einfachen 
Parlamentsgesetzgeber zu entscheiden sein wird. 

Außerdem besteht auch innerhalb des Grundge- 
setzes eine Normenhierarchie. Ein weitgefaßtes 
Staatsziel ist nicht in der Lage, das in Art. 5 Abs. 3 
des Grundgesetzes gewährte Individualgrundrecht 
der Wissenschafts- und Forschungsfreiheit zu beein- 
trächtigen. Eine Abwägung beider Rechtsgüter auf 
gleicher Ebene kann deshalb nicht stattfinden. Die 
Befürworter des Staatsziels Tierschutz müssen sich 
deshalb - soweit sie die Rechtslage durchschauen - 
Vorhalten lassen, daß es sich hierbei um eine politi- 
sche Werbekampagne mit rechtlicher Folgenlosig- 
keit handelt. 

Wir sind der Auffassung, daß dies kein angemesse- 
ner Umgang mit dem Tierschutz ist. Wir sind dage- 
gen entschlossen, die weiterhin noch vorhandenen 
Defizite im Tierschutz - diese sollen hier überhaupt 
nicht in Abrede gestellt werden - weiter abzubauen. 
Diese Defizite liegen etwa im Bereich des Tiertrans- 
portes, insbesondere wenn sie durch ausländische 
Unternehmen von außerhalb der Europäischen 
Union durchgeführt werden, sowie auch im Bereich 
der Massentierhaltung. 

Aber in keinem der Fälle, in denen wir Defizite des 
Tierschutzes beklagen müssen, hindert uns unsere 
Verfassung daran, etwas für den Tierschutz zu tun. 

Die Probleme haben vielmehr zwei andere Ursachen. 

Zum einen stoßen wir an die Grenze des intematio- 
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(A) nalen Rechts bei dem Bemühen, Unternehmen aus 
Ländern von außerhalb der Europäischen Union für 
den Tiertransport durch Deutschland Vorgaben zu 
machen. Allerdings ist gerade auf diesem Feld durch 
die jüngste Tiertransportrichtlinie der Europäischen 
Union schon ein erheblicher Fortschritt erzielt wor- 
den, den wir mit der anstehenden Tierschutzgesetz- 
novelle in deutsches Recht umsetzen. 

Zum anderen können wir uns gerade auch unter 
dem Gesichtspunkt des Tierschutzes nationale Al- 
leingänge auch deshalb nicht leisten, weil dann Ver- 
lagerungen von Unternehmen in das Ausland zu be- 
fürchten sind, wo die deutschen Tierschutzstandards 
bei weitem nicht erreicht werden. 

Die Aufgabe eines effektiven Tierschutzes liegt 
also darin, unserem hohen deutschen Tierschutz- 
niveau möglichst breite internationale Anerkennung 
zu verschaffen. Insbesondere der Prozeß der europäi- 
schen Rechtsangleichung hat hier besondere Bedeu- 
tung, und hier sind auch Fortschritte zu verzeichnen, 
für die sich insbesondere auch der deutsche Land- 
wirtschaftsminister beharrlich einsetzt. 

Neben der Wirkungslosigkeit eines Staatsziels Tier- 
schutz gibt es aber noch einen zweiten Grund, warum 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein solches Staats- 
ziel ablehnt. Dieser Grund liegt in unserer Verfas- 
sungs- und Rechtskultur. Die Mütter und Väter des 
Grundgesetzes haben nicht viel von weitgefaßten 
Staatszielen und politischen Programmsätzen in unse- 
rer Verfassung gehalten. Das Grundgesetz hat sich 
vielmehr darauf beschränkt, den Bürgerinnen und 
Bürgern konkrete Rechte zu gewähren, statt politi- 
B sehe Versprechungen zu machen. So ist das Grundge- 
setz eine Verfassung, die hält, was sie verspricht. 

In dieser ausgeprägten Zurückhaltung gegenüber 
politischen Staatszielen steckt ein tieferer demokrati- 
scher Sinn. Je mehr politische Vorgaben eine Verfas- 
sung macht, desto mehr wird der demokratisch-par- 
lamentarischen Auseinandersetzung und Willensbil- 
dung entzogen. Die Verlagerung genuin politischer 
Fragen in das Verfassungsrecht führt über den Weg 
der Verrechthchung zu einer Auszehrung des Parla- 
mentes. Es kommt auf diese Weise zu einer Verrecht- 
hchung der Politik und zu einer Politisierung des 
Rechts, insbesondere des Verfassungsrechts. 

Dies ist kein guter Trend leider gerade auch in 
der jüngeren Verfassungsentwicklung der Bundes- 
republik Deutschland, der auch von der Fachwelt 
äußerst kritisch beurteilt wird. Die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion ist der Auffassung, daß politische 
Fragen - und um eine solche handelt es sich bei aller 
grundsätzlichen Bedeutung beim Tierschutz - ins 
Parlament gehören und nicht vor Gericht. 

Marianne Klappert (SPD): Die SPD-Bundestags- 
fraktion hält Ihr Versprechen. Nachdem in der letz- 
ten Legislaturperiode die Aufnahme eines Staatszie- 
les Tierschutz in die Verfassung an der Blockadehal- 
tung der CDU/CSU-Fraktion gescheitert ist, haben 
wir angekündigt, in der 13. Legislaturperiode einen 
erneuten Anlauf zu diesem Staatsziel zu unterneh- 
men. Das haben wir mit der Einbringung des Gesetz- 
entwurfs zur Änderung des Grundgesetzes getan. 
Und ich freue mich, daß andere Fraktionen bzw. 


Gruppen dieses Hauses ebenfalls Entwürfe einge- (C) 
bracht haben, auch wenn ich mich mit ihnen nicht in 
allen Teilen anfreunden kann. Darüber hinaus befaßt 
sich auch der Bundesrat zur Zeit mit einer Gesetzes- 
initiative des Landes Rheinland-Pfalz zur Aufnahme 
des Tierschutzes in die Bundesverfassung. 

Zumindest diese Initiatoren haben ein Ohr für die 
Anliegen des größten Teiles unserer Bevölkerung. 

Und sie haben in dieser Frage die Mehrheit der Be- 
völkerung hinter sich. Sie, meine Damen und Herren 
von der CDU/CSU-Fraktion, haben mit Ihrer ableh- 
nenden Haltung diese Mehrheit nicht. Bei ihrer an- 
sonsten aber sehr ausgeprägten Fähigkeit, auf fah- 
rende Züge aufzuspringen, sollte Ihnen das auch in 
diesem Falle möglich sein. Wir von der SPD-Fraktion 
sind gerne bereit, Ihnen dazu ausdrücklich die Hand 
zu reichen, damit wir Sie auf diesen Zug ziehen kön- 
nen und Sie den Anschluß nicht verlieren. 

Natürlich weiß ich so gut wie Sie, daß wir ohne 
Ihre Zustimmung die nötige Zweidrittelmehrheit für 
eine Grundgesetzänderung nicht erreichen werden. 
Natürlich weiß ich so gut wie sie, daß unsere Initia- 
tive ohne Ihre Teilhabe hinsichtlich des Gesetzge- 
bungsvorgangs ins Leere laufen muß. Ich sage: hin- 
sichtlich des Gesetzgebungsvorganges. In politischer 
Hinsicht wird unsere Initiative ein Erfolg sein, weil 
sie nämlich am Bürgerwillen orientiert ist. 

Daß die verfassungsrechtliche Absicherung des 
Tierschutzes überfällig ist, wird nicht nur durch eine 
Forsa-Umfrage von 1993, wonach 84 Prozent aller 
Deutschen die Festschreibung des Tierschutzes in 
der Verfassung wünschen, sondern auch durch eine 
Reihe von Gerichtsurteilen aus der jüngsten Zeit be- p) 
legt, in denen der Tierschutz hinter vorbehaltlos ge- 
währten Grundrechten zurückstehen mußte. 

So hat zum Beispiel der Hessische Verwaltungsge- 
richtshof 1993 kurz und bündig entschieden, daß die 
Postulate eines ethischen Tierschutzes bis heute kei- 
nen Verfassungsrang haben und daher keine imma- 
nente Schranke für die Lehrfreiheit im Sinne des 
Art. 5 Abs. 3 GG bilden. 

In ähnlicher Weise hat das Verwaltungsgericht 
Berlin in einem Vorlagebeschluß zum Bundesverfas- 
sungsgericht die seines Erachtens gegebene verfas- 
sungsrechtliche Nachrangigkeit des Tierschutzes ge- 
genüber den sogenannten vorbehaltslosen Grund- 
rechten, also gegenüber der Forschungs- und Lehr- 
freiheit, der Kunstfreiheit, der Religionsfreiheit, be- 
gründet. Das unterstreicht nachdrücklich den Hand- 
lungsbedarf für den Grundgesetzgeber. 

Dabei geht es gar nicht darum, den Tieren Vorrang 
vor den Menschen einzuräumen. Es geht auch nicht 
darum, die notwendige - im Wortsinne Not- wendige - 
Tiemutzung unmöglich zu machen. Es geht vielmehr 
darum, so etwas wie Waffengleichheit zwischen den 
Interessen der Menschen und denen der Tiere her- 
zustellen. 

Das gern gebrauchte Argument von Wissen- 
schaftlern und Industrie, daß mit einem solchen 
Staatsziel der Wirtschafts- und Forschungsstandort 
Deutschland in Gefahr gerate, daß Forscher und 
Forschungsprojekte massenweise ins Ausland ab- 
wandern würden, bleibt bislang unbelegt. In der 
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(A) Schweiz, in der der Tierschutz seit 1992 Verfassungs- 
rang hat, haben sich keinerlei Fluchtströme von Wis- 
senschaftlern und Forschungsvorhaben bemerkbar 
gemacht. Mir scheint, daß dieses Argument ebenso 
gern gebraucht wie fadenscheinig ist. 

Im übrigen will ich darauf hinweisen, daß die ge- 
betsmühlenhaft gebrauchte Befürchtung, daß Tier- 
versuche zum Beispiel durch ein Staatsziel Tier- 
schutz nahezu unmöglich und somit Menschenleben 
in Gefahr gebracht würden, nach meinem Verständ- 
nis so nicht stimmt. 

Art. 1 des Grundgesetzes, der die Unantastbarkeit 
der Menschenwürde garantiert, gehört zu den soge- 
nannten Ewigkeitsrechten. Deshalb würde also bei 
einer Abwägung zwischen dem Tierschutz und dem 
unter Umständen nur durch einen Tierversuch zu er- 
reichenden Menschenschutz die Entscheidung im- 
mer zugunsten des Menschen ausgehen. Mit einem 
Staatsziel Tierschutz wird kein einziges Schutzrecht 
der Menschen aufgehoben. Nur wird die Auseinan- 
dersetzung auf die gleiche Ebene gehoben: Sie fin- 
det im Verfassungsrecht statt und nicht zwischen 
Verfassungsrecht und einfachem Recht. 

Ich betone es noch einmal: Nach meinem Rechts- 
verständnis wird das Schutzrecht des Menschen, 
werden die Menschenrechte immer höherrangig sein 
als irgendwelche Tierrechte. Eine Gleichrangigkeit 
ist nicht gewollt, und sie ist auch nicht möglich. Aber 
„höherrangig“, das impliziert eben auch, daß Tiere 
einen Rang haben, daß sie nicht ohne Rang sind. 
Welchen Sinn sollte sonst die Formulierung im Tier- 
schutzgesetz von der Mitgeschöpflichkeit der Tiere 
haben? Durch ein Staatsziel Tierschutz werden unter 
Umständen die Rechte der Menschen eingeschränkt, 
aber sie werden nicht entwertet. Die Polarität - hier 
Mensch, dort Tier - bleibt gewahrt. 

Wenn wir aber das Wort von der Mitgeschöpflich- 
keit des Tieres ernst nehmen und - vor allem - damit 
Emst machen wollen, dann geht das wirksam nur 
über ein Staatsziel Tierschutz. Eine Einschränkung 
von Grundr echten ist nur möglich durch Rechts güter 
mit Verfassungsrang. 

Ich wiederhole es noch einmal: Es geht nicht um 
eine Entwertung von Menschenrechten, es geht le- 
diglich um die Einschränkung von Gmndrechten da, 
wo es um der Mitgeschöpflichkeit des Tieres willen 
geboten ist. 

Das Thema ist ein Politikum von hohem Rang; dar- 
über sind sich alle Mitglieder dieses Hauses einig. 
Die Bevölkerung ist durch die intensive Medienbe- 
richterstattung über unvertretbare Methoden in der 
Tierhaltung, bei Tiertransporten, bei Tierexperimen- 
ten etc. hochgradig sensibilisiert. Der Tierschutz ist 
zu einer Sache unserer Humanität geworden, zu ei- 
ner Anfrage an unser politisch-moralisches Selbst- 
verständnis. Der Tierschutz ist eine Aufgabe, der sich 
unsere Gesellschaft mit Verfassungsrang annehmen 
muß. 

Art. 20a des Grundgesetzes reicht dazu aber nicht 
aus. Das Staatsziel Umweltschutz bewirkt allenfalls 
einen sogenannten minimalen Tierschutz, insoweit 
er sich aus der Pflicht zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen herleiten läßt. 


Gerade in den kritischen Bereichen, in denen ein (C) 
verfassungsrechtlich festgeschriebener Tierschutz 
dringend geboten ist, etwa bei der Intensivtierhal- 
tung, bei den Tiertransporten, beim Tierhandel und 
bei Forschung und Lehre, hat das Staatsziel Umwelt- 
schutz kaum eine Verbesserung für den Tierschutz 
gebracht. Das ist auch kein Wunder. Denn - so ein 
Jurist - „die Rechtsprechung verlangt, daß Tier- 
schutz' gesagt wird, wenn Tierschutz gemeint ist" . 

So hat das Bundesverwaltungsgericht in einem 
Urteil vom 18. Juni 1997 wörtlich ausgeführt: „Der 
Tierschutz hat aber keinen Verfassungsrang, so daß 
er nicht als eine mit der Lehrfreiheit kollidierende 
Grundrechtsnorm in die Lösung des verfassungs- 
rechtlichen Spannungsverhältnisses einzubeziehen 
ist. Eine entsprechende Rechtsposition kann weder 
aus Art. 1 Abs. 1 GG (Menschenwürde), Art. 2 Abs. 1 
GG (Sittengesetz) noch aus Art. 20a GG... hergelei- 
tet werden. " 

Es geht uns mit einem expliziten Staatsziel Tier- 
schutz eben darum, dem einzelnen Tier im Abwä- 
gungsprozeß zwischen den Interessen des Menschen 
und denen des Tieres einen verfassungsrechtlichen 
Rang einzuräumen - dem einzelnen Tier, nicht der 
Gattung Tier als natürlicher Lebensgrundlage. 

Wer den Bürgern und Bürgerinnen weismachen 
will, mit dem Staatsziel Umweltschutz sei der Tier- 
schutz auch erfaßt, spiegelt ihnen vor, daß er die 
Tiere grundgesetzlich geschützt habe. Mit dem 
Staatsziel Umweltschutz ist für das Tier nichts ge- 
wonnen. Deswegen bestehen wir auf einem eigenen 
Staatsziel für den Tierschutz. 

Und das von uns beantragte Staatsziel hat folgen- 
den Wortlaut: „Tiere werden als Mitgeschöpfe ge- 
achtet. Sie werden vor nicht artgemäßer Haltung, 
vermeidbaren Leiden und in ihren Lebensräumen 
geschützt. " 

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, 
wenn Ihnen schon - wofür ich ein gewisses Ver- 
ständnis habe - eine SPD-Initiative nicht sonderlich 
sympathisch ist, dann müßten Ihnen aber doch die 
auch in CDU/CSU-geführten Bundesländern - ich 
nenne hier Sachsen, Thüringen, Bayern, Baden- 
Württemberg - schon existierenden oder geplanten 
Staatszielbestimmungen zum Tierschutz die Zustim- 
mung zu unserer Initiative erleichtern. Es besteht of- 
fensichtlich doch ein hoher verfassungsrechtlicher 
Konsens in dieser Frage, dem sich nur die CDU/ 
CSU-Fraktion beharrlich entzieht. Gestern hat auch 
der Landtag Niedersachsens einstimmig den Tier- 
schutz in die Landesverfassung auf genommen. 

Oder sollten Sie sich etwa auf diesen Länderrege- 
lungen ausruhen wollen? Sollten Sie der Ansicht 
sein, daß damit der Bevölkerung suggeriert werden 
könnte, es täte sich ja etwas in punkto verfassungs- 
rechtlicher Absicherung des Tierschutzes? Da sollten 
Sie sich aber besser keiner Selbsttäuschung hinge- 
ben. Viele Bürgerinnen und Bürger wissen sehr gut, 
daß es mit der rechtlichen Erheblichkeit solcher Tier- 
schutzklauseln in Landesverfassungen nicht weit her 
ist. 

Es führt kein Weg daran vorbei: Wer einen effek- 
tiven Tierschutz in Deutschland will, muß auch die 
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(A) Verankerung des Tierschutzes im Grundgesetz wol- 
len. Im übrigen wird ja selbst in Ihrer eigenen Frak- 
tion erkannt, daß man nicht einerseits der Aufnahme 
des Tierschutzes in die Europäischen Verträge zu- 
stimmen, auf nationaler Ebene aber einer Grundge- 
setzänderung nach wie vor ablehnend gegenüberste- 
hen kann. So jedenfalls hat es der agrarpolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im März dieses Jah- 
res in einem Schreiben geäußert. Wie will man denn 
auch allen Ernstes auf der Ebene der EU weiterge- 
hende Initiativen ergreifen, wenn man in seinem 
eigenen Land die Hausaufgaben nicht gemacht hat? 

Ich hoffe sehr, daß sich auf seiten der CDU/CSU- 
Fraktion in dieser Frage doch noch etwas bewegt. 
Mich wundert allerdings, daß von seiten der F.D.P. 
bis jetzt kein eigener Gesetzentwurf vorgelegt wor- 
den ist, mußten wir doch nach den Initiativen des 
Kollegen Hirsch fast sicher davon ausgehen, daß die 
F.D.P. einem Staatsziel Tierschutz positiv gegenüber- 
steht. Ich bin jedenfalls sehr gespannt darauf, wie 
sich die Kollegen von der F.D.P in der Beratung und 
Abstimmung der verschiedenen Entwürfe verhalten 
werden. Der Kollege Bredehorn hat sogar in einer 
Presseerklärung vom 26. September dieses Jahres 
behauptet, die F.D.P. habe nun auch die Agrarpoliti- 
ker der CDU/CSU-Fraktion in der Frage des Verfas- 
sungsranges für den Tierschutz auf ihre Seite ziehen 
können. Mal sehen, wer sich da auf welcher Seite 
wiederfinden läßt. 

Lassen Sie uns in die anstehenden Ausschußbera- 
tungen mit der erklärten Absicht gehen, den Willen 
des überwiegenden Teiles der Bevölkerung zu re- 
spektieren und ihn in Form einer Staatszielbestim- 
^ mung umzusetzen. Unser Vorschlag bietet dazu eine 
gute Grundlage. Soll der vielversprechende Satz in 
§ 1 des Tierschutzgesetzes, in dem es heißt, daß es 
Zweck dieses Gesetzes sei, aus der Verantwortung 
des Menschen für das Tier als Mitgeschöpf dessen 
Leben und Wohlbefinden zu schützen, nicht nahezu 
wirkungslos verpuffen, dann muß der Tierschutz 
endüch im Grundgesetz verankert werden. Machen 
Sie dabei mit. 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Grundgesetzänderungen zur Aufnahme des Tier- 
schutzes in die Verfassung ist eine rechtliche Not- 
wendigkeit. Der einfachgesetzüche Tierschutz stößt 
dort an die Grenzen seines Auftrages, wo er mit den 
Grundrechten der Forschungs-, Berufs-, Religions- 
oder Kunstfreiheit kollidiert. Die im Tierschutzgesetz 
geforderte Abwägung zwischen Tierschutz und an- 
deren Rechten kann somit nicht stattfinden. Ebenso 
kann der Anspruch des Tierschutzgesetzes „Tiere als 
Mitgeschöpfe" zu betrachten, in der gesellschaft- 
lichen Praxis durch die Nicht Vereinbarkeit mit dem 
Grundgesetz nicht erfüllt werden. Aus diesem 
Grunde haben wir im Juli unseren Antrag zum Tier- 
schutz in die Verfassung in den Bundestag einge- 
bracht. Dabei haben wir uns für die folgende Ge- 
setzesformulierung „Tiere werden als Mitgeschöpfe 
um ihrer selbst willen geachtet und geschützt" ent- 
schieden. 

Die Aufnahme des Tierschutzes in die Verfassung 
trägt dem veränderten Bewußtsein in unserer Gesell- 


schaft in ihrer Haltung gegenüber Tieren Rechnung (C) 
und ist auch aus rechtsharmonisierenden Gründen 
dringend geboten. In den Bundesländern Branden- 
burg, Thüringen, Sachsen, Niedersachsen, Bayern, 
Baden- Württemberg und Berlin ist der Tierschutz be- 
reits eindeutig in den Landesverfassungen verankert 
bzw. beschlossen worden. Aus diesen Aktivitäten er- 
gibt sich eine uneinheitliche Rechtslage, die Rechts- 
unsicherheit schafft und in Widerspruch zu dem Min- 
destgebot an Homogenität innerhalb der bundes- 
staatlichen Ordnung steht. Der Bundestag darf die- 
ses schwerwiegende Wertgefälle und die damit ver- 
bundene Rechtsunsicherheit aus rechtlichen und ver- 
fassungsrechtlichen Gründen nicht fortbestehen las- 
sen. Die Verankerung des Tierschutzes in der Verfas- 
sung ist daher zwingend geboten. In die gleiche 
Richtung zielt auch der von Rheinland-Pfalz im Sep- 
tember in den Bundesrat eingebrachte Gesetzent- 
wurf zur Änderung des Grundgesetzes. 

Gegen die Verankerung des Tierschutzes in der 
Verfassung wird von den Gegnern angeführt, daß 
diese zu erhebÜchen Beeinträchtigungen der Freiheit 
von Forschung und Wissenschaft führen wird. Diese 
Befürchtung ist unzutreffend, denn die Verankerung 
des Tierschutzes in der Verfassung als Staatszielbe- 
stimmung bedeutet, daß Tierversuche nur dann er- 
heblich eingeschränkt bzw. ganz verboten werden 
können, wenn das Verfassungsgut Tierschutz gegen- 
über dem Grundrecht der Freiheit der Forschung 
überwiegt. Die dadurch ermöglichte Einschränkung 
von Tierversuchen führt unserer Einschätzung nach 
nicht zu einer Beeinträchtigung von Forschung und 
Wissenschaft, zumal viele Tierversuche durch an- 
erkannte Altemativmethoden überflüssig sind. 

Die Aufnahme des Tierschutzes in die Verfassung 
will weder die Nutzung der Tiere noch Tierversuche 
gänzüch ausschließen oder verbieten, sondern einen 
wirklich wirksamen Tierschutz durchsetzen. Ange- 
sichts stark erweiterter Möglichkeiten der Wissen- 
schaft, wie zum Beispiel der Anwendung von Klonie- 
rungsverfahren, ist eine Verstärkung der ethischen 
Abwägungsanforderungen notwendig. In der ge- 
werblichen Tierhaltung und der Landwirtschaft kann 
die Verbesserung der Umsetzungsfähigkeit gelten- 
der Gesetze den Standard des Tierschutzes verbes- 
sern und die Wettbewerbssituation von Betrieben 
stärken, die bereits artgerechte Tierhaltung prakti- 
zieren. Da die Tiere selbst nicht in der Lage sind, die 
ihnen im Rahmen der gesetzüchen Umsetzung der 
Staatszielbestimmung zuerkannten Rechte geltend 
zu machen, fordern wird die Einführung einer Ver- 
bandsklage durch anzuerkennende Verbände. 

Die Bundesregierung hat sich selbst in eine politi- 
sche Zwangslage gebracht, denn sie befindet sich im 
Widerspruch zu ihrem eigenen Handeln. Auf der ei- 
nen Seite erfüllt das geltende Tierschutzgesetz nicht 
den ihm zugedachten Auftrag und auf der anderen 
Seite schaffen immer mehr Bundesländer - mit CDU- 
Regierungen - Tatsachen, indem sie den Tierschutz 
in den Landesverfassungen definieren. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, PDS und F.D.P. 
und zahlreiche Bundesländer setzen sich inzwischen 
für eine Aufnahme des Tierschutzes in die Verfas- 
sung ein. Damit sind erhebliche Erwartungen der 
Bevölkerung an die Bundesregierung gerichtet. Mit 
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(A) einer Verweigerung der Zustimmung zur vorliegen- 
den Gnindgesetzänderung stellt sich die CDU selbst 
ins absolute Abseits und beugt sich den Lobbyisten 
der Pharmaindustrie. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
fordern daher die CDU auf, ihre Ablehnungsverhal- 
ten aufzugeben und den massiven Forderungen und 
dem Willen der Bevölkerung Rechnung zu tragen, 
indem sie der Grundgesetzänderung zustimmt. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Die F.D.P. -Fraktion ist 
für die Aufnahme des Tierschutzes in unsere Verfas- 
sung. Das ist für uns nicht nur eine juristische oder 
verfassungsrechtliche Frage, sondern eine Frage des 
Herzens und unserer Grundeinstellung. Tiere sind 
nicht die Untertanen des Menschen, sie sind keine 
beliebige Verfügungsmasse, es sind nicht beweg- 
liche Gegenstände, sondern sie sind, ebenso wie der 
Mensch selbst, ein Teil der Schöpfung und in ihrem 
Schicksal dem Menschen seit Anbeginn verbunden. 

Wir haben ihnen gegenüber eine besondere Ver- 
antwortung, und das sollte in unserer Verfassung 
ebenso zum Ausdruck kommen, wie das inzwischen 
in den Verfassungen der Länder Sachsen, Branden- 
burg, Thüringen, Berlin, Bayern und in Kürze auch in 
Baden-Württemberg schon der Fall ist. In diesen Län- 
dern haben die Fraktionen aller Parteien zusammen- 
gewirkt. 

Der Bundesgesetzgeber hat schon 1990 auf Betrei- 
ben des damaligen Justizministers Engelhardt im 
Bürgerlichen Gesetzbuch formuliert, daß Tiere keine 
Sachen sind und durch besondere Gesetze geschützt 
werden. Wir haben dann in der Gemeinsamen Ver- 
fassungsreformkommission des Bundes und der Län- 
der 1992 den Antrag eingebracht, in der Verfassung 
zu formulieren, daß Tiere im Rahmen der Gesetze vor 
vermeidbaren Leiden und Schäden geschützt wer- 
den müssen. Mit diesem Antrag haben wir die abso- 
lute Mehrheit der Kommission gefunden. 

Leider bemühen wir uns seit damals vergeblich, 
für diese Verfassungsänderung auch die Zustim- 
mung unseres Koalitionspartners zu gewinnen. Im- 
merhin hat der Bundestag damals in einer gemeinsa- 
men Entschließung festgestellt, daß seiner Meinung 
nach der Tierschutz ein Teil des Umweltschutzes sei. 
Die Rechtsprechung ist dem aber nicht gefolgt. Da- 
mit entsteht das Bedürfnis, nun zu vollenden, was 
wir gemeinsam angefangen haben. 

Dazu werden wir durch einen Antrag nach § 71 
Abs. 2 der Geschäftsordnung unsere Vorstellungen 
erneut zur Abstimmung stellen. Es geht uns nicht 
darum, etwa den Tierschutz zu verabsolutieren oder 
die Interessen des Tierschutzes über die berechtigten 
Interessen der Menschen zu stellen. Aber es muß er- 
reicht werden - wie es auch der Bundesrat gefordert 
hat -, daß die Gedanken des Tierschutzes in einen 
fairen Abwägungsprozeß mit anderen verfassungs- 
rechtlichen Zielsetzungen einbezogen werden wie 
die Gewerbefreiheit oder die Freiheit von Forschung 
und Lehre. 

Kein Recht, kein Grundsatz gilt uneingeschränkt. 
Jeder Gedanke stirbt an seiner Übertreibung. Aber 
es kommt darauf an, den Abwägungsprozeß zu 
sichern, an dem auch Tiere als unsere Mitgeschöpfe 
einen fairen Anteil haben müssen. Da gibt es Unter- 


schiede in Formulierungen, da gibt es Schwierigkei- (C) 
ten aus der Tatsache, daß die Bedeutung von Tieren 
für Umwelt und Menschen ganz unterschiedlich sind 
und auch die Zuneigung des Menschen zu ihnen. 
Alles das sind Dinge, die im Ausschuß behandelt 
werden müssen. Hier kommt es darauf an, insbeson- 
dere an unsere Kollegen aus der Christlich-Demokra- 
tischen und Christlich-Sozialen Union zu appellieren, 
daß auch sie sich dem Ziel öffnen, zu dem sich die 
Kollegen aus allen Fraktionen der Parlamente des 
Bundes und der Länder vereinigt haben und in de- 
nen sich auch alle anderen Fraktionen dieses Hauses 
einig sind: den Tierschutz in unserer Verfassung als 
ein Gebot der Menschlichkeit zu verankern. 


Eva Bulling-Schröter (PDS): Eigentlich finde ich es 
beschämend, daß wir hier in diesem Hause lange 
über das Thema verhandeln müssen; denn es spricht 
kein vernünftiges Argument dafür, den Tierschutz 
nicht ins Grundgesetz aufzunehmen. Und ich meine, 
was in Bayern mit seiner CSU-Mehrheit mögüch ist, 
muß auch in Bonn möglich sein. 

Mit einem Kanzler Kohl, der von sich behauptet, 
ein Verfechter der „abendländischen Kultur" zu sein, 
müßte dieses Anhegen schon lange durchgesetzt 
sein. Doch weit gefehlt, schon in der 12. Legisla- 
turperiode verfehlte ein diesbezüglicher Antrag die 
erforderliche Zweidrittelmehrheit. Und ob wir dieses 
Mal die erforderliche Mehrheit zustande bringen 
steht noch in den Sternen. 

Wer seine Politik der Standortideologie unterord- 
net und damit alles den heiligen Kühen Flexibilisie- fD . 
rung, Wettbewerb und Globalisierung opfert, wird 
auch mit dem verfassungsgemäßen Schutz von Tie- 
ren Probleme haben. In einer Gesellschaft, die alles 
zur Ware degradiert, hegt das in der weiterführenden 
Logik. Schließlich dürfen der Forschung keine 
einschränkenden Maßnahmen aufgebürdet werden, 
weil sonst das scheue Reh Kapital ins Ausland ab- 
wandert, wie immer wieder zu hören ist. Daß derlei 
Drohungen mit wenig Realität verbunden sind, zei- 
gen Angriffe in allen Politikfeldem. So unter dem 
Motto: „Schau ma mal, was geht". 

Viele Menschen haben uns in den letzten Wochen 
zum Thema „Tierschutz ins Grundgesetz" Briefe ge- 
schrieben und uns daraufhin angesprochen: Es ist 
der Wunsch der Mehrheit der Bevölkerung in diesem 
Lande, daß hier etwas getan wird, und zwar schneh. 

Es ist der Wunsch vieler, daß das verfassungsrecht- 
liche Gut „Freiheit von Forschung und Technik" 
künftig gegen das verfassungsrechtliche Gut Tier- 
schutz abgewogen wird. Die gegenwärtige Verfas- 
sungsrechtslage ist hier äußerst unbefriedigend. 
Auch in Gerichtsurteilen wird auf die mangelnde 
Ausgestaltung im Grundgesetz hingewiesen, so daß 
sich Richterinnen und Richter gezwungen sehen, 
Tierversuche zu genehmigen, weil ihnen die Mög- 
lichkeit der Güterabwägung fehlt. 

Ich weiß, daß eine Grundgesetzänderung noch 
keine Tierversuche abschaffen kann, aber sie kann 
ein Umdenken bewirken, kann Bewußtseinsprozesse 
befördern und eine Evaluierung von Altemativme- 
thoden beschleunigen. 
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(A) Der Tierschutzbericht 1997 weist für 1995 eine 
Zahl von 1,643 Millionen Versuchstieren aus. Hier, 
denke ich, kann in kürzester Zeit reduziert werden, 
wenn der Wille vorhanden ist. Zum Beispiel müssen 
Doppelversuche unterbunden werden, und für be- 
stimmte Studiengänge müssen Tierversuche, die, wie 
viele Sachverständige beteuern, unnötig sind, abge- 
schafft werden. Ob eine Haltung von Hühnern in Le- 
gebatterien dann noch einer Formulierung standhält, 
wie sie in unserem Antrag steht, ich zitiere: „Tiere 
werden in ihrer artgemäßen Haltung, vor der Zerstö- 
rung ihrer Lebensräume sowie vor vermeidbaren 
Schmerzen und Leiden geschützt", wage ich zu be- 
zweifeln. 


Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Zusatztagesordnungspunkt 7 
(Entwurf: 3. Verjährungsgesetz) 
Zusatztagesordnungspunkt 8 

(Antrag: Wirtschaftskriminalitat in Deutschland 
insgesamt bekämpfen) 
Zusatztagesordnungspunkt 10 
(Antrag: Keine Verlängerung 
der Verjährungsfristen) 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Kurz vor Ende die- 
sen Jahres treffen wir uns hier im Deutschen Bundes- 
tag, um uns mit dem Thema der drohenden Ver- 
jährung von Straftaten, die sozialistische Machthaber 
und ihre Kumpanen in der ehemaligen DDR began- 
gen haben, zu befassen. 

Wir behandeln dieses Thema im Deutschen Bun- 
destag nicht zum ersten Mal. Bereits 1992 haben wir 
hier im Deutschen Bundestag festgestellt, daß in 
einer Diktatur staatlich verordnetes Unrecht nicht 
verfolgt werden kann, auch wenn das formal nach 
den Gesetzen dieses Staates möglich gewesen wäre. 

Aus diesem Grund haben wir in Anlehnung an Ur- 
teile des Bundesverfassungsgerichtes zur Verjährung 
von nationalsozialistischen Straftaten festgestellt, 
daß die Verjährung generell bis zum Tag der Deut- 
schen Einheit geruht hat. 

Später haben wir die Verjährungsfristen um zwei 
Jahre verlängert, weil der Aufbau der Justiz in den 
neuen Bundesländern noch am Anfang war und 
demzufolge sowohl Ermittlungs- als auch Verfol- 
gungsbehörden nicht in der Lage waren, das Unrecht 
zu ahnden. 

Zwischenzeitlich haben wir ein differenzierteres 
Bild. Aus der Unterrichtung durch die Bundesregie- 
rung zum Stand der Deutschen Einheit, Drucksache 
13/8450, geht hervor, wieviel Ermittlungsverfahren 
zum Thema Regierungs- und Vereinigungskriminali- 
tät durch das Land Berlin, aber auch durch die neuen 
Bundesländer in der Summe eingeleitet, erledigt und 
zur Anklage gebracht wurden. Für diese gute Arbeit 
ist insbesondere der Zentralen Ermittlungsstelle für 
Regierungs- und Vereinigungskriminahtät und der 
Staatsanwaltschaft 2 in Berlin zu danken. 


Die Frage steht: Ist es notwendig, die Verjährungs- (C) 
fristen nun zum zweiten mal zu verlängern? Frau Ju- 
stizsenatorin Peschel-Gutzeit von Berlin betonte im- 
mer wieder, daß überall verjährungshemmende Maß- 
nahmen eingeleitet worden wären. Richtig! Und das 
ist auch gut so und auch ein Grund, warum wir erst 
am Ende diesen Jahres über das Thema im konkre- 
ten reden. 

Wir wollten den Druck des drohenden Verjährungs- 
endes aufrechterhalten. Was aber Frau Peschel- 
Gutzeit geflissentlich verschweigt, ist die Tatsache, 
daß die Verjährung in all den Fällen eintreten wird, 
die heute noch unerkannt sind. 

Die Enquete-Kommission zur „Überwindung der 
Folgen der SED-Diktatur im Prozeß der deutschen 
Einheit", dessen Bericht wir heute gehört haben, hat 
aus seiner eigenen Erkenntnis heraus uns deutlich 
aufgefordert, SED -Straftaten nicht verjähren zu las- 
sen. 

Auch durch die Aufarbeitung der Unterlagen 
der Staatssicherheit oder durch Untersuchungsaus- 
schüsse in diesem Bereich kommt langsam Licht in 
das Dunkel der Machenschaften der Diktatur des 
Sozialismus in der DDR. Deshalb halte ich es für not- 
wendig, Verjährungsfristen noch einmal zu ver- 
längern. 

Nun gibt es viele Gründe, die gegen eine Verlän- 
gerung von Verjährungsfristen sprechen: Erstens. 

Wir haben sie schon einmal verlängert, und aus ver- 
fassungsrechtlicher Sicht können wir das Argument 
des mangelnden Gerichtsaufbaus in den neuen Bun- 
desländern nicht mehr heranziehen. Zweitens. Ver- 
jährung soll einen befriedigenden Charakter haben. (D) 
Deshalb gibt es Verjährung. Drittens. Es gibt die ab- 
solute Verjährung, die im Jahr 2000 erreicht wird. 
Deshalb verstehe ich, wenn einige Kollegen sich 
strikt gegen ein nochmaliges Verlängern wenden. 

Aber es gibt drei für mich sehr gewichtige Gründe, 
die uns auffordem, trotz dieser rechtsförmlichen und 
verfassungsrechtlichen Einwände die Verjährungs- 
fristen noch einmal zu verlängern. 

Erstens. Ich hatte es schon erwähnt, eine Diktatur, 
zumal eine 40 jährige, rechtliche aufzubereiten 
braucht Zeit. Erst heute bekommen wir nach und 
nach einen besseren Einblick in das Dunkel dieser 
Zeit. Die juristische Aufarbeitung ist noch nicht ab- 
geschlossen. Die bereits erwähnte Unterrichtung 
durch die Bundesregierung - ich zitiere -, sagt aus: 

Für die Zukunft gehen einige der neuen Bundes- 
länder davon aus, daß die juristische Aufarbeitung 

des SED-Unrechts bis zum Jahres 2000 im wesent- 
lichen abgeschlossen werden kann. 

Selbst das ist keine sichere Prognose. 

Deshalb steht für mich die Frage: Warum sollen wir 
nicht durch ein relativ einfaches Gesetz der Justiz 
alle Möglichkeiten an die Hand geben, weiter an die- 
ser juristische Aufarbeitung zu arbeiten? 

Zweitens. Nicht nur die Täter haben Rechte, son- 
dern ganz besonders auch die Opfer. Die Opfer, das 
sind diejenigen, die sich in der DDR gegen die politi- 
schen Machthaber, gegen die Diktatur und dessen 
Handlanger gestellt haben und nicht zuletzt dadurch 
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(A) einen Beitrag für den Fall der Mauer im November 
1989 leisteten. Diese fordern, daß jetzt nicht der Man- 
tel der Verjährung über die gegen sie gerichteten 
Straftaten gedeckt werden darf. 

Nicht nur die Opfer von politischer Verfolgung, 
eine breite Schicht der Bevölkerung fordert: „Laßt 
jetzt keine Verjährung eintreten". 

Ich meine, die Menschen in den neuen Bundeslän- 
dern fordern das zurecht, denn - und damit komme 
ich zum dritten Punkt - es muß in Deutschland klar- 
gestellt werden, daß es nicht egal sein darf, wie man 
sich in einer Diktatur verhält. Wir würden jeder de- 
mokratischen Bewegung, jedem Kampf für Demo- 
kratie und Rechtsstaat innerhalb einer Diktatur den 
Boden unter den Füßen wegziehen, wenn es denn im 
Nachhinein egal ist, ob man Grundsätze der Mensch- 
lichkeit und der Rechtsstaatlichkeit verletzt oder ein- 
gehalten hat. 

Ich fordere Sie deshalb auf: Unterstützen Sie den 
Antrag der Koalition, der heute zur Debatte steht! 
Für meine Begriffe könnten wir heute unseren An- 
trag verabschieden. Wir müssen ihn aber auf jeden 
Fall in 14 Tagen, in der nächsten Sitzungswoche, 
zum Abschluß bringen. 

Gestatten Sie mir noch einige Bemerkungen über 
unseren Antrag hinaus. Mich wundert es schon, wie 
sich die Länder im Bundesrat verhalten. Der Antrag 
von Thüringen in gleicher Sache, der von Sachsen im 
Bundesrat unterstützt worden ist, wurde in die Aus- 
schüsse verwiesen. Was heißt das? Man will keine 
Entscheidung. Keine Entscheidung heißt, das Pro- 
^ blem auf der Zeitschiene erledigen zu wollen. 

Herr Schwanitz, ich fürchte, Sie sind relativ allein 
mit Ihrer Meinung in Ihrer Partei. Sie streiten für die 
Verlängerung der Verjährung, und das ist lobens- 
wert. Offensichtlich haben Sie aber damit bei Ihren 
Parteikollegen keinen Erfolg. Das zeigt doch der An- 
trag der SPD: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie- 
rung auf, einen Gesetzentwurf zur Verlängerung 
der Verfolgungs Verjährungsfristen für Vergehen 
insbesondere im Wirtschaftsstrafrecht, unter be- 
sonderer Berücksichtigung der in Ost- und West- 
deutschland aus Anlaß der Wiedervereinigung be- 
gangenen Straftaten, vorzulegen. 

Wo waren Sie im letzten halben Jahr? Wie oft 
haben wir im Rechtsausschuß über dieses Thema dis- 
kutiert? Sind Sie mit Ihren guten Juristen in der Frak- 
tion nicht in der Lage, gesetzlich zu formulieren, was 
Sie wollen? Wir hätten heute keine Debatte benötigt. 
Ihnen fällt nur ein, die Bundesregierung aufzufor- 
dem einen Gesetzentwurf vorzulegen. Das kommt 
reichlich spät. Wissen Sie, wie mir ihr Antrag vor- 
kommt: Als wenn ein kleines Kind partout einen 
roten Luftballon haben will, obwohl es bloß blaue 
und weiße gibt. 

Unabhängig davon, vereinigungsbedingte Wirt- 
schaftskriminalität fand nicht allein auf dem Boden 
der ehemaligen DDR statt. Es ist wahr, daß es sehr 
viele Helfer aus dem Westen Deutschlands gab, die 
viel, viel Gutes in den neuen Bundesländern gelei- 
stet haben, und dafür gilt denen auch der Dank der 


Bürger der neuen Bundesländer und mein persön- (C) 
licher Dank. 

Es ist leider auch wahr daß es eine Vielzahl von 
„Verbrechern in Nadelstreifen" gab, die Unterneh- 
men ausgehöhlt oder durch Subventionsbetrug rich- 
tig viel Geld verdient haben. Der Gerichtsstand kann 
auch im Westen liegen. 

Deshalb wäre ich sehr dafür, wenn es uns gelingen 
würde, daß Wirtschaftskriminalität dieser Art ab 1990 
im gesamten Bundesgebiet noch heute und auch 
noch in den nächsten Jahren verfolgbar wäre. 

Zum Schluß: Wir müssen - das ist klar - die Verjäh- 
rungsfristen verlängern, und sei es denn bis zum Tag 
nahe der absoluten Verjährung. 40 Jahre Diktatur 
sind nicht so einfach juristisch aufzuarbeiten. Es 
wäre grobes Unrecht gegenüber denjenigen, die sich 
anständig in der DDR verhalten haben, oder gar poli- 
tisch verfolgt worden sind. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Während der DDR- 
Zeit begangenes Unrecht, das aus politischen Grün- 
den nicht verfolgt wurde, sowie Wirtschaftskrimina- 
lität im Umfeld der deutschen Wiedervereinigung bis 
in den Treuhandbereich hinein werfen immer wieder 
die Frage nach Aufarbeitung des Unrechts und nach 
Verantwortung und Schuld dafür auf. 

Die Gerechtigkeit für die Opfer und die Verant- 
wortung dafür, daß sich ein solches politisches Un- 
recht nicht wiederholen darf, verlangen eine Ausein- 
andersetzung mit den Unrechtsstrukturen der DDR 
und strafrechtliche Verfolgung, so sie denn rechts- 
staatlich zulässig und strafrechtlich möglich ist - mit D 
aller Konsequenz! 

Wegen des drohenden Ablaufs von strafrechtli- 
chen Verjährungsfristen hat der Deutsche Bundestag 
bereits im September 1993 eine Fristenverlängerung 
beschlossen. Die damaligen Begründungen für die 
Fristverlängerung halte ich auch heute noch für zu- 
treffend; denn die besonderen Realitäten, die vor 
allem aus den politischen Verhältnissen in der DDR 
und den Schwierigkeiten beim Justizaufbau der 
neuen Länder resultierten, sind offenkundig. Aber 
bereits damals habe ich auch ausgeführt: „Es ist un- 
bestreitbar, daß sowohl im Sinne der Verfahrensöko- 
nomie als auch im Interesse des Rechtsfriedens das 
Rechtsinstitut der Verjährung nicht jederzeit zur Dis- 
position gestellt werden kann. " Heute füge ich 
hinzu: Ein solches Dispositionsrecht ist nach grund- 
sätzlichen rechtsstaatlichen Prinzipien auch nicht zu- 
lässig. 

Jetzt, kurz vor Ablauf der Verjährungsfrist zum 
31. Dezember 1997 für sogenannte mittelschwere 
Straftaten, die mit einer Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu fünf Jahren bedroht sind, wird erneut die 
Diskussion um eine Verjährungsfristenverlängerung 
geführt. Was den Ablauf dieser Diskussion und den 
damit verbundenen Meinungsbildungsprozeß an- 
geht, möchte ich folgende Fakten in Erinnerung 
rufen: 

In Kenntnis der zu erwartenden Diskussion über 
eine erneute Verjährungsfristenverlängerung - ins- 
besondere auch vor dem Hintergrund der Wirt- 
schaftsstrafdelikte, die im Untersuchungsausschuß 
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(A) „DDR- Vermögen“ durchleuchtet wurden - hat die 
SPD-Bundestagsfraktion bereits am 19. März 1997 
einen Antrag zu dem Problem der strafrechtlichen 
Aufarbeitung des SED/DDR-Unrechts und der ver- 
einigungsbedingten Wirtschaftskriminaütät gestellt 
(Drucksache 13/7281). 

Dieser Antrag, der auch einen Prüf auf trag an die 
Bundesregierung zur Problematik der Verjährung 
enthielt, hätte nach unserer Auffassung sofort be- 
schlossen werden können. Dagegen ist der Antrag 
zur weiteren Beratung in die Ausschüsse verwiesen 
worden. Im Rechtsausschuß hat bisher keine inhalt- 
liche Beratung statt gefunden. Der Antrag stand vier- 
mal auf der Tagesordnung, wurde anberaten oder 
vertagt. 

Ich stelle die Frage, wie ernst wir unsere Pfücht bei 
der verfassungsrechtlichen Prüfung von Gesetzent- 
würfen nehmen, wenn eine so wichtige Frage wie 
die Verlängerung von strafrechtlichen Verjährungs- 
fristen in einer Hauruckaktion durchgezogen werden 
soll. 

Es ist nachvollziehbar, wenn Bürgerinnen und Bür- 
ger in den alten wie in den neuen Ländern und Kolle- 
ginnen und Kollegen aus unterschiedlichen Fraktio- 
nen des Deutschen Bundestages sagen: Das politi- 
sche Unrecht der DDR und die schwere Wirtschafts- 
kriminaütät im zeitüchen Umfeld der deutschen Wie- 
dervereinigung dürfen nicht verjähren. Daher muß 
die Verjährungsfrist für die sog. mittelschweren De- 
ükte (Strafandrohung 1 bis 5 Jahre) erneut verlängert 
werden. Ich nehme diese Argumente sehr ernst und 
achte sie. 

Grundsätzliche Überlegungen sind es jedoch, die 
mich hindern, dieser Argumentation beizutreten. Es 
sind dies: 

1. Ein Grund für die Fristverlängerung 1993 war, daß 
die im Aufbau befindüchen Strafverfolgungs- und 
Justizorgane in den neuen Ländern die Aufgabe 
nicht bewältigen konnten und die betreffenden 
Stellen in Berlin überfordert waren. Heute stellen 
wir fest, daß eine der Ursachen für die ungenü- 
gende Abarbeitung der Fähe die unzureichende 
Personalausstattung der Behörden ist. Gerade der 
Freistaat Thüringen, der eine Initiative zur Verjäh- 
rungsfristenverlängerung in den Bundesrat ein- 
gebracht hat, hat seine Abordnungsquote nicht er- 
füllt. 

2. Wie bei der Diskussion 1993 gilt für mich auch 
heute, daß das Rechtsinstitut der Verjährung einen 
hohen Stellenwert hat. Dieser SteUenwert läßt es 
nicht zu, die damit verbundenen Prinzipien nach 
poütischen Prämissen zur Disposition zu stehen. 
Auch eine angebüch vorhandene „öffentliche 
Meinung" allein darf für uns keine Legitimation 
für die Fristen Verlängerung sein. 

3. Es steht sich auch die Frage, was eine erneute Fri- 
stenverlängerung tatsächhch praktisch bewirkt; 
denn bis zum Eintritt der absoluten Verjährung 
mit Ablauf des 2. Oktober 2000 müßte bei Straf- 
taten, die nach geltendem Recht nach dem 31. De- 
zember 1997 verjähren würden, die Verurteilung 
der Straftäter in erster Instanz erfolgt sein. Bei der 
Überlastung der Pohzei, der Staatsanwaltschaft 


und der Gerichte (vor allem in Berlin) ist mit dem (C) 
Erreichen einer erstinstanzlichen Verurteilung 
wohl nur in den wenigsten der denkbaren Fähe zu 
rechnen. Die von mir vorgetragenen Zweifel teilt 
auch eine ganze Reihe von Koüeginnen und Kolle- 
gen aus der Koahtion, wie ich persönlichen Ge- 
sprächen und einem „ Spiegel" -Artikel in dieser 
Woche entnehmen konnte. 

4. Ich hätte gewünscht, daß es uns im Zusammen- 
hang mit der Novellierung der Rehabihtierungsge- 
setze gelungen wäre, eine befriedigende Rege- 
lung für die Opfer des DDR-Unrechts zu errei- 
chen. Leider wurden entsprechende SPD-Anträge, 
vor ahem zur Kapitalentschädigung, von der Re- 
gierungskoahtion abgelehnt. Die jetzt vorgeschla- 
gene Verlängerung der Verjährungsfrist ist kein 
Ersatz für eine gerechte Behandlung der Opfer, im 
Gegenteil: Es entsteht der Eindruck einer Alibi- 
funktion. Und viele werden es so empfinden. 

Die SPD-Fraktion hat Überlegungen angestellt, ob 
diese Debatte nicht geeignet ist, die Frage der ein- 
heitlichen Verlängerung von Verjährungsfristen, ins- 
besondere für Wirtschaftsstraftaten, zu erörtern und 
einer sachgerechten Lösung zuzuführen. Wir knüp- 
fen damit an unsere Vorschläge im Antrag vom 
19. März 1997 an. Eine solche Regelung wäre von 
dem Vorwurf frei, daß damit weiterhin „Sonderrecht 
Ost" erhalten bleibt. 

Ich bitte Sie, insbesondere die Koüeginnen und 
Kollegen des Rechtsausschusses, diese Gedanken 
mit uns ernsthaft zu prüfen und nach einer rechts - 
staathchen Lösung des Problems zu suchen. 

(D) 

Dr. Klaus Röhl (F.D.P.): Die Entscheidung für eine 
weitere Verlängerung der Veijährungs Vorschriften 
für die vereinigungsbedingte Wirtschaftskriminalität 
und der unter dem Einfluß der SED -Herrschaft in der 
ehemaÜgen DDR begangenen Straftaten war für die 
Mitgheder der FD P. -Fraktion nicht leicht. 

Das Rechtssystem der Verjährung von Straftaten ist 
ein wesentlicher Teil unseres Rechtsstaatsprinzips. 

Es ist das Ergebnis einer über Jahrhunderte gewach- 
senen und entwickelten Rechtskultur. Es bewirkt 
nicht nur, daß Straftaten nicht mehr verfolgt werden 
können, sondern ist notwendig und unverzichtbar für 
die Herstellung des Rechtsfriedens, ohne den unsere 
Gesellschaft nicht existieren kann. Denn das fried- 
liche Zusammenleben von Menschen in einem Staat 
ist auf Dauer nur möghch, wenn der zur Verfolgung 
von Straftaten aufgerufene Staat nur im Rahmen ihm 
vorgegebener Fristen handeln kann. Wir halten da- 
her grundsätzlich an dem Rechtsinstitut der Ver- 
jährung fest. 

Gerade deshalb sind sowohl aus juristischer, ethi- 
scher als auch moralischer Sicht mehrfach wieder- 
holte Verjährungsverlängerungen sehr problema- 
tisch; sie stehen sicher im Konfhkt mit unserem 
Rechtsstaatsprinzip. Verjährungsfristen stehen aber 
auch im Konfhkt mit einem tiefen Bedürfnis: dem 
Hunger der Menschen in den neuen Ländern nach 
Gerechtigkeit. Dieser Hunger, dieses Bedürfnis ist 
besonders groß, da jahrzehntelang Grundrechte vor- 
enthalten wurden, niedergeschriebenes DDR-Recht 
willkürlich ausgelegt und auch mißachtet wurde. 
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(A) Recht wurde parteilich im Sinne von Partei und Re- 
gierung in der DDR behandelt und benutzt. 

Hinzu kommt die ständig neue Aufdeckung zu- 
rückliegender Regierungskriminalität und in der 
Wendezeit vereinigungsbedingt begangener Straf- 
taten. Die Menschen in den neuen Bundesländern 
und ganz besonders die stark Betroffenen hoffen und 
erwarten seit dem Tag der Wiedervereinigung, daß 
das, was ihnen angetan wurde, verfolgt wird, ganz 
besonders auch die mittelschweren Straftaten. 

Auch fürchten wir, daß sich ein sehr großer Teil der 
Straftaten - davon sind alle Experten überzeugt - bis- 
her der Kenntnis der Staatsanwaltschaften entzieht. 
Wollen wir als Vertreter des gesamten deutschen 
Volkes das in den neuen Ländern allmählich entwik- 
kelte Vertrauen in den Rechtsstaat nicht beschädi- 
gen, müssen wir dem Empfinden, dem Wunsche der 
dortigen Menschen entsprechen und Voraussetzun- 
gen schaffen, daß bis zur äußersten rechtlich vertret- 
baren Grenze die Möglichkeit besteht, regierungs- 
und vereinigungsbedingte Kriminalität zu verfolgen 
und zu ahnden. 

Wir dürfen dabei auch nicht der Versuchung erlie- 
gen, in verschiedenen Arten der Straftaten zu unter- 
teilen, sondern wir müssen alle in gleicher Weise ge- 
recht behandeln. Deshalb müssen wir die Anträge 
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS ab- 
lehnen. 

Rechtsfrieden kann nicht verordnet werden. 
Rechtsfrieden muß gewünscht und angenommen 
werden. Vertrauen in gesetztes Recht, das über 
40 Jahre hinweg so nicht existierte, muß seit der Wie- 

(B) dervereinigung von den Menschen in den neuen 
Ländern erst nach und nach angenommen und verin- 
nerlicht werden. Wir müssen den Menschen in den 
neuen Ländern die Möglichkeit einräumen, die 
Chance geben, in den Rechtsfrieden hineinzuwach- 
sen und ihn anzunehmen. Damit sich das Vertrauen 
festigt, muß dieser Rechtsstaat alles unternehmen, 
um Unrecht zu verfolgen. 

Die F.D.P- Fraktion hat sich der Besorgnisse und 
Wünsche der Menschen in den neuen Ländern ange- 
nommen. In einer langen und sehr ernsthaften Dis- 
kussion und Abwägung haben wir uns entschlossen 
- und ich danke dafür besonders unseren Kollegin- 
nen und Kollegen aus den alten Bundesländern 
einer nochmaligen, aber letzten Verlängerung der 
Verjährungsfrist für vereinigungsbedingte Kriminali- 
tät und der unter dem Einfluß der SED-Herrschaft 
begangenen Straftaten bis zum 2. Oktober 2000, d.h. 
bis 10 Jahre nach der Wiedervereinigung, zuzustim- 
men. Ich danke auch unserem Koalitionspartner und 
allen anderen Angehörigen des Hauses, die diesem 
Gesetzentwurf zustimmen. Es ist unsere Absicht, 
nicht nur Recht, sondern auch Gerechtigkeit im wie- 
dervereinigten Deutschland herzustellen. 

Ministerin Christine Lieberknecht (Thüringen): 
SED-Unrecht muß bekämpft werden zu Lande, zu 
Wasser und in der Luft - bei Tag und, wie diese De- 
batte zeigt, auch bei Nacht. Natürlich würden man- 
che es gerne sehen, wenn der Mantel der Dunkelheit 
ihre Untaten verdecken würde. Aber das kann nicht 
in unserem Interesse sein. 


Die Uhrzeit des heutigen Tages ist zwar fortge- (C) 
schritten, aber es ist noch nicht zu spät, SED-Unrecht 
beim Namen zu nennen, aufzuklären und zu verfol- 
gen. Wir dürfen es auch nicht zu spät werden lassen. 

Da haben wir in den vergangenen Jahren noch nicht 
alles getan, noch nicht alles erledigt. Deshalb darf 
nach meiner Überzeugung noch nicht Schluß sein, 
das sogenannte mittelschwere SED-Unrecht zu den 
Akten zu legen und verjähren zu lassen. 

Vor wenigen Tagen haben wir uns dankbar und 
glücklich an den Fall von Mauer und Stacheldraht 
im November 1989 erinnert. Unsere Erwartungen 
1989/90 waren, das Unrecht untersucht wird, daß die 
Täter zur Rechenschaft gezogen werden. Eine Ver- 
jährung die zu früh eintritt, trägt aus ostdeutscher 
Sicht wirklich nicht zum Rechtsfrieden bei, entgegen 
der Behauptung der Verjährungsbefürworter. Auf 
diese Debatte möchte ich mich jetzt aber nicht ein- 
lassen. Die Argumente sind bekannt. Wir müssen ab- 
wägen und entscheiden. 

Für meine Mitbürgerinnen und Mitbürger in Thü- 
ringen stellt sich die Frage ganz konkret: Was zählt 
mehr: Die Gewißheit der Täter, daß sie bald frei von 
Verfolgung und Bestrafung sein sollen, oder die 
Sicherheit und Überzeugung der Bürger, daß der 
Rechtsstaat alles, und das mit Nachdruck, zur Aufklä- 
rung und Verfolgung des SED-Unrechts getan hat? 

Ich denke, wir sollten den Strafverfolgungsbehör- 
den die Chance geben, ihre Arbeit auch über den 
31. Dezember dieses Jahres hinaus zu tun. Ich plä- 
diere deshalb eindeutig dafür, die Verjährungsfrist 
noch einmal zu verlängern. Sie wissen, daß der Frei- 
staat Thüringen einen entsprechenden Antrag in den 
Bundesrat eingebracht hat. Der Thüringer Landtag (D ^ 
hat sich mit übergroßer Mehrheit dafür ausgespro- 
chen, die Frist zu verlängern. Heute haben Sie es in 
der Hand, ein wichtiges - und vor alles das richtige 
Zeichen zu setzen. Dafür möchte ich den einbringen- 
den Fraktionen der Koalition und allen Unterstützern 
hier im Hause ausdrücklich Dank sagen. Ich hoffe 
auf zügige und konstruktive Beratung. 

Sie sehen an der Präsenz auf der Bundesrats-Bank 
zu dieser späten Stunde: Das Thema ist uns wichtig. 

Wir sind da, und wir bleiben dran! 


Anlage 7 

zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 14 
(Antrag: Belarus muß zu Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit zurückkehren) 

Kiaus Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Mit großer 
Sorge verfolgen wir alle die bedenkliche Entwick- 
lung in Belarus. Die autoritäre Präsidialherrschaft 
Lukaschenkos wird immer fester verankert. Er re- 
giert mit Hilfe des von ihm eingesetzten Unterhauses 
und durch seine, ihm in der neuen Verfassung zuge- 
standenen Dekrete mit Gesetzeskraft unangefoch- 
ten. Die parlamentarischen Institutionen bieten kein 
Gegengewicht mehr, politische Dissidenten unterlie- 
gen Repressionen. Im Frühjahr 1997 kam es sogar zu 
Verhaftungen und Verurteilungen von Oppositionei- 
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(A) len. Auch die Unabhängigkeit der Rechtsprechung 
ist seit der direkten Ernennung hoher Richterposten 
durch den Präsidenten nicht mehr gegeben. Die Ge- 
waltenteilung ist faktisch aufgehoben. Die aus den 
Institutionen verdrängte Opposition wird durch die 
gravierende Einschränkung von Grundrechten der 
Versammlungs- und der Meinungsfreiheit in ihrer 
Arbeit gehindert, die Bevölkerung wird gegängelt. 
Eine offene Diskussion dieser Zustände wird durch 
die erdrückende Macht der staatlichen Medien ver- 
hindert, denen nur wenige unabhängige Zeitungen 
und Sender gegenüberstehen. Ihre Arbeit wird zu- 
sätzlich dadurch erschwert, daß sie nur eine regional 
beschränkte und sehr geringe Verbreitung aufwei- 
sen. Der Entwurf eines neuen Mediengesetzes soll 
die Kontrolle des Staates über die Medien weiter ver- 
stärken. Diejenigen, die für ihre bürgerlichen und 
politischen Werte kämpfen, wie die vor wenigen Ta- 
gen gegründete Gruppe „Charta-97" von oppositio- 
nellen Politikern, Journalisten und Schriftstellern, 
werden dadurch in ihrer Artikulation nachhaltig be- 
hindert. Um so wichtiger ist es, daß die europäische 
Staatengemeinschaft nachdrücklich die Wahrung 
von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit anmahnt, 
wie es der Deutsche Bundestag heute mit dem vorhe- 
genden Antrag unternimmt. Diese Mahnungen sind 
bereits durch handfeste Maßnahmen gegenüber Be- 
larus wie das Einfrieren der technischen Hilfe der 
EU-Staaten unterstrichen worden. Der jetzige Weg 
von Belarus ist nicht akzeptabel. Wir müssen Präsi- 
dent Lukaschenko in aller Deutlichkeit sagen, daß er 
mit einer Fortsetzung dieser Politik jeglichen Kredit 
in Europa - in politischer, aber auch finanzieller Hin- 
sicht - verspielen wird. 

Hinzu kommt ein weiteres Hindernis für die Ein- 
bindung Weißrußlands in europäische Strukturen, In 
ihrem jüngsten Bericht zur Wirtschaftslage Weißruß- 
lands schreiben drei Deutsche Institute -, ich zitiere 
aus der entsprechenden Pressemeldung „Ord- 
nungspolitisches Bild bleibe der Sozialismus. Es wäre 
verfehlt, in Weißrußland ein Wirtschaftssystem zu 
vermuten, das sich zwar der Marktwirtschaft, nicht 
aber der Demokratie verschrieben habe. Dort spiel- 
ten weder Demokratie noch Marktwirtschaft eine tra- 
gende Rolle. " Auch in diesem Bereich muß sich noch 
einiges verändern, bis Belarus der Anschluß an west- 
liche Strukturen gelingt. 

Trotzdem kann es nicht unser Ziel sein, Belarus 
dauerhaft zu isolieren: Nur im Dialog mit dem Land 
werden wir zu einem innenpolitischen Umdenken 
und damit langfristig zu seiner politischen Stabilität 
beitragen können, die auch in die Region ausstrahlt. 
Nicht umsonst sprechen sich insbesondere die direk- 
ten Nachbarn Belarus' dagegen aus, das Land dauer- 
haft zu isolieren. Wir dürfen auch nicht vergessen, 
daß mit der Öffnung der Europäischen Union und der 
NATO Belarus zu einem unmittelbaren Nachbarn 
beider Organisationen werden wird und uns damit 
nähenückt. Damit ist die politische Stabilität von Be- 
larus ein wichtiges Anliegen unserer Politik - auch im 
Interesse unserer Partner in Mittel- und Osteuropa. 

Der Europarat hat konsequenterweise daher den 
besonderen Gaststatus von Belarus bei dieser Orga- 
nisation nur suspendiert und keinen endgültigen 
Ausschluß des Landes angestrebt, Konsequenter- 


weise hat auch die Europäische Union ihre Hüfe für (C) 
technische Projekte eingestellt, aber den Dialog ge- 
meinsam mit der OSZE unverändert gesucht. Wenn 
sich aber die Lage in Belarus verschlimmern sollte, 
muß diese Politik möglicherweise überdacht und ver- 
schärft werden. 

In jüngster Zeit sind jedoch meines Erachtens auch 
einige positive Entwicklungen zu verzeichnen. So 
hat Belarus vor kurzem im Grundsatz der Errichtung 
einer OSZE -Repräsentanz zugestimmt und sich da- 
mit auf die Erfüllung einer der Forderungen unseres 
Antrages zubewegt. Ich sehe diese aber erst mit der 
faktischen Errichtung eines ständigen Büros und der 
Gewähr von Arbeitsmöglichkeiten vor Ort tatsäch- 
lich umgesetzt. Die Zustimmung Belarus ist nur ein 
erster Schritt, die Umsetzung jedoch das Entschei- 
dende. 

Eine andere Entwicklung, die weitere Zugeständ- 
nisse Lukaschenkos bewirken könnte, ist die zwi- 
schen Rußland und Belarus aufgetretene Abkühlung 
der Beziehungen. Durch die Behinderungen der 
Presse in Belarus, darunter auch der russischen Fern- 
sehsender, und die Verhaftung mehrerer russischer 
Korrespondenten ist Rußland von der autoritären 
Politik Lukaschenkos unmittelbar betroffen. Rußland 
hat über den mit Belarus geschlossenen Unionsver- 
trag, der eine enge Zusammenarbeit auf allen Gebie- 
ten vorsieht, aber auch wegen der engen wirtschaft- 
lichen Beziehungen gute Möglichkeiten, auf Belarus 
einzuwirken. Bei einem kürzlichen Gespräch mit rus- 
sischen Abgeordneten habe ich den Eindruck ge- 
wonnen, daß dort unsere Einschätzung der Lage in 
Belarus geteüt wird. Nach den Spannungen der 
jüngsten Zeit ist zu hoffen, daß Rußland von seinen (D) 
Einflußmöglichkeiten Gebrauch macht. 

Unser Ziel ist es, die Wahrung von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit in Belarus einzufordem und da- 
mit die Forderungen der weißrussischen Bevölke- 
rung nach Wahrung bei der Einforderung ihrer politi- 
schen und bürgerlichen Rechte zu unterstützen. 
Dazu gehört, daß demokratiefördernde Maßnahmen 
weiterhin durchgeführt werden, daß ausländische 
humanitäre Organisationen vor Ort, wie beispiels- 
weise die Hilfsorganisation für die Kinder von 
Tschernobyl, unbelastet arbeiten können müssen 
und die unabhängigen Medien Belarus' Unterstüt- 
zung erfahren sollten, wie in dem Antrag gefordert. 

Die Beziehungen zu der Regierung von Belarus aber 
steht auf einem anderen Blatt: Solange sich keine 
sichtbaren Fortschritte bei der Rückkehr zu Demo- 
kratie und Rechtsstaatlichkeit in Belarus abzeichnen, 
sollten die bislang eingefrorenen Unterstützungsgel- 
der aus dem Ausland auch weiterhin nicht ausge- 
zahlt und bilaterale und andere Kontakte nicht auf 
hochrangiger Ebene gepflegt werden. Unsere Bemü- 
hungen um eine Besserung der Lage in Belarus dür- 
fen wir aber keineswegs auf Eis legen - die Tür nach 
Europa muß für das Land offen bleiben. 

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): In diesen 
Tagen will der Präsident der Repulik Weißrußland, 
Alexander Lukaschenko, das Mediengesetz durch 
das von ihm eingesetzte „Parlament" ziehen. Ge- 
länge ihm auch dies, wäre es absehbar, bis der letzte 
Rest journalistischer Freiheit getilgt sein wird. In sei- 
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(A) nem Aufstieg spiegelt sich das Gegenbild zur demo- 
kratischen Transformation. Trotz aller inneren Kon- 
flikte konnte sich in den osteuropäischen Staaten, die 
aus der Sowjetunion hervorgingen, ein Typ des 
Systemwechsels von der Diktatur zur parlamentari- 
schen Demokratie durchsetzen. Zwar gestalten sie 
die internen Beziehungen der Teilung von Macht 
verschieden; auch folgen sie den Standards nicht im- 
mer, wie sie die Familie der westeuropäischen Demo- 
kratien als bindend erklärt haben; und doch haben 
sie den Pfad betreten, der sie in die Stabilität führt. 
Anders Weißrußland. Lukaschenko ist der erste 
Repräsentant der „sozialen Utopie des nachsowjeti- 
schen politischen Denkens" (Svetlana Naumova). 
Demagogisch befähigt, stieg der frühere Kolchos- 
Manager in der Gunst der verarmten Landbevölke- 
rung, als er sich im Kampf gegen Korruption und alte 
Nomenklatur zum „Robin Hood von Belarus" profi- 
lieren konnte. Das macht die Gefahr seiner Herr- 
schaft aus: Populistisch nutzt er jede Chance, die so- 
zialen Ängste der Menschen auszubeuten und ihre 
negativen Erfahrungen aus den Umbrüchen abzulen- 
ken auf Feindbilder. Verrat und Unterwerfung blei- 
ben die Verhaltensmuster, die er aus der Sowjetdik- 
tatur bruchlos übernimmt. So wird der Feind vom 
Freund unterschieden. Lukaschenko ist es, der sich 
die Macht angeeignet hat, darüber zu bestimmen. Er 
spricht direkt mit dem Volk und führt es in die Illu- 
sion, über das manipulativ eingesetzte Instrument 
des Referendums politisch zu entscheiden. In einem 
„Staatsstreich von oben" hat er das frei gewählte 
Parlament abgesetzt, Verfassungsrichter entlassen 
und willkürlich neu eingesetzt. Lukaschenko be- 
^ herrscht virtuos die Klaviatur des Gewinns und Er- 
halts der Macht des sowjetischen Typus. Er spaltet 
die Gesellschaft in Gegner und Hörige. So schafft er 
die mentalen Bedingungen einer aggressionsgelade- 
nen Stimmung, die er schürt und lenkt. Zugleich 
Ausdruck der Gewalt, die er auf den Feind im Innern 
richtet, ist Lukaschenko Gefangener der Sowjet- 
diktatur, aus deren Zwängen er sich nicht lösen kann 
und wohl nicht will. Als Repräsentant der permanen- 
ten Krise verlängert sie Lukaschenko, weil sein auto- 
ritäres Regime eine ihrer Ursache ist, und sie ver- 
schwindet nicht, weil der Preis dafür die Aufgabe sei- 
ner Macht wäre. Unter diesen Umständen kann er 
poütisch nur weiterleben, solange der „psycholo- 
gische Ausnahmezustand" (Anatol Maisenya) be- 
stehenbleibt, die ihn hat emporkommen lassen. 

Lukaschenko hat klar erkannt, daß seine Herr- 
schaft sich nicht wird sichern lassen, wenn sie in die- 
sem in sich kreisenden Machtzirkel verharrt. Um aus 
ihm auszubrechen, versucht Lukaschenko in das 
Dunkel der Utopie von der Verschmelzung zwischen 
Weißrußland und Rußland zu springen. Er schlägt da- 
mit eine Melodie an, die beim Abgesang der Sowjet- 
union bereits intoniert wurde. Sie trifft auf Stimmun- 
gen des Phantomschmerzes, wie sie in weiten Teilen 
des vormaligen Sowjetreiches verbreitet ist: die groß- 
russische Idee als fernes Ersatzbild für die schwin- 
denden Hoffnungen der Gegenwart. Die national- 
kommunistische Linke wie die extreme Rechte in der 
Duma sah denn auch im Start des weißrussischen 
Präsidenten eine Chance, Lukaschenkos Unionsge- 
danke findet auch in den slawischen Sammlungsbe- 


strebungen der Russisch-Orthodoxen Kirche von (C) 
Aleksij II. und dem Minsker Metropoliten Filaret 
einen wirkungsvollen Resonanzboden. Er gefällt sich 
in der Rolle des Großintegrators, der die Slawen wie- 
dervereinigen will. Je deutlicher jedoch die Schwä- 
chen seines Handelns besonders in der Innenpolitik 
hervortreten, desto klarer beginnen sich Wider- 
standslinien gegen ihn zu formieren. Trotz intensiver 
Bemühungen ist es ihm nicht gelungen, die Union 
mit Rußland über ein formales Bündnis hinaus zu 
entwickeln. Das Pathos der Vereinigung endete in 
einem schwachen Vertragstext, der mehr Absichten 
formuliert als verbindliche Aufgaben festlegt. Die 
neue russische Regierung unter Tschubais und 
Nemzow und mit ihr die russischen Demokraten ha- 
ben dem ideologischen Umarmungsversuch sichtbar 
eine Grenze gesetzt. Nüchtern ist abgewogen wor- 
den, welchen Preis Rußland für die Vereinigung zu 
bezahlen hätte. Und in der Tat: die wirtschaftliche 
Lage Weißrußlands ist dramatisch. Im Vergleich zum 
Vorjahr verfügte ein Bürger Weißrußlands mit einem 
mittleren Einkommen zu Beginn diesen Jahres nur 
noch über die Hälfte der Kaufkraft. Das ist zum einen 
zurückzuführen auf das ungebrochen nach oben stei- 
gende Preisgefüge und zum anderen auf den Verfall 
der durchschnittlichen Einkommen. Die Erneuerung 
des Produktionsapparates kommt kaum voran. Immer 
noch werden 85 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
im Staatssektor erwirtschaftet, mehr als in jedem an- 
deren osteuropäischen Staat. Zwei Drittel aller Be- 
triebe sind rein staatlich. Vom restlichen Drittel kann 
jedoch nur ein geringer Teü als vollprivatisiert gel- 
ten. Verglichen mit den Wirtschaftsreformen in Ruß- 
land, die begonnen haben, die russische Industrie in 
zentralen Sektoren zu modernisieren, stellt sich ( D ) 
Weißrußland als „letzte Bastion des real existieren- 
den Sozialismus" (Rainer Lindn er) dar. 

Lukaschenko hat Weißrußland in die Selbstisola- 
tion geführt. Seine Präsidialdiktatur versucht Schritt 
für Schritt jegliches demokratische Potential zu zer- 
stören. Der Herbst des Diktators steht bevor. Die An- 
griffe auf die Freiheit des kritischen Journalismus 
sind gestartet. Die Arbeit von Nicht-Regierungsorga- 
nisationen, wie der Soros-Stiftung oder der Vereini- 
gung, die den Kindern von Tschernobyl humanitär 
hilft, wird unterbunden und mit fadenscheinigen 
Gründen bürokratisch verfolgt. Die über zweihun- 
dert weißrussischen Nicht-Regierungsorganisationen 
haben sich in einer Notgemeinschaft für Demokratie 
und den Schutz der Menschenrechte vereinigt. So- 
eben ist eine internationale Kommission der Nicht- 
Regierungsorganisationen aus Weißrußland zurück- 
gekehrt. Sie hat versucht, die weitere humanitäre Zu- 
sammenarbeit der Hilfe für Kinder zu sichern, die an 
den Folgen des Unfalls von Tschernobyl leiden. Un- 
ermüdlich und mit großem Einsatz arbeitet die Stif- 
tung „Den Kindern von Tschernobyl", damit tausen- 
den junger Menschen ein wenig geholfen wird. Die- 
ser Stiftung droht, und allen freien Initiativen in 
Weißrußland ebenso, die Verstaatlichung. Sie sollen 
wissen: Der Deutsche Bundestag ist solidarisch mit 
ihnen. Wir unterstreichen, was die belarussischen 
NGO's in ihrer Charta '97 festhalten: „Alle, die den 
Weg des Kampfes für ihre Rechte eingeschlagen 
haben, müssen sich der allgemeinen Unterstützung 
sicher sein können. " 
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(A) Alle Demokratinnen und Demokraten in Weißruß- 
land sollen wissen: Wir werden kritisch beobachten, 
wie sich die Demokratie in Weißrußland entwickelt. 
Dem Urteil von Prof. Michail Pastuchow, dem ehema- 
ligen Richter beim Verfassungsgericht, den Luka- 
schenko eigenhändig aus dem obersten weißrussi- 
schen Gericht entfernt hat, schließe ich mich an, wenn 
er in einem Gutachten über das neue Mediengesetz 
beschließt: „Wenn das vorgeschlagene Pressegesetz 
verabschiedet wird, würde der Prozeß der Monopoli- 
sierung der Medien durch die Exekutive vollendet. " 

Im Namen der SPD-Bundestagsfraktion begrüsse 
ich den gemeinsamen Antrag „Belarus muß zu De- 
mokratie und Rechtsstaatlichkeit zurückkehren Wir 
ermutigen alle Demokraten in Weißrußland und war- 
nen Präsident Lukaschenko. Die Familie der europäi- 
schen Demokratien wird es nicht länger hinnehmen, 
wenn ein Mitglied der gemeinsamen Famüie unter- 
drückt wird. 

Gerd Poppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): TOP 14 
- Ich will hier nicht alle Argumente ausbreiten, die 
uns im vorliegenden interfraktionellen Antrag zu dem 
Urteil kommen lassen, daß in Belarus unter Luka- 
schenko eine autoritäre Präsidialherrschaft errichtet 
wurde. Erkennbar ist dies an einer ganzen Reihe von 
Umständen: dem der geltenden Verfassung zuwider- 
laufenden Referendum, an der Entmachtung des le- 
gal gewählten Parlaments, der verfassungswidrigen 
Einsetzung einer Repräsentantenkammer, der Be- 
schneidung der Rechte des Verfassungsgerichts, dem 
Abbau demokratischer Rechte, der Maßregelung kri- 
^ tischer Journalisten, der Verfolgung und Schikanie- 
rung der Opposition - um nur einiges zu nennen. All 
dies wird im Antrag in Übereinstimmung mit dem 
Europäischen Parlament und mit dem Europarat ge- 
rügt. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat im 
Frühsommer eine Reihe dieser Probleme in Kleinen 
Anfragen angesprochen. In deri dankenswert aus- 
führlichen und klaren Antworten der Bundesregie- 
rung und bei anderen Gelegenheiten zeigte sich be- 
reits, daß Koalition und Opposition in der Einschät- 
zung der Situation in Belarus übereinstimmen. 

Zwei Probleme möchte ich noch einmal hervorheben: 

Erstens: Nach dem Schock der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl gab es sowohl in der Bundesre- 
publik Deutschland wie auch in der damaligen DDR 
große Hilfsbereitschaft. Die Initiativen zur Hilfe, vor 
allem für die vom Reaktorunglück betroffenen Kin- 
der, zeigen sehr deutlich, was ziviles Engagement 
bedeuten kann. Aus vielen der nach wie vor über 
1000 solcher Initiativen bekommen wir zunehmend 
Hilferufe. Bürokratische Auflagen und behördliche 
Schikanen behindern die humanitäre Hilfe. Es kann 
nicht mehr davon ausgegangen werden, daß die 
Hilfe diejenigen erreicht, für die sie bestimmt ist. Das 
Gefühl drängt sich auf, daß Lukaschenko wie jede 
autoritäre Herrschaft unabhängiges gesellschaft- 
liches Engagement systematisch erschweren und 
schließüch ganz verhindern will. Dies ist schädlich 
nicht nur für die hilfsbedürftigen Menschen und für 
die gesellschaftliche Entwicklung in Belarus, son- 
dern auch für ein demokratisches Zusammenleben 
der Völker in der Mitte Europas. 


Zweitens: Vor einigen Tagen erhielt der Auswär- (C) 
tige Ausschuß einen Brief aus der Botschaft von Bela- 
rus, in dem uns unterstellt wird, Belarus unangemes- 
sen zu kritisieren und isolieren zu wollen. Niemand 
von uns verkennt die großen wirtschaftlichen und 
politischen Schwierigkeiten, mit denen Belarus im 
Transformationsprozeß konfrontiert ist. Auch will nie- 
mand von uns die Republik Belarus isolieren. Im Ge- 
genteil: Eine ganze Reihe auch von Mitgliedern der 
Fraktion und der Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
hat in den letzten Monaten Belarus besucht. Wir 
wünschen das Gespräch und die Zusammenarbeit 
mit den Menschen in Belarus. Wir setzen uns dafür 
ein, daß die trilateralen Verhandlungen zwischen 
Vertretern des 1995 gewählten Parlaments, Vertre- 
tern der Exekutive und Vertretern europäischer Or- 
ganisationen fortgesetzt wird. Wir können aber nicht 
akzeptieren, daß unser legaler Partner in der parla- 
mentarischen Zusammenarbeit, der 13. Oberste 
Sowjet, von Lukaschenko entmachtet wird. Wir kön- 
nen nicht akzeptieren, daß Lukaschenko die in ver- 
schiedenen Verträgen von der Republik Belarus 
anerkannten Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit in er- 
schreckendem Maße verletzt. Wir können nicht ak- 
zeptieren, daß die Mitglieder zahlreicher ökologi- 
scher, menschenrechtlicher und humanitärer Initiati- 
ven in Belarus verfolgt und an der Ausübung ihrer 
demokratischen Grundrechte gehindert werden. 

Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts geht es 
heute darum, nach welchen Grundsätzen und Prinzi- 
pien eine neue Ordnung in Europa entsteht. Für uns 
ist die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und der Men- 
schenrechte elementar. Wer diese mißachtet, grenzt 
sich selbst aus und kann nicht mit unserer Unterstüt- pj 
zung rechnen. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN appel- 
liert gemeinsam mit den anderen Fraktionen des 
Deutschen Bundestags an Präsident Lukaschenko, 
zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zurückzukeh- 
ren. Und wir unterstützen die Forderung, Hilfsmaß- 
nahmen nur noch an unabhängige gesellschaftliche 
Organisationen zu geben und die Unterstützung 
staatlicher Strukturen in Belarus auszusetzen, so- 
lange keine Fortschritte bei der Demokratisierung 
erzielt worden sind. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Fast ein Jahr ist es her, daß 
Präsident Lukaschenko nach Durchführung eines 
verfassungswidrigen Referendums am 24. November 
1996 eine neue Verfassung einführen ließ, bei der 
grundlegende demokratische Normen wie das Ge- 
waltenteilungsprinzip abgeschafft wurden. Luka- 
schenko war damit seinem Ziel eines Umbaus des 
politischen Systems zu einer autoritären Präsidial- 
herrschaft, einer Herrschaft ohne Parlament, ein er- 
hebliches Stück näher gekommen. 

Verschiedene Appelle der Europäischen Union, 
des Europarats, der OSZE, der Bundesregierung und 
der Fraktionen des Deutschen Bundestages an Luka- 
schenko, die Rechte von Parlament und Verfassungs- 
gericht zu achten, einen Kompromiß mit der politi- 
schen Opposition zu suchen und Belarus durch sein 
Vorgehen nicht weiter zu isolieren, haben bislang 
nicht gefruchtet. Lukaschenko weigert sich nach wie 
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(A) vor beharrlich, irgendwelche Zugeständnisse an 
seine Gegner zu machen. 

Die Verfassungs Wirklichkeit in Belarus verstößt ge- 
gen grundlegende rechtsstaatliche Mindeststan- 
dards, wie sie Ende des 20. Jahrhunderts von jedem 
OSZE-Mitgliedstaat eingefordert werden müssen. 
Die Opposition wird schikaniert, die Pressefreiheit 
wird unterbunden. 

Besonders bersorgniserregend ist der Entwurf 
eines neuen Pressegesetzes, das eine totale staatliche 
Kontrolle über die Medien vorsieht. Dieses Gesetz ist 
allerdings von der Oberkammer überraschender- 
weise noch nicht verabschiedet worden. Möglicher- 
weise ist dies ein Indiz dafür, daß Lukaschenko doch 
auf internationalen Druck reagiert. Ich begrüße da- 
her, daß der vorhegende Beschlußantrag die Auf- 
fassung aller wesentlichen politischen Kräfte in 
Deutschland zum Ausdruck bringt, daß Belarus bei 
Fortsetzung dieser Entwicklung mit keiner deut- 
schen und europäischen Unterstützung rechnen 
kann. Lukaschenko muß wissen, daß es allein an ihm 
hegt, ob sein Land seinen Weg nach Europa wieder 
auf nehmen kann. 

Uns ist an einer engen und vielseitigen Zusam- 
menarbeit mit diesem großen wichtigen europäi- 
schen Nachbarstaat sehr gelegen. Schon heute gibt 
es ein dichtes Netzwerk von Nichtregierungsorgani- 
sationen und privaten Initiativen, das durch seine 
humanitäre Hilfeleistung für die leidgeprüfte weiß- 
russische Bevölkerung zeigt, wie stark die Deutschen 
Anteil an den Entwicklungen in Belarus nehmen. 
Aber Belarus wird nur dann eine gute Zukunft ha- 
ben, wenn es zu Rechtsstaatlichkeit und Demokratie 
zurückkehrt. 

Einige wenige positive Signale, wie die Freilas- 
sung einiger Dissidenten, sind erkennbar. Weitere, 
wie z.B. die Eröffnung einer OSZE-Repräsentanz in 
Minsk sowie die SichersteUung ungehinderter Ar- 
beitsmöglichkeiten für humanitäre Organisationen, 
müssen folgen. Wir appellieren erneut an Präsident 
Lukaschenko und seine Regierung, rasch eine Ent- 
wicklung einzuleiten, an deren Ende die endgültige 
Wiederherstellung rechtsstaathcher Verhältnisse und 
die Rückkehr in die Famüie europäischer Demokra- 
tien stehen. 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Die Gruppe der 
PDS teilt die Besorgnis internationaler Organisatio- 
nen, wie der Vereinten Nationen oder des Europa- 
rates, über die derzeitige innenpolitische Situation in 
Belarus. So ist z.B. im gerade vorgestellten neuen 
Weißrußland-Bericht der UN-Menschenrechtskom- 
mission die Rede von den Übergriffen der Polizei, der 
Allmacht von Staatsanwälten und der Einmischung 
der Regierung in die Rechtspflege, von den Schika- 
nen gegen regierungsunabhängige Organisationen, 
von der Einschränkung der Presse- und Versamm- 
lungsfreiheit. 

Gestützt auf das Ergebnis des zweifelhaften Refe- 
rendums vom November letzten Jahres hat Präsident 
Lukaschenko eine autoritäre Präsidialherrschaft er- 
richtet und mißachtet grundlegende, in Europa allge- 
mein anerkannte Prinzipien von Demokratie, Rechts- 
staatlichkeit und Menschenrechten. Insoweit gibt es 


keinen Dissens zur Situationsbeschreibung im An- (C) 
trag. 

Die entscheidende Frage lautet aber, wie darauf zu 
reagieren ist. Die PDS hält einen Kurs, der jede 
Brücke zu einem kritischen Dialog mit Minsk ver- 
baut, für nicht geeignet, positive Veränderungen her- 
beizuführen. Spricht nicht der Bundes außenminister 
selbst stets so gern von der Notwendigkeit eines 
„kritischen Dialogs"? Zu einem solchen Dialog ge- 
hören selbstverständlich immer zwei; dazu bedarf es 
der Bereitschaft Lukaschenkos. Und diese Bereit- 
schaft erwarten wir von ihm. 

Einer weiteren Selbstausgrenzung Belarus 1 gegen- 
über Europa muß aber - dies ist nicht nur unsere Auf- 
fassung - entgegengewirkt werden. Eine westliche 
Politik der Isolierung des Landes birgt Gefahren in 
sich und könnte sich letztlich als Bumerang erwei- 
sen. Die Nachbarländer Polen, Litauen und Ukraine 
haben trotz ihrer Distanz zum Lukaschenko-Regime 
stets an den Westen appelliert, Belarus nicht zu iso- 
lieren - sie werden gute Gründe dafür haben. 

Selbstverständüch ist von der belarussischen Füh- 
rung die Wiederherstellung von paralamentarischer 
Demokratie, Gewaltenteüung und Medienfreiheit 
einzufordem. Dafür sollte Hilfe und Unterstützung 
angeboten werden, wie dies z.B. geschehen ist mit 
der EU-Initiative einer Vermittlung zwischen bela- 
russischer Exekutive und oppositionellem Parlament. 

In diesem Sinne sollte sich die Bundesregierung in 
den europäischen Gremien einsetzen. 

Wir sind auch dafür, daß die OSZE-Repräsentanz 
in Minsk umgehend ihre Tätigkeit auf nehmen kann 
und daß die Kontakte zur politischen Opposition, zu ( D ) 
der im übrigen auch bekannte Vertreter der Linken - 
Kommunisten und Agrarier - gehören, intensiviert 
werden. 

Aber man ist doch noch lange nicht „Schleppen- 
träger" für Lukaschenko, seine Regierung und sein 
handverlesenes Parlament, wenn man dem Land 
nicht gleich - wie im Antrag gefordert - jegliche wirt- 
schaftliche, finanzielle und personelle deutsche und 
europäische Unterstützung versagt. Einer solchen 
Forderung können wir uns nicht anschließen - weil 
dies letztlich doch nur die Bevölkerung treffen 
würde, und auch, weü sie einen seltsamen Beige- 
schmack hat. Warum eigentlich war und ist die Bun- 
desregierung bei weitem nicht so rigoros bei Men- 
schenrechtsverletzungen in anderen Staaten, etwa 
wenn es um das russische Vorgehen in Tschetsche- 
nien geht oder um Ankaras Krieg gegen die Kurden 
- mit deutscher Hilfe - oder um Indonesien? 

Die Gruppe der PDS kann daher dem vorliegenden 
Antrag nicht zustimmen. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die internationale Staatengemeinschaft blickt 
voller Besorgnis auf Belarus. Mitten in Europa sehen 
wir elementare demokratische Prinzipien nicht nur 
verletzt, sondern erleben den Prozeß ihrer Ab- 
schaffung. Entgegen der demokratischen Verfassung 
von 1994 wurde über ein Referendum, das demo- 
kratischen Mindeststandards nicht entsprach, am 
24. November 1996 eine belarussische „neue" Ver- 
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(A) fassung angenommen, die grundlegenden Normen 
wie dem Prinzip der Ge walten teilung widerspricht. 
Das gewählte 13. Parlament wurde de facto aufge- 
löst, die heutige „Repräsentantenkammer' 1 ist demo- 
kratisch nicht legitimiert. Auch die Verfassungswirk- 
lichkeit entspricht nicht den Mindeststandards, die 
an einen europäischen Staat am Ende des 20. Jahr- 
hunderts anzulegen sind: Politisch Andersdenkende 
sind mannigfachem Druck und Einschüchterungs- 
versuchen ausgesetzt, es gibt keinen ungehinderten 
Druck und Vertrieb einer freien Presse in Belarus 
mehr. Rund 100 Oppositionelle haben sich nun in 
der Menschenrechtsgruppe „ Charta 97 11 zusammen- 
geschlossen. 

Selbst wenn man mangelnde Kenntnis westlicher 
Standards und mangelnde Erfahrungen mit Demo- 
kratie und gesellschaftlicher Offenheit in Rechnung 
stellt, so ist dieser Zustand für uns nicht hinnehmbar. 
Der Allgemeine Rat der Europäischen Union hat da- 
her am 15. September 1997 in seinen Schlußfolgerun- 
gen beschlossen, auf die Fehlentwicklung mit aller 
Klarheit zu reagieren und u. a. Belarus' Wunsch, dem 
Europarat beizutreten, nicht zu entsprechen, bis Prä- 
sident und Regierung von Belarus auf den Weg zu 
Rechtstaatlichkeit und Demokratie zurückgefunden 
haben. 

Ministerielle Kontakte sind auf ein Minimum redu- 
ziert und werden nur über die Präsidentschaft bzw. 
die Troika abgewickelt. Die Programme der Techni- 
schen Hilfe für Belarus, sowohl der EU als auch der 
Mitgliedstaaten, sind eingefroren. Eine Ausnahme 
gilt nur für diejenigen Programme, die der Demokra- 
tieentwicklung oder humanitären Zwecken dienen 
und die als regionale Maßnahmen der Bevölkerung 
unmittelbar zugutekommen. 

Diese Maßnahmen schmerzen nicht nur Belarus, 
sondern auch uns selbst. Wir haben kein Interesse an 
einer Isolierung irgendeines europäischen Nachbar- 
staates, erst recht nicht eines solchen, dessen Bevöl- 
kerung im Zweiten Weltkrieg besonders gelitten hat 
und der von der Katastrophe in Tschernobyl schwer 
betroffen ist. Gerade in Deutschland nehmen daher 
viele Anteil an den Entwicklungen in Belarus. Un- 
zählige Private und Nichtregierungsorganisationen, 
teils mit Unterstützung von Länderregierungen oder 
kommunalen Selbstverwaltungsorganen, und zahl- 
reiche Städte unterstützen die belarussische Bevöl- 
kerung im Rahmen von humanitären Hilfsaktionen 
und Städtepartnerschaften. Die hier geleistete, un- 
bürokratische und menschliche Hilfe und die freund- 
schaftlichen Kontakte, die in den letzten Jahren ent- 
standen sind, wollen wir bewahren und weiter pfle- 
gen. Aber Belarus hat eine gute Zukunft nur dann, 
wenn es zu Rechtsstaatüchkeit und Demokratie zu- 
rückkehrt. 

Präsident Lukaschenko muß begreifen: Nicht wir 
haben ihn isoliert, er hat sich selbst durch sein eige- 
nes Verhalten isoliert. Der Weg zurück steht aber of- 
fen: Die EU und wir setzen auf die Einsichtsfähigkeit 


von Präsident Lukaschenko und seiner Regierung, (C) 
auf den Weg zur demokratischen Ordnung zurückzu- 
kehren und das Land in die politische europäische 
Zivilisation wieder einzufügen. 

Der Beschlußantrag, den die Fraktionen der CDU/ 
CSU, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
die F.D.P -Fraktion gemeinsam eingebracht haben, 
trifft ins Schwarze: Es muß Regierung und Präsiden- 
ten von Belarus doch zu denken geben, wenn sich 
die Vertreter aller wesentlichen politischen Kräfte in 
der Bundesrepublik Deutschland mit der Bundes- 
regierung eins sind in einer Verurteilung der politi- 
schen Verhältnisse in Belarus! 

Dieser Beschlußantrag entspringt der Sorge um 
Demokratie und Menschenrechte. Er entspringt aber 
auch der Sorge darum, daß Belarus in einer Zeit des 
Umbruchs und der Umstrukturierung in ganz Ost- 
europa wertvolle Zeit und den Anschluß an die ande- 
ren, an die Reformstaaten verlieren könnte. Auch die 
Investoren aus dem Westen wollen saubere Rahmen- 
bedingungen und zögern vor Investitionen in Län- 
dern zurück, in denen sie nicht die Rechtssicherheit 
haben, die nur ein Rechtsstaat gibt. 

Der deutsche Bundestag bringt in dem Beschluß- 
antrag, der hier zur Abstimmung steht, seine Auffas- 
sung zum Ausdruck, daß Belarus bei einer Fortset- 
zung der geschilderten politischen Entwicklung „mit 
keiner weiteren wirtschaftlichen, finanziellen und 
personellen deutschen und europäischen Unterstüt- 
zung rechnen kann und damit seine Einbindung in 
europäische Strukturen gefährdet 11 . Wir verstehen 
dies im Interesse der Bevölkerung dahin gehend, daß 
humanitäre Hilfe, regionale Projekte und solche, die 
der Demokratieförderung zugute kommen sollen, 
hiervon nicht betroffen wären, sondern im Interesse 
der Menschen fortgeführt werden können. 

Der Bundesregierung ist nicht entgangen, daß in 
letzter Zeit kleine Anzeichen für eine mögliche posi- 
tive Entwicklung erkennbar waren. Dazu gehört, daß 
das Mediengesetz, das die totale staatliche Kontrolle 
über die Medien vorsah, nicht verabschiedet wurde. 
Dazu gehört auch die Freilassung bzw. Nichtverurtei- 
lung von Dissidenten. Dazu gehören die Verhand- 
lungen über eine OSZE-Langzeitmission in Minsk. 

Wir appellieren an die Einsicht von Präsidenten 
und Regierung in Belarus, im Interesse ihres Heimat- 
landes und seiner Bevölkerung den Weg der Rück- 
kehr zu Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Koope- 
ration zu gehen. Die Bundesregierung wird beson- 
ders sorgfältig auch beobachten, ob die neugegrün- 
dete Abteilung für humanitäre Hilfe im belarussi- 
schen Präsidialamt den vielen engagierten, freiwilli- 
gen Helfern aus Deutschland hilfreich zur Seite steht 
oder ob sie diese und ihre Freunde in Belarus nur 
einer ausufemden Kontrolle unterwerfen will. 

Ich hoffe, daß der Beschlußantrag zu Belarus dazu 
beitragen wird, daß die Entwicklung in diesem Land, 
dem wir helfen wollen, wieder eine Wendung zum 
Besseren nimmt. 
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